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I. Abhandlungen. 
Die Schenkungen Constantins und Pipins'. 


Von 
Ernst Mayer 


in Würzburg. 


I. 


1. Während man vor noch nicht langer Zeit die Entstehung 
der constantinischen Schenkung in das 9. Jahrhundert und in 
die fränkische Kirche verlegte, besteht jetzt wohl nach den 
Untersuchungen Friedrich’s ?, Scheffer-Boichorst’s? und E. Lö- 
ning’s*, so sehr sie sonst differieren mögen, darüber Einverständ- 
nis, dass es sich um eine römische Fälschung handelt und dass 
dieselbe — gegen die Auffassung von Friedrich — in jener er- 
eignisreichen Zeit entstanden ist, in welcher das fränkische Kö- 
nigtum nach Italien herübergegriffen hat®. 

Allein nicht sicher ist die genaue zeitliche Bestimmung und 


ı Für das Constitutum Constantini lege ich den Text Zeumers (Berliner 
Festgabe für Gneist 1888, S. 47 f.) zu Grunde — das Hludovicianum von 
817 ist nach der Numerierung von Lamprecht die römische Frage S. 136 £., 
das Ottonianum nach der Numerierung von Sickel (das Privilegium Otto I. 
für die römische Kirche S. 178) zitiert, der Cod. Carolinus nach der be- 
quemeren Jaffe'schen Ausgabe. 

2 J. Friedrich, Die Constantinische Schenkung 1889. 

3 Schefter-B. in M. Oe. J. X, S. 302 £., XI S. 128 f. 

* E. Löning in Sybel’s Historische Zeitschrift LXV, S. 193 t. 

> Böhmer in Realenzyklopädie für protestantische Theologie, 3. Aufl. 
XI S. 1 f. Dann die ausgezeichnete Geschichte Italiens von L. M. Haut- 
mann II 2, S. 220 ff. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIV. 1. j 
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doch bringt diese allein ein klares Licht in jene dunklen Vor- 
gänge, welche zur Gründung des Kirchenstaates führten und 
welche sonach noch bis auf den heutigen Tag ein BeSUmmendr 
Faktor unserer europäischen Politik sind. 

2. Zum Ausgangspunkt soll nun im folgenden derjenige Teil 
des Constitutum genommen werden, den man gewöhnlich als in- 
different betrachtet! und von dem man dann nur nicht recht 
begreifen kann, warum sich der Fälscher damit so viele Mühe 
gemacht hat; ich meine das Glaubensbekenntnis Constantins. 
Die Erörterung hat von den Vorlagen des Glaubensbekenntnisses 
auszugehen; denn es ist klar, dass die selbständige Meinung des 
Fälschers in jenen Partien zum Ausdruck kommen wird, in wel- 
chen derselbe von seinen Vorlagen abweicht. Es ist dabei das 
bleibende Verdienst Friedrichs, dass er zuerst diese Vorlagen 
nachgewiesen hat. — 

Der erste Teil des Glaubensbekenntnisses ist zweifellos auf 
Grund eines kurzen, weit verbreiteten Stückes de fide catho- 
lica® entstanden. — Dann folgt von $ 4 ab eine grosse selb- 
ständige Partie von nam sapiens bis qui descendens; diese 
Partie findet sich, soweit ich sehen kann, weder in andern Be- 
kenntnissen des 6.—8. Jahrhunderts, noch beruht sie auf der 
vita Silvestri? in deren beiden gedruckten lateinischen Textformen 
und in der griechischen Fassung. Allerdings ist auch in der 
Disputation, welche hier der Papst Silvester mit den jüdischen 
Gelehrten über den Christenglauben abhält, gelegentlich von der 
Formung des Menschen aus Ton und von dem Sündenfall die 
Rede‘; aber der Vergleich zeigt, dass, abgesehen von unfreiwil- 


ı So besonders Grauert im Jahrb. Görresges. IV. S. 63 f., S. 543 £,; nur 
Scheffer-B. hat (M. Oe. J. X S. 311) einen Schritt nach der richtigen Seite 
getan. 

?2 Unter anderem gedruckt bei Amort elementa juris canonici II, S. 470 £. 
(nicht IS. 414 wenigstens in der mir zugänglichen Ausgabe); dazu Löning 
ın Hist. Zeitschr. LXV, S. 205, N. 4. 

®° Anders mit Unrecht Löning a. a. O. S. 205. 

* Mombritius II f. 283, 2. Sp. legisti in scripturis quia de limo terrae 
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ligen Anklängen aus der Gleichheit der Objekte, keine Aehnlich- 
keit zwischen dieser Partie der vita Silvestri und jenem Teil 
unseres Glaubensbekenntnisses besteht. — Der Schluss des Glau- 
bensbekenntnisses aber beruht auf einer zweiten Konfession '!, 
welche in einer Sammelhandschrift als Sermo bezeichnet ?, auch 
schon längst vor dem 7. Jahrhundert vorhanden war?. Denn der 
Sermo ist mit einem in der Sammelhandschrift vorausgehenden 
dritten Stück, das gesondert unter dem Namen expositio fidei® 
vorkommt, zu einem grösseren Bekenntnis verbunden worden, 
das schon in den constituta Liberii?, also im Anfang des 5. Jahr- 
hunderts vorkommt und in einer selbständigen Form nach 680 
kopiert® ist. Man sieht daraus auch, wie diese Formeln Jahr- 
hunderte lang zum eisernen Bestand der Kirche und, wie man 
wegen der Aufnahme in die Constituta Liberi sagen darf, der 
römischen Kirche gehört haben. — Aus dem bisherigen folgt 
nur ein terminus ex quo, vor welchem das Glaubensbekenntnis 
des Constituts nicht entstanden sein kann’. Nach den Vorlagen 
könnte das Stück sonach im 6. Jahrhundert ebensogut gefertigt 


deus fecerit primum hominem; f. 290, 3. Sp. ex quo homo de paradisi amıoe- 
nitate est proiectus; später sed ista omnia (die mosaischen Opfer) et his 
similia diabolus affectatus etiam suis idolis coaptavit; f. 290, 4. Sp. qui 
primum hominem de lıimo terrae plasmaverat. 

! Friedrich 8. 57. 

2 Amort II S. 470. 

® Löning a. a. S. 205, N. 4. 

* Amort II S. 469. 

° Amort II S. 438 f. 

° Mansi X col. 775; die dortige Einreihung unter das Konzil von To- 
ledo von 684 ist willkürlich. — Diese Form liegt, wie mir scheint, nach 
680, weil statt fillum ejus unicum steht unun unigenitum filtun. Ein Miss- 
verständnis kann das nicht sein, wie Friedrich S. 55 annımmt, weil unicus 
eben einfach im Apostolikum steht, und deshalb im 7. oder 8. Jahrhundert 
genau so verständlich war, wie im 6. und in der Tat auch oft genug als 
Bezeichnung der Sohnschaft Christi gebraucht war. Aber eine bewusste 
Aenderung ist das unum unigenitum allerdings, welche auf die ökumenische 
Synode von 680 (Mansiı XI col. 637: Eva «xl tiv adıav Xorstöv, viöv, Khp.ov 
novoyev7) zurückgeht. 

” Scheffer-B. XI S. 137 gegen Friedrich. 

1* 


4 Abhandlungen. 


sein, wie im 8. Jahrhundert. Nur die selbständigen Partien er- 
geben eine Zeitbestimmung und die führt auf den Bilderstreit. 
Selbständig ist in der Fälschung zunächst die Einschiebung 
der Schlagworte: deum perfectum et hominem perfectum, ut Deus 
mirabilia perficiens, ut homo humanas passiones sustinens ($ 4). 
Diese Formel geht nicht erst auf den Monotheletenstreit! zu- 
rück, sondern wird bereits in der zweiten Synode von Constan- 
tinopel von 553 verwendet ?, wird in dem bekannten Brief des 
Honorius? und wohl von da aus in dem von dem Ende des 
7. Jahrhunderts stammenden Glaubensbekenntnis des liber Diur- 
nus* anklingend wiederholt, kommt aber dann ähnlich auch noch 
bis zu Ende des 8. Jahrhunderts vor’; umgekehrt hat die Ekthesis 
des Heraklius den Satz verworfen®. Die Fassung des Constitutum 
trifft dabei am genauesten nicht mit der Formulierung im Brief 
des Honorius, sondern mit der älteren des fünften ökumenischen 
Konzils überein. Immerhin ist es aber doch nicht so, dass des- 
halb auf die Zeit der Einschiebung gar kein Schluss gezogen 
werden könnte’. Denn es bleibt die Tatsache, dass die ursprüng- 
liche Vorlage hier willkürlich, also jedenfalls zu irgend einem 
Zweck verändert worden ist. Es muss eben die Vorlage zu einer 
Zeit umgestaltet worden sein, in der das Verhältnis der Naturen 
Christi, ihre Beziehung zu den Wundern einerseits und zu den 
Leiden andererseits in Frage stand. Das war allerdings während 
des Monotheletenstreites der Fall. Aber das gleiche gilt auch für 


1 So Friedrich S. 64. 

?2 Mansi IX col. 378 c. 3 el ug Akyeı, @AXov elvar Tos Yeod Acyov Tov Yan- 
hatoupyronvıa nal AArov röv Kpioröv töv nadivın — 6 ToLodtog A. &. 

8 Mansi XI col. 538; die durch ihn beeinflussten Stellen bei Friedrich 
S. 62. 

* L. diurn. n. 85 deitati quidem impassibilem, passum autem carne. 

5 Libri Carolini III 1 nos autem dieimus, susceptum a dei filio passi- 
bile nostrum, ut deitas impassibilis permaneret u. s. f. (Migne patr. 1. 98, 
col. 1114). 

6 Mansi X col. 993 xal Evög xal wa anro) 1a Ts Ianıaıa aal T& nam 
KNEUDTTOHEV. 

” So Löning a. a. O. S. 206. 
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die Zeit des Bilderstreits; man hat das regelmässig übersehen. 
Im £g0s der Bilderstürmersynode von Constantinopel von 754!, 
welcher uns durch das zweite Konzil von Nicäa erhalten ist ®, 
wird nicht nur den Bilderfreunden der Vorwurf des Nestorianis- 
mus gemacht?, welcher ja auch nicht fernlag, sondern es wird direkt 
ausgesprochen, dass Christus in Bezug auf das Wunder und das 
Leiden ungeteilt ist und der Gott in Christo durch das Leiden 
mitberührt wird: es sind dabei an der entscheidenden Stelle ge- 
nau dieselben Worte gebraucht, die nunmehr in entgegengesetz- 
tem Zusammenhang das Constitutum einsetzt*. So ist also der 
Ikonoklasmus, wiewohl er formell den Monotheletismus anathema- 
tisiert?, insoweit doch eine Fortsetzung desselben, ähnlich wie 
der Monotheletismus mit dem Monophysitismus zusammenhängt. 
Es ist vielleicht nicht zu kühn, wenn man es mit dieser Haltung 
der Bilderfeinde in Trinitätsstreitigkeiten zusammenbringt, dass 
sich damals die monotheletische Kirche in Aegypten wieder mit 
der byzantinischen Staatskirche vereinigte®. Andererseits haben 
die griechischen Bilderfreunde bestritten, dass der Gott in Christo 
gelitten habe’. — So ist nicht nur der Vorwurf erhoben worden, 


I Schwarzlose, Der Bilderstreit S. 94 bringt zwar die massrebende Stelle, 
zieht aber daraus keine Folgerung. 

® Mansi XIII col. 208 f£. 

® Mansi XII col. 241: (zögspev — Tv — Tüv Lwyrrdzwv TEXvyv) ouvioTä- 
onv && Nestipiov Tov daıpodvix eis vlav Sudda röv 8° Nnäg Evavdpwurnnaarvıx Eva 
ninv Xal Acyav Tod Yeod. 

* Mansi XIII col. 237 xal &vög xal toü adros 1a Te Jabpara xal Ta na- 
Yrpara Orapyev &2idagav (nämlich die 6 älteren Synoden, was allerdings mit 
Bezug auf die 5. nicht richtig ist); col. 257 “ai &ywpısrov Tohtuv zig Beö- 
Tyros dnapyonorg Wal Ev adıd 7% Sabenksı tig buy and To) oWpaTog &v TÖ 
Exonsio radsı; spüter el tolvvv &v TS nadsı Aymzıatog TOUTWV Ensivsv 6 YEzrng. 

® Mansi XIII col. 237. 

° Theoplianes (de Boer) I S. 416 2. 16. 

” Johannes Damascenus de fide orthodoxa I. 8 (Migne patr. gr. 94 c. 
814), III. 4 (ebda. c. 998 £.), III 26 adrög oFv & To) Beod Acyos ravıa bnspeivs 
oapri tig Yeiaz xal nöyng anadoss YhoswWg Anato)g nevodayg. Harnack, Dog- 
mengeschichte II S. 412. Schwarzlose, Der Bilderstreit S. 189, S. 197. Er- 
wähnt soll auch werden, dass Johannes fide orthod. III. 3 (ebda. c. 994), 
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dass die Bilderfreunde eigentlich eine Vierheit statt einer Trini- 
tät verehren ’, sondern es hängt der ganze Bilderstreit auf das 
genaueste auch mit Detiilformulierungen des älteren Trinitäts- 
dogmas zusammen. — Bei einer solchen Sachlage kann die bis- 
her besprochene Einschiebung im Constitut sehr gut mit dem 
Bilderstreit zusammenhängen und auch die ungewöhnliche, be- 
sonders kräftige Betonung der Trinität, wie sie sich in der In- 
vokation der Urkunde findet, mag durch den Vorwurf der Vier- 
götterei begründet sein ?. — 

Die einmal gewonnene Spur lässt sich nun aber weiter ver- 
folgen und führt zur Gewissheit. -— In dem selbständigen Mittel- 
teil unseres Glaubensbekenntnisses heisst es: igitur perfectis cae- 
lorum virtutibus et universis terrae materiis pio sapientiae suae 
nutu ad imaginem et similitudinem suam primum de limo terrae 
fingens hominem hunc in paradyso posuit voluptatis; quem anti- 
quus serpens et hostis invidens, diabolus, per amarissimum lieni 
vetiti gustum exulem ab eisdem eflicit gaudiis eoque expulso non 
desinit sua venenosa multis modis protelare iacula, ut a via ve- 
ritatis humanum abstrahens genus ıidolorum culturae videlicet 
creaturae et non creatori deservire suadeat, quatenus per hos eos, 
quos suis valuerit inretire insidiis, secum aeterno efliciat concre- 
mandos supplicio. Dieser in allen andern Bekenntnissen beispiel- 
lose Gedankengang kehrt nun in dem £gss von 754, aber freilich 
zu dem entgegengesetzten Zwecke wieder. °H rıvwv alt!z xx} 
TerzaroUpyL&s Vesıns N 7% 698 TI ErUTTS Ayadöırntı Ex ui) Övrwv eis 
To elvxı VROGTNIARHEN, TRITX Koalws TE Aa EUTIKTWS Tepesda: 
II. 7 (ec. 1014) mit dem O:ög TeXerog xx Evdgwnug Teleıog operiert, das ja 
auch vom Const. Constant. aufgenommen ist. 

ı Mansi XIII col. 259; darüber Johannes Damasc. de fide ortlı. III. 8 
(ebda. c. 1015). 

” Letzteres schon von Scheffer-B. (M. Oe. J. X S. 310 f.) vermutet; vgl. 
auch Brunner in Festgabe für Gneist, S. 14 f. — Ganz unmöglich ist die 
Vermutung von Buschbell die professiones filei der Päpste S. 38, dass die 
Invokationsformel erst im 11. Jahrhundert hinzugefügt sein möchte. Sie 


steht ja schon in den ältesten Handschriften aus dem Ende des 8. oder An- 
fang des 9. Jahrh. (Zeumer in Festgabe für Gneist S. 41, 42). 
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wploato * Enwg INS XaT& Xapıv Cebonevns adtols EVELLlag ExXöpeva 
axdıvn TIVv Stanoviv Kal Appenn) TIv TIpdbg Exxtepa vedsıv TIiS Ar- 
Is oraoews StaowLctev. — Erel & 6 &2 tiv nplv Aaınpöte: 
’Ewozr6pog tiv olnelay tabıvy nepi Hebv Töpunkvnv Eywv xal TpLs 
Ubos XaT& TOD TENOMKZTOS TO EaUrcd Avateivas Sp6vrha, OXbTos 
EYTEÜHEV HETL TS ANOOTRTXTS RUTOD Övvanews YEyovey‘ Ex TE Tis 
ÜTTEPEVÖOEOL, EWTOTOLOD TE XaL ÜTEPLWTLL Yeapyias auhaLpetws Er.- 
TENTTWAWS TTAONS AaRlas RUTCUpYLs EUPETNS Aal ELEXOXAOS ATCLELY- 
Yels TpaupWin, HT) PEpWYv Eis Yv ARTETETIKTO CCSay AVTeLsaydEvTz 
Tov Und VEOD ATIOHEVTE AVdLWTCYV 6pAY, TTÄIRY KAT! KUTCD TINV ExU- 


9 


Tod xanlav Erevwoe xal & arzıns adroy Ts Tod Heod ScEns te xx! 


Jaurpötntos T1AAWELWTE, TT HATTE TAPx TEvV ATORYTR TPOoXUvelv 
Orrohepevos'. Nachdem dann die Menschwerdung Christi, sein 
Erlösungswerk und seine Himmelfahrt erzählt wird, heisst es 
weiter: raAtv 5E Tadıys (der ExxAnoia) TIv eunpererav Brerev tr, 
gepwv 5 npoleytels Ns aarlas Onpioupybs COX TTLPNTE ARTE C:X- 
popous xarpods TE Xal Tpönous novipäs Enıvolas, WITE ITS Yeipx or 
anaıns Eauıd TOorMsa Tb AvdpWrevov AAN Ev TPCSYTHRTL YPLOTiX- 
yıancd TNV ElöwAolatpelav xatk Tb Aeındög Ernaviyaye, TEloXS Tols 
tölors ooyplanası ToUs Tpbg adTEv SpWvras HI ATOITTva TNS ATiosms 
AK Tabınv TpooXuveiv TE Tadınv oeleotar Aa Hebv To Tora 
olesdar TI; Ted Äpıotod xArgeı Ernovopxccnevov?®. — Es ist nun 
ein Gedankenparallelismus der drei Stellen deutlich zu erkennen, 
der da und dort sogar zu einer grossen Achnlichkeit der Form 
führt. Folgendes wird behauptet: zuerst ist von Gott ein voll- 
kommener Zustand hergestellt, einmal durch die Schöpfung — 
so das Constitutum und die erste Stelle des &pos — oder durch 
die Menschwerdung Christi — so die zweite Stelle des £gos. — 
Darüber ist der Satan neidisch: so alle drei Stellen. Deshalb 
treibt er dann den Menschen zum Götzendienst, zur Anbetung 
der Schöpfung, nicht des Schöpfers: so alle drei Stellen. Der 
Unterschied zwischen dem Constitutum und dem &pos ist aber 


ı Mansiı XII col, 211 £. 
2 Mansı XIII col. 221. 
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der, dass das Constitut diese Vorgänge nur einmal, nach der 
Schöpfung und vor der Menschwerdung Christi sich abspielen 
lässt, der &gos zweimal und in derselben Zeit, dann aber auch 
wieder nach der Himmelfahrt. Der Sinn des Unterschieds ist 
sehr deutlich. Während die Bilderfeinde behaupten, der Götzen- 
dienst sei mit dem Heidentum nicht abgeschlossen, sondern er 
sei nach der Himmelfahrt des Herrn in der christlichen Kirche 
neu in Aufnahme gekommen, bekennt sich das Constitutum zu 
dem Glauben, dass man von einem Götzendienst nur im Heiden- 
tum, nicht aber im Christentum reden kann!. — 

Auf eine gleiche Antithese führt aber noch die zweite Ein- 
schiebung in den 3., also unselbständigen Teil der Confessio des 
Constituts, das: electisque duodecim apostolis miraculis coram eis 
et inumerabilibus populi multitudine choruscavit?. Im gs findet 
sich nämlich folgendes: xx 3%” odTws netz Tcd npcaiTunaTos eis 
urxXv0ds AreI1gdn, Tobs Aylous adTod nadnTas Kal Ancotöicus ÖL- 
EATAAICLS TNS TOLXÜTNS IWTNPLWÖCUS TIOTEWS AATAXAELOLTdS * OL TIV 
Yn@v Exrirndiav ds VOREYV adToD TTS EVGEJEIAS TTOLAlAoıs X PWTo- 
red Ehypasıv Dpxlsavtes TAYANaAOYV nal Oneplalınpov — Avköcıkavs. 
Später: 8:5 En nad; nal. 6 Tis awrrplas in@v Apyıybs xal Teleıw- 
tus In9sds Tod; Exursd Tavoszous nadnTas nal Aroot6ious TN TOO 
TAYXYEITETOU TIVEUHXTOS CUVAHEL ET EXBEIWIEL TWY TOLCUTWY KATK 
TTXYTLS ELRTEDTELIEV, CUTWS Axt vDv TObs AUTO) YEepzrovras anal TWv 
ATIITEIWy Erapiidous TLoTods Yu@v Baoıdeis Eiaveotnge, TI; TOO 
AITOD TIVEURATOS SOFLIVEYTES Oupzpuei, Tpds Kahapropiv EV Yuov nal 
CLERTUANRY, ARÜXLED.V GE EXLOVERWV CYLPWHATWY ETTXIPOHEVOV KATK 
tis yvwosws tod Oech. Man sieht also, die Bilderfeinde behaupten 
eine dogmatische Inspiration nicht nur der Apostel, sondern auch 
der Kaiser. Wie schwer gerade das von den Bilderfreunden 


! Johannes Damasc. de imag. II. c. 2 bis c. 4 (Migne p. gr. 94 c. 1286) 
führt aus, dass der Teufel freilich vor der Menschwerdung Christi zum 
Götzendienst verleitet habe, jetzt aber wirke er durch Erweckung der Bil- 
derfeindschaft. Auf ihn kann somit das Constitut nicht direkt zurückgehen, 
2 Ueber das alte miraculis choruscare, Friedrich S. 57, N, 1. 

® Mansı XIII col. 217; col. 225. 
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empfunden worden ist, zeigt eines der Anathemata der zweiten 
Synode von Nicäa: tols Acyouoıv, &tı rirv Kprotcd TO Oecd Ylıav 
Ahras Eppboato Ynis Ex TWv EEWAWv Avaleıa!; das ist die Ant- 
wort der Bilderfreunde auf die Behauptung der isaurischen Kaiser, 
dass sie wie die Apostel Lehrgewalt hätten. Man hat den Bil- 
derstreit wesentlich als einen Kampf der Schönheitsfreunde gegen 
rationalistische Barbaren aufgefasst. Das ist er nicht, sondern 
der mächtigste Kampf, der vor dem 16. Jahrhundert gegen das 
Heidentum in der christlichen Kirche gekämpft worden ist. Aber 
vielleicht haben eben die Bilderfreunde doch nicht nur deshalb 
Recht bekommen, weil sie sich an die schlechte Seite der Men- 
schen hielten, sondern auch, weil sie die Gewissensfreiheit gegen 
ein Papstkaisertum vertraten. Mag dem sein, wie ihm wolle, das 
ist wieder klar, dass auch hier das Constitut auf den 905 antwor- 
tete. Kennt dieser zweierlei Kirchenlehrer, Apostel und Kaiser, 
so will das Constitut mit seiner Erwähnung nur der Apostel 
sagen, dass von andern Kirchenlehrern als den Aposteln nichts 
bekannt ist. — 

So steht die Confessio, weit entfernt, ein neutrales Stück 
zu sein — in dieser raffinierten Fälschung ist alles bis auf 
das kleinste berechnet —, im bestimmtesten Gegensatz zu der 
Synode von 754 und ist deshalb nach ihr geschrieben; umge- 
kehrt ist sie nicht mehr denkbar zu einer Zeit, wo schon die 
Frage nach dem Ausgang des heiligen Geistes in den Vorder- 
grund des dogmatischen Interesses gerückt war”. — Zu dieser 
dogmatischen Tendenz passt dann die ganze Sylvesterlegende aus- 
gezeichnet, welche durch die Erwähnung der Bilder der Apostel 
Peter und Paul, andererseits die Betonung, dass diese Apostel, 


ı Mansi Xlll col. 397. Auch Johannes Damasc. de fide orth. IV. 16 
(Migne p. gr. 94 col. 1174) betont die mündliche Tradition der Apostel und 
leugnet das kaiserliche Bestimmungsrecht über die Kirchenlehre: de imag. 
ll. c. 12 (ebda. c. 1296). Aber auch hier weicht das Detail des Gedanken- 
gangs vom Constitut ab. — Vgl. auch Hubert in revue hist. LXIX. S. 246. 

*” Harnack, Dogmengeschichte III S. 270 f. 
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trotzdem sie derart abgebildet waren, nicht als heidnische Götter 
zu betrachten seien!, ein so schlagendes Argument im Bilder- 
streit liefern konnte und auch geliefert hat? — 

3. Noch an der Grenze des dogmatischen Gebiets liegt es 
dann auch, wenn der Primat des Papstes scharf betont wird. 
Der Kaiser erkennt den Vorrang des Papstes vor allen andern 
Patriarchaten wiederholt auf das bestimmteste an3; dabei ist 
aber doch auch wieder auf das feinste dafür gesorgt, dass 
die göttliche Einsetzung dieses Primats hervortritt und nicht 
allenfalls der Kaiser als der Schöpfer der päpstlichen Stellung 
erscheint. Dem dient der Passus: quoniam ubi principatus sacer- 
dotum et Christianae religionis caput ab imperatore celeste con- 
stitutum est, justum non est, ut illic imperator terrenus habeat 
potestatem®. Dieser Vorrang des Papstes stand seit der Herrschaft 
der isaurischen Kaiser und eigentlich schon früher in Frage. 
Denn schon das Quinisextum von 692 hatte dem Patriarchen 
von Constantinopel wiederum den gleichen Rang wie dem Papst 
gegeben?. Und wenn dann auch während der orthodoxen Re- 
aktion unter Anastas Il. der Patriarch von Constantinopel noch 
einmal den päpstlichen Primat anerkennt®, so setzt dann der 
Bilderstreit notwendig das Gegenteil voraus. Bestritten wird 
jetzt das päpstliche Recht allerdings nicht durch den vom Kaiser 

ı Mombritius II 282, 4. Sp., 283, 1. Sp.; Constitut. $ 8. 

: Wenn Grauert a. a. O. IV S. 543, S. 544 in der Silvesterlegende die 
Bilderverehrung nicht bezeugt findet, so ist es ja doch ganz sicher, dass die 
Päpste die Legende als Argument im Bilderstreit verwendet haben. Die 


- Stürke oder dogmatische Zulässigkeit des Arguments ist da natürlich voll- 
kommen gleichgiltig. 

® Const. $ 10. $ 11, $ 12. 

818; dazu Scheffer-B. XI S. 133. Es ist irig, wenn Weiland (Zeit- 
schrift f. Kirchenrecht XXIl S. 148) in dem Constitut die Einsetzung des 
Primats durch Constantin ausgesprochen findet. Was Constantin tat, ist 
in der Tat nur Anerkennung, auf die es aber natürlich dem Fälscher am 
meisten ankomnıt. 

8° CG.36. Mansı XI col. 959. 

° Mansi XII col. 196 «ri xeraAnv lg nark Xpıotod leswWonvng Xavover@g 
Duäg Aoyıkcnevot. 
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ganz abhängigen byzantinischen Patriarchen, sondern durch den 
Kaiser selber, der, wie wir gesehen haben, auch die dogmatische 
Leitung der Kirche beansprucht. Dem gegenüber weist schon 
Gregor II. in seinem berühmten ersten Brief an Kaiser Leo auf 
das Beispiel von Constantin Pogonatus hin, der dem pontificet 
die dogmatische Entscheidung überlassen habe und betont: sanc- 
tae ecclesiae dogmata non imperatorum esse, sed pontificum, que 
tuto debet dogmatizart!. — Inden gleichen Gedankenkreis gehört 
die Uebernahme der Nachrichten vom Kirchenbau des Constantin. 


ı Mansi XII col. 968. — Da ich den Brief später wiederholt benütze, 
muss ich hier auf die bestrittene Frage seiner Echtheit mit ein paar Wor- 
ten eingehen. Von den Gründen, welche Schwarzlose der Bilderstreit S. 113 
bis 122 gegen die Echtheit angeführt hat, beruht manches auf Missverständ- 
nis; so wenn er die Ironie der Aufforderung nicht versteht, der Kaiser möchte 
des Papstes, und des Germanus Irrtum im Bilderstreit verbreiten (S. 118). Es 
bleibt schliesslich nichts als das Schweigen der Papstbiographie und jener 
Septetus des äussersten Westens, welcher um seine Taufe durch den Papst 
nachgesucht hat (Mansi XII c. 973) und diese Gründe sind dann auch von 
Hubert (revue hist. LXIX, S.4) übernommen. Allein das Schweigen der Papst- 
biographie bedeutet gar nichts, besonders, wenn man bedenkt, dass sie doch 
wohl in einer Zeit relativen Friedens zwischen Kaiser und Papst geschrieben 
ist und der Biograph vielleicht nicht gern auf jenes aufrührerische Schreiben 
zurückkam, wenn er es überhaupt kannte. Der Septetus aber kann sehr wohl 
existiert haben; denn in der Tat hält sich in Septem (Ceuta) der byzantinische 
Statthalter (der Graf Julian) auch noch seit dem Uevergang der Araber nach 
Spanien, und nicht nur er, sondern danach noch sein Sohn und sein Enkel; 
die ersten beiden sind orthodox, der letztere ist zum Muhamedanismus über- 
gegangen (Dozy, recherches sur l’'histoire de la litterature de l’Espagne 3 me 
ed. 1S. 57 £.; dazu Gelzer, Georgii Cypri descr. S. XLIII; Diehl, !’Afrique 
byzantine S. 587 £.); bier ist also vollkommen Platz für jene vom Papst er- 
wähnte Aufforderung. Auch L. M. Hartmanns Argumente (Untersuchungen zur 
Geschichte der byzantinischen Verwaltung in Italien S. 131— 134 ; dazu Gesch. 
Italiens II. 2. S. 118 N. 20) überzeugen mich nicht. Denn die Aehnlichkeit des 
ersten mit dem zweiten Brief Gregors II (Mansi XTI col. 976 f.) zwingt durch- 
aus nicht dazu, den letzteren für die Grundlage des ersteren zu halten. Wie 
grob aber die Form in den Papstbriefen der damaligen Zeit gewesen sein mag, 
wissen wir nicht. Der allgemeine Ton der Ortliodoxen im Bilderstreit lässt 
das kräftigste erwarten. — Umgekehrt kann die Menge des positiven Details 
im ersten Brief nur von einem Zeitgenossen Leo Ill stammen; die Erwäh- 
nung des sarmatischen Splitters (col. 969) nur von einen Italiener. 
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Nicht nur boten dieselben den Vorteil, dass sie den grossen 
Constantin als demütigen Verehrer der 12 Apostel zeigten, so 
demütig, dass er zu ihren Ehren aus den Fundamenten die 12 
ersten Behältnisse mit Erde auf den eigenen Schultern wegschaftt! 
— ganz anders als jener Constantin der neuen Zeit, der sich 
in seinem 6gos von 754 neben die Apostel stellt®. Sondern man 
konnte dabei ja auch — indem man die Vorlage ein wenig ver- 
schob® und damit wieder die grosse Sorgfalt in der Fälschungs- 
arbeit an den Tag legte — die Basilika im Lateranpalast des 
Papstes als caput et vertex ecelesiarum in universo orbe bezeich- 
nen. Für den Sinn der Zeit, der in Symbolen die Beweise zu 
finden pflegt, ist das ein kräftiges Argument für den Primat. — 
Die Nennung des Lateran zwingt aber auch zur Nennung der 
beiden andern grossen Basiliken. Es wäre damals, wo der Be- 
sitz der römischen Kirche vor allem als Eigentum des heiligen 
Peter galt, gefährlich gewesen, über die Kirche desselben hinweg- 
zugehen, welche sich ja dadurch über die Lateranbasilika erhob, 
dass in ihrer Confessio der Körper des Apostelfürsten selber 
ruhen sollte; den gleichen Vorzug vor der Lateranbasiılika besass 
auch die Kirche des heiligen Paulus‘. Deshalb wird auch die 
Bautätigkeit des Kaisers, soweit sie diese Kirchen betraf, erwähnt 
und etwas anderes eingefügt, was gleich nachher noch besprochen 
werden soll. Jedenfalls darf die Meinung Friedrichs’, dass das 
Constitutum auf einen Rangstreit zwischen der Lateranbasilika 


ı Vita Silvestri bei Mombritius II f. 283, 4. Sp., Const. $ 13. 

® Diese Vergleichung zwischen Constantin dem Grossen und Constantin 
Copronynus ist auch sonst den Bilderfreunden geläufig: vgl. des spätern 
Nicephorus Schrift adv. Constant. c. 78 (Mai nova patr. bibl. T. V). 

®° Mombritius II f. 283, 4. Sp. bezieht ja die Beteiligung an den Erd- 
arbeiten zunächst auf eine den Aposteln gewidmete Basilika; erst am fol- 
genden Tag beteiligt sich der Kaiser in gleicher Weise (similiter — 
fabriecam coepit), so dass also die Nachricht der Constitution dadurch nicht 
Lügen gestraft wird, an der Erbauung der Lateranbasilika. — Ueber die 
Lateranbasilika Grisar, Ron beim Ausgang der antiken Welt 8. 774—788. 

* Grisar a. a. O. S. 361. 

5 Friedrich 8. 69 f. 
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und der Vatikanbasilika anspielt, als widerlegt gelten!, so dass 
ich darüber nicht weiter zu handeln brauche. — 

4. Von den dogmatischen Streitfragen — Bilderstreit und 
Primat — geht nun der Fälscher zu einer andern Angelegenheit 
über, die zu besprechen er nach den Zeitumständen gleichfalls 
dringend Anlass hatte. Nachdem der Kaiser schon in der Ein- 
leitung der Verfügung auch die weltliche Stellung ganz kurz ge- 
streift hat?, kommt er zunächst auf die Patrimonien der Kirche 
zu reden, welche entsprechend den tatsächlichen Verhältnissen 
nicht der Lateranbasilika, sondern den Apostelkirchen zuge- 
schrieben werden. Nicht nur durch die Langobarden, sondern 
noch weit empfindlicher durch die isaurischen Kaiser hat die rö- 
mische Kirche grosse Patrimonien, vor allem die süditalienischen, 
verloren; es wird betont, dass sie den Aposteln überhaupt, also 
nicht nur 8. Peter, sondern auch S. Paul gehörten? In den 
Verhandlungen der Päpste mit Karl dem Grossen ist namentlich 
das römische Interesse an den verloren gegangenen Gütern 
im neapolitanischen Dukat‘ zu erkennen. In dem Kampf um 
die Patrimonien ist es natürlich eine treffliche Waffe, wenn man 
sich darauf berufen kann, dass schon Constantin Güter geschenkt 
hat in Judaea, Grecia, Asia, Thracia, Africa et Italia et diver- 
sis insulis’°. 

5. Dann folgen jene Partien über die öffentliche Gewalt des 
Papstes, welche der Fälschung zu ihrer unvergänglichen Bedeu- 
tung verholfen haben. Was da über die äussern Abzeichen des 
Papstes und über das päpstliche Zeremoniell gesagt ist, soll erst 


! Besonders Löning a. a. O. S. 208. 

? Wie Martens die falsche Generalkonzession Constantin des Grossen 
S. 21 darin ein ungehöriges Auseinanderreissen sieht, und das als Beleg für 
seine ganz unmögliche Annahme betrachtet, dass der Fälscher am Anfang 
nicht gewusst habe, was er später schreiben wollte, verstehe ich nicht. 

3 Theophanes S. 410 Z. 11; vgl. das Hludovicianum 8 9. Dazu Hart- 
mann II 2. S. 112. 

* God. Carolinus 37. 

°8 13. 
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nachher auf seinen Zweck geprüft werden. Auch das soll nur 
flüchtig betont werden, dass die Bestimmmung über das Recht 
des Papstes Reichssenatoren zu Klerikern zu machen, nicht ent- 
fernt auf Verhältnisse etwa zu Ausgang des 6. Jahrhunderts zu 
weisen braucht, wenn auch das Ziel derselben nicht deutlich ist!. 


i Friedrich S. 127 f. hat ausgeführt, dass das mit dem im registrum Gre- 
gorii III 61 erwähnten Befehl des Maurizius in Zusammenhang steht, ut 
yquisquis publicis administrationibus fuerit implicatus, ei ad ecclesiasticum 
officium venire non liceat. Schon Löning a. a. 0. S. 234 N. 2 bat die Stellen 
zusammengestellt, wonach es sich mit jener Anordnung des Maurizius nur 
um die Einschärfung längst bestehenden Reichsrechts handelt; die Kirche 
hat dieses Recht willig aufgenommen (so schon aus dem Anfang des 5. Jahr- 
hunderts c. 1. c. 2 Dist. 5l; dann Gregor III 61 selber) und die officiales, 
die nicht ohne amtliche Genehmigung Kleriker werden dürfen, stecken wohl 
auch noch unter dem cuilibet condicioni obnoxium des lib, Diurn. 6. Allein 
ich bin in grossem Zweifel, ob überhaupt alle diese Bestimmungen irgend 
etwas mit unserem Fall zu tun haben; denn in ihnen handelt es sich alle- 
mal um officiales d. h. um die Subalternbeamten des rector provinciae und 
der hauptstädtischen scrinia. Die Constantinische Schenkung aber spricht 
von der Ordination von Senatoren, die ja weit über den officiales stehen. 
Nun befasst der byzantinische Senat ausser den Patriziern auch noch an- 
dere Würdenträger: Conytantinus de ceremoniis (S. 138 Z. 12 f.); andererseits 
scheint es aber, dass keine niedereren Beamten unter den öratar zu der ovy- 
“rntxol gehören: Const. S. 193 Z. 13, S. 202 Z. 10, S. 204, Z. 15, Z. 16 mit 
Ss. 205 2. 1, 8. 210 2. 9, 8. 232 Z. 15, S. 258 Z. 23, S. 303, Z. 6. Dabei 
zeigt sich sehr deutlich, dass der Senat als Versammlung der hohen Zivil- 
beamten angesehen wird und dem ornzytov entgegensteht: Const. S. 242 
2. 23 (Reiske zu Const. de cerem. II S. 158). Das Amt des öratog wird durch 
kaiserliches eigenhändiges lirnennungsdekret gegeben und ist ein dauern- 
des (Const. S. 707 2. 9 f., 7092. 4). Es ist daher sehr erklärlich, wenn ein 
solcher kaiserlicher Würdenträger und Beamter nur mit kaiserlicher Ge- 
nehmigung ausscheiden darf. Aber einen positiven Beleg für einen solchen 
Rechtssatz finde ich nicht. Ausserdem komnit auch noch die schwere Last 
der Abhaltung von Spielen in Betracht, welche die consules und praetores 
trifft (Karlowa R. G. 1527 f.), und die ja erst durch Leo philos. (nov. 94) 
formell aufgehoben wurde; sie kann gleichfalls einen Grund abgegeben 
haben die Senatorenwürde als unverträglich mit dem Eintreten in den 
geistlichen Stand zu betrachten. Vielleicht gehört es deshalb hierher, 
wenn C. Theod. XIII 3. 2 von einem obsequium und munus der senatores, 
wie der curiales redet. — Auch das päpstliche Interesse an der Konzession 
des Constituts ($ 15) ist nicht deutlich (vgl. aber Scheffer-B. M. Oe. J. X 
5. 305). Für die Richtung, in der die Untersuchung vielleicht Erfolg hätte, 
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Hier ist zunächst wichtig, dass Constantin dem Papst verlieh 
Romae urbis et omnes Italiae seu occidentalium regionum pro- 
vincias loca et civitates ($ 17) und dass der Papst selbständig 
patricii und consules soll ernennen können ($ 15). Zunächst 
fragt sich hier ja und ist überoft behandelt worden, welche Ge- 
biete denn das Constitut gemeint hat. Da muss ein jeder Ge- 
danke daran ausscheiden, dass der Fälscher, der ja ein sehr 
feiner Kopf, aber gewiss alles andere als ein Gelehrter war, etwa 
jene geographischen Begriffe in dem Sinn genommen hätte, den die- 
selben zur Zeit Constantins hatten'!; selbst, wenn er den historischen 
Sachverhalt kannte, musste er um seines Zweckes willen die Bedeu- 
tung unterlegen, welche im 8. Jahrhundert — auf diese Zeit ist ja 
die Urkunde schon durch das bisherige zurückgeführt — den Land- 
schaftsnamen zukam. Das ist keine blosse allgemeine Reflexion, 
sondern das beweist das Constitutum selber an einem andern Ort. 
Denn als Bestandteile des römischen Reichs kennt es nur Judea, 
Grecia, Asia, Thracia, Africa et Italia ($ 13). Die Aufzählung 
beweist jedenfalls, dass der Fälscher nichts von einer Reichszu- 


kommt folgende Möglichkeit in Betracht, die hier aber nicht mehr als bloss 
in Erwägung gezogen werden soll. Im 6. Jahrhundert besteht in Verbindung 
mit dem Senat deutlich ein serinium, eine euria, welche die Urkunden des Senats 
und die Senatoren registriert; der Vorstand des scrinium dieser curia selber 
ist senator (Cassiodor V 21, 22); und ebenso werden die referendi dieser 
curia in den Senat aufgenommen (Cassiodor I. 41, VI. 14). Im 8. Jahrhun- 
dert und später ist aber diese Behörde verschwunden, wiewohl nach meiner 
Meinung (siehe unt.) der Senat fortbesteht, und die dirigierenden Beamten 
der römischen Verwaltung werden der primicerius und secundicerius nota- 
riorum (für hier genügt Hegel, Geschichte der Stadtverfassung von Italien I 
S. 245 f.), beides Kleriker, welche aber nur die niedere Weihe haben. Es 
wäre nun wohl möglich, dass der primicerius und secundicerius der Senats- 
kurie mit dem primicerius des sanetum serinium (vit. Julii lib. pont. IS. 205) 
zusanmengewachsen sind. Dann würde das Constitut es sanktionieren, dass 
die Vorstände der Senatskurie zu Klerikern gemacht und als primicerii 
und secundicerii der päpstlichen Verwaltung verwendet wurden. Ist der 
primicerius Christophorus der Fälscher gewesen (siehe unten), so lag gerade 
ihm dieser Punkt sehr nahe. 

' So mit Recht Döllinger Papstfabeln S. 72, Hartmann II 2, S. 229; 
anders Grauert a. a. O. IV S. 51. 
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gehörigkeit Galliens, Spaniens oder gar Brittaniens weiss. Dass 
er den wirklichen Bestandteilen des byzantinischen Reichs noch 
zwei andere Namen angeflickt hat, die auch dem grössten Laien 
als Teile des christlichen Kaiserreichs bekannt sein konnten, Ju- 
daea und das erst vor zwei Menschenaltern verlorene Afrika des 
Cyprian und Augustin ist kein Beweis für irgendwelche Kennt- 
nisse der Geographie des 4. Jahrhunderts. Die gleiche Aufziäh- 
lung zeigt ferner, dass die Urkunde unter Italien! jedenfalls nur 
das Festland, nicht die Inseln versteht. Endlich aber — was 
das wichtigste ist — dass der Verfasser zu der occidentalis plaga 
nur Italia und die Inseln rechnet. Denn weil daneben noch 
die meridiana plaga erwähnt, ist, so muss zu dieser natürlich 
Afrika zählen, und dann bleiben für das Abendland nur die 
Inseln und Italien übrig. Die Naivität des Verfassers in diesen 
Dingen erweist sich auch aus seinen Angaben über Constanti- 
nopel: ihm existiert der Patriarch von Constantinopel schon seit 
der Zeit, da der Kaiser in der Provinz Byzanz auf seinen Nanıen 
seine Hauptstadt errichtet ($ 12, & 18). Der Fälscher betrachtet 
es eben für selbstverständlich, dass mit der Errichtung von Con- 
stantinopel zugleich auch der jetzt existierende Patriarchat ver- 
bunden ist; er kann sich Constantinopel nur denken so wie es. 
gegenwärtig ist?. — Stellt man sich auf den angegebenen Stand- 


ı Schon Justinian trennt Sizilien von Italien app. 8 zu den Novellen: 
(Schöll). 

* Die Urkunde geht nicht davon aus, dass der Patriarchat vor der Stadt 
entstanden sei; so etwas kann nach der Art, wie der Fälscher die Grün- 
dung von Constantinopel schildert ($ 18) nicht unterlegt werden, und müsste 
man doch zu einer solchen Auslegung kommen, so würde das wirklich zur 
Auffassung nötigen, die Martens von der stückweisen Entstehung der Ur- 
kunde aufgestellt hat (Martens, Die falsche Generalkonzession Constantin des 
Grossen S. 231). — Allein während in $ 14, $ 17, wo deutlich Ereignisse 
der unmittelbaren Gegenwart dargestellt sind, das Prüsens gebraucht wird, 
spricht $ 18 von der Errichtung Constantinopels eher als von etwas bereits 
vergangenem. Uebrigens fragt sich, ob die Erwähnung von Byzanz nicht 
durch jene ungedruckte Form der Sylvesterlegende veranlasst ist, welche 
Duchesne liber pontif. IS. CXI zu Grunde legt. Die gedruckten Texte haben 
die Gründung von Constantinopel nicht. 
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punkt, so sieht man zunächst, dass auch in $ 17 die occidentales 
regiones nicht mehr enthalten können, als Italien und! die In- 
seln; Italien selber aber muss dann so gedeutet werden, wie es 
im 8. Jahrhundert verstanden wird, d. h. als das byzantinische 
Festland?. 

Geht man nun auf den materiellen Inhalt der Konzessionen 
über, so entsteht zunächst die Frage, wie sich die päpstliche 
Befugnis der Ernennung von patrieii und consules zum römischen 
Reichsrecht verhält. Der Patriziat wird nach spätrömischem 
Reichsrecht vom Kaiser in einer feierlichen Audienz verliehen 3 
und es findet sich kein Beleg dafür, dass je eine andere Gewalt im 
Reich diese Befugnis gleichfalls erhalten hätte. Der Konsulat ist 
wirklich einmal vom Papst und den römischen prineipes, d. h. dem 
Senat dem fränkischen Hausmann Karl Martell einseitig angeboten 
worden, zu einer Zeit, wo sich Italien im Aufstand gegen den 
Kaiser befand *. Das ist sicher, dass damit lediglich derjenige Kon- 


ı Darüber dass seu = et vgl. Grauert a. a. O. IV S. 50; Schefter-B. M. 
Oe. J. XI S. 134. 

: Thelen, Zur Lösung der Streitfrage etc. S. 14; Scheffer-B. M. Oe. J. 
V. S. 202; dazu Mansi XIII. col. 386 (verdruckt 366): diversa loca huius 
ltaliae et Longobardorum partes (743). 

® Constantinus de ceremoniis S. 244 f.; schon Procop bell. Goth. I S. 291: 
der Kaiser reserviert sich die Ernennung zum Patrizius. 

* Ich berühre damit eines der unsichersten Gebiete (bes. Sickel in D. 
Zeitschr. f. G.W. 11 S. 318 f., Hubert in revue hist. 69 S. 27 £.).. Tatsache 
ist, dass Karl Martell gerade in einem Papstschreiben schon von 724 als 
patricius bezeichnet wurde (Mon. Germ. ep. merov. et karol. aevi I S. 274 
Z. 11). Es ist das 2 Jahre, bevor Gregor seinen besprochenen Brief an Leo 
den Isaurier schreibt, ın welchem er konstatiert, dass letzterer dıe ersten 10 
Jahre vortrefflich regiert habe. (Mansi XII col. 960.) Mit jener Bezeichnung 
stimmt dann eine Beobachtung, die von G. Richter (Annalen I S. 200 N. 4) 
gemacht worden ist: in der divisio v. 805 (cap. 45 $ 15) sagt Karl der Grosse, 
dass cura et defensio ecclesie S. Petri, schon von Karl Martell wahrgenom- 
men worden sei; auch das weist daraufhin, dass der Patriziat Karl Martell's 
nichts mit eineın Titel der innern fränkischen Verwaltung zu tun bat. An- 
dererseits kann nıan sich nicht denken, dass der Papst bereits 724, wo 
er noch nicht'!in Gegensatz zu Leo dem Isaurier getreten ist, versucht 
hätte, unbefugt den Patriziatstitel zu verleihen. Es ıst dies um so unwahr- 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIV. 1. 2 
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scheinlicher, als Gregor IL selber ein Zeugnis dafür beibringt, dass bis zum 
Ausbruch des Bilderstreits die Barbarenkönige die bei Regierungswechsel 
üblichen laureatae [Constantinus de cerem. 8. 393 Z. 5; libri Carolini III 15 
(Migne patr. 1. 98 col. 1142); dazu Reiske bei Constant. Je cerem. II S. 381 £.] 
angenommen und dadurch das kaiserliche Regiment völkerrechtlich aner- 
kannt hatten (Mansi XII col. 970). So spricht alles dafür (anders Vel- 
them de Caroli Martelli patriciatu S. 21; Waitz III S. 84), dass der Patri- 
z\at Pipins römischen Ursprungs und vom Kaiser verliehen ist. — Später 
erfolgt nun der von dem Cont. Fredegarı c. 122 (Ser. rer. merov. 11 S. 178) 
geschilderte Vorgang an: eo enim teınpore bis a Roma — Gregorius claves 
venerandi sepuleri cum vinculis S. Petri et muneribus magnis et infinitis 
legationem, quod antea nullis auditis aut visis temporibus fuit, memorato 
principi destinavit. Eo pacto patrato, ut a partibus imperatoris recederet 
et romano consulto praefato principe Carolo sanciret. Es besteht kein Grund, 
an dieser Angabe, welche auch die späteren annales Mettenses (S. 8. 1. 
S. 326 f.) und das chronicon Moissiacense (S. S. 1 8. 291 f£.), aus einer 
selbstständigen Quelle (Simson in Forschungen XX S. 398 f.) mitteilen, zu 
zweifeln; heisst es in den annales Mettenses: epistolam quoque decreto Ro- 
manorum principum Gregorius miserat, quod sese populus Romanus relicta 
imperatoris dominatione ad suam defensionem et invietam clementiam con- 
vertere voluisset, so ist zwar an sich princeps in der römischen Amtssprache 
die Bezeichnung für Kaiser (lib. diurn. 75) und man hatte damals wirklich 
zwei Kaiser (Leo und Constantin), aber es ist unmöglich, dass die fränkische 
Quelle sich hier dem römischen Sprachgebrauch für Kaiser angeschlossen 
hätte; denn der Kaiser ist ja hier vorher mit imperator bezeichnet. Vielmehr 
ergibt eine andere Nachricht (unten S. 20 f. N. 3), dass die principes mit den Se- 
natoren Altroms identisch sind.. So gebt es nicht an, mit L. M. Hartmann 
(Ital. Geschichte II 2, S. 199 N. 9), hier an eine Sendung zu denken, welche 
der Papst auf Befehl des Kaisers unternommen habe. Ebensowenig erlauben 
die andern fränkischen Quellen, dass man nach einer verbreiteten Meinung 
(dagegen Gasquet l’empire byzantin et Ja monarchie franıque 8. 233 f.) das 
a partibus für ad partibus imperatoris deutet. Es bleibt eben nichts ande- 
res übrig, als eine erneute Auflehnung des Papstes, jetzt Gregor Ill, gegen 
den Kaiser anzunehmen, die zu den Protestbriefen der cuncta generalitas 
istius provinciae Italiae (vita Greg. III 2. c. 4) recht gut passt; der Patri- 
zius von Sizilien muss dieselben zurückhalten. Das zeigt doch, dass der 
Kaiser in Mittelitalien selber keine Macht hat. Damit stimmt es auch, 
wenn Theophanes dessen Zeitangaben hier allerdings verwirrt sind, die 
Konfiskation des süditalienischen und gerade nur des süditalienischen Pa- 
trimonialbesitzes der Kirche und die vergebliche Flottenexpedition des 
Mannes einesteils zwar auf 733, andernteils aber auf das zweite Jahr vor 
dem Regierungsantritt des Papstes Zacharias ansetzt (S. 410 Z. 22 mit 
S.410 2.4 fi... Das letztere würde direkt auf unser Jahr 739 führen. So 
halte ich die Annahme Hartmanns II, 2, S. 110 f., dass unter Gregor III. 
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sulat gemeint sein kann, welcher einem Patrizius verliehen wurde!. 
Möglicherweise ist dieser konsularische Patrizier lediglich ein 
honorarischer Konsul, also Exkonsul oder av$öratos: dann 
würde der Vorgang vielleicht bedeuten, dass Karl zum italieni- 
schen exconsul et patricius, d. b. zum Exarchen aufgestellt werden 


der Kaiser wieder der Herr auf dem mittleren Festland gewesen sei, für 
unzutreffend. Luitprand wird auch 739 im Bund mit dem Kaiser gegen das 
aufständische Italien vorgegangen sein. 

! Die Würde, welche aber der Papst dem Frankenherrscher anbietet, 
kann unmöglich der Konsulat ohne Patriziat gewesen sein, welcher ja unter 
dem Patriziat steht (Cod. Just. X. 32; 64, 67; XII. 3. 3; nov. Just. 62. 2; für 
. später meine dalmatisch-istrische Munizipalverfassung im Mittelalter und ihre 

römischen Grundlagen ın Zeitschr. d. Savignyst. f. R.G., germ. Abt. 24, 
S. 217, N. 2). Die vornehmste Klasse sind aber schon vor der Zeit Justi- 
nians die patricii, welche zugleich consularem meruerint dignitatem (nov. 
Theod. 25 8 1; Cod. Just. XII. 40. 10. pr., nov. Justiniani 62. 2); so zwar, dass 
hier wieder unterschieden wird zwischen denen, welche effektiv den Konsu- 
latus (consul ordinarius) geführt haben und den übrigen consulares; die ersteren 
treffen offenbar mit denen zusammen (Cod. Just. Ill. 24. 3), welche durch den 
althergebrachten Festzug mit iactus missilium (ordinaria processio) den Titel 
erworben haben und sind die vornehmeren, letztere sind die einfach durch 
Dekret ernannten (Cod. Just. III. 24. 3; nov. Just. 81. 1), sind also honorarü 
(Cod. Just. XII. 3. 3) und treften deshalb mit denen zusammen, welche den 
Titel ex (&rd) der Amtsbezeichnung vorseizen (C. Th. VII. 23. VII. 7. 2, 3; 
Malalas S. 449 2. 12). Zu diesen honorarischen patricii gehört sonach der 
exarchus von Italien, der einigemale als natpizıos zal Sratog (Schlumberger, 
Sigillographie de l’empire byzantın. S. 211, S. 514 f.), dann (lib. Diurnus 
59; Gregor reg. IX. 55) als exconsul bezeichnet ist. Im östlichen Reich stehen 
später statt der patricii et consulares die rarpimor ai dvdhnator, wobei 
aber diese Wendung doch schon recht früh eingetreten ist (Constant. de 
cerem 8. 61 Z. 14, über das Alter dieser Stelle meine Bemerkung in Zeit- 
schr. Sav St. f. R.G. Germanist. Abt. XXIV.S. 217); man muss annehmen, 
dass man die honorarischen consules et patricii mit den proconsules der 
Provinzen, die auch patricii sind, zusammengeworfen hat. Quellen des 
7. Jahrhunderts gebrauchen daher auch noch das rarpixrog al and Urdrwv, 
also exconsul (Mansi XI. col. 317. 680). Anfang des 10. Jahrhunderts sınd 
die Fürsten von Benevent Antypati et patricii (Muratori S. S. I. 2. c. 416.) 

Das Ergebnis von alledem ist, dass Karl Martell, der schon früher pa- 
tricius ist, jetzt entweder zum patricius et exconsul, oder zum patricius et 
consul ordinarius erhoben worden ist; denn auch der letztere Begriff dauert 
im 8. Jahrhundert und später fort (Theophanes S. 474 2. 5—10; Georg. nıo- 
nachus (ed. de Muralt) S. 754 $ 3 u. öfters). 

2% 
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soll. Es wäre aber auch denkbar, dass der Papst mit dem römi- 
schen Senat zusammen wirklich den Martell zum consul ordinarius 
hat ernennen wollen. Soll man dann darin eine ganz unerhörte 
Usurpation sehen? In der justinianischen Zeit ist ja für Rom 
und Byzanz ein wirklicher Konsul ernannt worden! und der 
Senat hat ein Vorschlagsrecht?. Es wäre nun schon denkbar, 
dass der Senat von Altrom, dessen Fortdauer ich annehme?, 


ı Mommsen in Neues Archiv XIV. S. 226 f. 

? Cassiodor. orat. (Auct. antiqu. XIL S. 468 Z. 20); dazu Mommsen in 
Neues Archiv XIV. S. 241. Vergleiche auch, wie der Senat in Constantinopel 
schliesslich die Ernennung der Prütoren in die Hand bekam: novella Leo- 
nis 47. 

3 Die herrschende Lehre, bekanntlich von Hegel, Geschichte der Städte- 
verfassung von Italien I. S. 266-291 begründet und noch jetzt (Scheffer- 
B. in M. Oest. J. V.S. 305, Hartmann, Untersuchungen S. 67, S. 162, Diehl, 
Ftudes sur l’administration byzantine S. 124 f.) allgemein geglaubt, nimmt 
bekanntlich an, dass der altrömische Senat (anders als in Byzanz) mit 
dem beginnenden 7. Jahrhundert untergegangen sei, so dass keine Brücke 
zu dem Senatus bestand, der seit der Mitte des 8. Jahrhunderts im Codex 
CGarolinus und im liber pontificalis erwähnt ist (Hegel I. S. 279; Diehl 
8. 126). Mir scheint das unbegründet. Jedenfalls ist der Senat der karo- 
lingischen Zeit ein Körper, der sich von den übrigen optimates bestimmt 
abhebt (falsch Hegel I. S. 277): dies ergibt die Stelle optimates et sena- 
tus cunctaque militia et un verso populo (lib. pont. II. S. 6 Z. 19). Sie 
zeigt einesteils, dass der Senat geradeso wie im byzantinischen Recht 
im Gegensatz zu den rein militärischen Würdenträgern steht; sie zeigt 
aber ferner, dass die optimates deshalb noch nicht alle auch Senatoren 
sind. Dem widerspricht natürlich nicht das cunctus procerum senatus atque 
diversi populi congregatio (C. Carol. 24); denn das sagt nicht mehr, als 
dass der Senat aus proceres besteht, die Vertretung der proceres ist; das- 
selbe gilt dann auch für omnis senatus atque universa populi generalitas 
(Cod. Carol. 131). Es gehört schon eine recht ungenaue Interpretation da- 
zu, wenn man mit Hegel I. S. 277 aus diesen Stellen folgert, dass der Senat 
mit den Optimaten überhaupt zusammengefallen sei. — Diese geschlossene 
Körperschaft ist nun der altrömische Senat. Das beweist einmal unser Con- 
stitutum, dessen $ 15 sinnlos wäre, wenn sich in Rom nicht wirklich ein 
synclitus (oby%xAntog) gefunden hätte: das ist: aber die technische Bezeich- 
nung für den Reichssenat in byzantinischer Zeit. Dann aber komnt eine 
andere bisher nicht beachtete Tatsache in Betracht. Bereits im ersten ordo 
Romanus c. 13 (ich zitiere nach dem Abdruck der Ausgabe Mabillons bei 
Migne patr. 1. 78. col. 943) wird in den römischen Kirchen ein senate- 
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dieses Vorschlagsrecht in ein Ernennungsrecht umgebildet hatte. 
Wir haben in jener quellenlosen Zeit dafür keine positiven Be- 
lege, aber es spricht auch nichts ganz bestimmt gegen diese Er- 
klärung!. Wäre dieselbe richtig, dann läge in dem Angebot des 
Konsulats noch kein völliger Bruch mit dem Reichsrecht und 
das ganze päpstliche Vorgehen von 739 würde nur einen Auf- 
stand gegen den Kaiser, aber nicht die Lossagung von dem Reich, 
nicht einmal die Verwerfung der Kaiserherrschaft bedeuten. — 
So kann man allerdings, wenn man der ersten Deutung beipflich- 
tet, bereits in dem Ereignis von 739 ein Beispiel jener selbstän- 
digen Aemterverleihung sehen, von welcher der Papst spricht. 


rium unterschieden, wo der Papst die oblationes prineipum entgegenninnit; 
die gleiche Sache wiederholt sich in ordo II c. 14 (col. 976), ordo III ce. 12 
(col. 980). Nun ist ordo Ischon im Anfang des 9. Jahrhunderts vollkommen 
veraltet (Duchesne origines du culte chretien S. 140) und weist liturgisch 
auf die Zeiten von Gregor M. hin, wird aber bis Ende des 8. Jahrhunderts 
gebraucht (Mabillon bei Migne patr. 1. 78. col. 936); ähnlich liegt ordo II 
noch vor dem 9. Jahrhundert (ebda col. 967). Dann beweist das aber doch, 
dass man im 7. und beginnenden 8. Jahrhundert fortgesetzt einen eigenen 
Kreis ausschied, den man senatus nannte und dessen Mitglieder schon da- 
mals principes genannt werden. Diese principes kehren dann im decretum 
principum wieder, durch welches Karl Martell der Konsulat übertragen 
werden soll. So kann der zu Anfang des 7. Jahrlıunderts noch nachweisbare 
Senat nicht später weggefallen sein. — Schon zur Gotenzeit (Cassiodor IX. 7) 
ist die Senatorenwürde tatsächlich erblich und das gleiche bezeugt der Um- 
stand, dass im italienischen Frühmittelalter Senator wiederholt als Fa- 
milienname auftritt. Das erleichtert natürlich den Fortbestand des Senats. 
— Ganz bedeutungslos ist die oft zitierte Klage von Gregor M. (Migne patr. 
1. 76 c. 1010 ubi enim senatus... quia enim senatus deest); denn wir wissen 
eben positiv, dass noch unter Phokas der Senat die Statue des Kaisers akkla- 
miert (Diehl S. 125); jener Ausruf beweist nichts; Gregor fragt nicht nur ubi 
senatus, sondern auch ubi jam populus und sagt nicht nur quia enim senatus 
deest, sondern auch quia enim populus interiit. So handelt es sich eben 
um eine jener Lamentationen, nıit denen so unvorsichtig operiert wird. 

ı Nicht ganz ohne Belang scheint es mir, wenn Gregor der Grosse 
in seinem epitaphium als Dei consul bezeichnet wird (Greg. reg. II S. 470 
Z. 15); das könnte andeuten, dass auch der höchste weltliche Würdenträger 
im Okzident Konsul heisst. Dass in der griechischen Konsulatsliste (Auct. 
antiquiss. XIII S. 405 f.) keine Konsuln mehr erwähnt werden, beweist nichts 
gegen die angegebene Möglichkeit. 
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Aber sicher ist das nicht, wenn man sich den Konsul als consul 
ordinarius denkt. — 

Wie verhält es sich nun weiter mit der Territorialhoheit des 
Papstes, von der das Constitutum spricht? Hier kann man mit 
aller Bestimmtheit sagen, dass die Territorialhoheit, wie sie das 
Constitutum verlangt, den Rechtsverhältnissen vor dem Eingreifen 
der Franken nicht entspricht. Tatsächlich allerdings ist seit dem 
Bilderstreit der Papst der Herr der römischen Teile von Mittel- 
italien. Eutychius, der letzte Exarch, der erwähnt wird und der 
nach einer allerdings späten Nachricht! bis zur Eroberung Ra- 
vennas durch die Langobarden (751) fungiert, ist, wie sein Vor- 
gänger”?, vor 728 vom Kaiser nach Italien gesendet und zwar 
im scharfen Gegensatz zum Papst?. Dann schliesst er Frieden * 
und nachher muss der Kaiser seine Interessen durch den Patri- 
zius von Sizilien vertreten lassen; auch die auf den Süden be- 
schränkte Konfiskation des römischen Kirchenguts zeigt, dass er 
in der Mitte und im Norden keine Gewalt hat; umgekehrt be- 
schenkt Eutychius die Peterskirche mit kostbaren Gaben, 743 
aber scheint er ganz und gar auf den Papst angewiesen und ist 


von ihm abhängig?®. Er muss also — vielleicht im Zusammen- 
hang mit den religiösen Streitigkeiten — die Partei gewechselt 
haben. — Der vorletzte dux von Ronı, den man kennt, ist eben- 


falls von Byzanz entsendet worden®; man darf wohl annehmen, 
dass er wie der gleichzeitige Exarch” in den Kämpfen der Ita- 


i Chr. Salernit. S. S. III 5. 471 2.48. Hiezu Hartmann, Untersuchungen 
zur Geschichte der byzantinischen Verwaltung in Italien S. 136. 

2 Lib. pont. (1 S. 403 2. 16 f.). 

® Lib. pont. TS. 405 2. 19f., S. 407 2. 1I £. 

* Lib. pont. I S. 408 2. 10. 

5 Lib. pont. IS. 417 2.5; 1S. 429 2. 10 £. 

° Lib. pont. I S.403 Z. 12. Der Lib. pont. IS.404 2. 11 erwähnte dux 
Petrus kann nicht mit dem 1S. 392 Z. 5, S. 395 Z. 1 übrigens vom Exarchen 
ernannten Petrus, dux von Rom identisch sein. Dass jener dux von Rom sei, 
ergibt die Stelle, welche kurz vorher den kampanischen dux Exhilaratus 
erwähnt, keineswegs. Anders Crivelluci in Studi Storici X S. 28. 

° Lib. pont. IS. 405 2. 15. 
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liener und der Kaiserlichen verschwand. Dann ist es sehr wohl 
möglich, dass der letzterwähnte dux et patricius Stephanus, 
welcher seit 739 mit dem Papst den Dukat von Rom führt!, 
nach dem Friedensschluss zwischen dem Exarchen Eutychius 
und dem Papst, und bevor neue Kämpfe unter Gregor IL. 
ausgebrochen waren, von der Zentralregierung ernannt wurde; 
darauf weist fast zwingend sein griechisches Siegel ?, wonach er 
kein Italiener gewesen sein kann?. Aber wie dem sein mag: 
jedenfalls hat der Papst, wie schon Gregor M. tatsächlich die 
Regierung in der Hand und er überlässt sie dem dux et patri- 
cius einmal, als er selber wegreist®. So sieht denn auch ein 
Grieche, der allerdings den Ereignissen schon nicht mehr nah 
genug steht, den Abfall Italiens als ein Werk des Papstes an?. — 
Bei alledem ist es jedoch charakteristisch, dass der Papst an den 
Rechtsformen zunächıst nichts ändert. Genau so, wie er die grossen 
byzantinischen Aemter und zwar wie es scheint mit byzantinischen 
Beamten besetzt, beibehält, so macht er auch in den zahlreichen 
Verhandlungen bis zu dem Tag von Ponthion schliesslich nur das 
Recht des römischen Reichs, der respublica Romana°, und keine 


ı Lib. pont. I S. 426 Z. 8; 1S. 429 Z. 17. 

2 Duchesne I S. 436 N. 3. — Dazu W. Sickel im Gött. G. A. 1900, 
Ss. 110 N. 1. Was Crivelluci (Studi Storici X 8. 113 f.) dagegen anführt, 
sind blosse Raisonnements; vor allem ist das gegen die Beweiskraft der 
beiden Siegel gesagte ganz ungenügend. Man bedenke, dass schon Gregor 
M. nicht mehr griechisch kann; wie soll da ein ausserhalb der griechischen 
Beamtenhierarchie stehender dux ein griechisches Siegel geführt haben. 

® Die Wahl des dux von der bekanntlich vit. Greg. II. 17 spricht, hat 
sonach entweder in Rom nicht stattgefunden oder keine dauernde Bedeu- 
tung gehabt. 

* Lib. pont. IS. 426 2. 8, S. 429 2. 17. 

5 Theoph. 8. 408 2. 21f. Mit dem im Text gesagten trifft im ganzen 
wohl die herrschende Lehre überein, besonders die Ausführungen von W. 
Sickel in deutscher Zeitschrift f. G.-W. XLS. 313 f., Hubert, revue hist. 69, 
S. 25f. Anders Hartmann, II. 18. 110f., dem ich aber aus den ange- 
führten Gründen hier nicht folgen kann. 

° Damit stehen ich der gesamten herrschende Auffassung gegenüber (Döl- 
linger, Münchener hist. Jahrb. 1865 S. 316; Genelin, Das Schenkungsver- 
sprechen und die Schenkung Pipins S. 13 f., Thelen S. 133 Martens, Die 
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eigene Territorialhoheit, sondern für sich nur sein Recht an Patri- 


römische Frage S. 72 f, Weiland in Zeitschr. f. Kirchenr. XVII S. 373; 
Brunner, R. G. ITS. 85; W. Sickel in deutcher Zeitschr. f. G.W. XI S. 322 £. ; 
Scheffer-B., V S. 201; Lindner, Die sogenannten Schenkungen Pipins $S. 23; 
Ketterer, Karl der Grosse und die Kirche S. 16 f.; Hubert, in revue hist. 
LXIX S. 30 f. Crivelluci ın Studi Stor. X S. 293, 294 mit eigentümlicher 
Erklärung). Nur W. Gundlach, Die Entstehung des Kirchenstaats S. 21 f. 
macht eine Ausnahme. Jene nehmen alle an, dass schon vor den Vorgängen 
von 754 ein embryonaler römisch-italienischer Staat mit dem Namen Sancta 
respublica (Romanorunı) bezeichnet worden sei. Allein diese Anschauung 
beruht, wie ich glaube, auf einer ungenannten Auslegung der Nachrichten. 
Bis herein in das 8. Jahrhundert ist respublica immer nur das Reich (vgl. 
Weiland a. a. O.): so sehr häufig in der Korrespondenz Gregors M. (vgl. 
den Index der Ausgabe in den Monumienta; dann geradeso in der gleich- 
zeitigen Korrespondenz des austrasischen Hofs mit Byzanz (epist. merov. 
et karol. aevi IS. 140 f.). Die letzteren Stellen zeigen, dass es sich um einen 
internationalen Brauch auch im direkten Verkehr mit Byzanz handelt und 
dass kein Gedanke daran ist, die respublica auf die byzantinischen Teile 
Italiens zu beschränken. Das gleiche sagen aber auch die späteren italieni- 
schen Quellen: lib. Diurn. 60 et de subiectionein omnium gentium Christia- 
nam rempublican faciat triumphare; 75 si quid contra rempublicam vel 
piissimum principem nostrum quodlibet agi cognovero ; 76 pax — inter rem- 
publicam et nos hoc est gentem Langobardorun; 85 ist zunächst das Kai- 
sertum principatus Romanus genannt; heisst es dann einige Zeilen später 
una cum fidelissimis atque fortissimis Romanae reipublicae Italiae exer- 
eitus rebellos inimicos pii imperli, so ist doch damit nicht (so Lindner 
8. 23) Italien als respublica bezeichnet, sondern der Passus muss übersetzt 
werden: mit dem italienischen Heer der respublica Romana. Es ist das ein 
zwingender Beweis dafür (anders W. Sickel in Gött. G. Anz. 1900 S. 112 
N. 2), dass die respublica Romanorum nicht allenfalls nur Italien befasste; 
das ist eigentlich selbstverständlich in einem Reich, wo gerade auch die 
Staatsangehörigen griechischer Zunge sich als Popator und ihr Land als 
Puwpavi@ bezeichnen (z. B. Theophylactus V. 13. 4; Theophanes Index s. v. 
Popavia, Popatoı). — Gregor Il. oder III. (epp. merov. et kar. aevi I. S. 702. 
726-736) will mit den Venezianern und Ravennaten verbleiben in statu rei- 
publicae et imperiali servitio: hier ist wieder respublica der Reichsverband. 
— Denselben Sprachgebrauch haben die älteren Teile des liber pontificalis: 
z.B. 1S. 286 Z. 9; dass IS. 319 Z. 3 (Anfang des 7. Jahrhunderts) Jo- 
hanni exarchi et iudicibus reipublicae nicht auf das Stadtgebiet von Ra- 
venna gehen kann, wie Lindner (S. 23) meint, ist klar; es ist einfach der 
Exarch und die kaiserlichen Beamten gemeint. Aber auch in den neueren 
Teilen ist nichts abweichendes zu erkennen. Wird Jdas Castrum Gallense ein- 
verleibt in compage sanctae Romanae reipublicae atque corpore Christo di- 
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monien geltend!. Es ist kein Widerspruch damit, wenn der Lango- 
bardenkönig nicht nur Patrimonien, sondern auch Teile des römi- 
schen Staats, civitates, die er zurückgeben will, den Aposteln Peter 
und Paul schenkt und der Papst selber seine Bischöfe für eine 
solche Restitution an S. Peter wirken lässt. Denn im Verhält- 
nis zwischen Langobardenkönig und Papst handelt es sich ja 
nicht um eine Konzession an den römischen Staat, sondern wirk- 
lich um eine (abe an die durch den Papst vertretenen Apostel 
Peter und Paul; wem dann der Papst die Abtretung staatsrecht- 
lich zukommen lässt, wird Luitprand ganz gleichgültig gewesen 


lecti exereitus Romani (lib. pont. I S. 420 Z. 25), so ist es eben in zweierlei 
einverleibt, in die respublica und in das Gebiet des exercitus Romanus (so 
mit Recht Duchesne in liber pont. IS. 424). Daraus folgt dann doch ge- 
rade das Gegenteil von einer Identität der respublica und des Dukats. Wird 
heutzutage dem deutschen Reich ein Ort einverleibt, so wird auch einver- 
leibt z. B. dem Reich und Bayern. Deshalb ist aber Bayern doch nicht das 
Reich. Wenn es heisst (lib. pont. IS. 428 2. 21), dass die fines reipublicae 
zu weit umgehen, und deshalb der Papst über langobardisches Gebiet ab- 
schneidet, so ist das doch kein Beweis dafür, dass die res publica mit dem 
Dukat gleich ist. — Natürlich widerspricht dem nicht, dass die in Rom 
liegende Division, der exercitus Romanae civitatis (lib. pont. 18. 337 Z. 15) 
auch kurz der exercitus Romanus genannt wird (I S. 372 Z. 6 und öfters). 
— Noch weniger entspricht den Quellen die ältere Auffassung bei Savigny Ge- 
schichte des römischen Rechts im Mittelalter I S. 360, welcher bei res pu- 
blica an die Wiederherstellung der altrömischen Republik denkt. 

! Lib. pont. I S. 420 Z, 15 etwa 739 castrum Gallense lässt der Papst 
in compage sanctae reipublicae atque exereitus einverleiben (vorige Note); 
I S. 431 2. 3. duas partes territorii castri Cesinae ad partem reipublicae 
restituit; IS. 4422. 6 ff.: der kaiserliche Gesandte bringt an Aistulf einen 
Betehl, dessen Uebermittelung der Papst besorgen soll, ut reipublicae loca 
— proprio restitueret dominio; hier muss doch res publica das Reichsge- 
biet sein; um die angebliche italienische Republik hätte sich der kaiserliche 
Gesandte nicht gekümmert. Noch in der Begegnung von Ponthion bittet 
der Papst den König Pipin, ut per pacis foedera causanı beati Petri et rei- 
publicae Romanorum disponeret (lib. pont. I S. 447 2. 19 f.) und Pipin 
verspricht zu sorgen für exarchatum et reipublicae loca reddere (l S. 448 
Z. 31). — Dem entspricht es, wenn nach dem Brief an Karl Martell (C. Ca- 
rol. 2) der Schaden, der der römischen Kirche im Exarchat zugefügt wird, 
nur darin besteht, dass die salae zerstört und die peculia weggenommen 
werden, also Domünen beeinträchtigt sind. 
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sein!. Der ganze Vorgang ist nicht mehr als die Anerkennung 
des Interesses, welches seit den Tagen Gregor des Grossen und 
noch früher die römische Kirche am Bestand des Reichsgebiets 
hat. Venetien wurde 1866 auch nicht französisch, weil es Oester- 


ı Der erste und ganz unzweideutige Beleg ist jene bekannte Schenkung 
von Sutri unter Gregor Il. ; so lib. pont. I S. 407 Z. 11 donationem beatissimis 
apostolis Petrum et Paulo antefatus emittens Langobardorum rex, restitnit 
atque donavit. Danach wird man die nicht ganz ebenso unzweideutige 
Schenkung der civitates (Bischofsstädte) Ameria, Ortae, Polimartium, Blera 
als Gabe an S. Peter aufzufassen haben (lib. pont. IS. 428 2. 2 f.). Aehn- 
lich Sackur in M. Oest. J. 16 S. 390. Anders Kehr in Göttinger G.Anzeiger 
1895 S. 700: er meint, dass selbstverständlich die 4 Orte an den Dukat 
gerieten, während nur die Patrimonien der Sabina u. s. w. an S. Peter kamen. 
Davon ist nun gar keine Rede, dass das von Kehr behauptete im Text steht. 
Derselbe spricht freilich auch nicht mit voller Sicherheit für eine Schenkung 
der 4 civitates an S. Peter: aber die Schenkung wird dem Papst und zwar 
zusammen mit der Schenkung der Patrimonien in der Peterskirche von 
Terni gemacht — nicht in der bischöflichen Basilika des h. Valentin am sel- 
ben Ort. Zwingend wird aber diese Auslegung durch den viel zu wenig 
beachteten Papstbrief von 740 (epp. merov. et kar. aevi S. 478 N. 2). Der 
Satz, dass der Langobardenbischof den Papst zu unterstützen und auf Frie- 
den zwischen der respublica und dem Langobardenreich hinzuarbeiten hat 
(lib. diurn. 76), ist hier dahin gekehrt, dass diese Bischöfe dafür eintreten, 
ut a deo inspiratis protectoribus eorum beatis principibus apostolorum 
Petro et Paulo eadem castra (die 4 civitates) restituantur. — Allein dass 
damit über das staatarechtliche Schicksal dieser Gebiete gar nichts gesagt 
wird und dieselben namentlich nicht Patrimonien gleichgestellt sind, zeigt 
zweierlei. Einesteils ist in dem dazwischen liegenden analogen Fall des 
castrum Gallense und dem nachfolgenden Fall von Cesena (82) der Papst 
ebenfalls derjenige, der die Rückerwerbung bewirkt; aber er verfügt die 
Einverleibung in die res publica und den römischen Divisionsbezirk (vor. 
N.). Dann führt die Schenkung der 4 civitates selber auf das gleiche: 
denn es ist zuerst ganz deutlich gesagt, dass diese 4 civitates zum du- 
catus gehören und dass deshalb nicht nur der Papst, sondern auch der 
ducatus unter dem patricius mit Liutprand Krieg führt (I S. 426 2. 9); 
nach der Rückgabe der 4 civitates schliesst auch der ducatus Romanus als 
selbständiger Kontrahent mit dem Langobardenkönig Frieden (IS. 428 2. 6). 
Da ist doch gar nichts anderes denkbar, als dass der ducatus und nicht der 
Papst das dem Dukat geraubte zurückerhielt. Dies Endziel verwechselt 
Kehr a. a. O. mit dem äusseren Vorgang. Von da ab muss dann die Schen- 
kung von Sutri zu einer Zeit, wo noch keine Spur eines Kirchenstaats zu 
finden ist, geradeso erklärt werden: das ist die juristische Fassung des Vor- 
gangs, den Hartmann Il 2. S. 97 f. juristisch für unkonstruierbar hält. 
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reich an Napoleon abtrat. Aber freilich in Zeiten des Uecber- 
gangs konnte es eine sehr wichtige Tatsache werden, wenn Bar- 
barenkönige das Interesse der Kirche am römisch-italienischen 
Territorialbestand völkerrechtlich anerkennen. — 

Vergleicht man nun mit diesem Bild der italienischen Ver- 
hältnisse, welches rein gar nichts von einem Kirchenstaat ent- 
hält, das Constitut, so ergibt sich folgendes. Nicht nur, dass dort 
Sizilien und auch Sardinien ganz und gar dem päpstlichen Macht- 
bereich entrückt sind, während das Constitutum auch ihre Unter- 
ordnung statuiert. Sondern vor allem hat in Wirklichkeit zwar 
der Papst den entscheidenden Einfluss im Dukat und schliesslich 
auch im Exarchat, aber die Territorialhoheit übt noch nicht er, 
sondern durch die byzantinischen Beamten das Reich aus; nach 
dem Constitut gehört aber dem Papst das römische Italien. — 

Was die tatsächliche Politik vor 754 bewegte, war nicht das 
Bestreben, den Westen vom byzantinischen Reich abzulösen, son- 
dern lediglich die Absicht, den bilderstürmerischen Kaisern zu wi- 
derstehen. Dabei gehen die römischen Bischöfe sogar gewöhnlich 
nicht einmal so weit, wie man im byzantinischen Reich mit seinen 
ständigen Thronstreitigkeiten ohne jeden Gedanken an einen Ab- 
fall vom Reich ja leicht gehen konnte: sie haben im allgemeinen 
sogar nicht einmal eine Auflehnung gegen die Kaiser befördert: 
Gregor I., unerachtet seines trotzigen Briefs an Leo, hat nicht 
nur die Venezianer aufgefordert, für die Herrschaft von Leo und 
Constantin gegen die Langobarden einzutreten!, sondern er ist 
— aus welchem Grunde steht dahin — zwei Versuchen, einen 
italienischen Kaiser aufzustellen, entgegengetreten; dabei ist es 
auch für den Gedankengang dieser Empörer bezeichnend, dass 
sie den Prätendenten nach Oonstantinopel führen wollten ?, so 
etwa wie der grosse Heraklius von Afrika dorthin zog. Keine 
Spur also von einem nationalitalienischen Kaisertum. Ebenso 
hat Zacharias an dem Kaiser sogar da festgehalten, als ihm in 


ı Ob. 8. 24N. | 
® Lid. pont. IS. 404 2,26 £. IS. 408 Z. 16 £. 
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Artasvesdes ein bilderfreundlicher Thronbewerber entgegentrat!. 
Wenn dann dazwischendrin Gregor III. direkt gegen den Kaiser 
konspiriert, so muss eben der Druck damals besonders empfind- 
lich gewesen sein, aber es folgt daraus noch nicht, und ist in 
der verlässigsten Quelle auch nicht gesagt, dass es sich um mehr 
als einen Abfall vom Kaiser, dass es sich auch um Abfall vom 
Reich gehandelt hat*. Diese Stellung zum Reich und im gan- 
zen zum Kaiser kommt auch darın zum Ausdruck, dass in der 
ganzen Kampfzeit und noch weit über 754 hinaus die Päpste 
ihre Urkunden nach den Regierungsjahren der Kaiser datierten‘®. 
Es mochte doch zu gefährlich erscheinen, gerade unter dem ge- 
waltigen Constantin V. vom Reich abzufallen und es konnte sich 
empfehlen, das Band nicht zu zerschneiden, weil man ja der 
Franken noch nicht sofort sicher war. Erst 781 hat jener Brauch, 
der äusserlich die Eingliederung in das byzantinische Reich an- 
zeigt, aufgehört‘. Soweit stimmt nun auch das Constitutum, das 
ebenfalls durchaus nicht an eine Abtrennung der Westprovinzen 
vom Reich denkt’, mit der Zeitlage. 

5. Es sind nur mehr diejenigen Partien der Urkunde zu be- 
trachten, welche in verhältnismässiger Breite die Erzählung Con- 
stantins von der Heilung bringen ($S 6—10), oder die äusseren 
Merkmale der kaiserähnlichen Stellung des Papstes erwähnen, 
d. h. den Besitz des Lateranpalasts, die kaiserähnliche Kleidung 
des Papstes, die Hoftracht der römischen Kleriker (8 14, 8 15, 


ı Lib. pont. I S. 432 2. 19; Theophanes S. 415 Z. 21. — Dazu Hubert 
in rev. hist. 69. S. 32 f. 

2 Fredegar sagt nicht mehr; die anderen späteren Quellen können aber 
Vorstellungen, welche die Ereignisse nach 754 zeitigten, untergelegt haben 
(ob. S. 18.) 

3 Selbst Gregor III tat dies 739 (Mon. germ. epp. merov. aevi IS. 294), wie 
schon 733 (Duchesne liber pontif. I S. 422). Es ist deshalb gewiss Zufall, 
wenn andere Briefe von Gregor IIl., wie manche von Gregor II. diese Da- 
tierung nicht haben. 

* Hartmann II. 2 S. 202. 

5 So mit Recht Löning a. a. O. S. 216; Hartmann 11. 2 S. 247 N. 14; 
anders Grauert a. a. O. IV 3.545; Weiland, Zeitschr. f. Kirch.R. XXIL S. 152, 
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8 16), die Abzeichen und das Zeremoniell ($ 14). Gemeinsam ist 
allen diesen Angaben, dass sie zur genauen Zeitbestimmung der 
Urkunde fast nichts beitragen; das gilt auch für das, was über die 
Kleidung der römischen Kleriker mitgeteilt wird; von einer Be- 
ziehung auf den älteren Streit der römischen und ravennatischen 
Kleriker! ist keine Rede. Die päpstliche Tracht aber und das 
päpstliche Zeremoniell, von dem die Urkunde spricht, ist in seinen 
wesentlichen Zügen für den Anfang des 8. Jahrhunderts über- 
haupt entweder direkt nachweisbar oder passt wenigstens für diese 
Zeit?. Nur der Dienst des strator, den der Kaiser dem Papst 


i So Friedrich S. 125 f.; vgl. Duchesne, origines du culte chretien $. 382. 

? Der Papst Constantin wird unter Justinian II auf seiner Reise nach 
Constantinopel so empfangen, quasi ipsum praesentialiter imperatorem vi- 
derent (lib. pont. I S. 390 2. 9). Das schliesst dann notwendig die proces- 
sio imperialis culminis in sich (Constit. $ 14), wie sie bei Constantinus de 
ceremoniis so häufig geschildert. ist (z. B. S. 699; vgl. Reiske hiezu 11. S. 20). 

Der Papst und seine Primaten reiten dabei ein cum sellares imperiales, 
sellas et frenas inauratas simul et mappulos. 

Gebraucht er insoweit kaiserliche Abzeichen, als die goldenen Borden 
(parugaudae) nur dem Kaiser zustehen (©. Theod. X. 21. 1), so ist schon 
von vornherein der Schluss erlaubt, dass der Papst auch das andere Ab- 
zeichen der Kaisergewalt (C. J. XI. 9, 3—5), den Purpur besass, so wie es 
das Const. $ 14 erwähnt. In der Tat wird nicht nur im 11. Jahrhundert 
davon gesprochen, dass der Papst bei dem Amtsantritt mit einem Purpur- 
mantel bekleidet wird (Grauert in Jhrb. Görresges. I S. 556), sondern es ist 
uns positiv berichtet, dass der Papst Hormisdas von Griechenland, also vom 
Kaiser erhielt: pallia olovera blattes cum tabulis aurotextis de elamidem 
vel de stolam imperialem (l. pont. I S. 2712. 13), d. h. ganz purpurne (vgl. 
Ducange s. v. holoverus) Gewänder mit goldgestickten Streifen von den 
kaiserlichen Gewändern; er hat also, wie auch auswärtige Fürsten (Con- 
stantin de adm. imp. 13), vom Kaiser eine Trabea (Corippus in laudenı 
Justini IV v. 124; Lydus de mensibus I. 19, de magistr. I. 7; Isidor ethym. 
XIX. 24. 8) geschenkt erhalten. 

Als kaiserliches Abzeichen wird dann auch das lorum bezeichnet, wel- 
ches der Papst trägt. Es lässt sich hier nicht umgehen, die Untersuchung 
nach einer Richtung zu führen, von der ich nur dilettantische Kenntnisse 
habe. Soweit ich sehe, lässt sich nämlich dies Gewandstück doppelt deuten. 
Lydus de magistr. II. 2 bezeichnet den Aüpog des Kaisers als ypvoWAxtoz 
änwpig. Ist das richtig, dann ist das lorum des Kaisers identisch mit dem 
goldgestickten Streifen, welcher nach der einen Meinung von dem Purpur- 
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leistet, ıst vor 754, wo ılın der Frankenkönig erweist, nirgends 
mantel getrennt ist (W. Meyer, Zwei antike Elfenbeintafeln der k. Staats- 
bibliothek in München Abt. Münch. Ak. ph. ph. Kl. XV. IS. 23 f.; Grisar 
in Festschrift — des deutschen Campo santo S. 96; schon Reiske zu Con- 
stant. II S. 657 f.), nach der andern, stets ein aufgenähter Teil des Pur- 
purmantels, blieb (so Wilpert, un capitolo di storia del vestiario 8. 1—13). 
— Die zweite Deutung könnte von den discolora pallia ausgehen, von 
Schärpen, welche die officiales im Gegensatz zu den blossen Senatoren 
als Anmıtszeichen tragen müssen (C. Th. XIV. 10. 1. $ 1) und die nach der 
mich überzeugenden trefflichen Ausführung Wilperts (a. a. 0. 8. 13 f.) zu- 
sammentreffen mit dem päpstlichen Pallıium. Ein direkter Beleg dafür, 
dass diese Schärpe, die sich wirklich von einem Gewand abgetrennt hat, 
lorum hiess, fehlt, so viel ich sehe. Es ist aber an sich sehr wohl möglich, 
dass das Wort lorum, was von Haus aus weder den Goldstreifen des Ge- 
wandes noch die Anmıtsschärpe bezeichnet, sondern einen Riemen, der hier 
den Panzer zusammenhält (Wilpert a. a. O. S. 26 N. 1), auf jene Schärpe 
selber übertragen wurde, genau so, wie sie ja nach Lydus auch auf 
den für das Auge schärpenartig wirkenden Streifen des Purpurmantels 
wirklich angewendet worden ist. — Die Entscheidung zwischen beiden 
Deutungen ergibt folgendes. Allerdings ist das päpstliche Pallium ein sehr 
charakteristisches Kleidungsstück; aber zunächst tragen es doch nicht die 
Pipste allein, wenn auch die Verleihung auf sie zurückgeht; und dann ist 
das Pallium der uns einmal bezeugten kaiserlichen &rwpig ypusi,Aatoc so unähn- 
lich als möglich; nur die ungeführe Schärpenform haben beide gleich, aber das 
kaiserliche lorum ist goldgestickt, das pallium des Papstes von jeher (vg). 
die Tafel in der Festschrift — des deutschen Camposanto nach S. 84) höchst 
einfach nur mit Kreuzen versehen. Ferner ist schon mit Recht von Wil- 
pert S. 26 bemerkt worden, dass der Fälscher nicht die klerikalen Gewänder 
des Papstes mit den kaiserlichen Gewändern vergleicht und er hat, wie 
mir scheint, nur durch sein Misstrauen gegen Lydus (8. 4) die richtige Lösung 
noch nicht gefunden. Denn es ist ja, wie wir gesehen haben, bezeugt, dass 
der Papst vom Kaiser einen Purpurmantel cum tabulis aurotextis — de sto- 
lam imperialem erhalten hat. Sind nun wie bei Lydus die Goldstreifen des 
Mantels, die tabulae aurotextae, lorum genannt, so sind alle Schwierigkeiten 
beseitigt und wirklich wird dann vom Papst und Kaiser das gleiche Ab- 
zeichen gebraucht. 

Der Umstand, dass den Papst schon im Anfang des 8. Jahrhunderts eine 
imperialis processio geleitet, führt dann von selber dazu, dass ihm equites 
vorausgehen; es mögen damit die candidati gemeint sein, welche (Const. de 
cerem. S. 699 Z. 12) den Kaiser bei Prozessionen geleiten, aber geradeso sich 
später auch in den römischen Festzügen finden (Chron. Cas. IV. 37: 8.8. VII 
S. 779). Dazu kommt vielleicht noch ein anderes selbständiges Moment. Im or- 
do RomanusI c. 2 (ob. S. 20 f. N. 3) reiten dem Papst noch keine Reiter voraus, 
sondern nur stratores zur Seite, während nach ordo XI c. 21 aus der Mitte 
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bestimmt erwähnt; aber dafür ist dem Papst vom Kaiser und 


des 12. Jahrhunderts draconarıi mit 12 bandora vorausreiten. Es werden 
eben die militärischen Bannerträger sich im 8. Jahrhundert, wo der Papst 
tatsächlich ihr Herr wurde, dem päpstlichen Gefolge angeschlossen haben; 
denn die dracones sind, wie die aquilae, militärische Zeichen (Isid. et. 
XVII 3. 3.) 

Dass aber dem Papst sceptra simulque et conta atque signa, banda ver- 
liehen sind, ist nicht (anders Grauert, Hist. Jahrb. IV S. 80; Schetfer-B. in 
M. Oest. J.X S. 307) so zu deuten, dass der Papst selber alle diese Abzeichen 
hätte tragen müssen, sondern natürlich entscheidet auch da der byzantinische 
Brauch: hier werden bei einer feierlichen Audienz die oxintpa "Popaxna aut 
rhya Kal Aocına xpbora ortirtza von den Kandidaten, die xaumdızntigıe al 
Aaßouge xal olyva von Marinesoldaten getragen (Constant. de cerem. S. 575 
Z. 15 f.); ein anderesmal halten die Abzeichen der letzteren Art (Ad5ou>« 
za aunvönxtöpe perk va av Bavdwv) die draconarlı (Const. de cerem. 
S. 11 Z. 21). Damit stimmt nun, dass der Papst zu Ende des 8. Jahrhunderts 
cum signis et bandis eingeholt wird (lib. pont. II S. 6 2. 22). Kurz danach 
werden die bei solchen feierlichen Zügen gebräuchlichen signa ausdrück- 
lich als eruces bezeichnet (l. pont. IIS. 88 Z. 10). Nun sind aber seit dem 
8. Jahrhundert die byzantinischen Szepter nichts anders als Kreuze mit 
langem Stiel (vgl. Reiske zu Const. II S. 667). Während auf den Münzen 
der Herakliusdynastie (über früheres einiges bei W. Meyer a. a. O. S. 18 f.) 
und was man ihr zurechnen kann, bis zu Philippikus neben dem oft wie- 
derkehrenden Reichsapfel die schräg gehaltene Lanze, vereinzelt auch der 
Adler, das Herrschaftsabzeichen ist, füllt dieses Symbol später ganz und 
gar weg und neben dem Reichsapfel tragen die Kaiser seit Leo dem Isau- 
rier — vielleicht gerade wegen ihrer Prätension, Nachfolger der Apostel zu 
sein — das vorher ganz selten in der Hand des Kaisers gehaltene grosse 
Kreuz (vgl. Bandurus numismata imperatorum II S. 676—698 mit II S. 701 ff.; 
dann besonders Sabatier monnaies byzantines II planches 39 ff). Sind sonach 
die signa, weil cruces, mit der sceptra identisch, dann begegnet ın der Tat in 
den römischen Prozessionen all das, was auch für die byzantinische Kaiser- 
prozession charakteristisch ist und mit den Trägern der Szepter treffen die 
spätern stauroferi überein (Chron. Cas. IV. 37: S. S. VII S. 779), während 
die banda wie gesagt von den milites draconarii (Chron. Cas. 1V. 37; ordo 
Rom. XI. c. 21) und ihren Gefährten, den aquiliferi, leoniferi, lupiferi (Chron. 
Cas. IV. 37) gehalten werden. — Allerdings trägt ja auch der Kaiser selber 
ein Abzeichen; aber dieses ist, wie gesagt, seit den Isauriern das Kreuz (da- 
zu noch Ducange de imperatorum Constantinopolitanorum — numismatibus 
diss. n. 29, 31). Geradeso hat nun der Papst sein pedum rectum. Freilich 
ist dieses pedum nicht vor dem 10. Jahrhundert direkt nachzuweisen (Kraus, 
Geschichte der christlichen Kunst I. 1.8. 500 N. 4). Allein bereits auf den 
Münzen Johann VIII. (872—882) trägt der heilige Petrus (nicht der Papst, 
wie Kraus, Geschichte der christlichen Kunst II. 1. S. 500 angibt) ein Kreuz an 
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vom Langobardenkönig die Proskynese erwiesen worden, und 
von da zum Steigbügelhalten ist ein geringer Schritt, den viel- 
leicht der Langobardenkönig bereits gemacht hat'!. Dass der Zweck 


langem Stiel (Engel et Serrure, traite de numismatique du moyen age II 
S. 286); dagegen glaube ich nicht (anders vielleicht Kraus, Realenzyklopädie 
IIS. 780), dass das vexillum mit 6 Rosen auf blauem Fels, welches S. Peter 
auf den zerstörten Mosaiken des lateranischen Triklinnum dem Kaiser Karl 
reichte (Müntz in revue archeologique 38. t. 3 S. 7, 8) hierher gehört. 

Weiter wird davon gesprochen, dass der Papst erhielt: coronam capitis 
nostri simulque frigium. Von der Krone soll hier noch nicht die Rede sein, 
dagegen sofort vom frigium. Ausgeschlossen ist nun das, was an sich 
sprachlich nicht unmöglich wäre (Wilpert a. a. 0.8.26 N. 3) und anschei- 
nend auch in einer Handschrift (B. 1. bei Zeumer) so aufgefasst wird, 
dass es sich um den gestickten Pupurmantel selber gehandelt hätte; da- 
gegen steht nicht nur, dass eben die clamis purpurea selbständig genannt 
wird; sondern später (& 16) ist frigium deutlich eine Kopfbedeckung. Dieses 
friıgium ist als Tiara (vgl. dazu Wüscher-Becchi in römische Quartalsschrift 
f. christl. Altertumskunde XIII S. 90) identisch mit dem eigenartigen came- 
laucium des Papstes (Wüscher-Becchi a. a. O. S. 104), das der Papst Con- 
stantin auf seiner Reise nach Constantinopel trug (l. pont. 1 S. 390 2. 15) 
und das sich von allen andern camelaucia abhebt. Auf der andern Seite 
wissen wir (Constantin. de adm. inıp. 13), dass auch der Kaiser ein ganz 
eigenartiges camelaucium hat, das alle andern Gewandstücke an Rang 
übertrifft, wie das frigium, sowohl Kopfbedeckung als auch Kleidung in 
sich befasst — was sehr gut möglich ist, weil der Name nur die Herstellung 
aus Kameelshaaren andeutet — und aus vom Himmel kommen soll. Es ist 
wohl möglich, dass das päpstliche camelaucium in der Form mit dem kai- 
serlichen camelaucium zusammentraf und es spricht dafür, dass der 1. pont. 
im gleichen Zusammenhang, wo von dem kaiserlichen Empfang des Papstes 
Constantin die Rede ist, auch so sehr betont, wie der Papst das besondere 
camelaucium trägt. Aber sicher ist das nicht und es fehlt vorderhand auch 
der archäologische Nachweis. 

Die besonderen weissen Pferdedecken und Gamaschen der römischen 
Kleriker, ganz entsprechend der weissen Fussbekleidung und den weis- 
sen Gewändern des kaiserlichen Gefolges (Const. de cerem. S. 699) sind 
schon bei Gregor M. reg. III. 54 (Friedrich S. 125) bezeugt. 

Ueber die eubicularii, excubitores, ostiaril der Päpste (8 15) vgl. Döllinger, 
Papsttabeln S. 75. 

! Proskynese durch Justinian II. in lib. pontif. TS. 391 2.1; durch Luit- 
prand in lib. pont. I S. 498 Z. 2. — Lib. pont. IS. 427 Z. 19 spricht direkt 
davon, dass Luitprand in eius (des Papstes) obsequiun dimidium fore mil- 
liarum perexit; es ist sehr möglich, dass mit diesem obsequium der Dienst 
des strator, marpais gemeint ist (Oelsner, Pipin S. 127). Im ordo Romanus 
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der Zeremonialnachrichten zunächst darin besteht, dem an For- 
men hängenden Zeitalter die Kaiserähnlichkeit des Papstes zu 
erweisen, ist klar, besonders wenn man bedenkt, mit welcher 
Eifersucht das spätrömische Recht dem Kaiser den ausschliess- 
lichen Gebrauch der kaiserlichen Gewänder wahrt!; gerade un- 
sere Partie der Fälschung soll erweisen, dass dem Papst die 
honorificentia imperialis zukommt, von der das Constitutum 
spricht?. Aber sowohl in diesen Formen, wie in den Erzäh- 
lungen über Oonstantins Heilung verbirgt sich noch eine an- 
dere Absicht und nirgends kann man die bewusste Feinheit 
des Fälschers, der in der Regel viel zu harmlos aufgefasst 
wird?, besser verfolgen als gerade hier. Der Verfasser muss ja 
doch an die Möglichkeit denken, dass die Urkunde als unecht 
bezeichnet wird, wie ja in der Tat die griechischen Gesandten 
am Hof Pipins den päpstlichen irgendwelche Fülschungen vor- 
warfen*. Darum sieht er sich nun nach Beweismitteln um, 
welche im Mittelalter jedem Zweifel standhielten, die man aber 
natürlich nicht nach unserem Mass der Prüfung einschätzen darf. 
Denn für praktische Zwecke hat der Fälscher gearbeitet. — Er 
stützt sich zunächst auf die Sylvesterlegende, welche selbst den 
theologischen Kritikern der libri Carolini als vollkommen zuver- 
lässig vorkam, wenn sie derselben auch einen dogmatisch ver- 
pflichtenden Charakter abstritten®. Diese auch in Griechenland 


Ic. 2 (Migne p. 1. 78 col. 937) sind die stratores die unmittelbaren Begleiter 
des Papstes; andererseits wird die Begleitung des Papstes als obsequium 
zusammengefasst (ordo Romanus I. c. 4). Der erste aber I steht der 
ersten Hälfte des 8. Jahrhunderts zeitlich sehr nahe (ob. 8. 21). 

ı Zitate bei Marquardt, Das Privatleben der Römer 8. 499 N. 3; C. Th. 
X. 20. 18; X. 21; C. Just. XI. 9. 

2 Gonst. & 11. 

8 Auch von Scheffer M. Oest. J. X. S. 307, S. 318: Hartmann II 28. 226. 
Am weitesten geht Grisar in seiner schon erwähnten Untersuchung über das 
römische Palliun (Festschrift a. a. O. S. 101), der von einem in der Erfin- 
dung kindlichen Bemühen spricht. 

* Cod. Carol. ep. 36. 

5 Libri Carol. II. 13 (Migne p. 1. 98 col. 1078). 
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so populäre! und deshalb gerade dort unverdächtige Sage be- 
richtet ja in der Tat von einer Verfügung des Constantin, welche 
die Ueberordnung des Papstes über alle Priester feststellt und 
einer andern, welche von einer Rückgabe der Kirchen spricht 
und das kann natürlich als Rückgabe aller Kirchengüter verstanden 
werden“. Um die Täuschung vollkommen zu machen und gewiss 
nicht aus einer blossen Spielerei wird deshalb zunächst die ganze 
Bekehrungsgeschichte aufgenommen ; denn so konnte man einem 
Zweifler entgegnen: was willst du? in der Urkunde steht ja ge- 
nau das gleiche, wie in der doch unbestreitbaren vita Silvestri. 
— Mit diesem Argument begnügt sich aber der Fälscher nicht, 
sondern sucht sein Werk noch fester zu verankern. Was gibt 
es da für einen besseren Beleg als der Hinweis darauf, dass die 
von Constantin verliehenen Konzessionen in der Tat auch seit 
Menschengedenken im Brauch sind; darum ist das päpstliche 
Zeremoniell so breit besprochen : wie dies durch seine Form 
wirklich einen Beweis für die kaiserähnliche Stellung des Papstes 
abgibt, so belegt es durch sein Alter die Echtheit einer Urkunde, 
welche die Gewährung dieses Zeremoniells und damit der Kai- 
sergleichheit auf Constantin den Grossen zurückführt. Auf das 
gleiche geht es dann, dass ja der Papst jetzt im Lateran residiert, 
der schon in der vita Silvestri als der Kaiserpalast an und für 
sich geschildert ist? und nach dem Constitutum nunmehr vom 
Kaiser dem Papst geschenkt wird. — Aber da erhebt sich nun 
ein gefährlicher Einwand. Der Papst trägt ja nicht den durch- 
brochenen Reif aus Edelmetall, welcher als roAux2V6rAov bei den 
Griechen, als corona bei den Abendländern das eigentliche Ab- 


ı Duchesne im lib. pont. IS. CXII. 

? Mombritius II col. 283. 3. Sp. Quarta die privilegium ecclesie Romane 
pontificique contulit, ut in toto orbe romano sacerdotes ita hunc caput ha- 
beant, sicut omnes judices regem. | 

II col. 282 3. Sp.: ut omnes iussione tua per totum orbem Romanorum 
ecclesiae restaurentur. 

® Mombritius II col. 283. 4. Sp. 
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zeichen der kaiserlichen und königlichen Gewalt ist!. Der Fäl- 
scher bereitet sehr geschickt die Antwort bereits in dem Abschnitt 
über das päpstliche Zeremoniell ($ 14) durch die Einschiebung 
der Worte de praesenti, welche nichts weniger als ein späterer Zu- 
satz sind?, vor, aber er will sie jetzt noch nicht geben, weil sonst 
der volle Eindruck der kaiserlichen Konzessionen gestört und 
der Leser unwillkürlich zum Zweifel geführt worden wäre. Darum 
— und nicht weil ihm das Bedenken erst hinterher eingefallen 
wäre — bringt dann der Fälscher später jene merkwürdige Erzäh- 
lung, wie der bescheidene Papst auf seine Krone verzichtet und 
dadurch den Kaiser antreibt, ihn als Strator seinerseits noch in 
dieser Bescheidenheit zu überbieten. Knüpft das Steigbügelhalten, 
wie es uns als möglich erschien, wirklich an frühere Vorgänge 
an, so ist dann damit der gefährlichste Punkt, der Mangel einer 
Krone, noch einmal durch einen selbständigen Beleg gehalten. 
6. Alles zusammengenonimen sprüht die Urkunde von Geist 
und lebendiger Absichtlichkeit.e. Ein Träumer, welcher lediglich 
einer grossen geschichtlichen Idee aus einer Art von künstleri- 
schem Gestaltungsdrang die Form gibt, war der nicht, welcher 
diese Urkunde gefertigt hat, erfüllt mit der feinsten Berechnung 
aller in seiner Zeit möglichen Einwendungen. Von daher ist 
es ganz selbstverständlich, dass die Urkunde für ganz konkrete 
Zeitbedürfnisse gefälscht ist und so ergibt sich dann auch die 
Datierung der Fälschung. Schon das bisherige hat erwiesen, 
dass die Fälschung nicht vor 754 liegen kann’. Das was über 


1 Reiske zu Constantin II S. 655; für den Westen Waitz III S. 249 t. 
Die allgemeine Auffassung im Wesen gibt am klarsten Isidor Eth. XIX 
30. 3 wieder: imperatores Romani et reges quidam gentium aureis coronis 
utuntur. Wie bei feierlichen Gelegenheiten das noAuxavdnAov getragen wird, 
zeigt z. B. Symeon magister vit. Leonis Basilii filii c. 11 (Migne patrol. 
gr. 109 c. 765). 

? Friedrich S. 192. N. 2 hat den Sinn des Zusatzes sehr wohl erkannt, 
ist aber durch seine Auftassung von der Entstehung des Textes zur Annalıne 
genötigt, dass die beiden Worte später eingeschoben wurden. — Die zwei 
Worte schliessen es ganz und gar aus, dass die Lösung in 8 16 erst hinter- 
her eingefügt ist. 

® Das stimmt ja auch mit dem Sprachgebrauch der Urkunde: vgl. bes. 
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die Befugnis des Papstes gesagt ist, Patrizier und Konsuln ein- 
zusetzen, und die Partie, welche von den Patrimonien handelt, 
könnte vielleicht an sich auch älter sein. Allein die Schilderung der 
öffentlichen Gewalt des Papstes, vor allem aber das Glaubensbe- 
kenntnis, entstammt nicht den Jahren vor 754. Dabei muss die 
Urkunde zu einer Zeit entstanden sein, in der vor einem dritten 
gestritten wurde nicht nur über die Patrimonien der Kirche und 
über die öffentliche Gewalt des Papstes, sondern auch zugleich 
über Bilderstreit und Trinitätslehre. Nur eine Erklärung, die alle 
diese Momente auf einen und den gleichen Zeitpunkt zurückzu- 
führen vermag, kann die richtige sein. Ein letzter genauer Schluss 
ist aber nur möglich, wenn nun jene vielbesprochenen Verhand- 
lungen der Päpste mit den Frankenkönigen neu geprüft werden. 


IH. 
Die fränkischen Schenkungen. 


1. Der Erörterung jener schon so oft besprochenen fränki- 
schen Fälschungen müssen einige Vorbemerkungen vorausgeschickt 
werden. 

Zunächst sei beiläufig betont, dass ich aus der Diskus- 
sion ganz und gar das sog. Fantuzzische Fragment ausscheide, 
das besonders von Martens als eine zeitgenössische Urkunde be- 
trachtet worden ist. Mit Schefter-Boichorst! halte ich es für 
gewiss, dass es sich hier um ein Machwerk erst des ausgehenden 
10. oder des 11. Jahrhunderts handelt, welchem das Ottonianum 
zu Grund liegt ?. 


Schefter-B. M. Oest. J. X. S. 309 f; XI. S. 134 f£. 

ı Besonders Scheffer M. Oest. I V. S. 205 s. N. 3; vgl. auch Hartmann 
II. 2. S. 326. 

* Mir scheint von den Gründen Scheffers für die Benützung des Otto- 
nianum seitens des Fragments besonders jene Stelle ($ 7 der Numerierung 
von Martens, die römische Frage S. 269 f.) schlagend, welche dem Papst 
die Territorialherrschaft über Neapel gibt, genau so, wie das Ottonianum 
$ 9 (dazu Sickel, Das Privilegium Otto I. für die römische Kirche S. 142), 
während das Ludovicianum nur von einem neapolitanischen patrimonium 
weiss. Auf das gleiche führt die Erwähnung von Gaeta im Fragment ($ 6), 
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Dann aber möchte ich ganz kurz die persönlichen Bezieh- 
ungen streifen, aus denen jene Konzessionen erwachsen sind. 
Wir sind in unserer gegenwärtigen Geschichtsbetrachtung, welche 
die grossen Richtungen des Geschehens zu erfassen sucht, viel 
zu gleichgültig geworden gegen die persönlichen Motive der Pro- 
tagonisten, und auf der andern Seite scheint es fast, als ob in 
unserer Frage jene rhetorisch beschönigende oder episch ver- 
klärende Darstellung der mittelalterlichen Quellen auch jetzt 
noch die Kritik, ohne dass wir es wissen, in Fesseln geschlagen 
hätte: nur einige, Martens vor allem, so wenig ich seinen sach- 
lichen Ergebnissen zustimme, machen da eine Ausnahme. Das 
gilt vor allem für die Beurteilung der Päpste in unserem Zeit- 
raum. Freilich die Papstbiographien preisen jeden der damaligen 
römischen Bischöfe als reinen und hohen Mann; wie wenig so etwas 
bedeutet, das zeigt ein paar Menschenalter später die vita von Ser- 
gius IL., an deren Ende zufällig ein Gegner den Papst so sehr herab- 
setzt, wie ihn der offizielle Biograph preist. Sieht man aber von 
jenen wertlosen Redensarten ab, so liegt die Sache ganz anders. 
Gregor II. und III, auch noch Zacharias, kann hier ausser Betracht 
bleiben. Zacharias Nachfolger, die italienischen Adelspäpste Ste- 
phan II. und Paulus stehen ganz unter dem Einfluss jenes Christo- 
phorus, dessen fürchterliche Härte in der Behandlung des Gegen- 
papstes Constantin hervortritt; und wenn sogar der beschönigende 
Biograph von den Drangsalen spricht, welche die päpstlichen satel- 
lites unter Paul verübten, so sagt das weit mehr, als wenn er dann 
nachher das barmherzige Gemüt des Papstes rühmt. Die Roh- 
heit des Papstes Stephan III. zu zeichnen, genügt allein schon 
jener niedrige Schmähbrief, den er bei der Verheiratung Karl 
des Grossen mit der langobardischen Prinzessin geschrieben hat; 


was ein Novum des Ottonianum ($ 10) ist (dazu Sickel a. a. 0.8. 141‘. So 

ist nicht nur die Datierung von Martens (vgl. auch Döllinger, Papstfabeln 

S. 69) unmöglich, sondern auch die Auffassung von Oelsner, welcher an den 

Anfang des 9. Jahrhunderts denkt (Jahrbücher unter König Pipin 8. 497 f.). 
ı God. Carol. 47. 
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noch deutlicher weist auf das gleiche das Verfahren wider den 
Gegenpapst Constantin, vor allem aber die Ermordung des bis- 
her leitenden Mannes, des Christophorus, die natürlich mit Wille 
des Papstes und durch den neuen Premierminister Paulus 
Afiarta erfolst ist. Und wenn dann unter Hadrian dieser Paulus 
selber wieder erwürgt wird, so ist die Entschuldigung des Papstes, 
der die Verantwortung auf den Erzbischof von Ravenna über- 
wälzt, die in solchen Fällen übliche Art der Entschuldigung. Ein 
hartes Geschlecht hat damals in Rom geherrscht, ähnlich jenen 
Päpsten des 15. Jahrhunderts, und man darf der Kurie der da- 
maligen Zeit alle Waffen einer rücksichtslosen Politik zutrauen. 
Und dieselbe gilt dann auch für die Gegenspieler, die fränkischen 
Könige. Karl der Grosse, der seinen Bruder Karlmann und 
dessen Kinder um ihr Reich brachte, der die Sachsen nieder- 
metzeln liess, der die Gemahlin schimpflich verstiess, ist ja ge- 
wiss einer der gewaltigsten der Weltgeschichte, der Napoleon 
des 8. Jahrhunderts gewesen, aber er war weit entfernt von jener 
Figur des gerechten, streng moralischen Staatsmanns, welchen 
Sentimentalität und Dichtung seit seinen Greisenjahren aus ihm 
gemacht hat. Pipin aber, der ebenfalls die Abkommen seines 
Bruders um die Herrschaft brachte, wird wohl von keiner andern 
Sinnesart als sein Solın gewesen sein. — Man muss daher an- 
nehmen, dass auf beiden Seiten die Politik eben lediglich durch 
persönlichen Nutzen bestimmt war und nicht allenfalls durch 
irgendwelche nebelhafte ideale Motive. 

2. Dieser rücksichtslose Zug ist nun einmal in der Art zu 
erkennen, in welcher der Papst das byzantinische Gebiet an die 
Kirche hat schenken lassen. 

Entscheidend ist da die feine Formel, welche man ersonnen 
hat, um den Uebergang möglichst harmlos hinzustellen. 

Bis zu 754 und noch in der Begegnung von Ponthion ist, 
wie wir gesehen haben, keine Rede davon, dass der Papst mehr 
als seine Patrimonien beansprucht; soweit er auch das staatliche 
Gebiet zu schützen sucht, tritt er lediglich für die Rechte der 
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respublica, d. h. des römischen Kaiserreichs ein!. Das ändert 
sich nun in ganz eigentümlicher Weise seit dem Tag von Quiercy ?. 
Hier zuerst ist von einer redemptio sancte Dei ecclesie reipubli- 
cae Romanorum gesprochen?. Dementsprechend schickt dann 
Pipin Gesandte an Aistulf propter pacis foedera et proprietatis 
sancte Dei ecclesie reipublice restituenda iura*. Ebenso fordert 
der Papst den Langobardenkönig auf, ut — propria sanctae Dei 
ecclesie reipublicae Romanorum reddidisset®. Genau dieselbe son- 
derbare Formel wiederholt sich aber auch in den Papstbriefen. 
755 heisst es: nec unius enim palmıi terrae spatium beato Petro 
sanctaeque Dei ecclesiae reipublicae Romanorum reddere passus 
est; später: propria vestra voluntate per donationis paginam beati 
Petri sanctaeque Dei ecclesiae reipublicae civitates et loca resti- 
tuenda confirmastis®. 769-770 wird gesagt: distringentes eos 
firmiter, ut propria sanctae Dei ecclesie Romanae reipublicae 
reddere debeant”. 

Es ıst ganz unmöglich, dass diese sprachlich ganz eigenar- 
tige, vorher niemals auftretende Fassung nur dem Zufall ihre 
Entstehung verdankt, und dass sie sich mündlich durch 16 Jahre 
gehalten hätte, sondern sie muss offiziell, schriftlich, und zwar 
bei den Verabredungen von Quiercy zu Grund gelegt sein. 
Sie ist künstlich so aufgebaut, dass sie nach drei Richtungen 
interpretiert werden kann: entweder so, dass zurückgegeben wer- 


ı Ob. IS. 22£. 

2 Das folgende ist in der Literatur, so viel ich sehe, nicht nach Gebühr 
beachtet; am besten Bayet in revue hist. XX S. 100 f.; Gundlach, Die Ent- 
stehung des Kirchenstaats S. 27f.; anklingend auch Martens, Die römische 
Frage S. 75. — Für die älteren Forscher war die im folgenden eingeschla- 
gene Richtung dadurch verdeckt, dass die Ausgabe von CGenni (Monumenta 
dominationis pontificiae I S. 74) gegen den handschriftlichen Befund die For- 
mel beato Petro sanctaeque Dei ecclesie reipublicae Romanorum emen- 
dierte in beato Petro sancteque Dei ecclesie vel reipublicae Romanorum. 

® Lib. pont. IS. 448 2. 17. 

* Lib. pont. IS. 449 2. 7. 

® Lib. pont. IS. 449 2. 19. 

® Cod. Carol. 6. 

" Cod. Carol. 47. 
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den soll dem heiligen Peter und der Kirche einesteils, dem rö- 
mischen Reich andernteils!; oder so, dass zurückgegeben werden 
soll dem heiligen Peter und der Kirche, welche zur respublica 
Romanorum gehört (natürlich in Italien), also der päpstlichen 
Kirche; oder so, dass zurückgegeben werden soll dem Staat, 
welcher das weltliche Gegenstück ist der römischen Reichskirche, 
also dem römischen Kaiserreich ?. Die beiden letzten Deutungen 
sind nicht nur sprachlich möglich, sondern sie sind wirklich im 
Sprachgebrauch der damaligen Zeit bezeugt?. 

Bald freilich sind die Verhältnisse vollkommen eindeutig ge- 
worden. Schon 756 wird offiziell dem 8. Peter und nicht mehr dem 
Kaiser die dieio im römischen Italien zugeschrieben * und seitdem 
wird dann auch unsere Formel in dem zweiten Sinn ausgelegt: so 
heisst es 760 onınes iustitias fautoris vestri beati Petri apostolorum 
principis — omnia videlicet patrimonia, iura etiam et loca atque 
fines et territoria diversarum civitatum nostrarum reipublicae Ro- 
manorum nobis plenissime restituisset®, und 769—770 wird das 
Versprechen Pipins dahin wiedergegeben ut sua propria isdem 
princeps apostolorum atque sancta Romana rei publice ecclesia 


ı So Gundlach, Die Entstehung des Kirchenstaats S. 27, 29. 

? Hauck, Kirchengeschichte II S. 25 N. 2 sieht nur die erste Deutung. 
— Das zweite meinen wohl die unklaren Worte bei Waitz V. G. III S. 88. 

® Die erstere Deutung begegnet keinen weiteren Schwierigkeiten, denn sie 
wird, wie im Text ausgeführt ist, in der Folgezeit wiederholt angewendet. 
Aber auch der zweite Gedanke lässt sich einigemal nachweisen; er ist im 
Brief des Papstes Agatho von 680 ausgesprochen: tod xpiouavıxwrarou Suav 
xedroug M nodrteia (Christiani vestri imperii res publica), &v 7 tod paxasiou 
Iletpov Tod xopuyaiou r@v Ancorcimv 6 Ypcvog tetzneiiwora: (Mansi XI. col. 293). 
Ganz wörtlich steht er im regesto Sublacense (ed. Allodi e Levi 1885) n. 111 
per deum omnipotentem sancteque sedis apostolice principatum a deo coro- 
natorum dominorum nostrorum CGonstantini et Leoni magni imperatoribus 
romanorum gubernatores (Zeit des Papstes Paul). 

* Lib. pont. IS. 453 2. 3 f.: nequaquam valuit — Pipini — regis in- 
clinare cor, ut easdem civitates et loca imperiali tribueret dicioni, asserens 
isdenn — rex nulla penitus ratione easdem civitates a potestate beati Petri 
et iure ecclesie Romane vel pontificiapostolice sedis quoquo modo alienani. 

° Cod. Carol. 19. 
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recipiat!. Sieht man aber noch genauer zu, so muss schon die 
Schenkung des römisch-italienischen Gebiets, welche 754 nach der 
ersten Besiegung der Langobarden Pipin vollzogen hat, ganz aus- 
schliesslich zu Gunsten des heiligen Peter gelautet haben ?; man 
hat die Maske abgeworfen, nachdem die Franken wirklich geholfen 
hatten. Deshalb verschwindet dann auch unsere Formel. Hır 
Ziel aber ist leicht zu erkennen. In Quierey war der Papst 
noch lange nicht sicher, ob es denn wirklich zu einem Krieg der 
Franken und Langobarden kommen werde, gegen welchen sich 
starke Parteien im Frankenreich einsetzten, und ob die Franken 
in diesem Krieg siegreich sein würden. Gerade damals waren ja 
die Langobarden auf der Höhe ihrer Macht. Solange die Fran- 
ken nicht in Italien standen, erschien es nun überaus gefährlich, 
als Empörer gegen die Ordnung des byzantinischen Reichs das 
römische Italien zu beanspruchen; denn drüben in Byzanz re- 
gierte der gewaltige Constantin, und von dem drohte dieselbe 
Gefahr, der einst unter Leo dem Isaurier der Papst Gregor I. 
erlegen war. Unsere Formel kann aber --- wählt man die erste 
oder dritte Auslegung — vollkommen loyal und so gedeutet wer- 
den, dass der Papst in Frankreich nur die Befehle des Kaisers 
ausrichtete. Sie ist so ein feines Instrument, um den Abfall der 
Päpste vom Reich zu verdecken, so lang das nötig ist. 

3. Von selber führt das bisherige zu der Frage, welche Ge- 
biete 754 Pipin der römischen Kirche zuerst in so absichtlich 
verschwommener Form zu restituieren versprochen hat. 

Hier ist nun, wie ich glaube, von den wenig benutzten’ 
Nachrichten über Istrien und Venezien auszugehen. Zwischen 
768—772 wird hier vom Papst gesagt: quoniam in nostro pacto 


ı Cod. Carol. 46. 

? Soweit stimme ich vollkommen mit Lamprecht, Die römische Frage 
S. 78—80 überein, wo die genaue Begründung für die Annahnıe einer pipi- 
nischen donatio, welche im Zusanımenhang mit dem Frieden von 754 erfolgt. 

® Von Weiland, Zeitschrift f. K.R. XVIL S. 385 f., und vor allem von 
Lamprecht, Die römische Frage S. 86 f. besprochen. 

* Ep. merov. et Karol. aevi I S. 715. 
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generali, quod inter Romanos, Francos et Longobardos dignos- 
citur provenisse et ipsa vestra Istriarum provincia constat esse 
confirmata atque annexa simulque Venetiarum provincia; deshalb 
beziehe sich das Schutzversprechen der fideles beati Petri, d. h. 
der Franken, genau so auf diese Gebiete wie auf den römischen 
Dukat und auf den Exarchat von Ravenna. Es ist nun kein 
Zweifel und darüber herrscht Einverständnis, dass sich die Aeus- 
serung des Papstes auf den Frieden bezieht, der 754 zwischen 
den Franken, den Langobarden und den Römern geschlossen 
wurde!. Im übrigen bedarf aber die Nachricht noch der Er- 
klärung. Da ist es nun ausgeschlossen, dass unter den provin- 
ciae des Papstbriefes Kirchenprovinzen zu verstehen sind?. Denn 
in der damaligen Zeit war Istrien und Venezien noch eine Kir- 
chenprovinz unter dem Patriarchen von Grado; erst 827 ist Ist- 
rien dem Erzbischof von Aquileja unterstellt worden®. Weiter 
kann dann dem Wortlaut des Briefes nach auch nicht davon die 
Rede sein, dass durch den Frieden von 754 dem Papst eben nur 
seine Patrimonien in Istrien und Venezien garantiert worden 
wären®. Denn der Brief ist eine Antwort auf eine Klage des 
Metropoliten von Grado darüber, dass damals (768—772), also 
vor der erneuten Okkupation durch die Griechen®, Istrien von 
den Langobarden okkupiert war und auf die Bitte, er möge sie als 
ihr Schutzherr genau so befreien, wie er die civitas Ravenna 
befreit habe®. Dem antwortet der Papst, dass er gleich dem 
Papst Stephan II. für sie eintreten werde, quoniam u. s.w. Nun 
wissen wir, dass in dem Frieden die einzelnen Gebiete, welclıe 


! Lib. pont. IS. 451 Z. 2. 

: Anders Lamprecht 8. 87. 

® Benussi nel medio evo S. 202 f. — Von einer besonderen kirchlichen 
Zugehörigkeit von Aquileja und Grado zu Rom, wie Gundlach S. 57 f. meint, 
ist übrigens keine Rede. 

* So Lamprecht S. 90; Sackur in M. Oest. J. XVI S. 391 £. 

® Zeitschr. der Sav. St. f. R. G. germ. Abt. XXITS. 259; nicht zutreffend 
Sackur in M. Oest. J. XIX S. 69. 

° Ep. Merov. et Karol. aevı IS. 712 £. 
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die Langobarden zurückzugeben haben, ausdrücklich aufgezählt 
sind '. Offenbar kann dann das annexa in unserer Stelle nur 
heissen, dass auch Istrien und Venezien ım Frieden zu derselben 
Ländermasse geschlagen wurde wie Rom und Ravenna und des- 
halb auch hier die Schutzpflicht der Franken eingreift. Aber 
auch das confirmare ist leicht zu erklären: die Tätigkeit Pipins, 
der nach der Besiegung der Langobarden 754 durch donatio den 
Kirchenstaat schafft, wird wiederholt als ein confirmare seitens der 
Päpste bezeichnet * und das Hludovicianum, das auch nach meiner 
Meinung die Schenkung von 754 zu Grunde gelegt hat?, bezeichnet 
sich als pactum confirmationis. Es ist dabei übrigens vollkommen 
gleichgültig, ob man diese Worte im Hludovicianum für einen ur- 
sprünglichen Bestandteil der pipinischen Schenkung oder für einen 
späteren Zusatz ansieht. Das bleibt sicher, dass man in der gan- 
zen kritischen Zeit die Tätigkeit des Frankenkönigs als ein confir- 
mare betrachtet. Dann sagt die Nachricht über Istrien und 
Venezien nichts anderes, als dass diese beiden Provinzen in der 
pipinischen Schenkung von 754 enthalten waren. Gerade für 
das abgelegenere Gebiet, für Istrien, ist das nun auch vollkom- 
men verständlich; denn Istrien ressortiert noch bis in das spätere 
Mittelalter unter die Berufungsgerichtsbarkeit des Erzbischofs 
von Ravenna, der insoweit lediglich an Stelle des Exarchen ge- 
treten ist’. So kann Istrien und dann auch Venezien sehr wohl 
zur ista Italiae provincia gerechnet werden, von der die vita 
Hadriani in ihren berühmten Nachrichten ausgeht®. Dass später 
jede päpstliche Einwirkung auf Istrien und Venezien verschwindet, 
erklärt sich sehr einfach daraus, dass Istrien wieder griechisch 


ı Lib. pont. IS. 453 Z. 12 conscriptas in pacti foedere reddere civitates; 
Lamprecht S. 74 £. 

? Die Stellen bei Lamprecht 8. 79. 

® So Lamprecht S. 90 ff. 

* So Lamprecht S. 44 ff. 

5 Benussi nel medio evo $. 185; Ztschr. Savignyst. Germ. Abt. XXIV 
S. 257. 

® Lib. pont. IS. 498 Z. 12; unrichtig Scheffer-B. in M. Oest. J. V. S. 204. 
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wird, Venezien aber in der zweiten Hälfte des 8. Jahrhunderts 
ganz und gar in byzantinische Abhängigkeit zurückfällt! und 
dadurch ja schliesslich zu Anfang des 9. Jahrhunderts in jene 
berühmten, sagenumwobenen Kämpfe mit den Franken hinein- 
getrieben wird?. Soweit also sind die vielbestrittenen Angaben 
der vita Hadriani über die pipinische Schenkung vollkommen zu- 
treffend. Das führt sofort zur Frage, wie es mit den andern 
Angaben derselben Quelle steht. 

Die vita Hadriani behauptet zunächst weiter die Schenkung 
des cunctus ducatus Spolitinus seu Beneventanus. Das passt nun 
vollkommen zu den übrigen Nachrichten, welche wir besitzen. 
Schon 739 und den folgenden Jahren haben sich die Herzoge 
von Spoleto und Benevent dem Papst angeschlossen?. 757 ist 
bezeugt, dass sich die Spoletiner einen dux gesetzt haben „per 
manus“ des Papstes und Pipins*; alle Spoletiner wie alle Bene- 
ventaner wollen sich damals dem Papst und Pipin kommendieren,. 
Die Ereignisse von 773, wo der Papst weithin im Gebiet von 
Spoleto die Huldigung entgegennimmt, die Einwohner sich zu 
Römern tonsurieren lassen und der Herzog vom Papst eingesetzt 
wird, sind also im Spoletinischen nicht aus einer erneuten Usur- 
pation des Papstes®, sondern aus seinem früheren vertragsmäs- 
sigen Recht zu erklären. Von da aus ist dann kein Grund, den 


ı So schon C. Carol. 94. 

? Der ganze Zusammenhang beweist mit Sicherheit, dass die Langobar- 
den nicht erst nach 754, sondern schon vor 754 Istrien und wohl auch Teile 
des venezianischen Lagunengebiets okkupiert hatten. So ergibt sich ein 
selbständiger Beleg neben der allerdings späteren, aber vollkommen unbe- 
denklichen Nachricht des chron. Salernit., dass Aıstulf neben Commachio 
und Ferrara 751 auch Istrien besetzt hat (S. S. III S. 472 Z. 1; dazu ich 
in Z. Sav. St. Germ. Abt. XXII. S. 258) und es ist unbegründet, wenn Kehr 
(Gött. Anz. 1895 S. 700) und Hubert, revue hist. 69 S. 266 behauptet, dass 
wir von der Okkupation Istriens durch die Langobarden nichts wüssten. 

® Cod. Carol. 2; lib. pont. IS. 426 2. 9 f. und dazu Hartmann Il. 2. 
S. 138. 

* Cod. Carol. 11. 

5 Cod. Carol. 11; vgl. 17. 

® Lib. pont. IS. 495 2. 24 f.; dazu Hartmann II. 2 S. 138. 
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Angaben des Hludovianum $ 13 zu misstrauen: nach diesem hat 
nicht erst Karl der Grosse, sondern bereits Pipin mit dem Papst 
ausgemacht, dass die Abgaben, welche aus Spoleto an den lan- 
gobardischen Königshof abgeführt wurden, dem Papst gezalılt 
werden sollten. Die Meinung war eben die, dass der Papst 
nicht eine unmittelbare Herrschaft über Benevent und Spoleto, 
sondern dass er lediglich die Suzeränetät des Langobardenkönigs 
erhalten sollte. 

Weiter bezieht die vita Hadriani c. 42 die pipinische Schen- 
kung auf a Lunis cum insula Corsica, deinde in Suriano, deinde 
in monte Bardone, ıd est ın Verceto, deinde in Parma deinde 
in Regio et exinde in Mantua et Monte Silicis und es bleibt 
nichts übrig als auch hier auf diese so unendlich oft besprochene 
Stelle einzugehen. Da scheint es mir nun vollkommen ausge- 
schlossen, dass jemals das nördliche Toskana, die Emilia und 
Teile des langobardischen Venezien dem Papst geschenkt worden 
wären. Im ganzen cod. Carolinus findet sich nicht eine Spur. 
754 oder 756 ist eine solche Schenkung positiv ausgeschlossen. 
Denn in dem Brief von 771, den Stephan IV. als Alliierter der 
Langobarden schreibt, erklärt er: omnes iustitias beati Petri ab 
eo plenius et in integro suscepimus?. Das hätte ilım kein Mensch 
geglaubt und die Behauptung wäre deshalb eine höchst unzweck- 
mässige, undiplomatische Lüge gewesen, wenn es sich bei dem 
Streit mit den Langobarden seit 756 um mehr als einzelne Städte 
des römischen Dukats und des ravennatischen Exarchats, wenn 
es sich wirklich um das nördliche Toskana und um die Emilia 


! Anders Weiland in Z. f. Kirchen-R. XVII S. 380, der hier wieder zu 
dem schlimmen Auskunftsmittel einer Interpolation greift. — Allerdings kann 
der Wortlaut von $ 13 dreifach ausgelegt werden: 1. es ist schon von Pipin 
die Abgabe sowohl von Toskana wie von Spoleto übertragen; 2. es ist von 
Pipin die Abgabe von Toskana, von Karl die Abgabe von Spoleto übertra- 
gen; 3. es ist von Pipin die Abgabe von Spoleto, von Karl die Abgabe von 
Toskana übertragen. Die zweite Deutung ist nach Lage der Sache unmög- 
lich. Die erste und dritte gibt für Spoleto das gleiche Resultat. 

? Cod. Carol. 50. 
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gehandelt hätte; dass die Langobarden diese Gebiete nicht heraus- 
gegeben hatten, war offenkundig. — Alles hängt nun hier von den 
Worten ab, welche in der vita jenen Ortsangaben vorausgehen ; 
sie lauten: ubı concessit easdem civitates et territoria beato Pe- 
tro easque praefato pontifici contradi spopondit per designatum 
confinium sicut in eadem donationem (der pipinischen) continere 
monstratur id est. Man hat nun stets das Wort confinium in 
dem Sinn gedeutet, welchen es im klassischen und fränkischen, 
manchmal im italienischen! Latein ja auch wirklich hat, ın der 
Bedeutung von Grenze, und hat dann entweder das ganze 
überhaupt als Fälschung bezeichnet, während doch in der Tat 
die Erzählung der vita Hadriani einen höchst verlässigen Ein- 
druck macht, oder man sucht die Grenze zu halten als die 
Linie eines Teilungsvertrags, der 754 zwischen Pipin und dem 
Papst in Bezug auf das langobardische Reich geschlossen 
worden ist, oder man versteht sie als die Linie, bis zu 
welcher dem Papst seine Patrimonien restituiert werden. Es 
hat für die gegenwärtige Untersuchung gar keinen Wert, auf alle 
diese Möglichkeiten einzugehen, denn sie beruhen alle auf einer 
falschen Deutung von confiniun. In der Tat kann nämlich das 
confinium der vita Hadriani gar nicht Grenzlinie bedeuten. Dar- 
auf führt zunächst schon eine allgemeine Erwägung: denn es ist 
bei einer Grenzberichtigung ganz undenkbar, dass eine Grenz- 
linie erwähnt wird, dann aber noch einzelne Landschaften, welche 
hinter dieser Grenzlinie liegen; Elsass-Lothringen konnte nicht 
in der Weise abgetreten werden, dass man die Grenzlinie an- 
gab, dann aber anfügte „dazu das Arrondissement von Hagenau 
an“®. Entscheidend aber ist der positive Sprachgebrauch: wie 


ı 2. B. Paulus diac. Il. 9 super Tridentum in corfinio Italiae. 

® Auch Kehr'’s scharfsinnige Deutung (Historische Zeitschrift LXX S. 418) 
hat die Schwierigkeit nicht gehoben; nur wenn vor a Lunis etwa regnum 
Langobardorum eingeschoben wäre, so könnte man von zwei Ländermassen 
reden, von denen die eine willkürlich, die andere, und zwar die römischen 
Gebiete, historisch begrenzt war. — Ebensowenig löst sich die logische 
Schwierigkeit, wenn man mit Jung in seinem trefflichen Aufsatz über Luna 
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ja auch fines, so bedeutet confinium im Italienischen bis auf 
den heutigen Tag oft einfach das Gebiet. In Venedig versteht 
man unter den confinia später die einzelnen Pfarrgemeinden !, 
also Bezirke. Die gleiche Bedeutung hat confinium bereits in 
einem allerdings gefälschten Papstbrief von angeblich 731, der 
mindestens in der Mitte des 11. Jahrhunderts vorhanden gewesen 
sein muss?. In dieser Fälschung bezeichnet der Papst Venezien 
und Istrien als nostra confinia; ich will dahin gestellt sein 
lassen, was der Papst damit meint — aber jedenfalls heisst hier 
confinium Gebiet und nicht Grenze. Ganz an unsere Zeit hin führt 
es endlich, wenn das berühmte Capitular für Rom von 824, also 
eine italienische Quelle, die Räubereien zwischen dem königlichen 
und päpstlichen Gebiet verbietet als depraedationes inter con- 
finia®; „zwischen den Grenzen“ wäre vollkommen sinnlos. 
Bedeutet aber Confinium Gebiet, so heisst der einleitende 
Satz der vita Hadriani 42 nichts anders als: er gelobt die Ueber- 
gabe nach der Gebietsbeschreibung wie sie sich bereits in der 
Schenkung des Pipin findet; dass dabei das Gebiet ein territorial 
zusammenhängendes sein musste, ist dann damit nicht gesagt. — 
Dieser Auslegung scheint nun freilich das: a Lunis cum insula 
Corsica entgegenzustehen. Deutet hier nicht das a auf den An- 
fangspunkt einer Grenze hin? Aber auch das ist bei genauerem 


(M. Oest. J. XXII S. 206) confinium als Strassenzug deuten würde. — Ganz 
unmöglich ist Gundlachs Vorschlag, der die Linie mit dem Metropolitan- 
sprengel von Ravenna zusammenbringt (a. a. O. S. 60): weder Mantua, 
Monselice, die beide stets civitates, also Bistümer waren, noch Luna gehört 
zu Ravenna (vgl. Jung in M. Oest. J. Ergbd. V. S. 20 N. 3, Fabre le liber 
censuum de l’eglise romaine S. 95 f.) 

ı Cornelius ecclesiae Torcellanae III S. 194. 1108 majoris judicis de 
confinio S. Johannis confessoris; archivio Veneto IX. S. 101—111 sehr häufig 
für das Ende des 12. Jahrhunderts. 

2 M. epp. Merov. et Karol. aevi IS. 704; über die Fälschung ebda. S. 723 
und namentlich W. Meyer, Die Spaltung des Patriarchats Aquileja S. 10 f., 
S. 30 f. (Abh. der Gött. Gesellsch. N. F. Bd. 2 N. 6). Wäre die Meinung 
Gundlachs a. a. O. S. 58 N. 178 zutreffend, dass die Urkunde echt ist, so 
besässen wir einen Beleg aus dem 8. Jahrhundert. 

° Cap. 161. $ 7. 
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Zusehen wiederum eine irrige Auslegung. Denn der Anfang einer 
Grenzlinie kann unmöglich bezeichnet werden mit: a Lunis cum 
insula Corsica. Das wäre so sinnlos, wie wenn man sagen wollte: 
die deutsche Grenze gegen Dänemark beginnt „bei Christians- 
feld zusammen mit der Insel Rügen“. Allein es ist ganz often- 
sichtlich, dass die Worte a Lunis — Istria gar nicht in der Ur- 
kunde Pipins oder Karls in dieser Form gestanden haben können. 
Denn sowohl in der Teilschenkung von 756', als in dem Hludo- 
vicianum wird nicht nur generell vom Exarchat geredet, sondern 
die einzelnen Teile des Exarchats aufgezählt, wie das ja auch 
nicht anders sein kann, nachdem durch das allmähliche Vor- 
dringen der Langobarden die Grenze unsicher geworden war. 
Ebenso muss in der Schenkung Pipins und deshalb auch in der 
Schenkung Karls von 774 etwas über dem Dukat gestanden haben; 
von Narmmi mindestens wissen wir, dass es 754 oder 755 von den 
Langobarden auf Grund des Friedens zurückgegeben wird, wie der 
Ort dann auch in dem Hludovicianum wiederkehrt?. So handelt 
es sich nicht um den Auszug aus irgend einer wirklichen oder ge- 
fälschten Urkunde, sondern um die rein private, erzählende Angabe 
dessen, was danach geschenkt ist: der Dukat, der 774 politisch nicht 
mehr in Frage stand, wird von vita Hadrianı c. 42 nicht erwähnt, die 
Länder, welche im ganzen übertragen sind, werden kurz und nicht, 
wie in der Schenkung selber „per designatum confinium“, ange- 
geben. Werden dem gegenüber dann am Anfang einzelne Orte 
erwähnt, die in dem Hludovicianum nicht vorkommen, so bleibt 
nichts anderes übrig als diese unter den patrimonia zu suchen, 
welche der römischen Kirche ausdrücklich ubicumque in partibus 
regni nach dem Hludovicianum gewährleistet sind. Die angege- 
benen Orte mögen dabei die Hauptorte der einzelnen Patrimonial- 
komplexe sein ?. Spricht aber in der Aufzählung nur der Verfasser 


ı Lib. pont. I S. 454 2. 3 f.; dazu Lamprecht 8. 77. 

® Tb. pont. IS. 452 2. 2. — Freilich ist weithin die Auffassung verbreitet. 
dass 754 über den Dukat weiter nichts gesagt wurde; so W. Sickel in Hi- 
storische Zeitschrift LXXXIV S. 388 N. 1 und die dort Zitierten. 

° Luna ist ja allerdings eine Stadt; wenn aber (lib. pont. IS. 408 2. 17) 
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der vita Hadriani, dann ıst das a, mit dem die ganze Aufzählung 
beginnt, eben auch nur vom Autor gesetzt: er will sagen, dass 
der römische Besitz durch die Schenkung gewährleistet würde, 
„angefangen mit dem Patrimonium von Luna“, zu welchem Kon:- 
plex auch die corsikanischen Besitzungen der Kirche gehört 
haben müssen, „dann weiter das Patrimonium von Suriona u. s. w.“ 
Es ist nicht mehr als eine private Aufzählung der Patrimonien, 
welche in den fränkischen Schenkungen der Kirche ausser- 
halb der Gebiete restituiert worden sind und welche der Autor 
von West nach Ost durchzählt.e Auf diese Weise, aber nicht 
wenn man in dem Confinium eine Grenzlinie sicht, löst die 
Patrimonialtheorie alle Schwierigkeiten !. Dabei kommt noch 


die Lunenser den Aufstand des Petasius gegen den Kaiser Leo III. mitma- 
chen und andererseits seit Rotharı den Langobarden unterworfen sind (Pau- 
lus Diac. IV. 45; dazu Jung in M. Oest. J. XXII. S. 206), so kann ich mir 
diesen Gegensatz nur dadurch erklären, dass dort ein Patrimonium ist, das 
durch seine Verbindung mit der römischen Kirche auch seine Beziehung 
zum römischen Staat beibehalten hat. — Oder sollte man sich denken, 
dass Luna wirklich stets von den Langobarden unabhängig blieb? Paul. 
Dial. IV. 45 ist nicht ganz dagegen. Dann würde es allerdings wohl 
zum römischen Gebiet gehören, zu dessen 2Zrapyix es Anfang des 7. Jahr- 
hunderts nach Georg von Cypern (ed. Gelzer S. 28) zühlt. Es stünde dann 
als römische Exklave jenen römischen Patrimonien gleich, welche auch aus- 
serhalb des zusammenhängenden Gebiets liegen und wäre aus diesem Ge- 
sichtspunkt mit ihnen zusammengestellt. Aber Fredegar cont. 71 spricht 
allerdings für die direkte Unterwerfung von Luna. — Auf dem Mons Berce- 
tus ist ein Kloster mit grossem Besitz (Paulus VI. 58; Troya cod. dipl. long. 
IV. S. 22), das dann allerdings seit Ende des 9. Jahrhunderts vom König 
an den Bischof von Parma verliehen wird (die Stellen bei Mühlbacher Reg. 
n. 1501). Das schliesst wohl eine ursprüngliche Zugehörigkeit des Ortes 
zum päpstlichen Patrimonium nicht aus, die vielleicht mit dem patrimo- 
nium der Alpes Cottiae in Verbindung stehen. Denn die Alpes Cottiae be- 
fassten in der Langobardenzeit — gegen die ursprüngliche Bedeutung — die 
Gegend von Bobbio, Tortona, Genua (Paulus II. 16; IV. 41). 

! Gegen die Auslegung spricht nicht das in der vita Hadriaui c. 42 
gebrauchte Wort territorium. Dieses bedeutet im Latein des 8. Jahrhunderts 
nicht nur Bezirk des öffentlichen Rechts, sondern genau so Grundherrschaf- 
ten; so wird im cod. Carol. 70, 71 (ef. Hludovicianum $ 5) wechselnd von 
territorium und von patrimonium Sabinense geredet. — Ebensowenig ist 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIV. 1. 4 
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ein Punkt in Betracht: im römischen Reich hatte der Papst so- 
wenig als ein anderer Grundherr die Hochgerichtsbarkeit über 
seine Patrimonien, auch nicht über die unfreien auf diesen Pa- 
trimonien. Bei den Lombarden wird das kaum anders gewesen 
sein. Später aber ist es ein Sonderrecht der römischen Kirche 
in Italien, dass auf ihren Gütern die staatliche Gerichtsbarkeit 
vollkommen ausgeschlossen ist, dass also die Kirche die Hoch- 
gerichtsbarkeit hat, und dieses Sonderrecht wird dann auf an- 
dere Kirchen übertragen. Ist am Ende die so gänzliche Ablösung 
der römischen Patrimonien vom Staatsverband gerade durch die 
Schenkung vollzogen !? — Auch noch eine andere mögliche Deu- 
tung des a, welche dasselbe nicht als Bezeichnung für den An- 
fang einer Linie erscheinen lässt, lässt sich denken. Sie hat dann 
Wert, wenn man sich das a Lunis etc. doch der pipinischen Ur- 
kunde selber entlelnt dächte. Bekanntlich ist im italienischen 
Latein der damaligen Zeit kein scharfer Unterschied zwischen ab 
und ad. Ad wird wiederholt im Sinn von ab?, ab aber auch da 
und dort im Sinn von ad gebraucht?. Es wird sich dies daraus 
erklären, dass für ad auch, wie später im italienischen, a steht 
und so die Verwechselung naheliegt*. Nimmt man nun an, dass 
die pipinische Urkunde in Vulgärlatein geschrieben war, so be- 


von Bedeutung, dass das Fantuzzianum das confinium wirklich als Grenz- 
linie verstanden hat. 

1 Veber die beschränkte Herrschaft des spätrömischen Eigentümers von 
Unfreien: Meine Verfassungsgeschichte Il S. 4. Die Sonderstellung der 
päpstlichen Grundherrschaften ist bezeugt in Kais. Urk. Otto 11. 71 (IIS. 87) 
974 Concedimus — privilegium in acquirendis justitiis, sicut universalis 
mater nostra Romana ecclesia habet in annos legales (d. h. seit unvordenk- 
licher Zeit), ut liceat — patriarche (dem von Grado) et episcopis suis — 
omnia suarun ecclesiarun? mancipia, colonos advenas servos ac reliquos qui 
super earum ecclesiarum terris manent, omni jure et ordine iudicandi et 
distringendi singulariter potestatem habere. 

? 7. B. Troya, codice dipl. longobardo III S. 325 petitus ad anstruda; Ill 
S. 601 accepet a te Sigehardo et ad Arichiso germanis accepit u. oft. 

> Troya III S. 194 ambulavi ab Aritio; IIL S. 287 abmodo. 

* Liber Diurnus 38 pro egritudinibus tuis quanque fideli servitio a nobis 
exhibito. 
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deutet das ad Lunis nicht mehr als „bei Luna“, das Gebiet bei 
Luna; der Biograph Hadrians freilich hätte es dann aber im Sinn 
von ab gefasst. — Ich für meinen Teil ziehe die erste Auslegung 
vor. Ein Einwand erhebt sich freilich gegen dieselbe. Naclı 
dem Hludovicianum 8 13 hat wie schon gesagt Pipin oder Karl 
den Tribut, welchen Toskana an den langobardischen Königs- 
hof zahlte, dem Papst zugestanden, genau so, wie ihm schon 
Pipin den Zins von Spoleto zugestand; dafür hat dann der 
Papst Hadrian nach 774, etwa 777 oder 778 auf die Gebiets- 
hoheit zu Gunsten Karls und seiner Nachfolger Verzicht ge- 
leistet. Das scheint doch ein Recht des Papstes auf das lango- 
bardische Toskana anzudeuten. Allein der Schluss trifft dann 
nicht zu, wenn man die Zuweisung des Zinses erst Karl dem 
Grossen zuschreibt. Denn für diese Zeit liegt eine ganz andere 
Erklärung nahe. In der Zeit grösster Nachgiebigkeit, welche 
durch die äussere Lage erzwungen war, übergab nämlich Karl 
dem Papst den südlichsten Zipfel des langobardischen Tusziens, 
welcher sich östlich vom römischen Tuszien bis zum Tiber er- 
streckt!; in die gleiche Zeit muss aber auch die Herausgabe 
des nordöstlichsten Teils fallen, welcher sich zwischen das 
römische Gebiet von Perugia und den Exarchat einkeilt, das 
Castellum Felicitatis® (citt& di Castello). Nun hat cittä di Ca- 
stello 774 genau so dem Papst geluldigt wie Spoleto und er- 
scheint noch 776 als civitas des Papstes, die aber damals durch 
einen dux Karl des Grossen weggenommen war, Bei Spo- 
leto aber wird der Tribut dem Papst dauernd dafür gewähr- 
leistet, dass er auf die Hoheit über Spoleto verzichtet hat, die er 
774 durch die Kommendation der Einwohner neu erworben hatte. 
So ıst es sehr leicht denkbar, dass auch der tuszische Tribut als 
Abgabe für einen Verzicht auf tuszisches Gebiet gegeben wurde, 
das der Papst durch eine gleiche Kommendation erhalten hatte: 


ı God. Carol. 84; dazu Diehl a. a. O. S, 64 f. 
® Hludov. & 6. 
® Lib. pont. I S. 496 Z. 10. — Jaffe 60. 
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direkt erwähnt ist freilich nur die Kommendation des castrum 
Felicitatis von 774, aber wenn der Papst auf diese entferntere 
Landstrecke übergegriften hat, so wird er das gleiche gewiss auch 
in Bezug auf die nächstliegenden Stücke des langobardischen 
Tusziens versucht haben!. Später, als Karl in einer politischen 
Verlegenheit steckte, hat dann der Papst doch über die Ver- 
leihung der Tribute hinaus die Abtretung der südlichen und 
nordöstlichen Komplexe durchgesetzt?, welche sich ihm seinerzeit 
übergaben und dies ist dann samt der beibehaltenen Konzession 
des Tributs aus ganz Toskana im Hludovicianum (8 6, 8 13) wie- 
derholt. — Wenn man freilich das Bedenken aus der Bedeutung 
von Confinium und aus der Zeitlage nicht anschlägt und die 
Konzession des toskanischen Tributs in die Zeit Pipins verlegt, 
ist eine andere Lösung geboten. Dann muss man allerdings an- 
nelimen, dass bereits 754 dem Papst ein Recht über Toskana 
eingeräumt wurde und dass dann die vita Hadriani, auch soweit 
wiederum in ihrer Glaubwürdigkeit unanfechtbar, durch die angeb- 
liche Grenzlinie dieses Gebiet von dem unabhängigen Langobar- 
denland abscheidet. Es könnte dazu eine andere Beobachtung 
passen : der Dukat von Tuszien, wie er in der Mitte des 8. Jahr- 
hunderts bezeugt ist”, scheint überhaupt eine spätere Bildung : 
vorher ıst der grösste Teil von Toskana* — ausser Lukka — 
ebenso wie die Emilia? unter Gestalten gestellte Da ist es 
leicht denkbar, dass der neugeschaffene Dukat über die Appen- 
ninen hinausgriff und alle die herzogslosen Grenzgebiete zusam- 
menfasste: einmal begreift in dieser Zeit Tuszien, wie es scheint, 
wirklich alle langobardischen Gebiete südlich des Po®. Da es 
a Vgl. Hartmann II. 2. S. 276. 

: Im Cod. Carol. ist allerdings die Rückgabe von Castellum Felicitatis 
nicht ausdrücklich erwähnt, aber ist vielleicht doch schon in C. Carol. 84 
wit gemeint. Jedenfalls steht Castellum Felicitatis im Hludovic. Nicht ganz 
zutreffend Hubert, revue hist. 69. S. 238. 

8 Lib. pont. I S. 454 Z. 14. 

* Papst in Forschungen zur deutschen Geschichte II S. 464 - 466. 


® Schupfer delle istituzioni politiche Longobardiche S. 297, 
® Lib. pont. 18.428 2. 8 missis litteris suis tanı in Tusciam suam quam- 
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sich um einen jüngeren Bezirk handelt, so würde erklärlicher- 
weise die Grenze genauer bestimmt und nicht das Gebiet, etwa 
wie bei Spoleto oder Benevent, kurz mit dem Namen angegeben 
sein. Materiell aber würde nach der Notiz im Hludovicianum 
dieses Tuszien genau so wie Spoleto und Benevent der päpst- 
lichen Suzeränität unterstellt worden sein; nicht eine direkte 
Territorialhoheit hätte in diesen anliegenden langobardischen 
Teilen der Papst erworben!. Mir scheint, dass die hier vor- 
geschlagene Deutung die Sache immerhin besser erklärt, als die 
rein willkürliche Linie Kehrs ? oder die antiquarische Sackur’s?; 
aber wie gesagt, halte ich nach dem ganzen Sachverhältnis auch 
diese Deutung für unzutreffend und nur das früher ausgeführte 
für richtig. 

Schliesslich kommen die Inseln Sardinien und Sizilien im 
Betracht, deren Uebertragung zusammen mit der von Corsik: 
das Hludovicianum meldet (8 6), während die vita Hadriani da- 
von nichts weiss oder besser gesagt nur Corsika erwähnt, das 
Ottonianum aber der Angabe in der vita Hadriani folgt, also Si- 
zilien und Sardinien auslässt, nur die Patrimonien ın Sızilien 
nennt. Ich halte es nun für unglaublich, dass 816 oder 817 der 
Passus über die Inseln ganz neu eingefügt worden ist, zu einer 
Zeit, wo die Franken gerade nach sehr empfindlichen Verlusten an 
der adriatischen Küste mit dem oströmischen Reich Frieden ge- 


que trans Pado. Im Edikt der Luitprand reichte freilich Tuszien niemals 
über die Appeninnen. 

ı Ein Widerspruch (Scheffer-B. in M. Oest. J. V S. 200 f.) zu dem pro 
concedendis diversis civitatibus ac territoriis totius Italiae provinciae et 
contrudendis beato Petro (lib. pont. I S. 498 2. 12) ist das nicht; denn die 
Worte sind ja verbunden mit quando Franciam perrexit (so auch Kehr in 
Hist. Zeitschrift LXX S. 399. N. 2 und die dort zitierten); der Zweck der Reise 
des Papstes war aber wirklich zunächst nur die Abtretung der von den 
Langobarden eroberten Gebiete des byzantinischen Reichs von Italien (soweit 
halte ich gegen Kehr a. a. O. S.401 an der Deutung Scheffer's fest, nur 
dass ich unter Italien auch Venezien, Istrien und die süditalienischen 
Reichsteile einbeziehe). 

* Hist. Zeitschrift LXX S. 408 f. 

® M. Oest. J. XVL. S. 401 £. 
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schlossen hatten. Denn damals war nicht nur Sizilien unbestritten 
griechisch, sondern das gleiche galt für den letzten Ueberrest der 
afrıkanischen Präfektur, für Sardinien; auch hier ıst noch im 
9. Jahrhundert ein byzantinischer dux der gesamten Insel be- 
zeugt, und die judices der einzelnen civitates haben ursprünglich 
griechische Amtssiegel!. Corsika allerdings ist unter Karl dem 
Grossen in den fränkischen Machtbereich gefallen ® und steht 
anscheinend unter dem Markgrafen von Toskana’. Wäre 816 
oder 817 Sardinien und Sizilien neu eingefügt worden, so 
hätte das doch eine schwere Beleidigung des siegreichen ost- 
römischen Reichs bedeutet und irgend welcher Vorteil für den 
Papst oder der Frankenkaiser hätte damals aus dieser Konzes- 
sion nicht entspringen können. So bleibt nur zweierlei: entweder 
das Hludovicianum hat seine Angabe mechanisch einer älteren 
Vorlage entnommen, als welche dann nur die pipinische Schen- 
kung in Betracht kommen kann. Oder aber es ist der Passus 
der herrschenden Meinung entsprechend gefälscht *. Aber worauf 
stützt sich diese Meinung? Der einzige beachtenswerte Grund 
ist doch, dass das Ottonianum seinerseits Sardinien und Sizilien 
als solche ausgelassen hat. Allein das berechtigte durchaus nicht 
zum Schluss, dass in der Vorurkunde die Worte ebenfalls ur- 
sprünglich nicht gestanden haben. Denn gerade 963 unternahm 
der grosse Kaiser Nikephorus, der kurz vorher als byzantinischer 
Generalissimus durch die Einnahme Kretas die oströmische See- 
herrschaft wieder begründet hatte einen grossen wenn auch nicht 
erfolgreichen Zug nach Sizilien, wo die Griechen einige Plätze 


1 Schlumberger, Sigillographie de l’empire byzantin S. 222; dann die 
trefllichen Ausführungen von Bonazzi il condaghe di S. Pietro di Silki 
S. XIV fi.; nicht vollständig zutreffend Dove in S.-B. Münch. Ak. ph. hist. 
Kl. 1884 S. 208 fi. 

2 Cap. 158 c. 4, 162. 

® Duchesne liber pontificalis II S. 104 n. 35. 

* Für alle Ficker, Forschungen zur Reichs- und Rechtsgeschichte Italiens 
Il S. 345; Sickel, Das Privilegium Otto I. für die römische Kirche S. 127; 
Hartmann II. 2 S. 329 £. 
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gegen die Araber hielten! und etwa in der gleichen Zeit werden 
die sardinischen judices vom byzantinischen Hof noch als Unter- 
tanen behandelt?. Da Otto I. ja bald danach eine Verbindung mit 
dem oströmischen Kaiser suchte, so hatte man alle Veranlassung, 
den beleidigenden Passus über die beiden grossen Inseln zu be- 
seitigen, wenn man sich überhaupt der Vorurkunde gegenüber 
selbständig stellte. Eine solche selbständige Stellung aber hat 
das Ottonianum in der Tat dadurch eingenommen, dass es aus 
der vita Hadriani c. 42 den viel besprochenen Passus a Lunis 
— Beneventanum aufnahm. Da in diesem die Insel Corsika 
ja bei a Lunis wiederkehrte, so war eine Prüfung der Insel- 
frage unumgänglich und da ist es dann wie gesagt aus den 
Zeitläuften sehr erklärlich, dass man Sardinien und Sizilien nicht 
nannte. Vor allem aber steckt in dem Ottonianum direkt noch 
eine Spur, dass auch die Vorlage ursprünglich nicht bloss Cor- 
sika, sondern noch mehr Inseln erwähnt hat; anders ist das 
insulis in & 14 nicht verständlich *. Auch die Benennung des sizi- 
lianischen Patrimonien führt auf das gleiche®. Von einer mangel- 
haften Ordnung, welche man® da und dort in $ 6 der Hludo- 
vicianum zu entdecken glaubt, kann ich nichts finden. Vielmehr 
scheint es mir durchaus sachgemäss die Inseln zusammen mit 


ı Heinemann, Geschichte der Normannen in Unteritalien und Sızilien S. 16. 

® Const. de cereni. 8. 690 2. 2 Keizvo:g 8% T@v giloxplotwv dsonorWv 
rpög Tv A;yovıx Ixzdrviag. 

:87. 

* So mit Recht Lamprecht S. 62f., der durcli Dove in Münch S.L. ph. 
hist. Kl. 1894 S. 224 nicht widerlegt wird, dessen kunstvolle positive Aus- 
führungen aber daran scheitern, dass 816 eine Neueinfügung von Sizilien 
und Sardinien unmöglich war. 

6 8 9 des Ottonianum erwähnt ja wirklich Sizilien, aber nur folgender- 
massen: nec non patrimonium Sicilie, si deus nostris illud tradiderit manibus. 
Also er garantiert zwar — in Abweichung vom Hludovicianum — ausdrück- 
lich den kirchlichen Grundbesitz auf der Insel; für das Hludoviecianum, wel- 
ches die ganze Insel schenkt, ist das unnötig. Aber er hütet sich ängst- 
lich, irgend etwas von der öffentlichen Gewalt in Sizilien zu reden. Auch 
das ist bewusste Abweichung vom Hludovicianum. 

e 2. B. Lindner, Die sogenannten Schenkungen Pipins S. 62. 
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den toskanischen Konzessionen vorzutragen, weil ja wenigstens 
Corsika wirklich mit Toskana ın Zusammenhang stand. Sollte 
aber in der Tat gegen meine Meinung in 8 6 des Hludovicianum 
etwas von einer Unordnung zu entdecken sein, welche auf eine 
Einschiebung hinweist, so ıst zu erwägen, dass Ja gerade die tos- 
kanischen Gebiete erst 787 geschenkt sind und ihre nachträgliche 
Einschiebung die Unordnung veranlasst haben mag!. —- Ist so 
nicht an eine Fälschung des Textes im Hludovicianum zu denken, 
dann bleibt nichts anderes übrig, als die Nennung der drei In- 
seln auf die pipinische Schenkung zurückzuführen. Schon Karl 
der Grosse hat nach der vita Hadriani die Inseln nicht mehr 
bestätigt und das ist von ihm so gut zu verstehen wie von Otto I. 
Wie ja der Frankenkönig in den italienischen Angelegenheiten 
überaus besonnen vorgegangen ist, so musste er es vermeiden, den 
mächtigen Kaiser zu einer Zeit zu reizen, wo der Langobarden- 
krieg noch durchaus nicht entschieden war. Auch hatte der 
Papst jetzt wohl kein rechtes Interesse an jener Verbriefung mehr, 
nachdem einmal die Griechen Sizilien und Sardinien festhielten, 
und die fränkische Bewegung von 754, 755 nicht bis ın den 
Siiden gedrungen war. 

Fasst man zusammen so hat bereits Pipin gegeben: den Exar- 
chat, Dukat, Venezien und Istrien, die drei grossen Inseln und 
die Suzeränität über den Dukat von Spoleto und Benevent, viel- 
leicht auch noch nach einer, wie ich glaube, unzulässigen Deutung, 
die von Toskana. ‚Jedenfalls handelt es sich also darum, dass vom 


u nn ei 


! Unmöglich ist die von Dove S.-B. Münch. Ak. ph. hist. Kl. 1894 S. 230 
aufgestellte Meinung, dass der Inselpassus erst in der zweiten Hälfte des 
11. Jahrhunderts in den späteren Jahren Gregor VII. eingefügt worden sei. 
Denn wenn man annimmt — wie man muss und auch Dove das tut —, dass 
der Fälscher das Ottonianunı gekannt hatte, dann wäre es ganz unverständ- 
lich, warum er aus dem Ottonianum nicht auch die Stadtherrschaft über 
Neapel herübergenomnien hat, sondern sich mit dem im Ottonianum auch 
erwähnten Patrimonium von Neapel begnügte, warum er die Herrschaft 
über Gaeta und Fundi nicht erwähnte. Das waren doch Dinge, welche für 
das damalige Papsttum im Verhältnis zu den Normannen viel wichtiger 
waren, als das ferne, arme Sardinien und das arabische Sizilien. 
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römischen Reich der ganze noch vorhandene westliche Besitz, 
Festland und Inseln, übergeht, also genau das was die kon- 
stantinische Schenkung, diese an die Adresse der Griechen ge- 
richtete Fälschung, von römischem Reichsgebiet dem Silvester 
gab. — Kein Zusammenhang besteht zwischen diesem Gebiet 
und dem suburbikarischen Patriarchatssprengel des Papstes; 
der letztere schliesst zwar ebenso Corsika, Sizilien, Sardinien 
ein, aber bezieht sich nicht auf Istrien, Venetien und damals 
auch nicht auf die Flaminia (Ravenna)!. — Die langobar-li- 
schen Herzogtümer lagen ausser der Gesichtslinie der Fälschung 
und diese ist dann neutral in der Frage, ob die Suzeränität nur 
von Spoleto und Benevent oder allenfalls auch von Toskana an 
den Papst übertragen wurde; «dazu brauchte man ja eine juri- 
stische Legitimation nicht. Da entschied das gewöhnliche Recht 
der Eroberung, welches in Bezug auf das römische Reichsgebiet 
nicht weiter half. 

3. Sollte im Jahre 754 der Papst als den Ertrag des 
Bundes mit Pipin das gesamte römische Gebiet des Abenll- 
lands, wie es bis dahin byzantinisch war, bekommen und ihm 
die Suzeränetät jedenfalls über zwei, nach einer möglichen, 
von mir verworfenen Meinung über alle drei anliegenden lango- 
bardischen Herzogtümer übertragen werden, so ist die Gegenfrage 
die, welchen Gewinn Pipin aus der Sache zog. Denn mag man 
auch bei ihm jenen abergläubischen Zug m Anschlag bringen, der 
bei verwandten Königsfiguren des frühen Mittelalters immer wie- 
der hervortritt —- ich denke da an das klassische Beispiel des 
heiligen Olaf —, so ist es gerade die Eigentünlichkeit solcher 
Personen, dass sie auch in irdischen Dingen nichts umsonst tun 
und alles, was wir sonst von Pipin wissen, spricht vom stärksten 
politischen Egoismus. Der eine Einsatz des Papsttums bestand nun 
sicherlich im Eintreten für die neue Dynastie. Denn hier handelt es 
sich nicht um eine blosse äusserliche kirchliche Weile eines Ereig- 
nisses, das seine innere Begründung ausschliesslich auf ganz an- 


ı Jung in M. Oest. J. Erg. V. S. 15. 
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dere Tatsachen aufgebaut hätte, sondern das Eintreten des Papstes 
bedeutete eben das Gelingen jener Revolution. Dadurch wurde 
dem neuen Herrschergeschlecht der ganze durch Bonifaz refor- 
mierte Episkopat zur Verfügung gestellt und so die ganze eine 
Hilfte der vorhandenen öffentlichen Gewalt. Dieses Moment 
spielt bis 754: es verkörpert sich nicht nur und vielleicht gar 
nicht einmal zuerst in der wiederholten Salbung Pipins, welche 
diesmal der Papst selbst nach dem Vorbild des alttestamentari- 
schen Königtuns vollzieht, sondern vielleicht noch mehr m der 
Exkommunikation, welche wider diejenigen, so einen andern König 
wählen sollten, angedroht wird !. Allein diese Leistung ist eben 
doch mit dem Jahr 754 abgeschlossen. Soll man sich nun den- 
ken, dass der italienische Zug Pipins wirklich nur der Dank für 
das päpstliche Eintreten war. Wer erwägt, was zu allen Zeiten 
die wahren politischen Triebfedern gewesen sind — vorgegeben 
ist Dankbarkeit freilich oft genug worden —, dem ist das nicht 
recht glaublich. 

Nun ist es gewiss, dass 754 der Papst den König Pipin auch 
zum patricius erhob und zwar ohne jeden Auftrag des Kaisers; 
er knüpfte wohl daran an, dass der Exarchat von Ravenna seit 751 
und wahrscheinlich der Patriziat von Rom damals nicht besetzt 
war, Dabei wird es freilich wohl ein Missverständnis sein, wenn die 
ausführlichste Nachricht den Akt der Salbung mit auf den Pa- 
trıziat bezieht?. Was bedeutet diese Erhebung? Das ist schon 
vorher berührt worden, dass nach byzantinischem Reichsrecht 


! Oelsner, Jahrb. unter König Pipin S. 161; dort auch über die eigen- 
artige Nachricht des Theophanes. 

? So die sogenannte clausula in Ser. rer. Merov. I S. 465; dazu wahr- 
scheinlich mit Recht Oelsner S. 160 N. 2. — Wenn man häufig (so auch 
Hubert in revue hist. LXIX. S. 252, Hartmann II. 2 S. 187; vgl. die Zusanı- 
menstellung von W. Sickel in Z. f. Gesch. W. XI. S. 344. N. 1) unterlegt, 
dass der Papst doch im Auftrag des Kaisers den Titel verliehen habe, so 
fehlt dafür nicht nur jeder positive Beleg, sondern die Meinung widerspricht 
dem, was wir positiv wissen. Denn das Constitutum, welches eben doch 
die päpstliche Tendenz zum Ausdruck bringt, schreibt dem Papst das ein- 
seitige Recht der Erhebung zum patricius zu. 
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dem Papst die Befugnis zur Verleihung dieser vornehmsten Reichs- 
würde nicht zustand; möglich, aber durchaus nicht sicher, dass 
bereits 739 ein solcher Eingriff seitens des Papstes versucht 
wurde; sicher umgekehrt, dass das päpstliche Verhalten vollkon- 
men dem Constitutum Constantini entspricht. Aber die weitere 
Frage ist, zu welchem Zweck wurde denn der Patriziat verliehen. 
Ist der Titel vom Papst einseitig verliehen worden, so kann das 
dann natürlich keinenfalls die Anerkennung des neuen fränkischen 
Königshauses durch das oströmische Reich bedeuten!, al'ıgesehen 
davon, ob man wirklich in Byzanz dieser Verleihung des Ti- 
tels an auswärtige Gewalthaber einen solchen Sinn unterlegte *. 
— Vielmehr weisen die zeitgenössischen Nachrichten nach einer 
andern Seite. Karl der Grosse hat sicher den Patriziat als 
eine efiektive öffentliche Gewalt betrachtet: aus ihr leitet er 
die Befugnis ab, der Wahl des Erzbischofs von Ravenna beizu- 
wohnen, Dieser Patriziat des Kaisers konkurriert überhaupt 
mit der öffentlichen Gewalt des Papstes und es ist nun überaus 
bezeichnend, dass auch der Papst seine Gewalt — offenbar nicht 
dem Namen, sondern dem Inhalt nach als Patriziat bezeichnet *. 
Soll das einen Sinn haben, so bedeutet patriciatus die höchste 
öffentliche Gewalt und diese beansprucht einesteils der Papst, 
andernteils der König. Es ist also ein wahres Verhältnis der 
Korrealität. Späterlin ist dann, wohl unter dem Einfluss frän- 
kischer Analogien, die man täglich vor Augen hatte, der Patrıziat 
etwas umgedeutet worden. Pipin hatte 754 vor seiner Salbung 


ı So Hartmann II. 2 S. 187, der ja von der Meinung ausgeht, dass der 
Papst im Namen des byzantinischen Kaisers den Titel verliehen habe. 

? So wird z. B. einem nicht mehr regierenden Bulgarenfürsten der Titel 
gegeben ('l'heophanes S. 451. 2. 6). 

® Cod. Carol. 88. 

* Cod. Carol. 98 quia, ut fati estis, honor patriciatus vestri a nobis 
inrefragabiliter conservatur etiam et plus amplius honorifice honoratur, 
simili modo ipsum patriciatum beati Petri fautoris vestri, tunc a sanctae 
recordacionis domni Pippini magni regis genitoris vestri in scriptis in in- 
tegro concessum et a vobis amplius confirmatum inrefragabili iure perma- 
nent; vgl. Savigny, Geschichte des römischen Rechts im Mittelalter IS. 360. 
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zum König und Erhebung zum patricius gelobt. die Rechte des 
heiligen Peter zu verfolgen und zu verteidigen!. Da liegt es für 
einen Franken sehr nahe, diese Schutzptlicht und den Patriziat 
zusammenzubringen und als den Inhalt des Patriziats jene Schutz- 
pflicht des Königs gegenüber seinen Mundialkirchen anzusehen, 
die ja immer gleichzeitig eine so weitgehende Herrschaft in sich 
schloss. So viel ich erkenne, ist diese Gedankenverbindung zu- 
erst positiv bezeugt in der divisio von 806, wo die cura et defensio 
ecelesie S. Petri, welche schon Karl Martell und Pipin gehabt 
haben soll, nichts anderes, als den Patriziat bedeuten kann ?. 
Etwas ursprüngliches? ist sie nicht; denn der römische Patriziat 
weiss nichts von einem solchen besondern Kirchenschutz, mag man 
an den blossen Titel, mag man an die italienische Statthalterschaft 
denken, welche ja regelmässig von patrieii geführt wurde. — Die 
Frage ist nun, ob auch schon Pipin eine solche dem Papst koor- 
dlinierte Öffentliche Gewalt beanspruchte*. Viel Belege kann man 
von vornherein nicht erwarten, weil ja nach 756 der Franken- 
könig durch die inneren Verhältnisse seines Reichs an jeder 
Tätigkeit in Italien gehindert wurde. Aber ein Beleg ist doch 
da: wie soll man es sonst erklären können, dass die Spoletiner und 
Beneventaner sich zugleich dem Papst und dem Frankenkönig 
kommendierten ’? So scheint mir, dass schon Pipin dieselbe öftent- 
liche Gewalt beansprucht hat, wie Karl und zwar keine andere, 
als die des Exarchen‘®. Sein italienischer Zug ist also nicht nur 


! Hierher die zutreffenden Ausführungen von Martens, Die römische 
Frage S. 23, dann besonders Sickel in deutsche Zeitschr. f. G. W. XI. S. 331 f. 

: Ob. S. 17 N. 4. 

° Anders Gundlach a. a. O. S. 99. 

* Dagegen Briner R. G. II S. 86. 

5 God. Carol, 11, 17; ob. S. 51. 

6 Vgl. Bruner R. G. II S. 86 f. — Wenn W. Sickel, D. Zeitschr. f. G.W. 
XI. S. 342 f. den Zusammenhang des pipinischen Patriziats mit dem voraus- 
gehenden byzantinischen Patriziat leugnet, so kann ich ibm darin nicht 
folgen. Zunächst erscheinen mir die Anklänge im Verkehr zwischen König 
und Papst an die Formen, wie sie zwischen Papst und Exarch üblich wa- 
ren (a. a. O. S. 343. N.3; dann Heinemann, Der Patriziat der deutschen 
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aus Dankbarkeit geschehen, sondern aus dem Motiv, das ja das 
ganze damalige Völkerleben bestimmt, aus dem Verlangen nach 
territorialer Vergrösserung. Geographische Hindernisse standen 
dem nicht entgegen, wenn man bedenkt, dass ja bereits Pipin in 
Rom eine Gesandtschaft mit starker bewaffneter Macht halten 
konnte’. Es wird auch das Streben gewesen sein, seinen Patri- 
ziat effektiv zu machen, was Karl nach Italien führte. Gerade 
seitdem betont er bekanntlich den Patriziat?. 


Könige S. 11), doch nicht ganz bedeutungslos. Wichtiger ist, dass der neue 
Patrizier genau so die Staatsgewalt neben dem Papst hat, wie die alten 
Patrizii von Ravenna (und Rom). Kommt nun. noch die Gleichheit des 
Namens hinzu, so wüsste ich nicht, was wider die Identität sprechen sollte. 
Sickel hat, so viel ich sehe, keinen positiven Grund dagegen gebracht. Der 
Circulus patricii freilich, der im 11. Jahrhundert hervortritt (Waitz-Seeliger 
VI. S. 253 N. 4) lässt sich auf römisches, wie es scheint, nicht mehr redu- 
zieren (Lydus de mag. I. 17, 18; Constant. de cer. I. 48). 

1 GC. Carol. 50. — Lib. pont. I S. 455 2. 10 f£. 

? Ich habe im bisherigen den Versuch Gundlachs a. a. O. S. 78 ff. bei 
Seite gelassen, die Papstherrschaft als eine Immunität zu erklären. Das 
scheitert vollständig an dem Wesen der Immunität. Denn diese bezieht 
sich doch nur darauf, dass einzelne Güter in gewissen Beziehungen von der 
öffentlichen Gewalt unabhängig gemacht werden. Aber weder gibt es eine 
Immunität über ganze Provinzen, noch auch befreit in fränkischer Zeit die 
Immunität die Hintersassen von der staatlichen Hochgerichtsbarkeit (vgl. 
meine Verfassungsgeschichte II S. 71 ff... Wenn wirklich die vollständige 
Abtrennung der römischen Güter von der öffentlichen Gewalt schon in die 
erste karolingische Zeit zurückgeht (ob. S. 50 N. 1), so ist das dann keine 
eigentliche Immunität mehr. Weiter scheitert Gundlachs Lösung daran, dass 
ja doch die Gewalt des Königs und des Papstes als gleichwert, als patriciatus 
dargestellt wird, während der Immunitätsherr dem Hochgerichtsherr unter- 
geordnet ist (dagegen Gundlach S. 98). Ein Immunitätsherr hätte nicht 
so über die Hochgerichtsbarkeit verfügen können, wie das 772 der Papst 
zu Gunsten von Furfa tat (regesto di Farfa n. 90). — Der Ausgangspunkt 
aber dieser angeblichen Immunität, dass nämlich der Papst sich dem König 
kommendiert habe, existiert jedenfalls vor Leo III. nicht. Was Gundlach 
S.75f. als Beleg anführt, beweist doch niemals eine Konımendation des Papstes. 
Einmal ist die Rede von eineın commendare der causae ecclesiae durch den 
Papst an den König; da handelt es sich weder um eine Kommendation des Pap- 
stes in eigener Person noch um ein conımendare anderer Leute, sondern hier 
heisst commendare eben einfach anbefehlen, anvertrauen, so etwa wie (C. 
Carol. 10) Gott dem hig. Peter seine Herde, seine Schafe anvertraut (conı- 
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4. Mit ein paar Worten lässt sich das Vorgehen Karl 
des Grossen zeichnen. 774, als er militärisch noch in ganz 
unsicherer Lage war, überraschte er den Papst in Rom; 
nach der Unstätigkeit der päpstlichen Politik, die ja noch kurz 
vorher zu den Langobarden abgesprungen war, hatte er dazu 
allen Anlass. Gewiss war dieser plötzliche, vortreflliche Schach- 
zug für den Papst überraschend — ob gerade erschreckend, das 
steht dahin!. Im solcher Lage muss Karl dem Papst alles wie- 
derum zugestehen, was bereits Pipin gegeben hatte. Nur Sizilien 
und Sardinien, auf das man jetzt doch nicht mehr überzugreifen 
hoffen durfte, bleibt weg und es wird damit eine unnötige Krän- 
kung der Byzantiner vermieden. Dann aber, nach errungenem 
Sieg, bricht der König von seinen Zugeständnissen ab, was er 
nur immer kann, um nun seine Herrschaft nicht nur im lango- 
bardischen, sondern auch im römischen Italien durchzusetzen. 
Mir erscheint nichts naiver als die Frage, ob es denn mög- 
lich war, dass Karl in dieser Weise sen Wort brechen konnte; 
gerade bei Karls Persönlichkeit ist doch vor allem die Annahme 


mendat). Dasselbe gilt natürlich da, wo der heilige Peter (Cod. Carol. 10) 
sagt: ecclesiam, quam mihi dominus tradidit, vobis per manus vicarii mei 
commendavi ad liberandum de manibus inimicorum. Hier heisst doch 
commendare ganz gewiss nur anvertrauen und von einer Kommendation im 
juristischen Sinn ist keine Spur (anders Gundlach S. 76). Anderemal über- 
gibt der Papst dem König (tradidit, commisit) die animae der Römer. Das ist 
nun natürlich wiederum keine Kommendation des Papstes, sowenig als z. B. ein 
Parens, der dem Kloster ein Kind übergibt, sich dadurch kommendiert. Was 
es positiv ist, das ist zweifelhaft. Man kann die Sache damit übersetzen, 
(lass Pipin das Leben der Römer anvertraut ist. Man kann es aber dahin 
deuten, dass Pipin die Seelen durch einen Eid übergeben sind, dass die 
Römer geradeso wie «die Spoletiner und die Beneventaner dem Papst und 
dem König als Patrizius einen Untertaneneid geleistet haben. Mir kommt 
die letztere Deutung wahrscheinlicher vor. So oder so ist von einer Konm- 
mendation des Papstes keine Rede. Selbst ob unter Leo III. sich konımen- 
diert hat, kann man sehr bezweifeln (Sickel in D. Zeitschr. für G.W. XIL 
S. 24, Hartmann 11. 2. S. 532, 354). Hier komnit das nicht weiter mehr in 
Betracht. 

ı Das vielberufene magno stupore et extasi der vita Hadriani c. 35 
heisst nicht mehr; vgl. sogar auch Martens, Die rönıische Frage S. 144. 
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angebracht, dass er sich, wie so mancher grosse Staatsmann, an 
drückende Versprechungen nur so lange band, als dies die Um- 
stände erforderten. Dabei zeigt die Art seines Vorgehens auch 
nichts von jener angeblichen Planlosigkeit, welche ihn nach Italien 
geführt haben soll. Noch 774 duldet der Frankenkönig, dass 
der Erzbischof von Ravenna irgendwie die öffentliche Gewalt des 
Exarchats an sich nimmt!. Und wenn auch der Papst später 
die Gewalt irgendwie zurückerhielt?, so kann doch der Erzbischof 
sein Recht, darunter seine Rekursgerichtsbarkeit über Istrien, 
niemals ganz verloren haben?. Spoleto und Benevent, sowie die 
Teile des langobardischen Toskana, welche sich 773 dem Papst 
kommendiert haben, sind 775 ganz unabhängig und erst später 
gibt der König eine magere Ausgleichung. Aber selbst an den 
Gebieten, welche sonach dem Papst verbleiben, wird gemäckelt. 
Es wırd durch die fränkischen Gesandten untersucht, wie weit 
überall der kirchliche Besitz sich von alters erstreckt*; fast 
scheint es, als ob das (exarchatum Ravennatensem) sicut anti- 
quitus erat der vita Hadriani c. 42 entweder schon in der pipi- 
nischen Schenkung oder doch in der Bestätigung durch Karl 
den Grossen gestanden hätte — in Hludovicianum fellt es — 
und nun willkommenen Anlass zur Chikane bot. Vor allem aber 
macht Karl der Grosse im römischen Gebiet seinen Patriziat 
geltend. Man kann dann im einzelnen verfolgen, wie Karl von 
der eingenommenen Stellung nur ganz allmählich, eigentlich nur 
unter dem Druck äusserer Umstände abgeht, besonders nachdem 
seit der dogmatischen Wendung in Byzanz wieder eine Verstän- 
digung zwischen Kaiser und Papst droht, und schliesslich ist ja 
die Politik Karl des Grossen für Jahrlıundert dem Papst gegen- 
über siegreich geblieben. Hier kann die Erörterung des einzelnen 
unterlassen werden, wie sie so trefllich jetzt besonders durch Hart- 


! God. Carol. 51, 55, 56. 

* God. Carol. 94, 98. 

® Meine Ausf. in Zeitschr. Savignyst. germ. Abt. XXIV S. 257 f. 
* Bes. Cod. Carol. 71, 72. 
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mann angestellt ist!. \Venn die ursprüngliche vita Hadriani wirk- 
lich, wie oft vermutet, mit c. 44 ihr Ende erreichte, so kann so etwas 
sich wirklich daraus erklären, dass sich nach 774 alles ganz an- 
ders entwickelte, als der Verfasser 774 annahm. 


Ill. 


Die Untersuchung ist nunmehr so weit vorgeschritten, dass 
endgültige Schlüsse möglich sind. 

Das ist klar, dass die constantinische Schenkung nicht mehr 
in einer Zeit verfertigt sein kann, in welcher höchstens die 
politischen Ansprüche, aber nicht mehr die dogmatischen Be- 
hauptungen der Päpste den Griechen gegenüber zu bescheiden 
waren. Dass die beiden Momente zusammen den Griechen 
gegenüber streitig waren, ist nach 767 nicht mehr nachzu- 
weisen. Wohl treten auch noch später die Griechen als Geg- 
ner hervor, und so sehr die Päpste seit 754 die Partei gewechselt 
haben, so sind sie doch stets die Feinde der Griechen geblieben. 
Allein die Zeit nach 780, vielleicht schon seit dem Tod Con- 
stantin V. (775), scheidet aus, weil von da ab ja der dogmatische 
Gegensatz wegfällt. Für die Zeit zwischen 767—775 (780) aber 
ist nirgends die Rede davon, dass vor einem Dritten, als der nur 
der Frankenkönig in Betracht kommen kann, zugleich die dogma- 
tische und die politische Stellung des Papstes von den Griechen an- 
gegriffen worden wäre. Es sind in dieser Zeit eben keine byzan- 
tinischen Gesandten beim feindlichen Frankenkönig gewesen. — 
Damit ist denn auch von selber die Frage entschieden, ob der 
vielbesprochene Brief Hadrians von 778°? auf die karolingische 
Schenkung Bezug nimmt. Man hat das ja vielfach bestritten?, 
aber mit welchen Gründen! Wenn Th. v. Sickel* ausführt, es 
brauche in dem Brief das Faktum der constantinischen Schen- 


1. 2.8. 275 fl. 

Cod. Carol. 61. 
Die Literatur bei Grauert, Historisches Jahrb. IV. S. 540 £. 
Th. v. Sickel, Privileg S. 50. 
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kung nicht gerade dem Constitutum entnommen zu sein, so Än- 
dert das natürlich gar nichts daran, dass das Faktum der Schen- 
kung in dem Brief vorausgesetzt ist und dieses seinerseits eben nur 
auf dem Constitutum beruht. Wenn weiter eingewendet wird!, das 
potestatem in his Hesperiae partibus des Briefes bedeute nur 
Macht und Ansehen in Italien, olıne dass an Uebertragung der 
öffentlichen Gewalt gedacht wäre, also nur kirchliche und patri- 
moniale Macht, so passt das schon zur Sylvesterlegende nicht, 
nach welcher der Kaiser die kirchliche Gewalt des Papstes im 
ganzen Römerreich anerkennt und den kirchlichen Besitz in die- 
sem ganzen Umfang schützt”. Aber vor allem kann der Papst 
in seinem Brief, durch welchen er weite Gebiete beansprucht, 
doch nicht mit der sonderbaren Argumentation konımen, es habe 
ihm ja auch schon Constantin kirchliche und patrimoniale Gewalt 
verliehen. Hätte er das wirklich gemeint, so wäre dem Gegner 
die Antwort leicht geworden. Potestas ist in dem Brief natür- 
lich weltliche Gewalt; Hesperia kann dann Italien, kann das 
Abendland im ganzen sein, so dass auch die Inseln inbegriffen 
waren. Aber potestas in his Hesperiae partibus heisst dann doch 
nicht Herrschaft über Italien oder das Abendland überhaupt, 
sondern Herrschaft in dıesen, d. h. den römischen Teilen 
Italiens oder des Abendlands. Deshalb widerspricht die Deu- 
tung der potestas als weltliche Gewalt durchaus nicht dem 
Wunsch des Papstes nach Teilabtretungen in Italien. 

Auf der andern Seite ist es auch nicht möglich, dass das 
Constitutum vor 754 oder im Jahr 754 entstand, wie es einem 
ja auf den ersten Blick selır wahrscheinlich vorkomnt*. Dem 
stehen zweierlei Gründe entgegen. Einmal die Zeit des Bilder- 


I! Grauert a. a. O. IV. S. 541. 

? Vgl. S. 34 N. 2. 

®? epp. aevi merov, III. S. 273 Z. 18 und öfters. 

* Unter den neuesten Böhmer in Realenzyklopädie für protest. Theol. 
XI S. 6. Hauck, Kirchengeschichte II S. 25 N. 2. — Dem hier vertretenen 
kommt nahe Döllinger in Münchener histor. Jahrb. 1865 S. 326, Hodgkin, 
Italy and her invaders VII S. 152 und wohl auch Hartmann II. 2 S. 220 £. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIV, 1. 5 
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stürmerkonzils von Constantinopel. Nach der bisherigen! Meinung 
hat dasselbe bis zum 8. August 754 gedauert; bis die Beschlüsse 
in Rom bekannt sind, muss man weiterhin eine geraume Zeit zu- 
rechnen und kommt dann bis in das Ende des Jahres 754, also 
in eine Zeit, wo der erste italienische Feldzug im wesentlichen 
schon beendigt gewesen sein muss. Freilich ist nun jüngst in sehr be- 
stechender Weise versucht worden, aus dem Zwiespalt in der 
Chronologie des Theophanes, dessen Indikationsjahre für 727—775 
nicht mit seinen Zahlen von Erschaftung der Welt ab stimmen, 
eine andere Datierung zu gewinnen und das Konzil auf das Jahr 
753 zu verlegen?. Allein es scheint doch der ältere Ansatz 
richtig zu sein?, wenn auch mir ein selbständiges Urteil über 
diese Streitfrage fehlt. Dann aber kommt noch ein anderes 
unabhängiges Moment in Betracht. 754 haben die Päpste mit 
der dreideutigen Formel operiert; sie verträgt sich nicht mit der 
vollkommen eindeutigen Fälschung. Beides kann nicht neben- 
einanderstehen: die Fiktion, dass der Papst für den römischen 
Staat handelt, ist nicht mehr möglich, sobald man einmal die 
constantinische Schenkung vorzuweisen hatte. Im Ziel freilich 
will auch die dreideutige Formel das gleiche leisten, wie die 
Fälschung: einesteils die Herrschaft über die Westprovinzen des 


1 Schwarzlose, Der Bilderstreit S. 59. 

2 Hubert in Byzant. Zeitschr. VI S. 491 £., bes. S. 503; derselbe in revue 
histor. LXIX. S. 243f£. — Vorher schon Bury, History of the later roman en:- 
pire II S. 424, 462. 

® Brooks in Byzant. Zeitschr. VIII S. 82 f.; entscheidend scheint nament- 
lich die Angabe Michael des Syrers (S. 86 N. 2). Dann ist doch auch zu 
bedenken, dass 753 päpstliche Gesandte in Constantinopel waren (Hubert 
in byz. Zeitschr. V1 S. 503); wäre gleichzeitig Konzil gewesen, so hätte Theo- 
phanes nicht davon reden Können, dass an der Synode kein Vertreter eines 
der alten Patriarchate anwesend war (8. 427 2, 33: py2evög nasövrog Ex tiv 
warorırav Irövwv, ‘Popng yyl etc.), und vor allenı nicht die zweite Synode 
von Nieäa (Mansi XIII col. 208) davon, dass die Bildersynode o0x &oxs ouvszydv 
töv ıyvinadta Tyg 'Ponngnanavf Tobgnzpl aürav lepeig oürs A& Tonornentas 
adro) onTE &.' EyxuzAicu ZrıatoAfg. Denn dass die in Byzanz anwesenden Ge- 
sandten des Papstes jede Beteiligung an der tagenden Synode hätten ab- 
lehen Können, ist doch sehr unwahrscheinlich. 
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byzantinischen Reichs — der Papst muss sich damals aus Grün- 
den, die wir weiter nicht übersehen können, auch die vergebliche 
Hoffnung gemacht haben, auf den grossen Inseln durchzudringen! 
— , andernteils die Verfügung über den römischen Patriziat. 
Der Papst hat eben 754 die dreideutige Formel gewählt, um 
die Brück nach Byzanz noch nicht abzubrechen; das wäre ge- 
rade unter Constantin V. eine riskierte Sache gewesen, umso- 
mehr als ja der Papst 754 und noch lange nachher nicht 
wissen konnte, wie weit die Franken wirklich ein Rückhalt gegen 
Byzanz sein konnten und sein wollten. Ganz spät, 781, als ein 
dauernder Frieden mit den Griechen geschlossen war, wagt der 
Papst den entscheidenden Schritt, alle äusseren Abzeichen der 
byzantinischen Herrschaft zu beseitigen?” — Erst nach 754 
greifen die Griechen die dogmatische und politische Position 
des Papstes zugleich an und jetzt ist die Fälschung erfolgt, die 
auch in der äusseren Form, in den politischen Schlagworten ganz 
den Gedankengängen des cod. Carolinus entspricht: da wie dort 
ist von der exaltatio des heiligen Peter die Rede, dann davon, 
dass der weltliche Herr sich den S. Peter zum patronus nimmt. 
Es kann das schon 756 geschehen sein, wo zuerst byzantinische 
Gesandte Pipin vom Papst abzuzielen suchen, oder später bis 
zum Jahr 767 hin, wo auf der Synode von Gentilly in Anwesen- 
heit griechischer Gesandter über Trinität und Bilderstreit ver- 
handelt wird®. Besonders mag man vielleicht an die Situation 
von etwa 765 oder 766 denken, wo die Griechen versuchen, die 
päpstlichen Gesandten, Christophorus an der Spitze, der Fälschung 
zu bezichtigen‘. Irgendwelche sichere Entscheidung ist da so 
wenig möglich, wie über die Person des Fälschers. Es hat ja 


ı Eine Unklarheit in dieser Richtung (anders Hartmann II. 2. S. 229) 
hat nicht bestanden. 

2 Sickel in D. Ztschr. f. G. W. XI. S. 325, Hartmann II. 2 S. 292. 

3 Mühlbacher reg. 101 f.; vgl. auch die trefflichen Ausführungen Kehrs 
in Göttinger Nachrichten phil. hist. Kl. 1896 S. 113 £. 

* Cod. Carol. 35; dazu Oelsner S. 396 f.; Kehr in den. Göttinger Nach- 
richten ph. hist. Kl. 1896 S. 126. 
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etwas sehr ansprechendes, jenen leitenden Minister Christo- 
phorus selber für den Fälscher zu halten ', aber über die blosse 
Möglichkeit kommt man nicht hinaus. 

Ungewiss ist endlich auch die Stellung der Franken zu der 
dreideutigen Formel und zur Fälschung des Constituts. Man 
kann sich sehr wohl denken, dass sie von vornherein das Ver- 
hältnis des Papstes zu den römischen Provinzen in Italien so 
aufgefasst haben, dass der Papst der Alleinherr oder Mitherr 
dieser Gebiete ist. Für den aussenstehenden, für den die inne- 
ren staatsrechtlichen Verhältnisse vollkommen gleichgültig sind, 
mag schon seit den Tagen Gregor M. Italien sich so angesehen 
haben; es kommt dazu, dass der Papst die kaiserliche Korre- 
spondenz mit den Barbarenkönigen vermittelte?. Dann wäre 
vielleicht gerade durch diese Auffassung der Papst zu dem plötz- 
lichen Frontwechsel gebracht worden, der seit seinem Eintreffen 
in Frankreich sich vollzieht. Die spätere Fälschung des Con- 
stituts hätte dann nur dazu gedient, den wankend gewordenen 
Glauben der Franken zu befestigen. Es ist aber auch die an- 
dere Deutung möglich, dass der Frankenkönig ein Mitwisser bei 
jener unwahrhaftigen, dreideutigen Formulierung des Rechtsver- 
hältnisses in Italien war; denn vorher hat auch ihm gegenüber 
der Papst die Verhältnisse nach der wirklichen Rechtslage ge- 
schildert. Vielleicht hat er genau so wie der Papst selber in der 
Formel eine diplomatische Deckung gesucht, wenn er von den 
Byzantinern zur Verantwortung für sein Eingreifen gezogen wer- 
den solltee Dann mag vielleicht auch das Constitutum selber 
am Hof als Fälschung gekannt worden sein und das würde es 
verständlich machen, warum von dieser Urkunde zwischen Papst 
und Frankenkönig ein direkter Gebrauch so lange nicht und 
überhaupt wohl nur einmal gemacht wird. Endlich ist aber auch 
möglich, dass die Franken hinsichtlich der Formel im schlechten, 


I! So — lediglich vermutungsweis — Hartmann 11. 2 S. 248. 
* Mansi XII. c. 970 &sag äyparas Aulv dmoroAäg sis Ta Oro ai sic tig 
yrpeiag TWv BaroLlevsvrwv TIGE SÜTEWG OUVETYAULLSV. 
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hinsichtlich der Fälschung inı guten Glauben waren. Auch hier 
fehlt vorläufig jede Gewissheit, auch nur Wahrscheinlichkeit und 
es können die wirklichen Vorgänge leicht viel komplizierter ge- 
wesen sein, als wir uns schematisch vorstellen. 

Vielleicht, dass eine genaue Untersuchung des Codex Caro- 
linus weiterführt, die aber auf alle phrasenhaften moralisierenden 
Erwägungen verzichten und die wahren Triebfedern des Ge- 
schehens nüchtern in die Augen fassen müsste. 


Eine bisher übersehene Schrift des Henricus Hostiensis. 
Von 


Oberbibliothekar Dr. Helssig 
in Leipzig. 


Von Henricus de Segusia cardinalis Hostiensis waren bis- 
her nur drei selbständige Schriften bekannt: der Apparat zur 
Dekretalensammlung Gregor IX., die später aurea genannte Summa 
und die Lectura über die Dekretalen Innocenz IV. Die Univer- 
sitäts-Bibliothek Leipzig besitzt jedoch in dem im 14. Jahrhundert 
geschriebenen Pergamentcodex 993 eine auch von Schulte (Gesch. 
d. Quell. u. Lit. II 496) aufgeführte anonyme Schrift zur grego- 
rianischen Dekretalensammlung mit dem eigentümlichen Titel 
„Diamargariton“ (nicht Diamargaritio wie bei Schulte gedruckt 
ist), deren Verfasser, wie ich glaube nachweisen zu können, kein 
anderer als Hostiensis ist. 

Die von Schulte nur verkürzt wiedergegebene Ueberschrift, 
die von derselben Hand wie der Text herrührt, lautet: 

„Prohemium super opusculo quod dicitur diamargariton ad 
commenti libri decretalium dilucidationem et 
materiarum in eodem contentarum memoriam compilatum“. 

Ueber Veranlassung und Zweck der Schrift spricht sich das 
Vorwort aus. Es beginnt: 

„Ago gratias domino meo ihesu flectens genua et agant quaeso 
mecum omnes studiosi et ministri rei publicae nec non et qui 
circa rei veritatis indaginem ad decidenda iuste negotia, ad ma- 
ture danda consilia, ad salubriter curandas animas hactenus inter 
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juris ambigua laborabant, quum ipso praestante qui res potest per- 
ficere desperatas labori meo datus est terminus ac per ipsum in- 
certis et haesitantibus quantum humanae fragılitati scire permit- 
titur utriusque iuris veritas circa haec propalata, dum per 
summae quae copiosa dieitur et commentisuperlibro 
decretalium, operum videlicet arduorum et ultra quam in- 
genioli mei vires suppetant laboriosorum et se alternatim sup- 
plentium, reflexam dimensionem quadruplicem meta brevis inci- 
pientibus, planum iter proficientibus, quies laborantibus, dubitan- 
tibus certitudo, attingentibus finis desiderüi lJucide praeparatur“ etc. 

Weiterhin heisst es: 

„Quiescere itaque disposueram quası fessus et sanus equum 
solvere senescentem. Sed «quorundam quorum affectus 
maior est ingenio supplicatio institit, ut super commento, 
quod, licet meo iudicio utilius fuerit in eo superflua apponere 
quam necessaria omittere, multi prolixitatis praetextu pruriente 
lingua mordebunt, ad materiarum in ipso contentarum memoriam 
novam ederem margaritam, cuius compendio diuturnita- 
tem redimere(n)t temporis et laboris. Et quia iustis non est desi- 
deriis favoris gratia deneganda, non margaritam pretiosissimam 
ad quam dandam sive tradendanı me omnino insufficientem re- 
puto, sed ad utilitatem communem quoddam dyamargari- 
ton, totius commenti operis condimentum quo 
virtus debilitata studentium confortetur, ex notabilibus tum ipsius 
libri decretalium tum commenti tum etiam utriusque quasi ex 
quibusdam speciebus aromaticis conficere studui summatim hoc 
brevi opusculo comprehendens singillatim omnes materias «quae 
in singulis eiusdem libri decretalium capitulis continentur. Et 
quamvis commentum circa LXX quinternos magnivo- 
luminis comprehendat, in duodecim tamen vel quasi 
sexternis eiusdem voluminis totam eius mentem non minus 
compendiose quam sententiose perstrinxi, ut scias, quod quando 
volo et expedit idem ipse brevis sum qui et longus“ etc. 

Hieraus ergibt sich, dass der Verfasser, der zur Zeit, als 
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er dies Werk schrieb, bereits ein alternder Mann („senescens“) war, 
vorher zwei umfängliche, sich gegenseitig ergänzende Werke über 
die Dekretalen geschrieben hatte, eine „Summa copiosa“ und ein 
„Commentum“, dass er das gegenwärtige Werk auf dringende Bitte 
einiger Freunde unternahm, und dass es ein verkürzender Auszug 
aus dem Commentum sein, alle in diesem enthaltenen Materien wie- 
derholen („ad materiarum in ipso cententarum memoriam“), aber 
auch das Wichtigste aus den Dekretalen selbst mit aufnehmen 
solle („ex notabilibus cum ipsius libri decretalium tum commenti 
tum etiam utriusque conficere studui*), und dass er dieses Werk 
deshalb Diamargariton nennt, worunter ein mit einzelnen Edel- 
steinen besetztes Buch zu denken sein wird. 

Schon bierdurch wird man auf Hostiensis als den mutmass- 
lichen Verfasser geführt. Unter den nicht sehr zahlreichen Ver- 
fassern von Summen über die Dekretalen ist es nur noch Ber- 
nardus Parmensis, der ausser seiner Summa auch einen fortlau- 
fenden Apparat, wie er unter der Bezeichnung Commentum zu 
denken ist, über sie geschrieben hat. Aber Bernhards Summa, 
auf welche das Prädikat „copiosa* kaum passen würde, ist nach 
seinen Apparate geschrieben, da sie auf diesen Bezug nimmt, 
während hier die Sunma vor dem Commentum, also als ein diesem 
zeitlich vorausgehendes Werk genannt wird. Dies trifft zu bei 
Hostiensis. Auch stimmt der Ausdruck „Commentum* überein 
mit der Bezeichnung, die Hostiensis in seinem Testamente (Gallia 
christiana Bd. 3, Instrumenta p. 180) für seinen Apparat ge- 
braucht. Endlich passt auch die Andeutung, dass dem Commen- 
tum der Vorwurf zu grosser Breite gemacht worden sei („multi 
prolixitatis praetextu pruriente lingua mordebunt“ und „quando 


ı Joh. Andreä, Novella, prooemium v. Gregorius: Hostiensis in suo ap- 
paratu narravit quo modo prius summam composuerat (Schulte S. 125. 
551). Allerdings bezieht sich das wahrscheinlich auf die erste Ausarbeitung 
der Summa, die vor seine Ernennung zum Bischof (1244) fällt, nicht auf 
die zweite, erst nach 1250 geschriebene Rezension (Schulte S. 125 N. 21). 
Aber diese trat ja nur an Stelle jener, so dass ihm die Summa als das 
früheste seiner Werke gelten inusste. 
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volo et expedit idem ipse brevis sum qui et longus“) sehr wohl 
auf diesen Apparat. Auffallend könnte es vielleicht gefunden 
werden, dass Hostiensis, wenn er der Verfasser ıst, nicht auch 
seines dritten Werks, der Lectura über die Dekretalen Inno- 
cenz IV. gedenkt. Indessen spricht er doch hier nur von seinen 
Werken über die Gregorianische Sammlung. 

Bedeutend gewinnt die Urheberschaft des Hostiensis an Wahr- 
scheinlichkeit durch das eigentümliche Nachwort des Werks. Dies 
beginnt: 

„Omnipotenti ergo deo cuius mihi benignitas in tribus operi- 
bus astitit invocanti gratias ago, yuum affuit principüs, direxit 
media et idem ad finem usque complevit* etc. 
und es wird dann das im Vorwort über die früheren Werke und 
das Verhältnis des gegenwärtigen zu ihnen (Gesagte folgender- 
massen wiederholt: 

„Tribus autem ad honoreni trinitatis completis operibus, quo- 
rum in quantum mea comprehendere potest parvitas primum sci- 
licet summa iuris theoricam, reliquum id est commentum a 
quo nec glossas constitutionum d(omini) n(ostri) ex- 
cludo licet positae sint deorsum eiusden iuris practicam, 
tertium videlicet dyamargariton tanquam compendiosum memo- 
riale sive breviarium utile praedicti commenti materias sub singu- 
lis decretalibus summarie comprehendit, meis finem decrevi labo- 
ribus ponere nec ulterius sicut hactenus in discutiendis iuris an- 
fractibus animum fatigare.* 

Weiterhin heisst es: 

„Ut igitur ultima figura huius operisaprima figura 
initii summae praedictae non discrepet sed concordet, in eo 
qui unus ac trinus, principium et finis est reflexo fine ad princi- 
pium operum coniunctisque cum Ipsis mediis omnibus et unitis 
sit promissis amen: Idem trino deo et simplici nunc et semper 
laus honor et gloria patri et filio et spiritui sancto; deo inquam 
ineffabili et trino.“ 

Dieser Satz wird in einem hierauf folgenden zweiten Nach- 
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worte so erläutert: 

„Ad intellectum autem ultimae clausulae praecedentis proximae 
conclusionis prope finem ubi dicitur ut igitur ultima figura etc. notan- 
dum quod tria opera per ministerium meum tradıta aba in- 
cipiunt quorum primum scilicet summaincipit abalpha et 
in o verbo opus hoc terminatur sive attendas finem huius operis, 
ut patet in eo quod nota s(upra) in c(apitulo) prox(imo) in fine, 
sive etiam finem eiusdem proximae conclusionis sive finem huius 
instructionis, et ita o tria haec possunt trıbus principiis horum 
dictorum trium operum respondere. Sic enim debuit et decuit 
oad a revolare. XXXV dist. ab exordio.“ 

Die Bemerkung, dass der Schluss des gegenwärtigen Werks 
(dessen letztes Kapitel mit dem Buchstaben o endigt), sowie die 
beiden Nachworte dem Anfange der Summa in der angegebenen 
Weise entsprechen, ist nun wirklich für die Summa des Hosti- 
ensis zutreffend. Denn sie beginnt mit den Worten „Alpha et 
o unum in essentia et trinum in personis“. Und auch das ist 
richtig, dass mit a nicht nur das Diamargariton („Ago gratias“ etc.), 
sondern auch der Apparat des Hostiensis („Ad instantiam“ etc.) 
beginnt. Dieselbe Buchstabenspielerei findet sich schon in der 
Summa des Hostiensis für sich allein; sie schliesst mit dem 
Verse: 

Pro summae summo sit regi gloria summo'. 

Hiernach dürften für die Urheberschaft des Hostiensis so 
starke Gründe sprechen, dass es nicht als zu kühn erscheinen 
wird, den Passus des Nachworts: „commentum a quo nec glossas 
constitutionum d(omini) n(ostri) excludo, licet positae sint deor- 
sum“ auf dessen Lectura über die Konstitutionen Innocenz IV. zu 
beziehen, wodurch ein etwa auf deren Nichterwähnung zu grün- 
dender Zweifel sich auch hier erledigt. Dass Hostiensis diese 


ı So im Druck Würzburg (Georg Reiser) 1479. In dem Druck Lugduni 
(Jacob Mareschal) 20. Okt. 1517 steht an Stelle des letzten Wortes „christo*. 
— Ob auch der Apparat des Hostiensis mit dem Buchstaben o endigt, ver- 
mag ich zur Zeit nicht anzugeben. 
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mit seinem Apparat zur Gregorianischen Dekretalensammlung 
gewissermassen als ein Ganzes betrachtete, kann wohl nicht auf- 
fallen, wenn man bedenkt, «dass Innocenz selbst seinem Apparate 
zu derselben diese Konstitutionen einfügtee Da der Ausdruck 
„dominus noster“ ohne Namensnennung nur auf den regierenden 
Papst gehen kann, geben diese Worte zugleich einen Anhalt zur 
Bestimmung der Abfassungszeit sowohl dieser Lectura als des 
Diamargariton. Beide können nicht nach 1254 geschrieben sein. 
Bezeichnete sich Hostiensis damals bereits als senescens, so darf 
sein uns sonst nicht überliefertes Geburtsjahr mit einiger Sicher- 
heit noch in das 12. Jahrhundert, etwa spätestens in das Jahr 
1194 gesetzt werden. 

Es erübrigt noch, die Probe auf die ausgesprochene Ver- 
mutung durch einen Vergleich des Inhalts unseres Werks mit 
dem des Apparats des Hostiensis zu machen. Es möge genügen, 
zu diesem Zwecke die ersten Abschnitte des Diamargariton und 
die entsprechenden des Apparats — letztere nach dem Drucke 
Paris (Joan. Petit et Thielemann Kerver) 1512 unter Weglassung 
der Zitate und der im Diamargariton übergangenen Ausführungen 
— zum Teil wenigstens hier nebeneinander zu stellen. 

Diamarzgariton. Hostiensis Lectura in Decretales 

Gregorii IX. 
Incipit prohemium 
libri decretalium. Gre- 
goriusepiscopus Gregorius episcopus. Omnes 
etc. Dominus papa sunt episcopi licet vocentur archiepiscopi 
christi universalis vi- primates vel patriarchae et omnes sunt 


carius, loco apostolorum —. Unde et episcopus 
sed episcopus dicitur christi vicarius dieitur —. Sed papa 
singularis. specialiter per eccellentiam dicitur epis- 


copus quare super omnes est —, et prae- 
cipuus ac principalis est vicarius ihesu 
christi —. Unde non audemus dicere: 
cur ita facıs — —. 
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Quare doninus papa 
dicatur servus. 


Compilatio missa 
Bononiamomnibusmit- 


titur, 


sed salutatio Bononien- 
tium. Alıiud est studium 
generale, aliud singu- 
lare, aliud studere, aliud 
commoran!. 


An excommunicatus 
intelligatur absolutus sı 
salutatur a papa. 


Rex pacificus etc. 
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Servus — immo dominus — sed hoc 
dieit ex affectione — vel quare omni- 
bus servit — et omnibus servire intelli- 


gitur qui in ejus servitio detinentur —. 
Vel dieit ex humilitate — sed et quo- 
niam negat se universalem papam etc. 
Bononiae — alias Parisiis, utrobique fuit 
missa compilatio propter communius stu- 
dium, non autem in villis et castris — et sic 
videtur quod alıbi studentes non teneantur 
eam recipere (uia rescripta non extendun- 
tur nisi ad illas personas quae ibi continen- 
tur —. Sed die quod omnes includit —. 
— Salutatio autem non extenditur nisi 
ad Bononienses. Commorantibus. For- 
san melius dixisset studentibus, sed vo- 
luit nominare pluralitaten et quae fre- 
quentius accidunt. Plures enim commo- 
rantes sunt quam studentes quos curia- 
liter tacite reprehendit quia melius face- 
rent si se inanibus sumptibus non vexa- 
rent — non enim Bononiae fuisse sed 
bene vixisse et studiose laudabile est — 
Sed et studentes ibidem commorantur 
quibus intendit maxime providere. 
Salutem. Non praesumo quod domi- 
nus papa aliquem excommunicatum sa- 
lutet ex certa scientia. Sed si de hoc con- 
staret crederem absolutum —. Nec ob- 
stat quod forma servata non est —. 


Rex etc. 
Pacitiens i. e. pacem faciens et non 
minus iudicium et iustitiam quia hoc 
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Rex debet esse paci- 
ficus et christus pacem 
diligit temporalem qui 


pro salvandıs voluit 
ocandi. 
Castitatissumus ama- 


tores quod et multi- 
pliciter commentatur. 
Seditio reprobatur. 


et modestia appro- 
batur. 
etc. etc. 


proprie regis est — sed regnum eius non 
est de hoc mundo — Pacem autem vult 
carnalem juxta illud: Pacem meam do 
vobis, sed guerram hortatur spiritualem. 
Unde illud: Induite vos armatura dei etc. 


Pia miseratione etc. 

Disposuit etc. 

Pudicos i. e. castos quia castitatis su- 
mus amatores — quae sola posibilis est 
cum fiducia Deo animas praesentare — 
etc. etc. 

Pacificos. Nam beati pacifici non ergo 
seditiosi quia tales non promoventur — 
et facile litigantes repelluntur ab accu- 
satione. 

Et modestos. Juxta illud: modestia 
vestra nota sit etc. quae in cibis vesti- 


bus et incessu consideratur — sic patet 
qualiter creatus fuit homo. 
etc. etc. 


Desumma trinitate etfide catholica. 


Omne quod non est 
ex fide peccatum est 
et ordo reparationis 
nostrae a fide sumpsit 
exordium, 
unde videndum 
sit fides etc. sicut capi- 
tulatum est in com- 
mento, ubi tangitur 
quod fides accipitur 
multis modis et multae 
descriptionesponuntur. 


quid 


Quoniam omne quod non ex fide pecca- 
tum est et ordo nostrae reparationis a 
fide exordium sumpsit et ideo iuri ope- 
ram daturo primo de fide agendum est -— 


Videndum est quid sit fides prout hic 
accipitur, quot modis accipiatur fides, 
quot sint species fidei quot et qui arti- 
culi, quod sit praemium credentium — 

Illud autem notandum est quod fides 
multis modis accipitur etc. 


Unumquemque enim discernentem ... 


18 


Quare an omnes tene- 
antur scire artıculos et 
qualiter 


et an clerici pauperes 
qui non habent unde 
studeant teneantur 
ipsos scire explicite 
et ad quid prodest 
scientia implicata. 


Sed cavendum.ne ori 
opera contra dicant. 
Quotsint articuli et qui 

etc. 


Firmiter etc. Du- 
bius in fide infidelis est. 
Fides simplicibus ver- 
bis proponenda est ut 
testimonium et lex et 
quaelibet res per verba 
usitata. 

etc. etc. 
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oportet credere quod deus est... Alios 
autem articulos suffictt quod credant 
simpliciter i. e. firmiter credant et sim- 
plieiter confiteantur quidquid credit ec- 
clesia catholica. Sed hanc mensuram 
debent clerici excedere maxime prae- 
lati et. Quid de clericis pauperibus 
numquid tenentur scire explicite articu- 
los supradictos? Aliqui dicunt quod sie 
aliqui quod non. Tu dicas quod si non 
habent magistros vel expensas suffieit 
quod credant sicut laici. etc. 

Sed quid prodest laicis fides impli- 
cata? etc. etc. 


Cave tamen tibi: est enim casus in 
quo hoc remedium non admitteretur, 
puta quando ore dicit se credere operi- 
bus autem negat etc. 

Sunt autem plures articuli fidei etc. etc. 

Firmiter etc. Bene dicit nam dubius 
in fide infidelis est — 

Fides enim simplicibus verbis est pro- 
ponenda — sic et quaelibet scriptura si 
obscura sit pro non scripta habetur — 
et generaliter nunquam per ignota verba 
proponenda est res sed per usitata. 

etc. etc. 


Diese Vergleichung bestätigt durchaus die ausgesprochene 
Vermutung: das Diamargariton stellt sich Satz für Satz als ein 
Exzerpt aus dem Apparat, ja z. T. als eine blosse Inhaltsangabe 


desselben heraus. 


Was den Umfang beider Werke betrifft, so 


erscheint das im Vorwort angegebene Verhältnis von 70 Quin- 
ternen zu 12 Sexternen gleichen Formats, das in Zahlen 100 : 20,6 


Helssig, Eine bisher übersehene Schrift des Henricus Hostiensis. 79 


ausmacht, freilich nicht zutrefiend. Die beiden ersten Bücher des 
Apparats füllen im Cod. 902 der Leipziger Universitäts-Bibliothek 
435 Seiten zu 90 Zeilen, während dieselben Bücher in der Hand- 
schrift des Diamargariton, die nur 60 Zeilen auf der Seite hat, 
222 Seiten einnehmen, woraus sich ein Zahlenverhältnis von 
100 : 34 ergeben würde. Aber der Umfang von 12 Sexternen 
für das Diamargariton wird auch zu niedrig gegriffen sein. Die 
Leipziger Handschrift hat mehr als 18 Sexternen (223 Blatt). 
Es müsste hiernach, wenn 144 Blatt für das Diamargariton aus- 
reichen sollten, eine Zeilenzahl von 92—93 pro Seite vorausge- 
setzt werden, wie sie doch sehr selten ist. 

Für die Doktrin des Hostiensis ist nach dem Mitgeteilten 
aus dieser Schrift freilich keine Bereicherung unserer Kenntnis 
zu erwarten. Doch erscheint immerhin die Tatsache, dass er 
einen verkürzenden Auszug aus seinem Werke veröffentlicht hat, 
der Feststellung wert; auch ist das Vor- und Nachwort nicht 
ohne Interesse für die Beurteilung der Persönlichkeit des Schrift- 
stellers. 

Durch die Existenz dieser Schrift empfängt zugleich eine 
Notiz des Diplovataccius Bestätigung und auch Berichtigung. 
Sarti (Sarti-Fattorini, de claris archigym. Bon. prof. ed. 2, I 444) 
teilt nämlich mit: „Vidit Diplovataccius synopsim quandam lec- 
turae Ostiensis horum scilicet commentariorum ab anonymo_ edi- 
tam quae nunquam typis edita est.“ Es ist im höchsten Grade 
wahrscheinlich, dass diese synopsis nichts anderes ist, als das 
Diamargariton. Diplovataccius erkannte richtig dessen Verhält- 
nis zur Lectura des Hostiensis ohne den im Vor- und Nachworte 
enthaltenen Fingerzeigen nachzugehen, die ihn zur Entdeckung 
des Autors hätten führen können. 

Eine Fälschung ist durchaus unwahrscheinlich. Der Fälscher 
würde, wenn er seine Arbeit als eine Schrift des berühmten Ka- 
nonisten hätte ausgeben wollen, nicht unterlassen haben, dessen 
Namen zu nennen. 

Es könnte vielleicht auffallend erscheinen, dass Hostien- 
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sis in seinem Testamente dieser Schrift nicht gedenkt. Er 
vermacht darin verschiedenen Personen vier Exemplare seines 
Commentum, zwei Exemplare seiner Summa, mehrere Dekretalen 
und zwei Bibelhandschriften, sonst keine Bücher. Die Annahme, 
dass er das Diamargariton etwa erst nach Errichtung des Testa- 
ments geschrieben habe, wird freilich abgesehen von anderen 
Gründen schon durch die oben über die Entstehungszeit des 
Werks ausgesprochene Vermutung ausgeschlossen. Denn das 
Testament wurde im Oktober 1270! niedergeschrieben. Man 
muss wohl annehmen, dass Hostiensis damals ein Handexemplar 
dieses weniger wichtigen Werks nicht mehr besass, weil er es 
schon vorher vergeben hatte. 

Es möge gestattet sein, bei dieser Gelegenheit einen, durch 
einen anderen Codex der Leipziger Universitäts-Bibliothek ver- 
anlassten Irrtum zu berichtigen, der sich in Fabricius Bibliotheca 
latina mediae et infimae aetatis Bd. III p. 671 findet. Es wird 
dort behauptet, dass Hostiensis auch ein Werk über das Dekret 
geschrieben habe und dafür auf Fellers Catalogus codicum ma- 
nuscriptorum Bibliothecae Paulinae (Lips. 1686) S. 227 verwiesen. 
In der Tat verzeichnet Feller dort unter Nr. 16: Henricus Ho- 
stiensis super Decretum. Eine solche Handschrift findet sich 
nun in der Universitäts-Bibliothek nicht, wohl aber steht derselbe 
Titel an erster Stelle auf einem anscheinend im 16. Jahrhundert 
geschriebenen Titelblatte, welches dem jetzt die Nr. 984 tragen- 
den Codex aufgeklebt ist. Der Einband dieses Codex deutet auf 
Herkunft aus dem Leipziger Predigerkloster, und es enthält auch 
das im Hauptstaatsarchive zu Dresden befindliche handschrift- 
liche Verzeichnis der Bücher dieses Klosters v. J. 1541 unter 
F. I. 3 pulpitum 29 denselben Titel. Der Codex 984 enthält 
nun drei zusanmmengebundene Stücke: 1) des Benencasa Senensis- 
Casus zum Dekret (14. Jalhrh.); 2) die Summa des Hugolinus 


i Im Text, wie ihn die Gallia christiana gibt, steht 1271, wohl durch 
Druckfehler, da das Testament pridie kal. Maias 1271 untersiegelt worden 
ist (s. d. Schluss). 
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über die Pandekten (13.—14. Jahrh.) mit der Ueberschrift „ma- 
teria ad pandectas secundum Johannem Basanum“ (vgl. Savigny, 
Gesch. d.R.R. i. MA. V, 8 21); 3) die Casus des Bernardus Pa- 
piensis zur Compilatio prima sowie 4) eine Sammlung von 
Quästionen zu derselben Kompilation (13. Jahrh.). Das zweite 
bis vierte Stück verzeichnet Feller a. a. O. scheinbar als Inhalt 
eines besonderen Codex unter der unmittelbar folgenden Num- 
mer, während die Casus des Benencasa in seinem Katalog nicht 
vorkommen. Dass nun zu seiner Zeit die Stücke 2-—4 von dem 
als „Hostiensis super decretum“ von ihm bezeichneten getrennt 
gewesen seien, ist deshalb sehr unwahrscheinlich, weil auf dem er- 
wähnten, aus dem 16. Jahrhundert stammenden Titelblatte von 
derselben Hand auch das dritte und vierte Stück verzeichnet 
sind, diese also schon vor Fellers Zeit mit dem dem Hostiensis 
zugeschriebenen verbunden gewesen sein müssen. Andererseits 
.ıst nicht anzunehmen, dass erst nach Feller das erste Stück aus 
dem Codex herausgenommen und durch Einfügung der Casus des 
Benencasa ersetzt worden sei, da der Einband sicher älter ist 
und keine Spur einer solchen Einfügung zeigt. Es ist vielmehr 
sehr wahrscheinlich, dass schon in dem Kataloge des Prediger- 
klosters die Casus des Benencasa irrtümlich als Schrift des Ho- 
stiensis über das Dekret bezeichnet worden sind (was geschehen 
konnte, da sie ohne Ueberschrift sind und den Namen des Ver- 
fassers nur im Texte des Vorworts nennen) und dass diese fal- 
sche Bezeichnung dann in das bezeichnete Titelblatt und von da 
in Fellers Katalog übergegangen ist. 

Mazzuchelli (Gli scrittori d’Italia, Brescia 1758 vol. II p. 1 
S. 470) hat die Notiz des Fabricius abgeschrieben, dabei aber 
die fragliche Handschrift der Bibl. Paulina zu einer Handschrift 
von Hostiensis Apparat zu den Dekretalen gemacht. Das 
Resultat dieses Flüchtigkeitsfehlers ist insofern zufällig ein rich- 
tiges, als der Codex 902 (früher 993") der Universitäts-Bibl. 
Buch I und II dieses Apparats enthält. Diese dem 14. Jahr- 
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Diamargarıton aus der Bibliothek der philosophischen Fa- 
kultät und zwar sind beide Handschriften hier als zusammen- 
gehörig angesehen worden, wie sich aus ihren noch sichtbaren 
alten Bibliotheksnummern (1112 und 1112”) sowie daraus ergibt, 
dass sie von Feller, zu dessen Zeit diese Bibliothek noch von 
der Paulina getrennt war, unter ein und derselben Nummer 
(S. 344 Nr. 12) aufgeführt werden. Man darf daraus schliessen, 
dass die nahe Beziehung des Diamargariton zum Apparat des 
Hostiensis damals bekannt war. Weiter zurück lässt sich leider 
die Geschichte dieser Handschriften nicht verfolgen. 


83 


Zur Frage einer Erblastenablösung in Baden. 


Grundzüge eines Ablösungsgesetzes nebst begründenden Aus- 
führungen. (Als Fortsetzung und Schluss.) 


Von 
Dr. Albert Siebert, 


Grossh, bad. Finanzassessor in Mannheim. 


Unter obigem (Haupt-) Titel erschien im Jahrgang 1902 
gegenwärtiger Zeitschrift eine Abhandlung, welche dartun wollte, 
aus wie manigfachen Gründen die Beseitigung der dermalen in 
Baden noch bestehenden Erblastenverhältnisse angezeigt ist; fer- 
ner wurde in jenen Ausführungen empfohlen, wie es zweckmässig 
sei, dass diese Beseitigung zur Zeit am besten die Form der Ab- 
lösung annehme und endlich, dass — bei der erfahrungsgemäss 
geringen Neigung der vor den nicht unerheblichen Schwierigkeiten 
der Massregel zurückschreckenden beteiligten Kreise zu freiwilli- 
sem Beginnen — nur ein Akt der Gesetzgebung imstande sein 
wird, die Erreichung dieser Zwecke zu verwirklichen. 

Nach Darlegung dieser Verhältnisse erübrigt nun noch die An- 
gabe eines Weges, auf dem man an die Lösung der gestellten 
Aufgabe herankommen könnte. Der nachfolgende 
Entwurf zueinemErblasten-Ablösungs-Gesetz 
soll die wesentlichen Materialien zum Bau dieses Weges — um 
bei dem Bilde zu bleiben — bieten. 

Nachdem in früheren Jahrzehnten des vorigen Jahrhunderts 
schon ähnliche Materien gleichartige Ordnung erfahren haben, ist 
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auch die Möglichkeit gewährt, die Erfahrungen der Praxis und 
der Zeit zu berücksichtigen. 


A. Allgemeine Bestimmungen. 


sl. 

Alle Erblasten sind auf Verlangen eines Beteiligten abzu- 
lösen. 

82. 

Die Ablösung erfolgt durch Hingabe eines Geldbetrages samt 
etwaigen Zinsen, deren Höhe nach Massgabe der folgenden Be- 
stimmungen zu berechnen ist. 

Sobald der Ablösungsbetrag festgestellt ist, fällt die Lei- 
stung. 

83. 

Der Ablösungsbetrag samt 4% Zins, vom Tage des Auf- 
hörens der Leistung an bis zum Tage der Zahlung des Ablösungs- 
betrages, sind kostenlos an diejenigen Persönlichkeiten bezw. deren 
gesetzliche Vertreter auszufolgen, zu deren Gunsten die Erblasten 
hestanden. | 

84. 

Der Ablösungsbetrag ist in höchstens fünf aufeinanderfol- 
genden, nach Umlauf eines Jahres vom Tage des Vertragsab- 
schlusses bezw. des gerichtlichen Urteils beginnenden Jahreszielern, 
von denen keiner unter 1000 M. betragen soll, zu entrichten. 

Die Abtragung des Ablösungsbetrages auf einmal nach vor- 
ausgegangener sechsmonatlicher Ansage ist jederzeit gestattet. 

Nur mit Genehmigung der Empfangsberechtigten finden je- 
doch mehr als fünf Jahreszieler oder Rück- bezw. Jahreszahlun- 
gen in Beträgen von weniger als 1000 M. statt. 


& 5. 
Bei gegenseitigem Einverständnis der Beteiligten kann die 
Ablösung bei den Erblasten, die nicht Erbbauverpflichtungen sind, 
statt in barem Gelde, auch durch Abtretung von Liegenschaften 
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bewirkt werden, deren mittlerer Wert dem Ablösungsbetrage 
gleichkommt. 
& 6. 

Die Aufnahme einer öffentlichen Urkunde über die Ab- 
lösungsverhandlungen kann auf Wunsch aller Beteiligten statt- 
finden. In diesem Falle hat derjenige Teil, welcher die Ab- 
lösung verlangt, die Vermittlung des Notariats ın Anspruch zu 
nehmen. 


B. Besondere Bestimmungen. 
I. Ueber dieFestsetzung des Ablüösungsbetrages. 


8 7. 

Für Erblasten, dienicht Erbbau verpflichtungen sind, 
berechnet sich der Ablösungsbetrag auf den 25fachen durch- 
schnittlichen Jahresbetrag der Leistung in den dem Ablösungs- 
jahr vorausgegangenen 25 Jahren. | 

Bei Erblasten, die Erbbauverpflichtungen in sich 
schliessen, kommen 

88. 

die Verbindlichkeiten zur Unterhaltung in An- 
schlag, wie folgt: 

1) Durch Schätzung wird bestimmt: 

a) nach wieviel Jahren das Gebäude, auf welches die Last 
sich bezieht, durch ein neues ersetzt werden muss; 

b) was das bestehende Gebäude bis dahin an Unterhaltung 
kosten wird; 

c) was das künftig neu aufgeführte Gebäude während sei- 
ner ganzen Dauer im Durchschnitt jährlich zu unter- 
halten kosten wird. 

2) Sind die nach Satz 1)b) und 1)c) abgeschätzten Beträge 
des jährlichen Unterhaltungsaufwandes gleich, so besteht 
der Anschlag des Ablösungsbetrages im 25fachen dieses 
Aufwandes. | 

3) Ist der Betrag nach Satz 1) b) grösser, als der nach Satz 1)c), 
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so besteht der Anschlag des Ablösungsbetrages für die 

Erblast 

a) in dem 25fachen der nach Satz 1)c) geschätzten jähr- 
lichen Unterhaltungskosten ; 

b) in dem mit Rücksicht auf Zins und Zinseszins zu 2%, 
berechneten jetzigen \ert des bis zum Eintritt des 
Neubaues [Satz 1)a)] weiter erforderlichen jährlichen 
Unterhaltungsaufwandes. 

4) Ist der Betrag nach Satz 1)c) grösser, als jener nach Satz 

1)b), so besteht der Anschlag des Ablösungsbetrages für 

die Erblast 

a) in dem 25 fachen der nach Satz 1)b) geschätzten jähr- 
lichen Unterhältungskosten ; 

b) in dem mit Rücksicht auf Zins und Zinseszins zu 2°, 
berechneten jetzigen Werte der zur Zeit des Neubaus 
[Satz 1)a)] fälligen Summe, um welchen das 25 fache 
von Satz 1)c) jenes von Satz 1)b) übersteigt. 

89. 

Die Verbindlichkeiten zu Neubauten kommen in 

Anschlag, wie folgt: 

1) durch Schätzung wird bestimmt: 

a) wieviele Jahre das Gebäude, welches Gegenstand der 
Erblast ist, noch dauern wird; 

b) welche Summe der Neubau dann den Pflichtigen ko- 
sten wird; 

c) auf wieviele Jahre die Dauer des neuen Gebäudes an- 
genommen werden kann. 

2) Ist die Gebäudedauer nach Satz 1)a) und Satz 1) c) gleich 
lang, so besteht der Anschlag des Ablösungsbetrages für 
die Erblast im 25fachen des Betrages, welcher während 
der nach Satz 1)c) bestimmten Jahresreihe, jährlich fort- 
gereicht, mit Zins und Zinseszins zur Bausumme [Satz 1) b)] 
anwächst. 

3) Ist aber die Dauer des künftigen Gebäudes [Satz 1) c)] 
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länger, als die des vorhandenen [Satz 1)a)], so umfasst 

der Anschlag des Ablösungsbetrages für die Erblast 

nicht nur 

a) wie in Satz 2) das 25fache des Betrages für die Wie- 
dererbauung, sondern auch 

b) eine Summe, die mit Zins zu 4°/, und Zinseszins zu 
2°/, bis zu dem nach Satz 1)a) bestimmten Zeitpunkt 
des Neubaus die Kosten der Bausunme [Satz 1) b)] 
deckt, soweit der Betrag für die Wiedererbauung, jähr- 
lich fortgereicht, mit Zins und Zinseszins zu 2 °/, hierzu 
noch unzulänglich wäre. 

4) Ist die Dauer des künftigen Gebäudes [Satz 1)c)] kürzer 
als die des vorhandenen [Satz 1)a)], so besteht der An- 
schlag des Ablösungsbetrages für die Erblast in einer 
Summe, die binnen den Jahren, um welche letztere Ge- 
bäudedauer die erstere übersteigt, mit Zins zu 4°/o und 
Zinseszins zu 2°/, zu dem nach Satz 2) bemessenen 25- 
fachen des Betrages für die Wiedererbauung anwächst. 

s 10. 

Hat ein Pflichtiger die Erblast zu Unterhaltung und Neu- 
bau, so besteht der Anschlag des Ablösungsbetrages für diese ın 
der Summe der nach $ 8 und $ 9 gefundenen Anschläge. 

s 11. 

Bei den nach $ 8 und 8 9 vorgenommenen Schätzungen 
muss beachtet werden: 

1) Die Bestimmung der Gebäude; 

2) ob das vorhandene Bauwesen nach den zur Zeit der Ab- 
schätzung bestehenden Verhältnissen dieser Bestimmung 
genügt oder nicht; letzterenfalls, ob es darum voraus- 
sichtlich früher durch ein neues ersetzt werden muss, als 
dies sonst nach Beschaffenheit und Dauer des Bauwesens 
nötig würde; 

3) die in der Gegend herkömmliche Weise zu bauen und 
der örtliche Preis der Materialien und der Arbeit; 
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4) der Umfang der abzulösenden geteilten oder ungeteilten 
Baulast. 

Nach Satz 1) und 3) vorstehend richtet sich die Grösse des 
mittleren jährlichen Unterhaltungsaufwands; nach Satz 1), 2) und 
3) desgleichen, sowie nach Beschaffenheit des Bauwesens die 
Schätzung der Dauer; nach Satz 1) und 3) die Schätzung der 
zum Neubau benötigten Summe. 


S 12. 

Hat ein Pflichtiger nur hilfsweise einzutreten, d.h. nur in- 
soweit, als es einem näher Verpflichteten an den erforderlichen 
Mitteln mangelt, so wird 

1) die Erblast nach den vorstehenden Vorschriften veran- 
schlagt; 

2) von den Verwaltungsbehörden bestimmt, wie hoch sich 
die zur Bestreitung der Erblast verfügbaren Mittel be- 
laufen ; 

3) darnach vom Ablösungsanschlag nach Satz 1) nur der 
Betrag als Anschlag der Erblast des in zweiter Ordnung 
Pflichtigen bestimmt, um den der Ablösungsanschlag nach 
Satz 1) die nach Satz 2) bemessenen verfügbaren Mittel 
des in erster Ordnung Pflichtigen übersteigt. 


II. Ueber das Verfahren bei der Ablösung. 


a) Mittelst gütlichen Uebereinkommens. 
S 13. 


Die Erblasten können im Wege gütlichen Uebereinkommens 
zwischen den Beteiligten zur Ablösung gebracht werden; in die- 
sem Falle werden die Ablösungsverhandlungen zwischen den Be- 
teiligten unmittelbar gepflogen. 


& 14. 
Ist eine Schätzung erforderlich und können sich die Betei- 
ligten über die Person des oder der Schätzer nicht einigen, so 
ernennt die Bezirksverwaltungsbehörde auf Ansuchen einen oder 
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mehrere Sachverständige; in letzterem Falle immer in ungerader 
Zahl. 
b) Auf dem Wege eines gerichtlichen Verfahrens. 
& 15. 

Kommt zwischen den Beteiligten eine gütliche Uebereinkunft 
über die Bestimmung des Ablösungsbetrages nicht zustande, so 
ist das Gericht um Entscheidung anzugehen nach folgendem 
Verfahren. 

8 16. 

Ein Beteiligter gibt zur Einleitung der Verhandlungen die 
Veranlassung durch Erklärung des Verlangens auf Ablösung vor 
Gericht. 

& 17. 

Binnen drei Monaten unerstrecklicher Frist muss sodann 
der Pflichtige 

1) eine kurze Darstellung der abzulösenden Leistung ; 

2) eine Berechnung des Ablösungsbetrages 
vorlegen. 

Dem Pflichtigen kann diese Auflage mit dem Anfügen ge- 
macht werden, dass, wenn ihr nicht rechtzeitig entsprochen wird, 
von Amts wegen die Festsetzung des Ablösungsbetrages erfolgen 
wird; in diesem Falle werden nach vollzogener Schätzung Be- 
richtigungsanträge dazu nicht mehr angenommen. 

8 18. 

Die Eingabe des Pflichtigen ist dem Berechtigten zur Ge- 
generklärung binnen dreimonatlicher Frist und mit demselben 
Rechtsnachteil der Festsetzung des Ablösungsbetrages von Amts 
wegen zuzustellen. 

S 19. 

Ist die Erklärung des Berechtigten auf die Eingabe des 
Pflichtigen eingekommen, so wird das Gericht zur Bestimmung 
des Ablösungsbetrages schreiten. 

8 20. 
Wird eine Schätzung erforderlich, so geschieht die Ernen- 
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nung der Schätzer durch die Beteiligten gemeinschaftlich. Sie 
ernennen nur einen oder melırere, letzteren Falles aber in un- 
gerader Zahl. 

Sind die Beteiligten nicht einig, so ernennt das Gericht drei 
Schätzer. Es setzt zur Abschätzung eine Tagfahrt fest, zu wel- 
cher Schätzer und Beteiligte einzuladen sind. Den Schätzern 
werden die Akten, soweit sie sich auf ihre Aufgabe beziehen, 
mit den Bemerkungen der Beteiligten und einer geeigneten An- 
weisung mitgeteilt. 

Die Schätzer werden jedenfalls beeidigt. 

Sie geben ihr Gutachten mündlich zu Protokoll oder schrift- 
lich zu den Akten. 

Konmt keine absolute Mehrheit für eine gewisse Schätzung 
der Summe heraus, so wird, um diese zu finden, von der höchı- 
sten Schätzung bis auf die nachfolgende geringere zurückgegan- 
gen, bis man zu derjenigen gelangt, in welcher die Mehrzahl der 
Schätzer zusammentrifft und welche nun für die Schätzung der 
Mehrheit gilt. 

8 21. 

Das Gutachten wird den Beteiligten schriftlich eröffnet und 
eine Frist von 6 Wochen zur Abgabe einer schriftlichen Erklä- 
rung darüber anberaumt. Ist eine Vervollständigung des Gut- 
achtens notwendig, so hat das Gericht dafür Sorge zu tragen, 
dass diese binnen weiterer drei Wochen nachgeholt wird, hierauf 
durch Urteil den Ablösungsbetrag festzusetzen und den Bescheid 
den Beteiligten zu eröffnen. 

8 22. 

Ist ein Beteiligter damit nicht zufrieden, ‚so steht ihm die 
Berufung an das Gericht zweiter Instanz offen. Oberappellation 
ist nur zulässig, wenn das Erkenntnis erster Instanz abgeändert 
worden ist. | 

C. Kosten des Ablösungsverfahrens. 
8 23. 
Alle wegen Festsetzung der Ablösungsbeträge stattfindenden 
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amtlichen oder gerichtlichen Verhandlungen — mit Ausnahme 
der Betätigungen der Notariate — sind tax- und sportelfrei. 
S 24. 


Die Kosten der Abschätzung tragen die Beteiligten gemein- 
sam. Wenn auf Berufung eines Teiles eine zweite Schätzung 
vorgenommen werden muss, die Berufung indes für unbegründet 
befunden wird, trägt die Kosten der zweiten Schätzung der be- 
rufende Teil allein. 


Der vorstehend skizzierte Gesetzes-Inhalt kennzeichnet sich, 
wie aus den gleichfolgenden Ausführungen des Näheren zu ent- 
nehmen, als eine Vervollständigung, — soweit Einzelerfahrungen 
zu Gebote standen, auch als eine Neuformierung und wäre gleich- 
zeitig der Schluss der Gesetze über die Ablösung der Erblasten. 

Eine Ordnung dieser Materie im Wege der Gesetzgebung 
ist — wie es scheinen will — schon deswegen nicht zu umgehen, 
weil die Frage, ob irgend Aussicht vorhanden ist, die Ablösung 
des Restes der Erblasten auf gütlichem Wege durch freie Ver- 
einbarung der Beteiligten, ohne dass der eine oder andere Teil 
die Ablösung verlangen kann, mit Erfolg durchzuführen, auf 
Grund der bisherigen Erfahrungen und Beobachtungen entschieden 
verneint werden muss und weil nicht zu verkennen ist, dass die 
Ablösung mancher Verbindlichkeiten, wie z. B. der Erbbaulasten, 
ihre eigenen Schwierigkeiten hat und insbesondere auch nicht so 
einfach ist, wie die Ablösung derjenigen Erblasten, die nicht Erb- 
bauverbindlichkeiten sind, deren Kapitalwert unschwer ermittelt 
werden kann. Es ist deshalb auch erforderlich, für die Ablösung 
der Erb baulasten besondere feste Normen zu geben. 

Zu den einzelnen Paragraphen des Entwurfes wird sich fol- 
gendes begründenderweise ausführen lassen: 

Zu $ 1. 

Darüber, ob die Ablösung geboten oder gestattet werden 
soll, kann man verschiedener Meinung sein. Wenn man 
überzeugt ist, dass es nicht zweckmässig ist, zu gebieten, was, 
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wenn es den Beteiligten wirklich frommt, ohne Zwang zur ÄAus- 
führung kommen wird, so hätte man, wie einst bei der Ablösung 
der Zehnten, von jedem Zwang absehen und die Ablösung 
dem freien Willen der Beteiligten überlassen können. Da aber, 
wie bereits erwähnt, jegliche Initiative nach dieser Richtung bis- 
her sich vermissen lässt, was vielleicht auch darauf zurückzu- 
führen ist, dass die Beteiligten völlig übereinstimmen müssen, 
um ein Ablösungswerk zustande zu bringen, so dürfte der Ver- 
such nahe liegen, die Ablösung zunächst einmal von dem Wollen 
einer der beteiligten Parteien abhängig zu machen. Vorbehalten 
mag dabei aus Gründen des allgemeinen Interesses immerhin 
noch bleiben, ob nicht an Stelle des halben Zwanges ein ganzes 
„Muss“ zu setzen sein dürfte. 
Zus>. 

Um diesem Muss seine wirtschaftlich nachteilige Seite zu 
nehmen, ist vorgesehen, dass wenigstens bei jenem Teile der Erb- 
lasten, welche nicht Erbbauverbindlichkeiten sind, die Ablösung 
nicht allein durch Hingabe von barem Gelde, sondern auch durch 
Abtretung von Grund und Boden vor sich gehen kann. In vielen 
Fällen wird es für die Pflichtigen (wozu vor allem das auf vielen 
(Gemarkungen des Landes begüterte Domänenärar gehört) öko- 
nomisch zusaglicher und auch den Berechtigten angenehm sein, 
wenn die Ablösungssumme statt in Geld in Liegenschaften er- 
mittelt und übermittelt wird. 

Zu S 7. 

Eine der schwierigsten Fragen, welche die ganze Ablösung 
stellt, ist die Festsetzung des Ablösungsfusses. In dem Vor- 
schlage, das 25fache des zu ermittelnden Durchschnitts der Leistung 
als Ablösungssumme zu bieten, ist wohl ein Abkaufsfuss bezeich- 
net, durch welchen die Interessen der Berechtigten, wie jene der 
Pflichtigen in billiger Weise beachtet werden. 

Vielfach herrscht die Meinung, bei Kapitalisierungen allge- 
mein, nicht über das 20fache gehen zu sollen, zu können; allein 
dieser Faktor wird den heutigen Verhältnissen nicht ganz ent- 
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sprechend sein und darum auch nicht zur Anwendung empfohlen 
werden können; man wird vielmehr mit Rücksicht auf den mitt- 
leren Zinsfuss, wie er sich für das Geldgebiet der deutschen 
Oberrheinländer in gewöhnlichen und ruhigen Zeiten ergibt, den 
Zins nicht über 4°), den Zinseszins nicht über die Hälfte davon 
(2°,) und das Kapital darnach nicht unter das 25fache der so 
angezeigten Rente stellen dürfen. 

Was nun die Durchschnittsperioden, welche der Ermittlung 
der Leistung zu Grunde zu legen sind, betrifft, so müssen diese 
Perioden der nächsten Vergangenheit angehören, sie sollen aber 
auch nicht weiter ausgedehnt sein, als nötig ist, um aus ihnen 
einen mittleren Betrag zu erlangen. 

Die Zufälligkeiten des Ertrages vom Weinbau und die Ver- 
änderlichkeit der Preise je nach der Beschaftenheit des Erwachses 
erfordern schon eine längere Ertragsperiode. Desgleichen dürften 
für die Fruchtkompetenzen die vorkommenden Wechselfälle erst 
nach einer längeren Reihe von Jahren sich ausgeglichen haben. 
Endlich wird auch aus denselben Gründen bei den Holzkompe- 
tenzen, nachdem das Holz ın letzten Jahren sehr im Preise 
gestiegen, mittlerweile aber wieder billiger geworden, unter nor- 
malen, ruhigen Verhältnissen und bei der sich ausdehnenden aus- 
ländischen Konkurrenz vielleicht wieder der Wohlfeilheit früherer 
Zeiten sich noch mehr nähern wird, — nur in einer längeren 
Periode der wünschenswerte Ausgleich zu erreichen sein. 

Nur längere in die Vergangenheit zurückreichende Jahres- 
reihen werden Berechtigte offenbar nicht verkürzen, für die Pflich- 
tigen gleichzeitig ein nicht zu sehr belastendes Ergebnis zeitigen. 

Zu 88 8. 9. 

Die Hauptschwierigkeit bei der Ablösung bietet indes die 
Feststellung des Wertes derjenigen Erblasten, welche Erbbau-- 
verbindlichkeiten darstellen. 

Diese Lasten sind an sich von mannigfaltigstem Umfang; 
sie sind ferner, selbst bei gleichem Umfang der Verbindlichkeit 
von der mannigfaltigsten Grösse, je nach den Bedürfnissen, für 
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deren Befriedigung gesorgt werden muss, und je nach den ört- 
lichen Verhältnissen, unter welchen dies zu geschehen hat. Selbst 
der mehr oder minder gute Zustand der vorhandenen Gebäude 
äussert auf die Grösse der Last einen bedeutenden Einfluss und 
man wird z. B. die Baulast einer Kirche weit geringer anschlagen, 
wenn das vorhandene Kirchengebäude neu, solid und seinem 
Zweck entsprechend, als wenn es alt, baufällig und seinem Zweck 
entsprechend ist oder als wenn es alt, baufällig und seinem 
Zwecke nicht genügend befunden wird. Es muss also bei Be- 
rechnung der Ablösungsbeträge für die Baulasten eine Methode 
gewällt werden, die von dem Grundsatz ausgeht, dass bei Ver- 
anschlagung einer einzelnen Baulast vor allem auf die die Grösse 
derselben im gegebenen Falle bestimmenden Verhältnisse Rück- 
sicht genommen wird. 

Die auf dieser Grundlage beruhende Methode ist es, die in 
den $S$ 8 und 9 in Vorschlag gebracht ist, und die auch seiner- 
zeit bei Ermittlung der Ablösungskapitalien der Zehntbaulasten 
Anwendung gefunden und sich bewährt hat. 

Zunächst entsteht die Frage, ob man den gleichen Zinsfuss, 
wie bei Ablösung der Zehntbaulasten, oder einen andern und 
welchen zu Grunde legen soll. 

Man wird sich aus oben schon erwähnten Erwägungen her- 
aus entscheiden müssen, nicht denselben Zinsfuss, wie bei der 
eben erwähnten Ablösung (5°%,) zu wählen, sondern einen Zins- 
fuss in Anwendung zu bringen, der etwas höhere Ablösungskapi- 
talien ergibt, als seinerzeit bei Ablösung der Zehntbaulasten. 
Das vorgeschlagene Verfahren wird umsomehr am Platze sein, 
weil man in den nun vorliegenden Fällen die seither Berechtig- 
ten wird günstiger behandeln sollen, als seinerzeit die Zehnt- 
baulastenberechtigten, insofern dadurch der Einwand dage- 
gen, wie er früher oft und teilweise heute noch gehört wird, zu 
beseitigen gelingt, dass die Ablösungskapitalien für die Zehnt- 
baulasten zu nieder bemessen worden sein sollen. Dieser Ein- 
wand findet seine natürliche Stütze in dem Umstand, dass bei 
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Abschätzung der Baulasten auf Unglücksfälle und namentlich 
auf Wirkungen höherer Gewalten keine Rücksicht genommen ist, 
wohl auch keine Rücksicht genommen werden kann, dass ferner 
die Rechnung mit Zins und Zinseszins in der Theorie wohl 
ganz richtig ist, während die Sache in Wirklichkeit oft ganz 
anders sich gestaltet und es so vorkommen kann, dass trotz aller 
Korrektheit die für die Ablösung der Baulast gereichten Mittel 
zu deren Erfüllung in späteren Zeitläufen nicht hinreichen wer- 
den. Diese Einwendungen werden bei Wahl eines anderen, als 
des früheren, höhere Ablösungsbeträge zur Folge habenden Zins- 
fusses von ihrer Bedeutung wesentlich verlieren, da auch die 
Fälle sich einstellen dürften, dass die Ablösungsbeträge da und 
dort später zu höheren Zinsen angelegt werden können, als der 
Berechnung seinerzeit zu Grunde gelegt worden waren. 

Das Berechnungsverfahren selbst wird im einzelnen nun fol- 
gendes sein: | 

Umsichtige mit sachgemässer Instruktion versehene Bauver- 
ständige haben die Momente zur Bestimmung der Baulasten an 
Ort und Stelle zu erheben und wenige Sätze nur sind es, nach 
denen aus diesen Momenten der Lastenanschlag zu bilden ist. 


I. Berechnung des Kapitalanschlags der Verbind- 
lichkeiten zur Unterhaltung. 


1. Wenn der jährliche Unterhaltungsaufwand für das jetzige 
Gebäude dem für das künftige gleich ist, so besteht der Kapital- 
anschlag der Last im 25fachen dieses Aufwandes ($ 8 Satz 2) 
d. h. in einer Summe, welche bei 4°, Verzinsung eine dem jähr- 
lichen Unterhaltungsaufwande gleichkommende jährliche Rente 
abwirft. 

Ist z. B. der jährliche Unterhaltungsaufwand für das gegen- 
wärtige Gebäude auf 90 Mk. und der für das künftige Gebäude 
ebenfalls auf 90 Mk. abgeschätzt, so ist ein Kapital erforderlich, 
welches bei 4°, Zins die jährliche Rente von 90 Mk. abwirft. 
Der Kapitalanschlag der Last ist daher 25 x 90 Mk. = 2250 Mk. 
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(Bei der Zehntbaulastenablösung wurden 5°, statt 4°, berechnet ; 
der Ablösungsbetrag käme unter diesem Zinsfuss auf 1800 Mk. 
Höhe, also um 450 Mk. geringer zu stehen. Das gleiche ist der 
Fall bei allen nachfolgenden Beispielen.) 

2. Wenn der jährliche Unterhaltungsaufwand für das jetzige 
(sebäude höher abgeschätzt ist, als für das künftige, so besteht 
der Kapitalanschlag der Last ($ 8 Satz 3): 

a) im 25fachen der für das künftige Gebäude geschätzten jähr- 
lichen Unterhaltungskosten und 

b) in dem mit Rücksicht auf Zins und Zinseszins zu 2°, be- 
rechneten jetzigen Wert des bis zum Eintritt des Neubaues 

(d. h. für die geschätzte Dauer des jetzt vorhandenen Ge- 

bäudes) weiter erforderlichen jährlichen Unterhaltungsbau- 

aufwands: mit anderen Worten: 

in einem Kapital, das, zu 4°, verzinst, eine dem jährlichen (klei- 
neren) Unterhaltungsaufwand für das künftige Gebäude gleich- 
kommende jährliche Rente abwirft und in einem weiteren Kapital, 
gleich dem bei Unterstellung von 2°, Zins und Zinseszins sich be- 
rechnenden jetzigen Wert einer für die Dauer des jetzigen Ge- 
häudes jährlich fälligen Rente, welche dem in jedem Jahre weiter 
erforderlichen Aufwande für das jetzige Gebäude gleichkommt 
bezw. die Mittel zu dessen Bestreitung gewährt. Ä 

Ist z. B. der jährliche Unterhaltungsaufwand für das vor- 
handene Gebäude auf durchschnittliche 94 Mk. 65 Pf., der für 
das künftige Gebäude zu 77 Mk. 30 Pfg. und die Dauer des vor- 
handenen Gebäudes zu 30 Jahren abgeschätzt, so ist ein Kapı- 
tal erforderlich, welches zu 4°, die Jährliche Rente von 77 Mk. 30 Pf. 
gewährt; ferner ein Kapital für die auf die Dauer des gegen- 
wärtigen Gebäudes jährlich weiter erforderliche Rente von 
94 Mk. 65 Pf. — 77 Mk. 30 Pf. = 17 Mk. 35 Pf., also Kapital- 
anschlag zur Unterhaltung des künftigen Gebäudes 
25 x 77,30 = 1932 Mk. 50 Pf. 
Die Unterhaltung des jetzigen Gebäudes er- 
fordert aber — wie erwähnt — 17 Mk. 34 Pf. 
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mehr und man hat somit obiges Kapital um 
ein anderes zu vermehren, dessen gegenwärti- 
ger Wert einer 30 Jahre lang zu beziehenden 
weiteren Rente von 17 Mk. 35 Pf. bei 2°, Zin- 
sen gleich ist. Man findet dafür 

17,35 (1,02° — 1) _ 


0.02 x 109% = 387 Mk. 50 Pf. 

zusammen 2320 Mk. — Pf. 

3. Wenn der jährliche Unterhaltungsaufwand für das vor- 

handene Gebäude niederer abgeschätzt ist als für das künftige, 
so besteht der Kapitalanschlag der Last nach 8 8 Satz 4 

a) im 25fachen der für das jetzt vorhandene Gebäude geschätz- 
ten jährlichen Unterhaltungskosten ; 

b) in dem mit Rücksicht auf Zins und Zinseszins zu 2% 
berechneten jetzigen Wert der zur Zeit des Neubaues (also 
nach Abgang des jetzt vorhandenen Gebäudes) fälligen 
Summe, um welche das 25fache der jährlichen Unterhal- 
tungskosten des künftigen Gebäudes das 25fache der jähr- 
lichen Unterhaltungskosten des jetzt vorhandenen Gebäudes 
übersteigt, d. h. in einem Kapital, welches zu 4°, Zins eine 
dem jährlichen Unterhaltungsaufwande für das jetzige Ge- 
bäude gleichkommende Rente abwirft und somit die Mittel 
zur Bestreitung des ganzen Unterhaltungsaufwandes für 
das jetzige Gebäude und des diesem gleichen Teils an dem 
jährlichen Unterhaltungsaufwand des künftigen Gebäudes 
gewährt und dazu einem weiteren Kapital, welches bei 
Unterstellung von 2°/, Zins und Zinseszins bis zum Abgang 
des jetzigen Gebäudes zu einer solchen Summe anwächst, 
dass sie alsdann in Verbindung mit ersterem Kapital das 
zur Deckung des künftigen Unterhaltungsaufwands erfor- 
derliche grössere Kapital (das 25fache der künftigen jähr- 
lichen Unterhaltungskosten) bildet, bezw. dass es alsdann, 
zu 4°/, verzinst, eine jährliche Rente abwirft, welche dem 
noch nicht gedeckten Teile des künftigen Unterhaltungs- 
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aufwandes (dem Unterschied zwischen dem jetzigen und künf- 

tigen Unterhaltungsaufwand) gleichkommt. 

Ist z. B. der jährliche Unterhaltungsaufwand des jetzigen 
(sebäudes zu 60 Mk. 30 Pf. durchschnittlich, der jährliche Unter- 
haltungsaufwand für das künftige Gebäude zu 81 Mk. 25 Pf., die 
Dauer des jetzigen Gebäudes zu 35 Jahren geschätzt, so ist ein 
Kapital erforderlich, welches zu 4°/. Zinsen eine jährliche Rente 
von 60 Mk. 30 Pf. abwirft. Für das künftige Gebäude ist aber 
ein grösserer jährlicher Aufwand von 81 Mk. 25 Pf. und daher 
nach Abgang des jetzigen Gebäudes statt des Kapitals 25 X 60 Mk. 
30 Pf. ein solches von 25 x 81 Mk. 25 Pf. erforderlich und es 
muss daher der jetzige Wert des alsdann erforderlichen weiteren 
Kapitalbetrages noch beigeschlagen werden, oder, was dasselbe 
ist, es muss für den nach Abgang des jetzigen Gebäudes erfor- 
derlichen jährlichen Mehraufwand das 4°,ige Kapital ermittelt 
und dessen jetziger Wert gesucht und zugezählt werden. Der 
Kapitalanschlag der Unterhaltungskosten des jetzigen Gebäudes 


beträgt 25 x 60 Mk. 30 Pf. = 1507 Mk. 50 Pt. 
Nach 35 Jahren ist aber ein Kapital erfor- 

derlich von 25 x 81 Mk. 25 Pf. — 2031 Mk. 25 Pf. 
Der letztere ist also um 523 Mk. 75 Pf. 


grösser als das erstere Kapital. 


Der bare Wert von 523 Mk. 75 Pf. bei 2°). 
Zins und Zinseszins für 35 Jahre ıst aber 


523,75 

1098 = 262 Mk. 20 Pf. 
Hierzu schlagen sich obige 1507 Mk. 50 Pf. 
Ergibt ein Ablösungskapital von 1769 Mk. 70 Pf. 


II. Berechnung des Kapiıtalanschlags der Neubau- 
kosten. 


1. Wenn die Dauer des jetzigen und des künftigen Gebäudes 
gleich lang ist (S 9 Satz 2), so ist der Kapitalanschlag der Bau- 
last das 25fache des Betrages, welcher — während der für die 


— ii, il er 
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Gebiudedauer abgeschätzten Jahresreihe jährlich fortgereicht — 
mit Zins und Zinseszins zu 2°/, zur Bausumme anwächst (Be- 
trag für den Wiederaufbau), oder mit andern Worten, es muss 
ein Kapital gesucht werden, dessen jährliche 4°/,ige Rente 
(Wiederaufbaubetrag) mit 2°/, Zins und Zinseszins je in der ab- 
geschätzten Dauer zu der für den Neubau erforderlichen Summe 
anwächst, durch welches Kapital somit für jeden künftigen, je 
nach Umlauf der abgeschätzten Dauer erforderlichen Neubau die 
Mittel gewährt werden. 

Ist z. B. der Aufwand für den Neubau zu 14600 Mk. und 


die Dauer des Gebäudes — für das jetzige, wie für das künftige 
Bauwesen — auf 100 Jahre geschätzt, so findet man für den 
Wiederaufbaubetrag (r) aus der Gleichung 
1,0219 — 1 
. _. 14600 x 0,02 __ 
=, WW _T 41,22 


Der Kapitalanschlag der Baulast beträgt daher 
47,22 x 25 = 1180 Mk. 50 Pf. 
2. Wenn die Dauer des künftigen Gebäudes länger bestimmt 
ist, als die des dermalen vorhandenen, so begreift der Kapital- 
anschlag der Last nicht nur 
a) das 25fache des für die Dauer des künftigen Gebäudes be- 
rechneten Wiederaufbaubetrages, sondern auch 

b) eine Summe, die mit Zins zu 4°/, und Zinseszins zu 2%o bis 
zum Zeitpunkt des Neubaues (d. h. bis zum Ablauf der Dauer 
des dermalen vorhandenen Gebäudes) die abgeschätzte Bau- 
summe deckt, soweit der Wiederaufbaubetrag jährlich fort- 
gereicht mit Zins und Zinseszins zu 2°/, hierzu noch unzu- 
länglich wäre ($ 9 Satz 3) oder mit anderen Worten es ist 
a) ein Kapital zu suchen, welches zu 4°/, Zinsen eine jährliche 

Rente von der Grösse liefert, dass diese jährlich fortge- 

reicht zu 2°/, Zins und Zinseszins je nach Umlauf der für 

die Dauer des künftigen Neubaus geschätzten ‚Jahresreihe 
7 * 
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zu einer den Neubaukosten gleichen Summe anwäclıst. 

Dieses Kapital bietet somit von der Zeit des nächsten Neu- 

baues an die Mittel zu allen künftigen Neubauten. 

Da aber die jährliche 4°/.sige Rente des so gefundenen 
Kapitals bis zum Abgang des jetzigen Gebäudes, also wäh- 
rend einer kürzeren ‚Jahresreihe noch nicht zu der Summe 
anwächst, welche der alsdann erforderliche Neubau verlangt, 
so ist ferner 

3) ein weiteres Kapital beizuschlagen, welches zu 4°, Zins und 
2°/, Zinseszins bis zum Abgang des jetzigen Gebäudes zu 
einer solchen Summe anwächst, dass dadurch das Mangelnde 
gedeckt wird. 

Ist z. B. die Dauer des jetzigen Gebäudes auf 30 Jahre, die 
des künftigen auf 110 Jahre, der Aufwand für den Neubau auf 
13030 Mk. abgeschätzt, so ist die Rechnung folgende: 

Für den Wiederaufbaubetrag (r) erhält man aus der Gleichung 

1,02 10 ] 
13020 — r ( a) 


13030 X 0,02 
‘—_ og] 33 Mk. 30 Pf. 
Dieser Betrag liefert in 30 Jahren 
33,30 (1,02% 1) _ 
0,02 = 
Nach 30 Jahren fehlen somit an der auf- 
zuwendenden Bausumme noch: 
13030 — 1350,35 = 11679 Mk 65 Pf. 
Man hat daher eine Summe zu suchen, 
welche bei 4°, Zins und 2°/, Zinseszins in 
30 Jahren 11679 Mk. 65 Pf. liefert. Man 
findet dafür aus der Gleichung 
300102 — 1) _ 
ee 
; 1167965 
m 2 


1350 Mk. 35 Pf. 


11679,62 


4457 Mk. 80 Pf. 
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Dazu gerechnet den Kapitalanschlag des 
Wiederaufbaubetrages mit 33,30 x 25 = 832 Mk. 50 Pf. 
gibt Kapitalanschlag total 5290 Mk. 30 Pf. 

3. Ist die Dauer des künftigen Gebäudes kürzer bestimmt, 
als die des dermalen vorhandenen, so besteht der Kapitalan- 
schlag der Last in einer Summe, die binnen der Jahre, um welche 
letztere Gebäudedauer die erstere übersteigt, mit Zins zu 4°), 
und Zinseszins zu 2°/, zum 2dfachen des Wiederaufbaubetrages 
für das künftige Gebäude anwächst ($ 9 Satz 4). 

Es ist nämlich ein Kapital erforderlich, welches zu 4%, 
Zinsen eine jährliche Rente von der Grösse liefert, dass diese 
jährlich fortgereicht zu 2°/, Zins und Zinseszins je nach Umlauf 
der für die Dauer des künftigen Neubaus geschätzten Jahres- 
reihe zu einer den Neubaukosten gleichen Summe anwächıst 
welches Kapital somit von der Zeit des nächsten Neubhaues an 
die Mittel zu allen künftigen Neubauten gewährt. Um für den 
nächsten Neubau die Bausumme zu gewähren, ist aber das so 
gefundene Kapital erst soviele Jahre vor dem Eintritt des ersten 
Neubaus erforderlich, als die abgeschätzte Dauer für die künftigen 
Gebäude beträgt, indem von da an bis zum Eintritt des Neu- 
baues dessen Zinsen zu der Bausumme anwachsen. Es braucht 
daher jetzt nur ein Kapital gegeben werden, welches bis zu 
diesem Zeitpunkte, oder, was dasselbe ist, binnen den Jahren, 
um welche die jetzige Gebäudedauer die künftige übersteigt, bei 
Unterstellung von 4°, Zins und 2%, Zinseszins zu dem berech- 
neten Kapital anwächst. 

Ist z. B. die Dauer für das künftige Gebäude auf 150 Jahre 
und die für das jetzt vorhandene Gebäude auf 200 Jahre abge- 
schätzt und betragen die Kosten des Neubaues 17955 Mk., so 
ist der Wiederaufbaubetrag: 

17955 X 0,02 359 
1,02 m ji = 18.49 = 19 Mk. 60 Ptg. 
das Kapital also = 19,60 x 25 = 490 Mk. 

Da aber die Dauer des jetzigen Gebäudes um 50 Jahre länger 
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ist, so ist der entsprechende Kapitalanschlag gleich einer Sumnie, 
welche in 50 Jahren mit 4°/, Zins und 2°/, Zinseszinsen zu 490 Mk. 
anwächst. Man findet aus der Gleichung 


x 138 — 114 Mk., was zugleich der Kapitalanschlag der 
Baulast ist; denn diese Summe liefert, wieder in 50 Jahren bei 
4°/, Zins und 2°/, Zinseszins 490 Mk. und der 4°/sige Zins da- 
von oder 19 Mk. 60 Pf. liefert mit Zins und Zinseszins zu 2°/, 
nach je 150 Jahren die Bausumme von 17955 Mk. 

4. Ist ein Gebäude schon zur Zeit der Abschätzung abgängig 
und deshalb ein Neubau sogleich erforderlich, so umfasst das 
Ablösungskapital den ganzen Aufwand für den Neubau und das 
25fache des Wiederaufbaubetrages nach II. 1. 

Zum Schlusse noch einige kurze Erläuterungen zu der Be- 
rechnung der Ablösungskapitalien für die Neubaukosten. 

Um die Entschädigung in Kapital oder aber die Entschä- 
digungsrente zu finden, kommt es wesentlich darauf an, ob die 
Rente, die das Entschädigungskapital jährlich abwirft, 

1. bloss aufgespart, 

2. auf Zinsen wieder ausgeliehen und diese Zinsen dann 
aufgespart, 

3. auf Zinsen ausgeliehen und die jährlich fällig werdenden 
Zinsen jedesmal wieder zum verzinslichen Hauptstocke geschla- 
gen werden. 

Im Falle 1. ist die grösste, im Falle 2. eine kleinere, im 
Falle 3. die kleinste Entschädigungsrente nötig, weil im ersten 
Falle die Anhäufung der Rente allein, im zweiten Falle die An- 
häufung der Rente und einfacher Zinsen hieraus, im dritten 
Falle endlich die Anhäufung der Rente mit Zins und Zinseszins 
die Bausumme zu liefern hat. 

Bei sorgfältiger Verwaltung des Baufonds kann indes nur 
der dritte Fall in Betracht kommen; denn eine sorgfältige Ver- 
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waltung wird ihre Renten pünktlich einziehen und sogleich wie- 
der als Kapital nutzbar machen, d. h. Zinsen und Zinseszinsen 
erwerben. Freilich darf nicht ausser acht gelassen werden, dass 
oft nur kleine Kapitalien und noch kleinere Zinsbeträge ein- 
gehen, die nicht augenblicklich wieder zinstragend untergebracht 
werden können; auch dass die Gelegenheit zur Anlage selbst bei 
grösseren Beträgen manchmal mangeln kann; ferner dass zu- 
weilen Verluste eintreten und endlich dass auch die Verwaltung 
Kosten verursacht. Es darf darum, wenn man von der Rente 
selbst wieder Zins und Zinseszins berechnen will, nur ein ganz 
mässiger Zinsfuss in Berechnung gestellt werden, der in Vor- 
stehendem auf 2°/, normiert worden ist. So künstlich nun auch 
das in den vorstehenden Auseinandersetzungen entwickelte Ver- 
fahren zur Kapitalisierung der Baulasten (für Unterhaltung wie 
für Neubauten) beim ersten Anblick scheinen mag, so einfach 
ist es doch. Selbst die Schwierigkeiten der Einzelberechnungen 
können durch entsprechende Hilfstabellen ganz gehoben werden. 
Nur ein Punkt ist es, der mit grösster Gewissenhaftigkeit und 
Sorgfalt beachtet werden muss, wenn das Ergebnis nach allen 


Seiten ein — nach menschlichem Können — zufriedenstellendes 
sein soll: Es bedarf gewissenhafter und umsichtiger Schätzungen. 
Zus1l. 


Dass bei den Schätzungen zunächst einmal die Bestimmung 
der Gebäude, auf die sich die Last bezieht, nicht darf übersehen 
werden, ist klar. Der Aufwand für den Neubau, sowie nicht 
minder jener für den jährlichen Unterhalt eines Gebäudes ist 
durch dessen Bestimmung wesentlich mitbedingt. 

Aber auch die Frage darf nicht unbeachtet bleiben, ob das 
vorhandene Gebäude seiner Bestimmung genügt oder nicht. Denn 
tritt der letztere Fall ein, so wird ein Neubau nicht selten früher 
nötig, als er sonst nach dem baulichen Zustand des Hauses nötig 
geworden wäre. Gerade bei Kirchengebäuden findet diese Be- 
merkung ab und zu Anwendung. Die Zunahme der Bevölkerung 
macht da und dort das vorhandene Bauwesen unzulänglich; es 
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ist zu klein geworden im Verhältnis zur dermaligen Seelenzahl 
der Kirchengemeinde; es muss in absehbarer Zeit durch ein ge- 
räumigeres ersetzt werden. 

Bei Bemessung der Kosten dieses Neubaus nun, und bei 
Bemessung des künftigen Unterhaltungsaufwandes für denselben 
müssen die Schätzer den Stand der Bevölkerung zur Zeit der 
Abschätzung im Auge haben; andererseits müssen sie sich doch 
auch hüten, Hypothesen über künftige Bevölkerungszunahme Rech- 
nung zu tragen. Wer kann wissen, ob diese überhaupt eintreten 
wird? Aber selbst wenn sie mit Sicherheit vorauszusehen wäre, 
so könnte ein Pflichtiger billigerweise nicht angehalten werden 
für künftigen Lastenzuwachs jetzt schon Vergütung zu leisten. 

Nicht künftige Verhältnisse also, sondern nur die zur Zeit 
der Abschätzung bestehenden dürfen beachtet werden, wenn von 
der Frage die Rede ist, ob das vorhandene Bauwesen seiner Be- 
stimmung genüge oder nicht. Dass sich ferner die Schätzungen 
überall nach der in der Gegend üblichen und angemessenen Weise 
zu bauen, dass sie sich nach örtlichen Preisen von Materialien 
und der Arbeit richten, und dass die Endurteile über die Kosten 
eines Neubaus, über den Unterhaltungsaufwand, über die Ge- 
häudedauer nach diesen Richtpunkten mehr oder weniger be- 
stimmt werden müssen, wird schwerlich bezweifelt werden. 

Zuletzt aber ist es der Umfang der Baulast, auf welchen 
die Schätzungen die sorgfältigste Rücksicht zu nehmen haben. 
Die Kosten für Unterhaltung oder Neubau können natürlich nur 
soweit in Betracht kommen, als sie der Pflichtige wirklich zu 
tragen gehabt hätte; von einem Teile des Gebäudes nur, wenn 
er bloss für einen Teil baupflichtig gewesen, ohne Berechnung 
von Hand- und Fuhrarbeiten, von dieser oder jener Gattung des 
Materialaufwandes, soweit er Hand- und Fuhrleistungen, diese 
oder jene Gattung des Materials bei seinen Bauleistungen unent- 
geltlich anzusprechen hatte. 

Selbst die Brandversicherungsbeiträge dürfen bei Bemessung 
des dem Pflichtigen zur Last fallenden Reparaturaufwandes nicht 
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übersehen werden, sofern es ihm obgelegen, für das Gebäude, 
auf das sich die Last bezieht, die Brandversicherungsbeiträge zu 
entrichten. 

Zu $ 12. 

Dass ein Pflichtiger nicht in erster Ordnung, sondern nur 
hilfsweise bei Unzulänglichkeit der Mittel des zunächst Verpflich- 
teten eintreten muss, ist ein Fall, der nicht selten vorkommt; 
für dessen Behandlung muss gleichmässig Vorsorge getroffen sein. 
Die Staatsverwaltungsbehörde, welche hierbei zu entscheiden hatte, 
war bei Ablösung der Zehntlasten ursprünglich die (höhere) Kreis- 
regierung; erst später (1850) trat an deren Stelle die untere 
Verwaltungsbehörde. 

Es wird Sache des Vollzuges sein, hierher noch zu bestin- 
men, welche Behörde bei den in Frage stehenden Ablösungen 
zur Entscheidung zu berufen ist. 

Zu 88 13. 14. 

Es erscheint zweckmässig und wird auch in Wirklichkeit 
sich so gestalten, dass Pflichtige und Berechtigte zunächst direkt 
mit einander in Verhandlungen treten und nicht in Kontliktfällen 
an die Weisungen der Behörden gebunden werden. Die Auf- 
nahme öffentlicher Urkunden über die Ablösungsakte, wie solche 
für die Zehnt- und Zehntlastenablösungen vorgeschrieben waren, 
erscheint für diese Ablösungen nicht notwendig und kann, als 
die Abwickelung der Ablösungsgeschäfte oft verzögernd, dann 
immer unterbleiben, wenn nicht sämtliche Beteiligten die Aus- 
fertigung einer öffentlichen Ablösungsurkunde verlangen, für wel- 
chen Fall in $ 6 das geeignete vorgesehen ist. 

Zu $8$ 15-21. 

Bei Abwandlung des gerichtlichen Verfahrens ist des schieds- 
richterlichen Verfahrens keine Erwähnung getan, weil erfahrungs- 
gemäss dieses Verfahren nicht zu befriedigenden Zielen führt und 
dann auch nur selten Anwendung findet. 

Zu 8 22. 
Hierher erübrigt noch der Hinweis auf die Art. 3, 115 und 
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133 des Einführungsgesetzes zum bürgerlichen Gesetzbuch vom 
18. August 1896. 

Endlich wird auch im gerichtlichen Verfahren die Aufnahme 
einer öffentlichen Ablösungsurkunde nur dann erfolgen sollen, 
wenn sämtliche Beteiligte (vgl. $ 6) dies wünschen, da das rich- 
terliche Erkenntnis die Stelle des Ablösungsvertrages vertreten 
kann und die Aufnahme öffentlicher Ablösungsurkunden beim 
Zehntablösungsverfahren sehr häufig dadurch unmöglich gemacht 
wurde, dass einzelne Beteiligte sich beharrlich weigerten, dabei 
ıinitzuwirken. 


107 


II. Literaturübersicht'. 


Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines. 


1. Blasel, D. Uebertritt d. Langobarden z. Christent. b. z. Ok- 
kupation Italiens. A. f.k. KR. 83, 577. 

2. Hauck*, Kirchengeschichte Deutschlands. Th.4. Die Hohen- 
stauferzeit. 2. Hälfte. Leipz. 03. Hinrichs. 

Wir freuen uns, den Lesern dieser Zeitschr. mittheilen zu können, 
dass der IV. Theil des monumentalen Unternehmens durch den jetzt 
erschienenen zweiten Halbband zu Ende geführt‘ ist. Er reicht bis zum 
Pontifikate Innocenz’ IV. und dem Tode Friedrichs II. Es füllt nicht 
in den Bereich dieser Zeitschr., die allgemeinen Vorzüge des Buches 
hervorzuheben, zu betonen, mit welcher feinen psychologischen Kunst 
die Persönlichkeiten eines Heinrich VI., Friedrichs IJ., Honorius III., 
Innocenz IIl., Gregors IX., Innocenz IV. geschildert sind. Wir wüssten 
der Darstellung Hauck’s nichts Aehnliches in der deutschen geschicht- 
lichen Literatur an die Seite zu setzen. Die Lektüre seines Buches 
gewährt nicht nur stete Belehrung, sondern auch unvergleichlichen Ge- 
nuss. Nur hervorheben wollen wir, dass auch der Kanonist aus dem 
schönen Buche mannigfache Anregung empfangen wird, sei es für die 
Frage der Bischofswahlen, wo Innocenz’ III. umgestaltender Einfluss 
richtig gewürdigt wird, sei es für die der Inquisition, deren Entfal- 
tung in die hier behandelte Periode fällt. E. F. 

3. Fueter*, Religion u. Kirche in England im XV. Jahrh. J. 
C. B. Mohr. Tübing. u. Leipzig 04. Mk. 2. 

Die kleine Schrift hat keine direkten Beziehungen zum Kirchenrecht. 
Aber sie zeigt uns, welche Gestaltung das kirchliche Leben angenommen 


ı Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugeguangen. 
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hatte, indem Bischöfe und Pfarrer, Klöster und Ketzer — unter den 
letzteren namentlich Peacock — beleuchtet werden. Das Endergebnis 


ist ein für die Kirche nicht gerade ungünstiges. Zwar der Episkopat 
hat sich seinen kirchlichen Aufraben ganz entfremdet, die durch den 
niedern Klerus geübte Seelsorge ist mangelhaft, die Benediktinerklöster 
haben sich auf sich selbst zurückgezogen. Aber die Bettelorden üben 
doch noch grossen Einfluss aus, und von dem in so vielen kontinen- 
talen Ländern herrschenden Zwiespalt zwischen Klerus und Laien ist 
kaum die Rede, wie denn die Kirchlichkeit auch durch das Lollarden- 
thum gar nicht erschüttert worden ist. Interessant ist in der anhangs- 
weise abzedruckten Predigt a. d. .J. 1483, wie deren Autor für nötig 
hält, zu Gunsten der Theologie eine Lanze gegen die Kanonisten ein- 
zuleren. 

Die Schrift beruht lediglich auf englischen Materialien. Die deut- 
sche Literatur ist abgesehen von Lechler gar nicht herangezogen wor- 
den, obgleich der Verf. doch auch bei Makower manches für ihn Brauch- 
bare gefunden haben würde. E. Fr. 

4. Crohns*, Die Summa theologica des Antonio von Florenz 
u. die Schätzung des Weibes in d. Hexenhammer. Helsingfors 03. 
(Acta Societatis Scientiar. Fenicar. T. 32. no. 4). Alex. Duncker. 
Berlin. 

Die kleine gelehrte Abhandlung will das Problem lösen, warum 
so viel mehr Frauen als Männer der Hexerei beschuldigt worden seien 
und speziell der Hexenhammer die Frauen in hervorragender Weise 
als dem Verbrechen der Hexerei ausgesetzt bezeichne. Der Verf. weist 
nach, dass die Autoren jenes furchtbaren Buches wesentlich unter dem 
Einfluss ihres Ordensgenossen Antonio v. Florenz gestanden haben, 
und dass die in extenso beleuchteten Aeusserungen dieses Stellen aus 
dem verloren gegangenen Werke des Dominikaners Johannes Dominici 
reproduzieren. Wir halten diese Genealogie der asketischen Anschau- 
ungen des Hexenhammers über das weibliche Geschlecht für zutretf- 
fend. Dennoch scheint uns das ganze Problem noch nicht völlig ge- 
löst zu sein. Noch wäre die Frage aufzuwerfen, ob nicht die Frauen 
auch im Altertum, in der Germanen- sowie in der Frankenzeit weit 
mehr als die Männer mit übernatürlichen Gaben ausgerüstet angesehen 
worden sind, und ob demnach nicht bei den Hexenverfolgungen die 
durch das Christentum noch nicht ausgerotteten Anschauungen des 
Volkes wenigstens eine eben so grosse Rolle gespielt haben wie die 
Niederschläge mönchischer Asketik. Sonst wäre es kaum zu erklären, 
dass diese spezifisch mönchisch-asketischen Lehren beim Volke einen 
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so bereiten Boden gefunden haben. E. Fr. 

5. B. W. Carlyle*, C.J. E. and A. J. Carlyle, AA, A 
history of mediaeval political theory in the west. Vol. 1. A. J. Car- 
lyle, The second century to the ninth. Edinb. and Lond. William 
Blackwood and Sons 03. 15 sh. 

Wir möchten auch das deutsche gelehrte Publikum und speziell 
die Kanonisten auf die gelehrte Arbeit aufmerksam machen. Sie stellt 
die Entwickelung der Rechts- und Staatstheorie während des Mittel- 
alters dar. Der Verf. — denn die beiden Autoren haben sich in den 
Stoff geteilt — gibt zuerst als Grundlage einen Abriss der Theo- 
rien von Cicero und Seneca. Dann folgt die Darstellung der Theo- 
rien der römischen Juristen bis auf Justinians Institutionen inklusive. 
Während der III. Teil sich mit den Auffassungen des neuen Testa- 
ments und der Kirchenväter beschäftigt, wobei auch die Theorien über 
das Verhältnis von Kirche und Staat gewürdigt werden, führt der IV. 
Teil die Entwickelung bis zum IX. Jahrhundert fort. Die Darstel- 
lung, bei der übrigens die Nichtberücksichtigung des für die mittel- 
alterliche Theorie so bedeutungsvollen Aristoteles frappiert, ist etwas 
breit, aber streng quellenmässig. Als einen Mangel indessen möchten 
wir bezeichnen, dass die bisherige Literatur über die Frage gar nicht 
berücksichtigt wird. Und doch ist sie schon vielfach, wenn auch nicht 
in dem Umfange und Zusammenhange und namentlich in Deutschland 
behandelt worden. Freilich ist das eine Eigentümlichkeit, welche die 
englische Wissenschaft charakterisiert und die sie übrigens mit der 
französischen gemein hat. E. Fr. 

6. Nuntiaturberichte* aus Deutschland 1572—1585 nebst 
ergänzenden Aktenstücken. Bd. 4. Die süddeutsche Nuntiatur des 
Grafen Bartholomäus von Portia. (Zweites Jahr 1574—75.) Im Auf- 
trage des K. preuss. Histor. Instituts in Rom bearbeitet von Karl 
Schellhass. Berlin 03. A. Balk. Mk. 25. 

Es sind Umstände äusserer Art gewesen, welche die aussergewöhn- 
liche Verzögerung dieses Bandes bewirkt haben. Dafür erhalten wir 
die Verheissung, dass der III. Band bald nachfolgen soll. Von Süd- 
deutschland aus ist die Gegenreformation vorgenommen worden, und 
die Bedeutung Bayerns, namentlich des Herzogs Albrecht dabei, prägt 
sich in allen Aktenstücken dieses Bandes aus. Den Hauptbestandteil 
dieses bildet die Jesuitenangelegenheit in Augsburg, d. h. das Streben 
dieses Ordens in der Reichsstadt ein Collegium zu begründen, welches an 
dem Widerstande des Domkapitels scheiterte. Dieser Vorgang legt deut- 
liches Zeugnis dafür ab, welche Opposition das Auftreten der Jesuiten 
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in Deutschland auch bei dem Klerus hervorgerufen hat, und wie un- 
sicher Rom in dieser Zeit der deutschen katholischen Kirche geren- 
über stand. Erklärten doch Augsburger Domherren ganz offen, sie 
könnten auch ohne Papst fertig werden. Im übrigen gelangen in 
diesem Bande keine Angelegenheiten grösserer Bedeutung zur Erörte- 
rung. Die Lösung der Halberstädter Frage wird erst der nächste 
Band bringen. Die Bemühungen, den Kurfürsten August v. Sachsen 
zur Konversion zu bringen, die an dessen Verfahren gegen die „Krypto- 
kalvinisten* sich nährten, hatten gar keinen Erfolg. Die Reform im 
Erzbistum Salzburg stockte, die Vorschläge zur Hebung des Kloster- 
wesens waren bedeutungslos u. s. w. Ueber den Inhalt des vorliegen- 
den Bandes informiert die 112 Seiten einnehmende zusammenhängende 
Darstellung der „Einführung“. Er folgen dann 112 Nummern Akten- 
stücke. Ausführliche Register bilden den Schluss. E. Fr. 

7. Schröder, Zur Brandenburg. Kirchenpolitik am Niederrhein. 
Hıst. Jahrb. 24, 493. 

8. Consalvi e Pacca, Corrispondenza inedita dei cardinali 
Consalvi e Pacca nel tempo del congresso di Vienna (1814—1815) rica- 
vata dall’ archivio secreto vaticano, corredata di sommari e note, prece- 
duta da uno studio storico sugli stati d’Europa nel tempo dell’ im- 
pero napoleonico e sul nuovo assestamento europeo e da un nuovo 
diario del mese. Di San Marzano a cura del p. Mario Rinieri. (To- 
rino 03.) 

9. Struck, Kard. v. Geissel u. d. kathol. Beweg. 1848/49. 
Preuss. Jahrb. 111, 98. 

10. Friedrich, Röm. Briefe üb. d. Konzil. Rev. internat. de 
theol. 11. Nr. 44. 

11. Die Bistümerfrage in Böhmen. A. f. k. KR. 83, 740. 

12. Albertini, L/oeuvre de Francisco de Victoria et la doc- 
trine canonique du droit de la guerre. These Par. 03. 

Jahrbuch* der Entscheidungen auf dem Gebiete des Zivil-, Han- 
dels- und Prozessrechts unter Mitwirkung von Meves u. Gutmann von 
Warneyer. 2. Jahrg. umfassend die Literatur und Rechtsprechung 
d. J. 1903 zu BGB. EG. FGG. ZVG. GBO., der Jahre 1900—1903 
HGB,., VO. PPO. RO,., Anf.G. Leipz. 04. Rossberg. Mk. 10. Subskr.- 
Pr. Mk. 9. 

Wir freuen uns, den Fortgang dieses nützlichen Unternehmens an- 
zeigen zu können. Es registriert die zu den einzelnen Gesetzesbestin- 
mungen ergangenen Erkenntnisse mit präziser wenn auch kurzer In- 
haltsangabe, und bietet so der Praxis, nicht minder aber auch der 
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Theorie ein bequemes Hilfsmittel, zumal auch die Literatur verzeichnet 
wird. Für die Leser dieser Zeitschr. kommen wesentlich die Ab- 
schnitte über die Ehe in Betracht. Hier hätten wir allerdings noch 
grössere Vollständigkeit der Literatur gewünscht, namentlich auch eine 
stärkere Berücksichtigung der Dissertationen, die zahllos oft einzelne 
Institute des BGB. behandeln, und über welche der Her. aus den 
Fock’schen Verzeichnis sich leicht hätte orientieren können. Einzelne 
Versehen sind zu verbessern. So beschäftigt sich z. B. die S. 121 an- 
geführte Schrift von Ölshausen nicht mit Aufhebung der ehelichen 
Güterzemeinschaft, sondern der ehelichen Gemeinschaft. Sie ist frei- 
lich auch zu dem einschlagenden $ 1575 angeführt worden. E. Fr. 


II. Lehr- und Handbücher. 


1. Gross, Lehrb. d. kath. KR. m. bes. Berücksichtigung d. par- 
tikul. Gestaltung desselben in Oesterreich. Wien 03. 

2. Freisen*, Staats- u. kirchenrechtl. Stellung der Katholiken 
im Fürstent. Lippe. Paderb. 03 im Vorlesungsverzeichnis der bischöfl. 
philos.-theol. Fakultät zu Paderborn für d. Winter-Sem. 1903/4. 

Die Diözese Paderborn erstreckt sich auf preussisches, lippisches, 
waldeckisches, anhaltisches, gothaisches und das (rebiet der beiden 
Schwarzburge. Dadurch wird eine grosse Mannigfaltigkeit der staats- 
kirchenrechtlichen Normen gegeben, die teils in den Gesetzen der 
betr. Staaten, teils in vertragsmässigen Abkommen der Diözesanbehörde 
mit den einzelnen Regierungen zu finden sind. Die Mannigfaltiekeit 
der Rechtsnormen wird aber noch durch den Umstand erhöht, dass 
die durch die Bulle De salute animarum zu der Diözese Paderborn 
zusammengeschlagenen Gebiete schon vorher einen sehr verschiedenen 
Rechtsstand für Kirchenbaulast, Patronat u. s. w. besassen. So ist es 
denn erfreulich, wenn der bewährte Verf. über diese verwickelten Ver- 
hältnisse Klarheit schaffen will und ein Werk geschrieben hat, dessen 
I. Teil schon druckfertig vorliegt und zunächst das staatskirchen- 
rechtliche Partikularrecht der Diözese Paderborn mit Ausnahme des 
Preussischen darstellen wird. Die vorliegende Abhandlung über Lippe 
ist ein Ausschnitt des grossen Werkes. Sie giebt im ersten Theil eine 
geschichtliche Darstellung, die bei aller Betonung des katholischen 
Standpunktes sich doch durch ihre ruhige und objektive Haltung aus- 
zeichnet. Der zweite Teil druckt die einschlagenden Normen im 
Wortlaut ab. Wir können uns nur freuen, dass die oben charakteri- 


112 Literaturübersicht. 


sierte Aufgabe zur Lösung kommen wird und noch mehr, dass sie in 
so sachverständigen Händen liegt, wie es die des Verf. sind. E. Fr. 

3. Schmidt-Phiseldeck, Das evangelische Kirchenrecht des 
Herzogt. Braunschweig. 2. Aufl., nach des Verf. Tode besorgt von 
C. v. Schmidt-Phiseldeck. Wolfenbüttel 03. 

4. Füsslein, Amtshandb. f. Geistl. u. Lehrer d. Herzogt. S.- 
Meiningen. Hildburgh. 033, 

4. Calisse, Dir. eccles. nuova ediz. corretta ed ampliata. Fi- 
renze 03. 

6. Olmo, Il dir. eccles. vigente in Italia. Milano 03°. 

7. Calandruccio, Vade-mecum del parroco ital. Napoli 032. 

8. Ulpiano, Apuntes do derecho can. adoptados al programa 
do D. Didio Gonzäles Ibarra.. I—III. Valladolid 02. 

9. Gomez de Campillo, Apuntes para el l’estudio de las 
instituciones juridicas de la Iglesia de Espafia desdo el siglo VIII al 
XI. Rev. de archiv. 1903, 9, 157. 

10. Lacy, A handbook of church law. Lond. 03. 


II. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


l. Bernasconi, Gregorius P. XVI Acta Gregorii P. XVI. 
scil. constitutiones, bullae, literae ap. epistolae auspice Card. Vincent. 


Vanutelli recensita. III, 1. Rom. 02. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


1. Didache (The): or, The Teaching of the Twelve Apostles, 
Translated, with Notes, by G. C. Allen. Lond. 03. 

2. Schermann, Eine Elfapostelmoral oder die X-Rezension 
der „beiden Wege“. Münch. 03. 

3. Achelis u. Flemming, D. syrische Didaskalia. Uebers. 
u. erklärt. Leipz. 03. Texte u. Unters. z. Gesch. d. altchristl. Lit. 
N. F. X, 2. 

4. Kneller, Z. II. allgem. Konzil v. J. 381. Z. f.k. Th. 27, 789. 

5. Friedrich, Zur Kritik meiner Abhandlung „die Unechtheit 
der canones v. Sardica“. Internat. theol. Ztschr. 13, 427. 

6. Fournier, Etudes sur les penitentiels. IV. Le livre VI. du 
penit. d’Halitgar. R. d’Hist. et de Litterat. relig. 8, 528. 

7. Roman, Summe d’Huguccio sur le decret de Gratien d’apres 
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le nısept. 3891 de la Bibl. nat. Causa XXVII. qu. 2. (’Uheories sur 
la formation du mariage). N. R. hist. 27, 745. 

8. Dietterle, Die Summae confessorum (sive de casibus con- 
scientiae) — von ihren Anfängen an bis zu Silvester Prierias (unter 
bes. Berücksichtigung ihrer Bestimmungen über den Ablass). 2 £. 
KGesch. 24, 353. 520. 

9. Knotte, Untersuchgn. z. Chronologie v. Schriften d. Aıno- 
riten am Hofe Ludwigs d. Bayern. Bonn 03. (Diss.) 

10. Scholz*, Die Publizistik zur Zeit Philipps des Schönen und 
Bonifaz’ VIII. Ein Beitrag zur Geschichte der politischen Anschau- 
ungen des Mlittelalters. (Stuttz. 03. Ferd. Enke. Stutz, kirchenrechtl. 
Abhandlungen 6.—8. Heft.) 

Das Buch fällt schon durch seinen Umfang (VIII u. 528 8.) aus 
dem Rahmen der Sammlung heraus, der es eingegliedert ist; das hat 
einen äusserlichen Uebelstand zur Folge gehabt. Für ein kleines, einer 
grösseren Sammlung zugehöriges Heft mag es passen, wenn die Seiten- 
überschriften den Namen des Autors und den Titel seiner Schrift 
bringen. Bei einem Buche wie das vorliegende hat das gar keinen 
Sinn mehr. Hier kann der Leser verlangen, durch die Kolumnentitel 
beim Nachsuchen eine Hülfe zu empfangen. Dass das Buch von Scholz 
ist und über die Publizistik zur Zeit Philipps des Schönen handelt, 
steht schon auf dem Titelblatte und braucht nicht 250mal wiederholt 
zu werden. — Das Buch selbst verdient uneingeschränktes Lob. Es ist 
überaus fleissig, beherrscht seinen Stoff vollkommen und stellt ihn prä- 
zise und gewandt dar. Es sind jetzt über 40 Jahre verflossen, seit ich 
in einer Jugendarbeit zuerst wieder die Aufmerksamkeit auf die kirchen- 
politischen Theorien gelenkt hatte. Seit der Zeit ist über sie fast eine 
Literatur erwachsen. Und doch hat die Forschung noch Lücken ge- 
lassen. Die mittelalterliche Literatur über die kirchenpolitischen Fra- 
zen ist stets (felegenheitsliteratur gewesen. Bei schweren Konflikten 
zwischen Kirche und Staat ergreifen die Vertreter der beiderseitigen 
Interessen jedesmal die Feder. So hat der Investiturstreit jene zahıl- 
reichen Schriften hervorgerufen, welche wir jetzt in den Monumenta 
de lite gesammelt erhalten haben, deren Inhalt aber noch keine Dar- 
stellung erfahren hat. So der Kampf Jundwigs des Bayern namentlich 
den defensor pacis des Marsilius, der in neuerer Zeit oft behandelt 
worden ist — Thomasius kannte ihn noch gut und seine Gedauken 
sind im Territorialsystem verwertet worden; dann bleibt er unbeachtet 
bis um die Mitte des 19. Jahrh. — dafür aber noch immer einer kri- 
tischen Ausgabe entbehrt. Zwischen diese beiden Kontlikte schiebt 
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sich der Philipps des Schönen mit Bonifaz VIII. Die hier erwachsene 
Literatur ist zum Teil sogar noch ungedruckt und schon deswegen 
bisher mangelhaft behandelt. Und doch ist sie nicht nur an und für 
sich bedeutsam, nicht nur weil in ihr neue Ideen auftreten, sondern 
weil diese auch der Folgezeit nicht mehr verloren gegangen sind. Die 
vermeintliche Originalität des Marsilius z. B. schwindet doch stark, wenn 
man die von ihm vertretenen Ideen zum Teil schon in der früheren 
Literatur antrifft. Diese Lücke unserer bisherigen Kenntnisse hat der 
Verf. in musterhafter Weise ausgefüllt, und wenn er sich auch auf sei- 
nem Arbeitsgebiete theilweise mit Finke begegnet, so ist doch jenes 
gross genug, um vielen (Gelehrten Stoff zur Forschung abzugeben. 
Nachdem der Verf. in der Emleitung den Kampf skizziert hat, der zu 
der zu behandelnden Literatur Veranlassung gegeben hat, stellt er im 
I. Teil zunächst die kurialistische Theorie dar. An erster Stelle den 
Aegidius Romanus, von dessen umfangreichem Traktat wir demnächst 
eine Ausgabe durch Grauert erwarten dürfen, dann Jacob v. Viterbo, 
Heinrich v. Cremona, die anonyme Ablıandlung über die Bulle Clericis 
laicos und vier kleinere Schriften des Augustinus Triumphus. Der 
II. Teil behandelt die Literatur, welche von der oligarchischen Oppo- 
sition der Kardinäle ausgegangen ist, d. h. die Schriften, die Jean 
Le Moine zum Verf. haben, und welche den Parteistandpunkt der Co- 
lonna vertreten. Der III. Teil schildert in Guilelmus Durante (de 
modo concilii generalis celebrandi) den erwachenden Gallikanismus des 
französischen Episkopats. Am interessantesten ist indessen der IV. 
Teil, in welchem die königliche Partei zum Worte kommt, und wo 
die Quaestio in utramque partem, die de potestate papae, Johann v. Pa- 
ris, die Disputatio inter clericum et militem und endlich Peter Flote, 
Wilhelm Nogaret, Pierre Dubois behandelt werden. Ueberall cha- 
rakterisiert der Verf. nicht nur den Inhalt-der Schriften, die er zum 
Teil aus Handschriften benutzt, zum Teil, wo sie gedruckt waren, 
mit Handschriften verglichen hat, sondern er sucht auch die Ent- 
stehungszeit zu präzisieren und biographische Notizen über ihre Autoren 
zu geben. Der V. Teil fasst die Ergebnisse der Untersuchung zu- 
sammen, und ein Anhang endlich giebt kleinere bisher ungedruckte 
Traktate des Heinrich v. Cremona und des Augustinus Triumphus so- 
wie eine Tabelle der besprochenen Schriften. Ein Personen- und Sach- 
register bildet den Schluss der schönen Arbeit. E. Fr. 
1l. Haller, Coneil. Basiliense. Stud. u. Quellen z. Gesch. d. 
Cone. v. Basel. Bd. 4: die Protokolle des Coneils v. 1436. Aus dem 
Manuale des Notars Bruneti u. e. zweiten Pariser Handschr. Basel 03. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 115 


12. Rösch, D. Kirchenrecht im Zeitalter der Aufklärung (Fe- 
bronianismus u. Josephinismus). A.f. k. KR. 83, 620. 

13. Gummerus, Synodalstatuter och andre kyrkorättsliga akt- 
stycken frän den svenska medeltidskyrken. Upsala 03. Ergänzung zu 
Reuterdahl Statuta synodalia exter. eccl. sveogothicae. Band 41. 

14. Decretasynodor. Hartfordiensium in unum vo- 
lumen collecta antitsitis Michaelis Tierney jussu. Hartford. 03. 

15. Sehling*, Die evangel. Kirchenordnungen des XVI. Jahrh. 
Abth. 1. Sachsen u. Thüringen, nebst angrenzenden Gebieten. II. Hältte. 
Die vier geistlichen Gebiete (Merseburg, Meissen, Naumburg-Zeitz, 
Wurzen), Amt Stolpen mit Stadt Bischofswerda, Herrschaft und Stadt 
Plauen, die Herrschaft Ronneburg, die Schwarzburgischen Herrschaf- 
ten, die Reussischen Herrschaften, die Schönburgischen Herrschaften, 
die vier Harzgrafschaften: Mannsfeld, Stolberg, Hohenstein, Regenstein 
und Stadt und Stift Quedlinburg, die Grafschaft Henneberg, die Main- 
zischen Besitzungen (Eichsfeld, Erfurt), die Reichsstädte Mühlhausen 
und Nordhausen, das Erzbistum Magdeburg und das Bistum Halber- 
stadt, das Fürstentum Anhalt. Leipz. 04. K.R. Reisland. 

Es erfüllt mich mit lebhafter Freude, das Erscheinen dieses Bandes 
anzeigen zu können. Mit ihm ist die Ausgabe der Sächsischen KOO,, 
derjenigen des Heimatlandes der Reformation beschlossen. Welch’ eine 
Fülle von neuem und wertvollem Material hat der unermüdliche Fleiss 
des Her. wieder der Wissenschaft dienstbar gemacht! Der vorliegende 
Band enthält 153 Aktenstücke. Von diesen sind nicht weniger als 108 
bisher ungedruckt gewesen, 6 sind nach den Originaldrucken jetzt zum 
ersten Male wieder abgedruckt worden, und nur von 39 lagen neuere 
Ausgaben vor. Nimmt man hinzu, dass von den 209 Nummern des 
I. Bandes 115 ungedruckt waren und 10 in Inkunabeln vorlagen, so 
sind für das Sächsische Gebiet allein 362 Stücke dargeboten worden 
und dabei 223 bisher ungedruckte und 20 in Wiegendrucken. Welch’ 
ungeheures, bisher geradezu ungeahntes Material für Kirchenrecht, Re- 
formationsgeschichte, Liturgik u. s. w. wird damit der Wissenschaft zu- 
geführt! Am besten zeigt sich der jetzt gemachte Gewinn durch Ver- 
gleich mit den Richterschen KOO. Während von den 209 Aktenstücken 
des I. Bandes bei Richter 15 gegeben waren, finden sich von den 153 
des II. Bandes bei Richter nur 4 und auch diese zum Teil nur im Auszurre. 

Der Her. hat wiederum wie bei Bd. I — denn selbstverständlich 
konnte in den Prinzipien der Edition keine Aenderung eintreten — 
jedem Abschnitt eine aus deu Quellen geschöpfte geschichtliche Ein- 
leitung vorausgeschickt unter vollständiger Benutzung der Literatur 
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und mit vollkommener Sachkenntnis. — So wird denn jetzt die Ar- 
beit für die übrigen Teile Deutschlands beginnen können. Aber frei- 
lich werden damit der Opferwillirkeit von Her. und Verleger neue 
Proben auferlegt. Sollte es da nicht angezeigt sein, dass die verschie- 
denen Kirchenregierungen Deutschlands das Unternehmen prinzipiell 
unterstützten. Bis jetzt haben sie nach der Richtung gar nichts ge- 
tan, und doch würde schon durch Abnahme einer grösseren Anzahl 
von Exemplaren Autor und Verleger der Mut gestärkt werden. Es 
wäre doch ein zu klägliches Testimonium paupertatis für die ev. Kirche, 
wenn Unternehmungen wie das vorliegende Torso bleiben müssten. 
Wie in vielen andern Punkten könnten wir hier bei den Katholiken 
etwas lernen. Auch die zahlreichen Geschichtsvereine Deutschlands 
würden hier eine dankenswerte Betätigung finden und sich um die 
Wissenschaft grössere Verdienste erwerben als durch ihre gewöhnlichen, 
oft nicht gerade sehr notwendigen Publikationen. Möchten diese ernst 
und dringend gesprochenen Worte eine gute Stätte finden! E. Fr. 
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1. Ahlberg, Apostles, profetes och lärare. En hist. studie i 
den äldste kyrkans organisat. ]. Apostles. Lund 03. 

2. Bruders*, 8. J., Die Verfassung der Kirche von den ersten 
JJahrzehnten der apostolischen Wirksamkeit an bis z. J. 175 n. Chr. 
Mainz 04. Kirchheim & Co. (Ehrhard u. Kirsch, Forschungen z. christl. 
Literatur- u. Dogmengeschichte Bd. 4. H. 1. 2). Mk. 15. 

Ein Ordensgenosse des Verf. von Dunin-Borkowski hat unlängst 
die modernen Auffassungen über die Anfänge der Kirchenorganisation 
einer schneidigen Kritik unterzogen. Aber er hatte sich auf die Ne- 
sation beschränkt und seine Position war selbstverständlich die dog- 
matische Lehre seiner Kirche. Bruders verfährt umgekehrt. Er lässt 
die ganze Literatur vollständig ausser Berücksichtigung. Weder pole- 
inisiert er gegen „unliebsame* Meinungen, noch stützt er die seinigen 
auf irgend welche Autoritäten. Er lässt nur die Quellen reden und 
operiert nur mit diesen, obgleich er selbstverständlich mit der Literatur 
durchaus vertraut ist. Seinen Ausgangspunkt bildet der s. g. Clemens- 
brief, und seinen Endpunkt? Das ist ja eben das Moment, welches 
uns Evangelischen das unvertilgbare Misstrauen gegen alle einschlagen- 
den katholischen Untersuchungen einflössen muss: sie können und 
dürfen gar nicht zu einem anderen Ergebnisse kommen als das von 
der Kirche aufgestellte. Sie operieren stets mit gebundener Marsch- 
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route. Mag die Deduktion auch noch so unabhängig sich gebärden. 
Schon wenn man das Titelblatt liest und auf dessen Rückseite die of- 
zielle Druckerlaubnis, weiss man das Endergelnis. Im übrigen ist 
das vorliegende Buch wirklich eine wissenschaftliche Arbeit und ent- 
hält wertvolle Bestandteile. Zu den letzteren rechne ich namentlich 
die Untersuchungen über den Sprachgebrauch, die Entwickelung der 
Benennungen für die amtlichen Organe. Das Buch zerfällt eigentlich 
in zwei Teile. Der erste an Umfang schwächere giebt die Untersu- 
chung, der zweite die Materialien, die auch denen nutzbar sind, welche 
mit den Ergebnissen des Verf. nicht übereinstimmen. Dieser II. Teil 
enthält zunächst eine Uebersetzung des s.g. Clemensbriefes, dann eine 
„Personenliste* d.h. Lebensskizzen der für die Entwickelungsgeschichte 
massgebenden Zeugen, weiter eine Datenliste und speziell Untersu- 
chungen über die Datierung des Clemensbriefes, des Pastor Hermae 
und der Didache. Ferner eine sehr sorgsam gearbeitete und sehr dan- 
kenswerte „Wortliste“, in welcher die für die charismatischen und die 
Amtsorgane gebrauchten Bezeichnungen in lexikalischer Reihenfolge un- 
tersucht werden, und endlich an letzter Stelle eine Missionskarte. E.Fr. 

3. Görres, D. Verurteilung d. Papst. Honorius I. durch allge- 
meine Synoden u. Nachfolger 680/81 bis 12. Jahrh. nach d. neuesten 
Forschungen. 7. f. wissensch. Theol. 1903, 512. 

4. Kneller, Papst u. Konzil im ersten Jahrtausend. Z. f. kath. 
Theol. 28, 58. 

5. Duchesne, Les eveches d’Italie et Yinvasion lombarde. 
Mel. d’Arch. et hist. 1903, 83. 

6. Bonet-Maury, Les precurseurs de la reforme et de la li- 
berte de conscience dans les pays latins du XIIe au XVIe siecle. Par. 04. 

7. Maubach, Die Kardinäle und ihre Politik um die Mitte des 
XIII. Jahrhunderts unter den Päpsten Innocenz IV., Alexander IV., 
Urban IV., Clemens IV. (1243—1268). Phil. Diss. 1902. 

8. Hirsch, Die Ausbildg. d. Konziliartheorie im XIV. Jahrh. 
Wien 03. (Theol. Stud. d. Leo-Gesellsch. v. Ehrhard u. Schindler.) 

9. Haller*, Papsttum und Kirchenreform. Vier Kapitel zur 
Geschichte des ausgehenden Mittelalters. Bd. 1. Berlin 03. Weid- 
mann. Mk. 12. 

Bei seinen Studien über das Baseler Konzil musste sich für den 
Verf. die Ueberzeugung ausbilden, dass die Reformbestrebungen dieser 
Kirchenversammlung auf die der Konstanzer zurückführen, während 
doch deren Programm wiederum nichts anderes war als die Freiheiten 
der gallikanischen Kirche von 1407/8. Dabei drängte sich ihm das 
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Problem ganz von selbst auf, wie die Genesis der letzteren zu erklären 
sei, und er gelangte zu dem Ergebnisse, dass diese in England gefun- 
den werde. M. a. W.: die gallikanischen Kirchenfreiheiten sind in 
derselben Weise eine Umgestaltung englischer Vorbilder, wie der fran- 
zösische Konstitutionalismus im englischen und die französischen Schwur- 
serichte in der englischen jury ihren Urtypus haben. Auf dem Konti- 
nente hätten dann freilich die französischen Umprägungen der eng- 
Iischen Institutionen Verbreitung gefunden, so dass man häufig genug 
und in Bezug auf die gallikanischen Freiheiten gänzlich den wahren 
Ursprung vergessen hat. Es ist nicht zu leugnen, die Gleichartiekeit 
bei der Entwickelung anderer Institutionen giebt dem Resultate des Verf. 
einen gewissen Reiz. Der Einfluss Englands auf das kontinentale Rechts- 
leben wird für ein Gebiet behauptet, für welches bisher stets der fran- 
zösische angenommen gewesen war, der nun seiner vermeintlichen Ori- 
ginalität spät genug und eigentlich nur zufällig — der Verf. ist durch 
einen handschriftlichen Fund auf den Gedanken gebracht worden — 
entkleidet wird. Der Verf. hat sein Werk in vier Abschnitte geelie- 
dert. Im ersten schickt er als Grundlage seiner ganzen Erörterungen 
eine Darstellung der päpstlichen Verwaltung aus der Avignoneser Zeit 
voraus, während der zweite den Ursprung des Gallikanismus behandelt. 
Hier stellt er zunächst die französischen Beziehungen zum Papsttum 
dar von 1375 an bis zur (seburt der gallikanischen Freiheiten 1406/7, 
weiter die Beziehungen Englands zum Papsttum während des XIV. 
Jahrh., um dann die Ergebnisse zusammenzufassen. Dies ist der In- 
halt des jetzt vorliegenden I. Bandes, dem noch einige (V) Exkurse 
beigegeben sind, von denen der erste zur Kritik der Schriften Squa- 
lores euriae Romanae, Speculum aureum und de modis uniendi beson- 
dere Aufmerksamkeit verdient und u. E. das Richtige trifft. Ein 
zweiter Band soll folgen, welcher in einem Kapitel die Konstanzer Kon- 
kordate und den Pontifikat Martins V., im anderen die Baseler Reform- 
versuche behandeln wird. — Der Verf. ist sich selber bewusst, dass die 
Darstellung seines Stoffes nicht bloss einen Historiker, sondern auch 
einen gewiegten ‚Juristen und Theologen voraussetze und bittet wegen 
etwaiger Mängel nach dieser Richtung hin um Nachsicht. Diese wird 
ihm gewiss kein Einsichtiger versagen, aber es muss doch ausgesprochen 
werden, er macht das dem juristischen Leser manchmal recht schwer. 
Das hängt mit dem etwas stark ausgebildeten Selbstgefühl des Verf. zu- 
sammen. Er kann kritische und abschätzige Bemerkungen nicht unter- 
drücken, selbst da wo ihm die Zuständigkeit felllt. Zunächst möchte 
ich da pro domo reden. Gleich auf S. XV erwähnt er unter den be- 
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nutzten Werken das Corpus iuris canonci ed. Böhmer, dessen Benutzung 
ihm wegen des Registers angenehm gewesen ist. Dazu setzt er die 
Worte: „Diese Ausgabe verdient wegen der reichen Indices vor der Fried- 
bergischen den Vorzug“. Es wird jeden Rechtshistoriker interessieren, 
dass demnach auch für die leges barbarorum nicht die Ausgaben der 
Monumenta Germaniae zu benutzen sind, vielmehr die von Georgisch 
„wegen ihrer reichen Indices den Vorzug verdienen“ trotz ihres kri- 
tisch unzulänglichen Textes. Auf dessen Richtigkeit kommt es also 
gar nicht an. Der Verf. weiss unstreitig nicht, dass Böhmer einen 
überhaupt wissenschaftlich unbrauchbaren Text darbietet, der einmal 
nicht den offiziellen römischen wiedergiebt, anderseits aber als auf 
ganz minderwertisgen Handschriften beruhend auch keinen kritisch ir- 
gendwie verwendbaren. Doch der Verf. hat denn doch auch zuweilen 
meine Ausgabe benutzt und giebt sich dabei wieder durch ganz un- 
nötige Kritik arge Blössen. Auf 8.9 f. tadelt er den „mehr als 
mangelhaften Text“ meiner Ausgabe für die Extravagante Ex debito, 
wo „wiederholt die richtige Lesart in die Varianten verwiesen ist“. 
Wer eine Ausgabe benutzt, an den kann man doch wohl die Forderung 
stellen, dass er wenn auch nur einen Blick in die Vorrede wirft. Dort 
würde Haller ersehen haben, dass im ganzen zweiten Baude meiner 
Ausgabe der offizielle römische Text wortwörtlich abgedruckt 
wird, und dass ich mich bei den Extravaganten darauf beschränkt habe, 
die handschriftlichen Varianten in den Bemerkungen anzuführen. War- 
um ich das getan habe, mag Haller im prooemium nachlesen. Viel- 
leicht versteht er die dafür angeführten Gründe. Doch vielleicht auch 
nicht. Denn was er über die Extravaganten im allgemeinen sagt, 
lässt Verständnis vermissen. Ich verweise auf die merkwürdigen 
Sätze S. 95 f.: „Mit Johann XXII. beginnt das Zeitalter der Extra- 
vaganten, der Gesetze, die von den Päpsten kraft ihrer unbeschränk- 
ten Regierungsgewalt erlassen sind und damit ohne weiteres rechts- 
kräftig sind, aber nie eine förmliche Kodifikation erfahren haben“. 
Zunächst hätte Haller in den Extravagantes communes auch solche 
Bonifaz’ VIII. finden können und bekanntlich hat Clemens V. in den 
Clementinen den nicht aufgenommenen, seit Bonifaz VIII. erlassenen 
Dekretalen ihre Geltung belassen. Und wenn Haller fortfährt: „Seit 
Johann XXII. wird die Kirche von Avignon nicht mehr aus dem vor- 
handenen Gesetzbuche regiert, sondern nach Verordnungen, die der 
Papst je nach Bedürfnis zu erlassen für gut hält“, so erlaube ich mir 
ihn darauf aufinerksam zu machen, dass dieser Satz kaum verständlich 
ist. Nach „Extravaganten* wurde die Kirche schon regiert von circa 
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1140—1234, dann wieder von 1234—1298, weiter von 1298 an über- 
haupt. Das weiss jeder, der sich mit dem kanonischen Rechte auch 
nur oberflächlich beschäftigt. Haller macht bei Aeusserungen Aldringers 
die klagende Bemerkung, mit solchen kanonistischen Kenntnissen würden 
die Historiker aus den historischen Seminarien entlassen! Es scheint, 
dass auch die Leiter der Seminarien zuweilen einer grösseren Vertie- 
fung ihrer kirchenrechtlichen Kenntnisse bedürften. 

Uebrigens werden auch andere Kanonisten seitens des Verf. ge- 
meistert, und selbst Döllinger muss sich die Kritik «efallen lassen, 
dass er leichtfertig,eitiere. Dabei mag die Bemerkung gestattet sein, 
dass das Citat nicht so abwegig ist — auch in Richters KR. findet es 
sich —, da es zwar nicht den Abschluss der Entwickelung bezeust — 
der ist überhaupt gewohnheitsrechtlich erfolgt — aber den letzten ge- 
setzgeberischen Akt für die Entwiekalung des päpstlichen Konfirmations- 
rechtes der Bischofswahlen. Umgekehrt verstehe ich z. B. nicht das 
Citat von Stutz auf S. 392 — wieder mit einer persönlichen Bemer- 
kung — denn für den Gedanken, dass der Kampf, den die englischen 
Laien zu (zunsten ihres staatlichen Rechtes gegen Rom führen, „den 
letzten Zusammenstoss der römischen Freikirche mit der germanischen 
Figenkirche* bedeute, würde Stutz gewiss jede Verantwortung ableh- 
nen. Mir ist der Gedanke wirklich „zu kühn“. 

Doch man würde dem Verf. Unrecht tun, wenn man sein Buch 
lediglich nach dem Werte seiner kanonistischen oder juristischen Be- 
standteile beurteilen wollte. Darum nehme ich einerseits davon Ab- 
stand, weitere Punkte hervorzuheben, bei welchen ich Widerspruch zu 
erheben hätte, und betone anderseits, dass ich es als eine sehr er- 
freuliche, wissenschaftliche Leistung ansche. Der Verf. hat redlich und 
fleissig gearbeitet. Er verführt stets quellenmässig und steht seinen 
Quellen und seinen Vorgängern in der Behandlung des Stoffes durch- 
aus selbständig gegenüber. Die Darstellung ist klar und fassbar und 
ich gestehe gern, dass ich das Buch mit grösstem Interesse und nicht 
minderer Belehrung gelesen habe. Auch wo der Verf. selbst nur eine 
Skizze geben will, giebt er mehr, was sowohl von dem I. Kapitel, wo 
das Bild freilich insoweit unvollständig ist, als es sich auf die päpst- 
lichen Provisionen und finanziellen Befugnisse beschränkt, wie von dem 
England behandelnden Abschnitt des zweiten gilt, vom letzten in her- 
vorragendem Masse. Ob der Verf. in seinem Streben nach Objektivität 
nicht doch auch zu weit gegangen ist, will ich dahingestellt lassen. 
Ist aber das Thema probandum erwiesen, sind wirklich die vallika- 
nischen Freiheiten Entlehnungen aus England? Mir scheint der Be- 


au ii 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 121 


weis nicht erbracht zu sein. In beiden Ländern sehen wir eine natio- 
nale Rechtsentwickelung, die in Frankreich zu den Zeiten Philipps des 
Schönen ohne jede Anlehnung an England deutlich hervortritt. Dar- 
über haben die Forschungen von Scholz jetzt dankenswertes Licht 
verbreitet. Die Empörung des Nationalbewusstseins gegen die kosmo- 
politische Kirche musste bei jeder Nation früher oder später eintreten. 
Dass dabei die eine Nation die Vorgänge bei der anderen aufmerksam 
verfolgt, ist nur naturgemäss und kann den Fortschritt der eigenen 
Entwickelung befördern, ohne ihn doch zu einem Plagiat zu machen. 
Haller betont, dass die Franzosen die englischen Vorgänge gekannt 
und deren Zielpunkte als richtig angesehen hätten. Aber das beweist 
noch nicht, dass die französischen Kopien der englischen gewesen seien. 
Er hebt hervor, dass, wenn die Franzosen von ihrem alten Recht und 
dessen Wiederherstellung sprechen, das nicht zu begreifen sei, da doch 
seit langer Zeit das Gregorianische Kirchenrecht in Frankreich geltend 
gewesen sei. Aber war nicht erst unter Philipp dem Schönen das gre- 
gorianische Kirchenrecht kritisch beleuchtet und in seinen Grundprin- 
zipien geleugnet worden? Zunächst müsste auch hier die Frage er- 
örtert werden, wie stand es in Frankreich mit der Kenntnis der Dio- 
nysiana? Bekanntlich haben die Gallikaner diese Sammlung als die 
für Frankreich massgebende erklärt. Seit wann ist das geschehen ? 
Sind die Erinnerungen an die alte fränkische Nationalkirche ganz ver- 
schwunden gewesen? Non liquet. Haller betont weiter, dass die For- 
derung der französischen Opposition gegen das Papsttum durchaus 
mit der früheren englischen übereinstimme. Das würde ein schlagen- 
der Beweis sein, wenn die englischen Motive von besonderer Origi- 
nalität wären. Aber die Engländer wie die Franzosen motivieren ihre 
Forderung zur Beseitigung der päpstlichen Provisionen und Aussaugung 
so wie jeder vernünftige Mann jeder Nation die daraus erwachsenen 
Uebelstände charakterisieren würde. Die letzteren waren eben überall 
die gleichen. So verdienstvoll es also seitens des Verf. gewesen ist, 
die gleichartige englische Entwickelung klar zu legen, so sind wir doch 
zur Zeit nicht davon überzeugt, in der französischen den Ableger je- 
ner zu erblicken. E. Fr. 

10. Blimetzrieder, Z. Gesch. d. gross. abendländ. Kirchen- 
spaltung. Die Kardinäle Peter Corsini, Sim. de Borsano, Jacob Or- 
sini u. d. Konzilsgedanke. Stud. u. Mitth. a. d. Ben. O. 24, 360. 

ll. Crivellucei, delle origine dello Stato Pontificio III. Studi 
Storiei X, 3. XI, 1, 4. XII, 2. 

12. Grabinski, Il conclave. Firenze 03. 
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13. Kunz v. Brunn, gen. v. Kauffungen, Das Domka- 
pitel von Meissen im Mittelalter. In Mittheilungen des Vereins für 
(reschichte der Stadt Meissen. 6. Bd. 2. Heft. 

14. J. Kiefer, Die deputierten Bischöfe der französischen Na- 
tionalversammlung und die constitution eivile du clerg& in den Jahren 
1790— 1792. Phil. Diss. 1903. Freib. i. B. 

15. Ceysens, Et. hist. sur Porigine des paroisses (dans le pays 
du Dalhem). Bullet. d. l. Soc. d’Art d. dioc. de Liege 1903, 161. 

16. Stutz, Ueber Imbart de la Tour, les paroisses rurales u. 
(Galante, la eondizione giuridiea. Gött. G@. A. 1904, 1—86. 

17. Fleischlin, Stud. u. Beitr. z. schweizer. KGesch. Bd. 2. 
T. 2. Die Rechtsverhältnisse d. katlı. K. u. d. einzelnen Gotteshäuser 
im MäAlter, v. d. karol. Zeit b. z. Glaubenstrennung 800—1520. Luzern 
(als Mskpt. gedr.). 

18. Ernst, D. Ketzertaufangelezenheit auf d. Konz. v. Arles u. 
Nicäa. 7. f. k. Th. 27, 759. 

19. W. Rütten, Studien zur mittelalterlichen Busslehre mit be- 
sonderer Berücksichtirung der älteren Franziskanerschule. Theol. Diss. 
1902. (Münster.) 

20. Göttler, 7. Lehre d. h. Thomas v. Aquino üb. d. Wir- 
kungen d. heil. Busssakramentes. Z. f. kath. Theol. 27. H. 1. 12. 

21. Fredericeq, Les comptes des indulgences dans les Pays- 
Bas 2. serie: Les comptes des indulgences papales emises au profit 
de la cathedrale de St. Lambert (1443—14146). Mem. conc. .. publ. 
par l’Acad. roy. de Belg. 1903. T. LXIIL If. 

23. Kirsch*, D. päpstl. Annaten in Deutschland während des 
XIV. Jahrb. Bd. 1. von Johann XXI. bis Innocenz VL (Paderborn 
03. Ferd. Schöningh, Quellen u. Forschungen a. d. Gebiete d. Gesch. 
Her. v. d. Görres-Gesellsch. Bd. 3). 

Der um die Geschichte der päpstlichen Finanzverwaltung hoch- 
verdiente Verfasser giebt in diesem neuen Werke eine wesentliche Er- 
gänzung zu seinem früheren über die päpstlichen Kollektorien in Deutsch- 
land. Er behandelt nur die Annaten im eigentlichen Sinne des Wortes, 
d. h. die Abgaben, welche von solehen durch den Papst verliebenen 
Benefizien zu entrichten waren, die nicht in consistorio konferiert wur- 
den, deren finanzielle Bedeutung sich naturgemäss um so mehr stei- 
gerte, je stärker sich die päpstlichen Reservationen ausbildeten. Aber 
nach den gleichen Prinzipien wurden auch diejenigen an die päpstliche 
Kammer abzuführenden Abgaben behandelt und gleichfalls mit dem 
Namen Annaten bezeichnet, welche kraft päpstlichen Vorbehaltes von 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 123 


Ptründen zu zahlen waren, deren Kollation der Papst nicht vornalhm. 
Daher zieht der Verf. auch diese in den Kreis seiner Behandlung 
hinein. Während nun im allgemeinen diese Abgaben an päpstliche 
Kollektoren zu zahlen waren, welche die Kurie für die einzelnen Länder 
bestellte, fand die Wirksamkeit dieser Kollektoren in Deutschland sol- 
chen Widerstand, dass es üblich wurde, die Verpflichtung zur Zahlung 
und diese selbst direkt in Rom vorzunehmen. Darüber geben die noch 
erhaltenen von der Kurie geführten Register erwünschten Aufschluss. 
Insofern konnte also die frühere Publikation des Verf. über die Kol- 
lektorien für die deutschen Annaten nur ein unvollkommenes Bild ge- 
währen, welches der Ergänzung aus den römischen Registern über die 
direkten Zahlungen benötigt war, und jetzt findet. Der Verf. giebt 
freilich keine eingehende Geschichte und keine Darstellung des Anna- 
tenwesens, sondern die Materialien zu beiden. In der Einleitung lässt 
er sich über die Entstehung der Abgabe aus, charakterisiert das in Rom 
vorhandene und von ihm durchgearbeitete handschriftliche Material und 
beschreibt die kuriale Verwaltung der Annaten. Der erste Teil ent- 
hält Auszüge aus verschiedenen Kammerregistern über deutsche An- 
naten aus den Jahren 1323—1360. Es folgt dann die vollständige Rech- 
nung des mit dem Annatenwesen betrauten Eblo de Mederio über seine 
Einnahmen aus deutschen Annaten für die Jahre 1356--1360. Dann 
wieder ein Bruchstück eines Supplikenregisters betr. deutsche Pfrün- 
den mit Zusätzen über die Annaten. Denn die päpstliche Provision 
von Benefizien erfolgte regelmässig auf die Supplik desjenigen hin, 
der mit der betr. Pfründe bedacht zu werden bat. Der vierte Teil 
endlich giebt entsprechend dem zweiten wieder das Register zweier 
Notare von April 1360 bis Februar 1361. Ein Verzeichnis der in Be- 
tracht kommenden Diözesen bildet den Schluss des Bandes, während 
ein ausführliches Orts- und Personenverzeichnis dem zweiten Bande 
beigegeben werden soll. Bei der Edition der Aktenstücke hat der 
Her. dieselben Grundsätze befolgt, wie bei derjenigen in seinem Buche 
über die Kollektorien. Diese sind ja auch allseitig als zweckentspre- 
chend anerkannt worden. Die mühsame Arbeit des Verf. wird es end- 
lich ermöglichen, das Dunkel, welches noch immer über der päpstlichen 
Finanzverwaltung lagert, aufzuhellen. Die Wissenschaft des Kirchen- 
rechts ist ihm auch für dieses Werk zu grossem Danke verpflichtet. 
E. Fr. 

23. Lesquen et Mollat, Mesures fiscales exercees en Bre- 

tagne par les papes d’Avignon A l’Epoque du grand schisıne d’Oceident. 


Par. 03. 
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24. Daux, La protection apostolique en moyen äge. R.d. Quest. 
hist. 72, 5. 

25. Gottlob, Servitientaxe. Rez. Göller inG.G. Anz. 165, 983. 

26. Baclave, Les decimes ecclesiastiques en Bearn (1615—9). 
1. 2. Par. 03. 

27. Schick, Etwas über d. Entstehung u. Begründung d. Sonn- 
tagsfeier.. N. kirch. Ztschr. 1903, 885. 957. 

28. Krieg, D. Kirchenbücher in Mecklenburg-Strelitz. ‚Jahrl. 
d. V. f. Mecklenb. &. Jahrg. 68. 


VI. Staat und Kirche. 


l. Schiau*, D. ev. Kirchen u. der Staat. Görlitz 04. Rudolf 
Dülfer. 80 Pf. 

Ueber diesen Vortrag lässt sich von juristischer Seite kaum etwas 
sagen, wie denn auch der Verf. das geschichtliche und das rechtliche 
Moment nirgends würdigt. Es sind lediglich theologische Betrach- 
tungen, welche der Verf. anstellt und fügen wir es gleich hinzu, uto- 
pistische. Zu einer Beseitigung des landesherrlichen Kirchenregiments, 
für welche der Verf. plaidiert, ist keinerlei praktische Aussicht vor- 
handen. Sie würde auch unnennbare Gefahren für die ev. Kirche im 
Gefolge haben, die der Verf. zwar nicht verkennt, aber durchaus unter- 
schätzt. E. Fr. 

2. Callewaert, Le delit du christianisme dans les deux pre- 
miers siecles. Besancon 03 (28 Seiten). 

3. de Combes, La condition des juifs et des chret. a Rome et 
’edit de Neron. R. cath. des institut. 31, 251. 

4. Hofbauer, D. erste Christenverfolgung. Beitr. z. Krit. d. 
Taeitusstelle. Oberhollabrunn 03 (Progr.). 

5. Frantz, D. grosse Kaınpf zw. Kaisert. u. Papsttum z. Zeit 
d. Hohenstaufen Friedrich Il. Berl. 04. 

6. Srbik*, D. Beziehungen v. Staat u. Kirche in Oesterr. wäh- 
rend d. Mittelalters. (Dopsch, Forschungen zur inner. Gesch. Oesterr. 
Ba. 1. H.1.) Imnsbr. 04. Wagner. Mk. 7,50. 

Ich wollte, wir hätten mehr solcher Bücher, welche für einzelne 
Territorien die Spezialuntersuchungen anstellten, die ich vor über 40 
Jahren in meiner Jnauguraldissertation im allgemeinen versucht hatte. 
Unsere Kenntnis der einschlagenden ınittelalterlichen Verhältnisse steht 
aber im wesentlichen noch auf dem früheren Niveau trotz des reichen 
Quellenmaterials, welches seit 40 Jahren uns zugewachsen ist. Nur 
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sind die Uebergänge vom Mittelalter zu dem landesherrlichen Kirchen- 
reriment der evangelischen Fürsten stärker betont worden, als das 
früher der Fall war. Der Verf. behauptet einmal eine Einwirkung der 
Theorien des Marsilius und Occams auf die praktische Ausgestaltung 
der staatskirchenrechtlichen Verhältnisse, die bisher nicht zugestanden 
wurde. Aber er scheint mir doch den Beweis nicht erbracht zu haben 
und ein solcher dürfte auch aus dem nüchternen Materiale der Ur- 
kunden und Rechtssätze kaum zu erbringen sein. Er ist ferner ge- 
neigt, das was er die landeskirchliche Entwickelung nennt, früher an- 
zusetzen als es bisher geschah, aber auch das scheint mir nicht hin- 
reichend begründet zu sein, ebensowenig wie die Priorität der terri- 
torialen vor der städtischen Entwickelung, bezüglich deren er allerdings 
auch betr. der finanzhoheitlichen Befugnisse eine Ausnahme zu Gun- 
sten der Städte statuiert. Im allgemeinen werden wir doch sagen müs- 
sen, dass in Deutschland der Staatsgedanke mit allen seinen Konse- 
quenzen zuerst in den Städten zum Ausdruck gelangt ist, und dass 
die Entwickelung in den Territorien erst langsam und zögernd nach- 
folgt, wesentlich begünstigt vom Papsttum, welches in den Territorial- 
fürsten einen Stützpunkt gegen den Episkopalismus sucht, was aber 
doch erst im XV. Jahrh. der Fall gewesen ist. Vielleicht würde der 
Verf. seine Thesis besser zu begründen im stande gewesen sein, wenn 
er seinen Stoff synchronistisch gegliedert hätte. Es wären dann die 
Persönlichkeiten der einzelnen Fürsten mit ihren politischen und kir- 
chenpolitischen Bestrebungen schärfer herausgekommen, als es bei der 
systematischen Darstellung, welche der Verf. giebt, möglich war. Im 
ganzen ist es doch merkwürdig, wie spät erst das zielbewusste Streben 
der österreichischen Fürsten zu einem Ergebnisse geführt hat. Be- 
kanntlich ist die landesherrliche Entwickelung der Marken viel schneller 
von statten gegangen als der centralen deutschen Fürstentümer, und 
doch scheint uns die landeskirchliche Ausbildung in Oesterreich kaum 
einen Vorsprung zu haben vor der Bayerischen, Sächsischen u. s. w. 
Der Verf. hat sehr fleissig aus gedruckten und ungedruckten Materia- 
lien gearbeitet. Nachdem er eine allgemeine orientierende Einleitung 
vorausgeschickt hat, behandelt er im I. Teil das Streben nach Landes- 
bistümern, wobei er besonders die Vogtei über die Hochstifter, die 
Beseitigung der Enklaven, die Ausbreitung der landesfürstlichen Ge- 
richtshoheit über die bischöflichen Besitzungen, die militärischen Ver- 
pflichtungen der Bischöfe sowie die Einschränkungen der bischöflichen 
Regierungsgewalt berücksichtigt. Der II. Teil: Staatsgewalt und 
Kirchengewalt, behandelt die landesfürstliche Vogtei ıım späteren Mittel- 
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alter, den landesfürstlichen Kirchenpatronat, die Einschränkungen der 
geistlichen (serichtsbarkeit, die Besteuerung der Geistlichen, das Amor- 
tisations- und Spolienrecht, den landesherrlichen Einfluss auf die Be- 
setzung der Kirchenämter und die Verwaltung des Kirchenvermögens 
und endlich die Eingriffe des Laudesfürsten in rein geistliche Ange- 
legenheiten. 

Für alle diese Punkte bringt der Verf. neues und werthvolles Ma- 
terial bei, wie denn auch seine Arbeit als ein werthvoller Beitrag für 
die Entwickelungsgeschichte der Landeshoheit überhaupt anzusehen 
ıst. E. Fr. 

7. Kirsch, Ein päpstl. Lehensprojekt für Parma u. Piacenzu 
unter Benedikt XIV. Nach ungedruckten Dokumenten. Hist. Jahrb. 
24, 517. 

8. v. Below, D. Kirchenstreit in d. J. 1838 u. 39 aus d. Korre- 
spondenz d. Gener. v. Wrangel. D. Revue 26, 1, 133. 325. 

9. Bernard, La persecution relig. en Allemagne 1872—9. I. des 
congregations. J1: le clerge et les catholiques. (Science et relig. 260. 
261.) Par. 

10. Müllendorf, Staat u. kath. Kirche in Frankr. u. in Preus- 
sen. Berl. 03. 

ll. Pestalozzi, D. Zürcherische K@Gut u. s. Entwickelung z. 
Staatsgut. Zür. 03. (Diss.) 

12. Sevestre, Lhist., le texte et la destinee du concordat de 
1801. Angers 03. 

13. Champion, La separation de l’egl. et de l’etat en 1794. Par. 03. 

14. Feret, Le concordat de 1817; Suite de l’ambassade du Comte 
de Blacas, ambassade du comte Portalis. Rev. des Quest. hist. 71, 
144 (Fortsetzung v. 70, 187). 

15. Colomiatti, Mons. Luigi dei marchesi Fransoni, areci- 
vescovo di Torino 1832—62 e lo stato sardo nei rapporti colla chiesa 
durante tale periodo di tempo: due commemorazioni con documenti 
annotatı, fatte nella circonstanza dell’ arrivo della salma dell’ esule 
prelato da lione a Torino 25 settembre 01. Torino 02. 

16. Hostache, Situat. legale des protest. en France. R. cath. 
d. droit 31, 4. 

17. Luzien-Brun, Culte israelite en France. R. cath. d. droit 
3l, 4. 

18. van de Walle, Les rapports de ’Egl. et de !’Etat en Bel- 
gique. Etude de droit constitutionel. Rev. catlı. des institut. 31, 122, 

19. Nourisson, L’egl. cath. en Angleterre. R. cath. d. droit 31, 4. 
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20. Forbus, L’egl. cath. aux Etats-Unis. R. cath. d. droit 31, 4. 

21. Fregels, L’Egl. cathı. dans la republ. Argentine R. cath. 
d. droit 31, 4. 

22. Buch, D. Religionsvergehen im RStGB. (Borna u. Leipz. 
03. In.-Diss.) 

23. Jac, Des empietements du pouvoir eivil en matiere des con- 
vois funebres. Rev. cath. d. dr. 31, 397. 


VO. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lischen Kirche. 


1. Castellari, La Santa Sede. Studio sull’ evoluzione storica 
e sulla condizione giuridica attuale del pontificato rom. secondo il dir. 
can. e il dir. civ. eccles. vol. 1. Fvoluzione storica del pontificato 
rom. vol. 2: Condiz. giurid. attuale del pontif. rom. Milano. 

2. Russo, La curia romana nella sua organisazione e nel suo 
funzionamento secondo il diritto can. vigente. Palermo 03. 

3. De Nassans, Les droits des cures d’apres le droit can. Par. 
03. (Ueber d. Sukkursalpfarrer.) 

4. Freisen, Rechte d. Pfarrers über die sog. Hülfsgeistlichen. 
Linzer theol. prakt. Quartalschr. 1903, H. 4. 

5. Scaduto, Sacristano di ex ricettizia a chi spetta il diritto 
di nominarto (Napoli 03). (la Corte d’Appello.) 

6. Meister*, Das Beamtenrecht d. Erzdiözese Freiburg. Stutt- 
gart 04. Ferdin. Enke 6 Mk. (Stutz, Kirchenrechtl. Abhandlungen. H.9.) 

Die Abhandlung ist eigentlich keine kirchenrechtliche, denn es 
greifen nicht für das vom Verf. behandelte Rechtsverhältnis kirchliche 
Normen Platz. Es handelt sich vielmehr um die in neuerer Zeit so 
zahlreichen Beamten, welche zur Leistung von Diensten weltlicher Na- 
tur angestellt werden. Während nun aber im allgemeinen solche An- 
stellung durch einen privatrechtlichen Dienstvertrag erfolgt, die An- 
gestellten demnach nicht als Beamte im technisch-juristischen Sinne 
aufzufassen sind, geschah sie in der Diözese Freiburg nach Massgabe 
der Dienerpragmatik v. J. 1862, an deren Stelle das Beamtenstatut v. 
23. Januar 1902 getreten ist, dessen (segensatz zur staatskirchenrecht- 
lichen Gesetzgebung des Staates unzweifelhaft ist und auch vom Verf. 
richtig hervorgehoben wird, wie er auch die Kritik richtig an einzelne 
Bestimmungen dieses Statuts legt. Danach sind die erzbischöflichen 
Beamten öffentliche, allerdings — abgesehen von Baden — nicht im 
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Sinne des Reichsstrafgesetzbuches, wenn nicht die Frage aufgeworfeu 
wird, ob das Statut den Bestimmungen des badischen Staatskirchen- 
rechts zuwider erlassen worden ist. In solchem Falle würde es nur 
als eine lex contractus angesehen werden können. Der Verf. erörtert 
den Inhalt der Dienerpragmatik und des Beamtenstatuts in eingehen- 
der Weise und seine Arbeit ist um so dankbarer anzunehmen, als sie 
eine in der bisherigen Literatur stark vernachlässigte Materie be- 
handelt. E. Fr. 

7. Heiner, D. Beichte i. d. kath. K. nach der „ultramontanen 
Moral“ des Grafen Hoensbroech. A. f. k. K.R. 83, 653. 

8. Lex, D. kirchl. Begräbnissrecht. Hist.-kan. dargestellt. Re- 
gensb. 03. 

9. Castellano, Diritto di scelta del sepolero, in particolare nei 
rapporti dei coniugi. Napoli 03. 

10. Many, Praelect. iur. can. in Seminar. 8. Sulpitii et in In- 
stituto cathol. Paris. tradıtae. Praelect. de locis sacris, nimirum de 
ecclesiis, oratoriis, altarıbus, coemeteriis et sepulturis. Paris 04. 

ll. Samaron, La jurisprudence pontif. en matiere du droit de 
depouille. Melanges d’archeol. et d’hist. 22, 141. (Rome 02.) 

12. Scaduto, Massa capitularis ratione servitii. Nap. 03 (Diritto 
e giurisprud. XIX nr. 19 ff. 

13. Scaduto, Affrancazione dei canoni delle soppresse chiese 
ricettizie. (Nota a Sentenza.) Roma 03 (La Legge 43 no. 4). 

14. Lastres, Procedimientos civiles, ceriminales, canönicos y 
contenzioso-administrativos. Madrid 02/34, 


VIII. Ordenswesen. 


1. Piati Montani, Comperend. praelectionum juris regulariıs. 
Par. et Tournai s. a. 

2. Touchet, La secularisat. des congregationistes devant le droit 
canonique. Par. 03 (29 Seite). 

3. Hannay, The spirit and origin of christian monasticism. 
Lond. 03. 

4. Bonet-Maury, S. Colomban et la fondat. des monasteres 
irlandais en Brie au VIlIe siecle. R. Histor. 83, 277. 

5. Dom Besse, Les premiers monasteres de la Gaule meridio- 
nale. R. des Quest. hist. 71, 394. 

6. Goetz, D. Quellen z. Gesch. d. h. Franz v. Assisi. Z. f. K.- 
(zesch. 24, 475. Fortsetzung v. 22, 362. 525; 24, 169. 
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7. Glaser, D. Franziskan. Bewegung. Ein Beitr. z. Gesch. so- 
zialer Reformideen im Mittelalter. Stuttg. u. Berl. 03. (Münchener 
volkswirtschaftl. Studien 59.) 

8. Morine et Soulier, Monumenta ordinis servorun s. Mariae 
1—5. Brux. 03. 

9. Deslandres, L’ordre des Trinitaires pour la redemption 
des captifs. 1. 2. Toulouse 03. 

10. Monum. hist. Soc. Jesu fasc. 118. Mense Octobri Monum. 
Ignatiana 1. ser. epistolae et instructiones. T. 1. fasc. 4. Madrid 03. 
Fasc. 117. 119. S. France. Borgia T. 2. fasc. 2. 3. ib. 

1l. Carrez, Catalogi socior. et oflicior. prov. Campaniae Soc. 
Jesu ab ao. 1616 ad ann. 1773. T. 6. Docum. provinciae; status 
domiciliorum, nomina et officta sociorum ab a. 1682 ad a. 1762. Cha- 
lons 03. 

12. Delfour, Les Jesuites a Poitiers (1602—1762) Par. 

13. Walsh, The Jesuits in Great Britain. An Historical In- 
quiry into their Political Influence. London 03. 

14. Boudinhon, Les congregations religieuses A voeux simples. 
Le Can. cont. 26, 321. 625. 689; 27, 5. 

15. Le F. R. Pere Marie Theodore Ratisbonne, fondateur de 
la Soc. des pretres et de la Congregat. des relig. de Notre-Dame de 
Sion d’apres sa correspondance et les docum. contemporains. Par. 1.2. 03. 

16. Secaduto, Regio assenso e precedenza delle confraternite nel 
Napoletano. (Torino 03.) 

17. Fare, Les voeux monastiques et leurs effets civils dans l’an- 
cien droit et le droit moderne. Par. 02, 

18. Chesnay, Les congregat. religieuses et les lois du 1er juillet 
1901 et du 4 decembre 1902. R. crit. de legislat. 1903, 6. 

19. May, Gesch. d. Generalversammlungen d. Kathol. Deutsch- 
lands 1848—1902. Köln 03. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


1. Hermelink*, Die Aenderung der Klosterverfassung unter 
Herzog Ludwig. Württemb. Vierteljahrshefte f. Landesgeschichte. N. 
F. 12, 284. 

Die Reformation hat die Klöster säkularisiert. Was ist aus ihrem 
Vermögen geworden ? Der Verf. behandelt die Frage zuerst allgemein 
und verneint mit Recht die irrige Meinung, als ob das Vermögen der 
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aufgehobenen Klöster lediglich an die Fürsten zu deren Nutzen xe- 
fallen sei. Auch die Landstände und in einigen Territorien der Adel 
haben an der Beute ihren Anteil erhalten. Vor allen Dingen ist das 
säkularisierte Vermögen im wesentlichen für Kirchen- und Schulzwecke 
seitens des Staats, der diese Aufgabe jetzt zu erfüllen hatte, ver- 
wendet worden. Ueberall aber ist es rechtlich Staatsvermögen gewor- 
den und meistens unter Kontrolle des Staates genommen worden. Der 
Schwerpunkt der Säkularisation aber lag auf verwaltungsrechtlichem 
Gebiete, indem die bisherigen verwaltungsrechtlichen Befugnisse der Klö- 
ster staatlichen Behörden übertragen wurden. Eine eigentümliche Posi- 
tion bezüglich der Klostersäkularisation nimmt Württemberg ein unter 
der Regierung des Herzogs Christian. In Betätigung der konservativen 
Gesinnung, die ihn auch sonst charakterisiert, liess er die Klöster be- 
stehen, nur dass an die Stelle des katholischen jetzt ein vom Landes- 
herrn ernannter evangelischer Abt trat, dem die Vermögensverwaltung 
verblieb, welche nur sehr ungenügend staatlicher Seits beaufsichtigt 
wurde. Der Verf. zeichnet aus ungedruckten Materialien die Miss- 
stände, die sich daraus ergeben haben und ergeben mussten. Herzog 
Ludwig hat diese richtig erkannt, ist aber nur zur Abstellung einzelner 
Uebel gediehen, ohne radikale Abhülfe bewirken zu können, an der er 
einerseits durch die grosse Kirchenordnung und anderseits durch die 
Landstände behindert wurde. Die klare Abhandlung verdient die Auf- 
merksamkeit weiterer Kreise. E. Fr. 

2. Könnecke, Die evangelischen Kirchenvisitationen des 16. Jahr- 
hunderts in der Grafschaft Mansfeld. V. Teil: Die zweite Kirchen- 
visitation unter Menzel (1570), 3. Abt. (Schluss). In Mansfelder Blät- 
ter 1903. 

3. Seeliger, Ueber d. Zusammenschluss d. deutschen ev. Lan- 
deskirchen. Zittau 03. 

4. Hoffmann, Die Einführung der Union in Preussen und die 
durch die Union veranlasste Separation der Altlutheraner. Eine kir- 
chenhistor, Studie. Leipzig 03. 

5. Müller, Calvin u. die Anfänge d. französ. Hugenottenkirche. 
(Berl.) Preuss. Jahrb. 114, 371. 

6. Bösgen, D. niederländ. Flüchtlingsgemeinde zu Goch und ihre 
Ordnung v. 1570. Z. d. berg. Gesch. V. 36, 188. 

7. Cardauns, D. Lehre v. Widerstandsrecht d. Volks gegen d. 
rechtmäss. Obrigkeit im Luthert. u. im Calvinismus d. XVI. Jahrh. 
Bonn 03 (Diss.) 
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X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


1. Grundl, D. Christenverfolgungen unter Nero nach Taeitus. 
Th. Qu.Schr. 86, 1. 

2. Bonet-Maury, Les precurseurs de la R£forme et de la li- 
berte de conscience dans les pays latins du XIIe au XV* siecle. Par. 03. 

3. Schäfer, Beitr. z. Gesch. d. Protestantism. u. d. Inquisition. 
Rez. v. Baumgarten. Hist. Jahrb. 24, 583. 

4. Poole, The earliest index of the inquisition at Venise (1554). 
Journ. of theol. stud. 5, 127—8. 

5. Getirio, La causa de fr. Luis de Leon ante la critica y los 
nuevos docum. histor. Rev. de archiv. 3. ser. t. 9, 148. 

6. Kalkoff, D. Inquisitionsprozess des Antwerpener Humanisten 
Nikolaus v. Herzogenbusch i. J. 1522. Z. f. KGesch. 24, 416. 

7. Högl, D. Bekehrung d. Oberpfalz durch Kurf. Maximil. I. 
Nach Archiv-Akten. II. Bd. I. u. II. Rezess (i. J. 1629 u. 1630). Re- 
gensb. 03. : 

8. Kalkoff, D. Anfänge d. Gegenreformation in d. Niederlan- 
den 1. Halle 03. 

9. Weber, D. Stellung d. Altkatholizismus z. röm. K. Gotha 04. 
(Diss.) 

10. Weiss, 25 Jahre im Kampfe gegen Rom; G. d. christkath. 
Gemeinde St. Gallen. St. Gallen. 

1l. Mackennal, Sketches in the evolution of Engl. Congrega- 
tionalism. Lond. Ol. 

12. Uhry, Rec. des lois, decrets. etc. concernant les isra@lites 
1850—1903. Suivi d’un append. contenant: 1. une notice histor. sur les 
israel. d’Algerie. 2 diverses notes relatives a l’emancipation des israel. 
alger. Bordeaux 03°. 

13. Friedensburg, Ein Denkmal preuss. Toleranz i. XVIII. 
Jahrh. Quell. u. Forschg. a. ital. Arch. 5, 125. 

14. Fleiner*, Schranken der Kultusfreiheit (Basel 03, Helbing & 
Lichtenhahn. Sep.Abd. a. d. Z. f. Schweiz. R. N. F. Bd. 23.) 

Die kleine Schrift wirft interessante Streiflichter auf die Art der 
katholischen Propaganda einerseits und auf den Missbrauch anderer- 
seits, der mit den Begriffen, Toleranz, Parität, Kirchenfreiheit getrieben 
wird; dies letztere allerdings immer nur da, wo die katholische Kirche 
ecclesia pressa ist, während im umgekehrten Falle ja bekanntlich nur von 
der pestis indifferentismi gesprochen werden darf. Die im vorliegenden 
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Falle erwachsene Rechtsfrage wird von Fleiner richtig entschieden und 
glücklicher Weisefauch endgültig von der zuständigen Behörde. E. Fr. 


XI. Eherecht. 


1. Melata, De potest. qua matrimonium regitur et de iure ma- 
trimoniali civili apud praecipuas nationes. Rom 03. 

2. Stocquart, The marriage laws of Scotland. Law Magaz. 
Rev. 28, 326. 

3. Villien, L’empöchement de mariage. Sa notion juridique 
d’apres P’hist. Le Can. cont. 26, 638. 700. 27, 19. 

4. Dumont, Ftude sur le consentement des parents au mariage 
de leurs enfants (These) Par. 03. 

5. Rockvell, D. Doppelehe d. Landgrafen Philipp v. Hessen. 
Marb. 03 (Diss.) 

6. Schlier, Ladung des Bekl. in Ehesachen zu $ 618 CPO. 
Seuffert. Blätter. 68, 420. 

7. Behrends, D. Rechtsnatur d. Verlöbnisses n. d. R. des BGG. 
(Borna-Leipz. 03. In.Diss.) 

8. Esser, Einiges üb. d. Verlöbnis u. s. jur. Konstruktion n. d. 
Rechte d. BGB. Diss. Erl. 03. 

9. Albrecht, D. Ehescheidungsgründe d. deutschen bürgerl. 
Rechts. Erlangen. Diss. 03. 

10. Eichhorn, Die „bösliche Verlassung* nach $ 1567 No. 1 
BGB. Das Recht 7, 562. 

ll. Rousseau, La vulgarisation du divorce: discours Poitiers 03. 

12. Nacquet, La loi de divorce. Par. 03. 

13. Zarzycki, Le divorce et la separat. de corps compar&s dans 
leurs causes (These). Par. 03. 

14. Ferdinando P. da Pesaro, Il divorzio. Castelpiano 03, 

15. Giuntini-Bentivoglio, Il divorzio nelle ultime pubbli- 
cazioni italiane e nella statistica comparata. Firenze 03. 

16. GCaronna, Matrimonio e divorzio. Nap. 03. 

17. Di Sanguineto, Sul divorzio: discorso. Nap. 03. 

18. Kalante, Il divorzio e le riforme alla legge sul matrim. 
Napoli 03. 

19. Siotto-Pintor, Il divorzio al cospetto della scienza giuri- 
dica e sociale: conferenze. Perugia 03. 

20. Ballerini, Matrimonio e divorzio, a proposito dell’ attuale 
progetto ministeriale. Siena 03®. 
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21. Wood, Practice of the Probate and Divorce Division, etc. 
Taond. 03. 

22. Sherlock, Synopsis of the divorce laws of all the states 
in the Union. Chicago 03 (32 Seiten.) 

23. Sakamoto,D. Ehescheidungsrecht Japans (Heidelb. 03. Diss.) 


XII. Schule. 


1. Diehl, D. Schulordnungen d. Gr. Hessen. T.1. Die höheren 
Schulen d. Landgrafsch. Hessen-Darmst. 1. Die Texte. Mon. Gern. 
paedagog. (T. 27). Berl. 03. 

2. Greiner, Volksschulgesetzgebung i. Hzt. S.-Meiningen. Pöss- 
neck 03. 

3. Naarmann, Die Reform des Volksschulwesens im Herzortum 
Westfalen unter den beiden letzten Kurfürsten von Köln, Maximilian 
Friedrich, Graf von Königseck-Rottenfels (1761—84), und Maximilian 
Franz, Erzherzog von Oesterreich (1784—1801). Phil. Diss. Münster 03. 

4. Feret, La faculte de theolog. de Paris et ses docteurs les 
plus celebres T. 3. XVIII® s. Par. 03. 

5. Hess, Gesch. d. k. Lyceums Bamberg u. s. Institution unter 
bes. Berücksichtig. d. allgem. Verhältnisse d. bayer. Ticeen. T. 1. 
Bamb. 03. 

6. Barlow aud Macan, The Education Act, 1902, with Notes, 
and Education (London) Act, 1903. Lond. 03°. 
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IV. Aktenstücke. 
Mitgeteilt von Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden 
Gerichtssprüche. 


1. Pius X. Encyclica 4./10. 03. Je Can. cont. 26, 648. 

2. Decer. ©. Coneilii 28./3. 03 über Teilung der Pfarreien. 
A. f.k. KR. 83, 699. 

3. Deer. C. Inqu. 23./7. 03. Ueber die Zuständigkeit in Ehe- 
sachen. Le Can. cont. 26, 659. 

4. Deer. Congr. Epp. et Regul. 15./1. 03 über die solemnis 
professio der Nonnen. Acta S. Sed. 36, 202. 

5. Derselben 26./1.03. Zulassung zu den feierlichen Gelübden 
vor zurückgelegtem Triennium. A. f. k. KR. 83, 715. 

6. Derselben 21./4. 03. Dispens von Ordensgelübden. A. f. 
k. KR. 83, 716. 

7. Derselben 24./4. über Eintritt in die Klausur der Nonnen 
des Begräbnisses halber. Acta 8. Sed. 36, 203. 

8. Derselben 24./4. 03. Den auf einem Benefizium kraft Stif- 
tungsurkunde ruhenden Verpflichtungen können vom Bischofe keine 
neuen hinzugefügt werden. A. f. k. KR. 83, 710. 

9. Derselben 25./8. 3. Professio perpetua votorum simplicium 
inducit vacationem beneficiorum residentialium. Acta 8. Sed. 36, 287. 

10. Derselben 29./11. 02. Se possa un Religioso prima della 
professione disporre che frutti del suo capitale si accumulino al capi- 
tale stesso. Respondendunı censuit: Negative. Le Can. cont. 27, 40. 

11. Statuten d. Rechtsschutzvereins f. d. kath. Klerus d. Erzdiöz. 
Olmütz 11/2. 03. A.f.k. KR. 83, 746. 
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12. Hirtenbrief d. Preuss. Episkopats üb. d. Primat in d. Kirche 
v. 18./8. 03. A.f.k. KR. 83, 691. 


Gerichtssprüche. 
1. E. d.R@Ger. IV. Civ.Sen. 11./5. 03. Unzulässigkeit des Rechts- 


wegs gegen Massregeln, durch welche seitens der kirchlichen Verwal- 
tung im Interesse des Kultus (insbes. bei Neubauten von Kirchen) das 
Kirchstuhlrecht beeinträchtigt oder geändert wird. Beitr. z. Erläut. 
d. D. Rechts 48, 138. 

2. E. OLG. Hamm 9./12. 29. Entschädigung für Einziehung 
von Kirchensitzen. A. f. k. KR. 83, 734. 

3. E. d. K. Kammergerichts v. 13./3. 1903 in Sachen d. 
Stadtgemeinde Berlin, Klägerin u. Berufungsbeklagte gegen d. Kirchen- 
gemeinde St. Marcus zu Berlin, Beklagte und Berufungsklägerin wegen 
der Kirchenbaupflicht in Berlin. Abgedruckt nach der der klagen- 
den Stadtgemeinde zugegangenen Ausfertigung auf Veranlassung des 
Magistrats. Berl. 03. Als Mskpt. gedruckt. 141 8. folio. 

4. Beschl. d. Kammerger. 2./2. 1903. K.G. u. V.Bl. no. 2. 
1903. 

Die von der evangelischen Kirchengemeinde zu Kaisersfelde 
durch den Gemeinde-Kirchenrat gegen den Beschluss der 3. Ci- 
vilkammer des Königlichen Landgerichts zu Gnesen vom 25. No- 
vember 1902 eingelegte weitere Beschwerde wird zurückgewiesen; 
die Kosten fallen der Beschwerdeführerin zur Last 

Gründe. 

Der evangelische Gemeinde-Kirchenrat zu Kaisersfelde hat bean- 
tragt, für drei in Kornfelde, Parlin-Kolonie und Wilhelmsee belegene 
Begräbnisplätze der evangelischen Kirchengemeinde zu Kaisersfelde 
Grundbuchblätter anzulegen und in Abteilung II einzutragen, dass 
„allein benutzungsberechtigt und unterhaltungspflichtig sind: 

a) für den Kirchhof in Kornfelde die Evangelischen von Korn- 
felde, Krzekatowo, Dreilinden, Slaboszewo-Dorf und Slabosze- 
wo-Rittergut, 

b) für den Kirchhof in Parlin-Kolonie die Evangelischen von Par- 
lin-Kolonie, 

c) für den Kirchhof in Wilhelmsee die Evangelischen von Wilhelm- 
see-Dorf und -Gut und von Slaboszewko.* 
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Zur Begründung des Antrags wurde auf den $ 30 der Verwal- 
tungsordnung für das kirchliche Vermögen in den östlichen Provinzen 
der preussischen Landeskirche vom 15. Dezember 1886 — 17. Juni 1893 
Bezug genommen, der für den Fall der Neuanlegung von Begräbnis- 
plätzen in (remeinden ausserhalb des Kirchorts „die Eintragung im 
Grundbuch auf den Namen der Kirchengemeinde mit ausdrücklichem 
Vorbehalt der Benutzung und der Unterhaltungspftlicht für die örtlich 
zunächst Beteiligten (A. L.-R. II 11 $ 761)° empfiehlt. 

Das (irundbuchamt zu Mogilno hat die Grundbuchblätter Korn- 
felde Bd. l1I Bl. Nr. 48, Parlin-Kolonie Bd. II Bl. Nr. 30 und Wil- 
helmsee Bd. Il Bl. Nr. 22 angelegt, die (arundstücke als „Begräbnis- 
platz“ bezw. „Kirchhof“ bezeichnet und die evangelische Kirchengemeinde 
in Kaisersfelde als Eigentümerin eingetragen, dagegen die Eintragung 
in Abteilung II durch die Verfügungen vom 20. Juni und 21. August 
1902 abgelehut, weil die Vermerke weder eine Belastung der Grund- 
stücke noch eine Eigentumsbeschränkung enthielten und deshalb nicht 
eintragungsfähig wären. 

Die vom (Gemeinde-Kirchenrat eingelegte Beschwerde ist durch 
Beschluss des Königlichen Landgerichts zu Gnesen vom 25. November 
1902 zurückgewiesen worden. Das Beschwerdegericht erwägt, dass die 
Eintragungen die Regelung des Benutzungsrechts und der Unterhal- 
tungspflicht in Ansehung der verschiedenen Begräbnisplätze der Kir- 
chengemeinde mit bindender Kraft für deren Mitglieder bezwecke, dass 
eine solche Regelung mit Rechtswirksamkeit für die gegenwärtigen und 
zukünftigen Mitglieder durch statutarische Festsetzung erfolgen könne 
und dass deshalb die Eintragungen als überflüssig unzulässig seien. 
Ausserdem bildeten die Evangelischen der einzelnen Ortsgemeinden 
keine juristische Person oder Personenmehrheit, die unter ihrem Ge- 
samtnamen Rechte erwerben könne. Endlich könne die ihnen ob- 
liegende Unterhaltungspflicht nicht auf die Grundstücke der Kirchen- 
gemeinde eingetragen werden. 

Hiergegen richtet sich die weitere Beschwerde des Gemeinde-Kir- 
chenrats, der der Erfolg zu versagen war. Die in Rede stehenden 
Begräbnisplätze gehören, entsprechend der Regel des $ 183 II 11 A. 
L.-R., der Kirchengemeinde und bilden nach 8 160 daselbst einen Teil 
des Kirchenvermögens. Die Mitglieder der Kirchengemeinde haben 
nach den SS 108—110 daselbst das Recht, sich der Anstalten der Ge- 
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meinde zu ihren Religionshandlungen nach Massgabe der bei dieser 
(remeinde eingeführten Ordnungen und Verfassungen zu bedienen, und 
die Pflicht, zur Unterhaltung der Kirchenanstalten nach diesen Ver- 
fassungen beizutragen. Das Gesetz spricht zwar an den angeführten 
Stellen von Kirchengesellschaften, aber es ist anerkannten Rechtens, 
dass darunter die lokalen, korporativ organisierten Kirchengemeinden 
zu verstehen sind (vgl. Entsch. d. R.-G., Bd. 17 8.192 £.). In Ueber- 
einstimmung mit jenen Vorschriften verordnet $ 761 II 11 A. L.-R., 
dass die Unterhaltung der Begräbnisplätze eine gemeine Last ist und 
Allen obliegt, „die an dem Kirchhofe Teil zu nehmen berechtigt sind 
($S 183 sqq.)“. Nach $ 453 das. muss jeder Eingepfarrte der Regel 
nach in seiner Parochie begraben werden, und die SS 188 bis 190 das. 
bestimmen, dass ohne Erkenntnis des Staats Niemandem das ehrliche 
Begräbnis auf dem öffentlichen Kirchhofe versagt werden soll, dass 
auch die im Staate aufgenommenen Kirchengesellschaften der verschie- 
denen Religionsparteien einander wechselweise, in Ermangelung eigener 
Kirchhöfe, das Begräbnis nicht versagen dürfen und dass da, wo der 
Kirchhof der Stadt- oder Dorfgemeinde gehört, jedes Mitglied der- 
selben, ohne Unterschied der Religion, auch auf das Begräbnis daselbst 
Anspruch machen kann. Danach kann nicht bezweifelt werden, wenn 
dies auch das Gesetz nicht ausdrücklich ausspricht, dass jeder Einge- 
pfarrte, als Mitglied der Kirchengemeinde, ein im öffentlichen Rechte 
wurzelndes, durch das Bürgerliche Gesetzbuch nicht berührtes Recht auf 
die bestimmungsmässige Benutzung des der Gemeinde gehörigen Be- 
gräbnisplatzes hat, wie er anderseits zu den Unterhaltungskosten bei- 
zutragen verbunden ist (Ausf.-Ges. z. B. G.-B. Art. 89, vgl. Entsch. d. 
R.-G., Bd. 12 S. 280 fg. in Gruchot’s Beiträgen, Bd. 46 S. 1134 fg., 
1137, Rehbein, B. G.-B., Bd. 1 S. 50). 

Im vorliegenden Falle soll dieses auf der Mitgliedschaft beruhende 
Begräbnisrecht und die damit verbundene Beitragspflicht dahin geregelt 
werden, dass einzelne Kirchhöfe der Kirchengemeinde nicht von allen 
ihren Mitgliedern, sondern nur von örtlich bestimmten Klassen der- 
selben benutzt und dass dementsprechend die Beiträge zu den Unter- 
haltungskosten verteilt werden sollen. Eine solche Ordnung des Be- 
gräbniswesens mag, wie das Landgericht annimmt, Gegenstand statuta- 
rischer Festsetzung sein können (Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
vom 10. September 1873, SS 46, 31 Nr. 11, (es. betr. die evangelische 
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Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 25. Mai 1874 Artikel 5, 
vgl. Entsch. d. R.-G., Bd. 23 8. 22 fe., 26, in Gruchot’s Beiträgen, 
Bd. 46 S. 1134 fg., 1138). Dadurch wird aber, was die Benutzungs- 
befugnis anbetrifft, kein dingliches Recht, insbesondere keine beschränkte 
persönliche Dienstbarkeit geschaffen. Das der (remeindemitgliedschaft 
entspringende Teilnahmerecht (vergl. A. L.-R. TI 6 8 72) begründet 
nicht eine unmittelbare Macht des einzelnen Gemeindemitglieds über 
den der Gemeinde gehörigen Begräbnisplatz oder einen Teil desselben, 
wie sie das Wesen der Dinglichkeit bildet (Mot. z. d. Entw. eines B. G.-B., 
Bd. 38.2), sondern nur einen von der Mitgliedschaft abhängigen An- 
spruch gegen die (remeinde auf Gestattung der bestimmungsgemässen 
Benutzung ihres Friedhofs. Der Erwerb eines dinglichen Rechtes zur 
Benutzung eines Platzes auf einer öffentlichen Begräbnisstätte ist zwar 
rechtlich möglich und kommt bei Grabstellen für einzelne Personen 
wie bei s. g. Familien- und Erbbegräbnissen vor (A. L.-R. IL 11 SS 185, 
461, 591, Einf.-Ges. z. B. G.-B. Art. 133, vgl. Mot. z. d. Entw. dieses 
Gesetzes Art. 72 S. 196. Achilles, Protokolle, Bd 6 S. 435 zu IV, Mot. 
z. d. Entw. eines B. @.-B. Bd. 2 S. 766 zu 12, Entsch. d. R.-G., Bd. 8 
S. 200 fe., 202, Bd. 12 S. 280 fg., 284, in Grruchot’s Beiträgen, Bd. 26 
S. 1022, Bd. 46 S. 1140). Er erfordert aber einen besonderen privat- 
rechtlichen Erwerbstitel. Die blosse Mitgliedschaft an der Kirchen- 
gesellschaft, einer juristischen Person des öffentlichen Rechts, erzeugt 
eine solche sachenrechtliche Beziehung zu dem Kirchhofsgrundstücke 
nicht. 

Ebensowenig beschränkt jene Regelung die Kirchengemeinde in 
der Verfügung über die Friedhofsgrundstücke. Eine auf statutarischer 
Festsetzung, also Rechtsgeschäft beruhende dingliche Verfügungsbe- 
schränkung ist überdies durch die Vorschrift des $ 137 B. G.-B. aus- 
geschlossen. 

Dem Beschwerdegericht ist auch darin beizutreten, dass die Evan- 
gelischen der einzelnen politischen Gemeinden und Gutsbezirke keine 
Juristische Person oder Personenmehrheit bilden, die unter ihren Ge- 
samtnamen Rechte erwerben kann (vergl. A. I.-R. II 7 825, Entsch. 
d. R.-G. Bd. 17 8. 192 fg., 196). Eintragungen im Grundbuche können 
daher für sie nicht vorgenommen werden (vergl. Jahrbuch für Entsch. 
d. K.-G., Bd. 24 A 8. 83 fg., 86). Das ausschliessliche Benutzungs- 


recht einzelner Klassen von Eingepfarrten ist deshalb nicht eintragungs- 
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fähig. 

Aber auch die mit der Beuutzungsbefugnis verbundene Pflicht zur 
Leistung von Beiträgen zu den Unterhaltungskosten kann nicht in das 
Grundbuch eingetragen werden. Auch hierbei handelt es sich weder 
um eine auf dem Kirchhofgrundstücke ruhende Last, noch um eine 
Verfügungsbeschränkung oder um irgend ein anderes eintragungsfähiges 
Rechtsverhältnis. Selbst wenn jene Verpflichtung auf den Grundstücken 
haftete, wäre sie als Öffentliche, gemeine Last, die bei der Zwangsver- 
steigerung und der Zwangsverwaltung den Rechten an dem Grundstück 
im Range vorgeht, nämlich als eine aus dem Kirchenverband entsprin- 
gende Leistungspflicht von der Eintragung in das Grundbuch ausge- 
schlossen (A. L.-R. II 11 $ 761, Ausf.-Ges. z. G.-B.-O. Artikel 11, z. 
R.-G. üb. d. Zwangsversteiger. u. d. Zwangsverwaltung SS 1°, 22). 

Iun Frage kommen könnte dagegen die Anwendung des $ 4 Abs. 2 
der allgemeinen Verfügung vom 20. November 1899 zur Ausführung 
der G.-B.-O. Danach kann bei Eintragungen für juristische Personen 
des öffentlichen Rechtes auf Antrag des Berechtigten u. a. die Zweck- 
bestimmung des Grundstücks oder des eingetragenen Rechtes durch 
einen dem Namen des Berechtigten in Klammern beizufügenden Zu- 
satz bezeichnet werden. Auf Antrag der Kirchengemeinde würde also 
zur Kenntlichmachung der Grundstücke als Lokalkirchhöfe für be- 
stimmte Ortsgemeinden in Abt. I Sp. 1 der Angabe des Eigentümers 
beigefügt werden können: „(Begräbnisplatz für die Evangelischen der 
Gemeinden . . . . .).* Da aber eine solche Eintragung nicht 
beantragt ist, war die weitere Beschwerde als unbegründet zurückzu- 
weisen. 

Den Kostenpunkt regelt $ 1 Pr. G.-K.-G. 

5. Beschluss d. Kammerger. v. 21./9. 03. K. Ges. u. V.- 
Bl. 1903. S. 190. 

Unter Aufhebung des Beschlusses der 3. Zivilkammer des K. 
Landgerichts zu Gnesen vom 9. Februar 1903 wird die Sache 
zur anderweiten Erörterung und Entscheidung nach Massgabe 
der folgenden Gründe an das vorgenannte Amtsgericht zurück- 
verwiesen. Eine Gebühr und Auslagen für die weitere Beschwerde 
kommen nicht in Ansatz. 

Gründe. 
Der evangelische (kemeinde-Kirchenrat und die Kirchengemeinde- 
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vertretung zu Libau haben für die evangelische Kirchengemeinde da- 
selbst eine (rundstücksparzelle in Baranowo als Kirchhof erworben, 
und zwar mit (renehmigung des Konsistoriums zu Posen. Das Amts- 
gericht zu (inesen hat durch Verfügung vom 9. Februar 1903 den 
Antrag des (demeinde-Kirchenrats, zwecks Auflassung der Parzelle an 
die Kirchengemeinde das Weitere zu veranlassen, abgelehnt, weil es 
sich um einen Erwerb von (srundeigentum handle und daher die Ge- 
nehmigung des Regierungspräsidenten erforderlich sei. Die hiergegen 
eingelegte Beschwerde ist durch Beschluss des Landgerichts zu Gnesen 
vom 5. Mai 1903 zurückgewiesen worden, weil die nach Art. 24 preuss. 
Ges. vom 3. Juni 1876 erforderliche staatliche Genehmigung durch 
Art. 86 Einf.-(res. z. B. G.-B. nicht aufgehoben sei, da Art. 24 eit. 
(es. dem Staat ein Aufsichtsrecht öffentlichen Charakters gewähre und 
die sich „auf ein staatliches Hoheitsrecht gründende staatliche Auf- 
sicht“ von dem B. @.-B. nicht berührt sei. 

In der weiteren Beschwerde hierüber wird geltend gemacht: durch 
Art. 86 Einf.-Ges. z. B. @.-B. und Art. 7 Ausf.-Ges. z. B. G.-B. sei 
Art. 24 Ges. vom 3. Juni 1876, wonach eine Kirchengemeinde zum 
Erwerbe von Grundeigentum der staatlichen Genehmigung bedürfe, in- 
soweit aufgehoben, als es sich um Grundstücke im Werte von 5000 M. 
oder weniger handle; zum Erwerbe solcher Grundstücke bedürfe eine 
Kirchengemeinde nicht mehr der staatlichen Genehmigung. Die hier 
in Rede stehende Parzelle von 2 ar habe einen geringeren Wert als 
5000 M., die Genehmigung des Regierungspräsidenten sei daher nicht 
erforderlich. 

Die weitere Beschwerde ist begründet. 

Art. 86 Einf.-Ges. z. B. G.-B., wonach die landesgesetzlichen Vor- 
schriften, welche den Erwerb von Rechten durch juristische Personen 
beschränken oder von staatlicher Genehmigung abhängig machen, un- 
berührt bleiben, soweit diese Vorschriften Gegenstände im Werte von 
mehr als 5000 M. betreffen, bezieht sich auf alle juristische Personen 
ohne Ausnahme, also auch auf kirchliche Korporationen. In den Mo- 
tiven zum Art. 49 des I. Entw., der dem Art. 86 Einf.-Ges. entspricht, 
ist gerade auf solche Landesgesetze besonders hingewiesen, die, um 
den Gefahren vorzubeugen, welche übermässige Anhäufung von Grund- 
besitz oder Kapitalvermögen in der manus mortua ecclesiastica für das 
Gemeinwohl haben könne, beschränkende Vorschriften hinsichtlich des 
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Vermögenserwerbs der kirchlichen Institute und der frommen Stiftungen 
enthielten. Art. 86 Einf.-Ges. z. B. G.-B. hält zwar diese Vorschriften 
ebenso wie alle anderen auf den Vermögenserwerb juristischer Personen 
sich beziehenden landesgesetzlichen Beschränkungen im allgemeinen 
aufrecht, hebt aber diese bezüglich der Gegenstände des Erwerbes im 
Werte von nicht mehr als 5000 M. auf. Danach ist auch Art. 24 Ziff. 1 
“ preuss. Ges., betr. die evangelische Kirchenverfassung in den acht älte- 
ren Provinzen, vom 3. ‚Juni 1876, wonach die Beschlüsse der kirch- 
lichen Organe bezüglich des Erwerbs von Grundeigentum zu ihrer 
Gültigkeit der Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde bedürfen, 
insoweit aufgehoben, als das zu erwerbende Grundeigentum einen Wert 
von nicht mehr als 5000 M. hat. Die Ansicht des Landgerichts, der 
Art. 24 ceit. Ges. gewähre dem Staat ein Aufsichtsrecht öffentlichen 
Charakters und sei deshalb durch Art. 86 Einf.-Ges. z. B. G.-B. nicht 
berührt, ist nicht zutreffend. Die Protokolle der II. Kommission Bd. 6 
S. 401, auf welche sich das Juaandgericht beruft, bestätigen diese An- 
sicht nicht. Dort ist nur bezüglich der demnächst gestrichenen Be- 
stimmung im Abs. 1 des Art. 49 I. Entw. (Art. 86 Einf.-Ges.), wonach 
die landesgesetzlichen Vorschriften über die Verwaltung und Beauf- 
sichtigung juristischer Personen unberührt bleiben sollten, bemerkt 
worden, es sei dieser Vorbehalt überflüssig, weil er sich für die juri- 
stischen Personen des öffentlichen Rechts hinsichtlich der Verwaltung 
von selbst verstehe, und weil diejenige staatliche Aufsicht, die sich auf 
das Staatshoheitsrecht gründe, durch das B. G.-B. nicht berührt werde. 
Um eine Verwaltungs- oder Aufsichtsmassnahme des Staates handelt 
es sich aber bei der staatlichen Genehmigung des Vermögenserwerbes 
einer kirchlichen Korporation nicht, vielmehr ist diese Genehmigung 
eine Beschränkung privatrechtlichen Erwerbs, die nicht einen anderen 
Charakter trägt, wie die Erwerbsbeschränkungen anderer juristischer 
Personen, sondern wie diese ihren Grund in staatlicher Fürsorge für 
das Gemeinwohl hat. ‚Jedenfalls ist in Peussen auf Grund des Art. 86 
Einf.-Ges. z. B. G.-B. im Art. 78 1 Abs. 1 Ausf.-Ges. z. B. G.-B. 
die allgemeine Vorschrift gegeben, dass juristische Personen, die in 
Preussen ihren Sitz haben, zum Erwerbe von Grundstücken im Werte 
von mehr als 5000 M. der Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbe- 
hörde bedürfen. 


Durch diese Vorschrift sind die Erwerbsbeschränkungen aller ju- 
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ristischen Personen hinsichtlich des Erfordernisses der staatlichen Ge- 
nehmigung neu geregelt und sind weitergehende Beschränkungen in 
dieser Hinsicht aufgehoben. Es ist daher auch Art. 24 Ziff. 1 Ges. 
vom 3. Juni 1876 dahin geändert, dass evangelische Kirchengemeinden 
zum Erwerbe von Grundstücken im Werte von nicht mehr als 5000 M. 
nicht der staatlichen Genehmigung bedürfen. Dies wird bestätigt durch 
die Begründung zum Art. 7 des Entwurfs eines Ausf.-Ges. z. B. G.-B., 
worin bemerkt ist: 

Anlangend die juristischen Personen, die ihren Sitz in Preus- 
sen haben, so können nach A. 1.-R. II. 6 S 83 Korporationen 
und Gemeinden ohne besondere Einwilligung ihrer vorgesetzten 
Behörde unbewegliche Sachen nicht an sich bringen.... Der 
Erwerb von Grundeigentum durch kirchliche Korporationen und 
mit juristischer Persönlichkeit ausgestattete kirchliche Anstalten 
ist durch mannigfache, für die einzelnen Landesteile verschiedene 
Sondervorschriften an staatliche Genehmigung gebunden (A. L.-R. 
11. 11.8 194, (Ges. über die Vermögensverwaltung in den katho- 
lischen Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875 $ 50, Ges. betr. 
die evangelische Kirchenverfassung in den 8 älteren Provinzen, 
vom 3. Juni 1876 Art. 24 u. s. w.). Alle diese Bestimmungen 
bleiben an sich nach Artikel 86 Einf.-Ges. z. B. G.-B. für Ge- 
genstände im Werte von mehr als 5000 M. in Kraft. Der Ent- 
wurf setzt an ihre Stelle eine für alle preussischen juristischen 
Personen geltende einheitliche Regel (Art. 7 8 1 Abs. 1). 

Demgemäss hat das Kammergericht bereits in dem Beschlusse vom 
7. Juli 1902 (Jahrbuch Bd. 25 A 126) ausgesprochen, dass 8 50 Zif. 1 
Ges. vom 20. Juni 1875 über die Vermögensverwaltung in den katlıo- 
lischen Kirchengemeinden, welcher bestimmt, dass bei dem Erwerbe 
von Grundeigentum für die Kirchengemeinde die Beschlüsse des Kir- 
chenvorstandes und der Gemeindevertretung zu ihrer Gültigkeit der 
(Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde bedürfen, durch Art. 7 
$ 1 Abs. 1 preuss. Ausf.-Ges. zum B. G.-B. ersetzt worden ist. Es 
ist daher rechtsirrtümlich, wenn die Vorinstanzen zur Gültigkeit des 
Erwerbes der in Rede stehenden Grundstücksparzelle für die evange- 
lische Kirchengemeinde zu Libau ohne Rücksicht auf den Wert der 
Parzelle die genehmigung des Regierungspräsidenten für erforderlich 
erklärt haben. 
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Demnach war unter Aufhebung der beiden Vorentscheidungen die 
Sache zur anderweiten Prüfung des Antrags auf Entgegennahme der 
Auflassung an das Amtsgericht zurückzuverweisen. Bei der erneuten 
Prüfung wird das Amtsgericht festzustellen haben, ob der Wert der 
aufzulassenden Parzelle 5000 M. übersteigt oder ob er nur 5000 M. 
oder weniger beträgt, und wird letzterenfalls von dem bisherigen Be- 
denken abzusehen sein. 

Den Kostenrpunkt regelten 88 7 Abs. 1, 9 Abs. 2 Pr. G.-K.-G. 

6. E. d. R.Ger. VI. C.Sen. 20./4. 03. A. f.k. KR. 83, 719. 

Entscheidungsgründe. 

Der Schuhmacher A. war im Jahre 1885 als Küster bei der kla- 
genden Kirchengemeinde gegen ein Jahresgehalt angestellt worden und 
hat diesen Dienst bis zum Jahre 1896 versehen. Die klagende Kir- 
chengemeinde ist keine selbständige Pfarrgemeinde; sie hat sich inner- 
halb der katholischen Pfarrgemeinde in Bromberg für die kirchlichen 
Bedürfnisse der der deutschen Nationalität angehörigen Gemeindemit- 
glieder gebildet, ist mit eineın Kirchengebäude ausgestattet, besitzt 
eigenes Vermögen und hat einen eigenen Kirchenvorstand. Zwischen 
dem Propste der Pfarrkirche und dem Küster A. entstanden im Jahre 
1896 Misshelligkeiten, die dazu führten, dass der Propst dem A. den 
ferneren Zutritt zur Jesuitenkirche verbot und einen neuen Küster in 
der Person des Schuhmachers S. anstellte. Der Kirchenvorstand der 
klagenden Gemeinde billigte die Entlassung des A. nicht und beschloss 
dessen Beibehaltung. Die Beklagten, von denen der Beklagte zu 1 
damals Hilfsgeistlicher (Präbendar) an der Jesuitenkirche und zugleich 
Vorsitzender des Kirchenvorstandes, der Beklagte zu 2 Mitglied des 
Kirchenvorstandes und von diesem bestellter Kassenverwalter ($ 10 
des Gesetzes über die Vermögensverwaltung in den katholischen Kir- 
chengemeinden vom 20. Juni 1875) war, bewirkten gleichwohl die Zah- 
lung des Gehaltes aus der Kirchenkasse nicht an A., sondern an S.; 
A. hat darauf rechtskräftig seinen Gehaltsanspruch gegen die Klägerin 
erstritten. In dem darüber geführten Prozesse wurden die Kosten des 
Rechtsstreites nur zu einem kleinen Teile der jetzigen Klägerin, zum 
grössten Teile aber dem jetzigen Beklagten F. auferlegt, weil er ohne 
legitimation als Vertreter der Klägerin aufgetreten war. Trotzdem 
sind von den Beklagten auch diese Prozesskosten in voller Höhe aus 
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Die Klägerin hat im gegenwärtigen Rechtsstreite die gesamtschuld- 
nerische Verurteilung der Beklagten zur Erstattung der entgegen dem 
Beschlusse des Kirchenvorstandes an 8. in den Jahren 1896—1899 
gezahlten Beträge an Küstergehalt mit 1054.36 M. und ebenso der aus 
der Kirchenkasse gezahlten Prozesskosten aus dem Prozesse des A. 
wider die Klägerin mit 163.95 M. beantragt. Von letzterer Summe 
entfallen auf die der Kirchengemeinde selbst auferlegten Kosten 20 M. 
die übrigen 143.95 M. auf die von dem Beklagten zu 1 zu tragenden. 
— Das erste Urteil hat zur Erstattung dieser 143.95 M. den Beklasten 
F. allein, im übrigen also in Höhe von 1074.35 M. beide Beklagten 
als Gesamtschuldner nach dem Klageantrage verurteilt; die von den 
Beklagten eingelegte Berufung ist durch das Urteil des Oberlandesge- 
richts zurückgewiesen worden. 

Die gegen das letztere von den Beklagten eingelegte Revision er- 
scheint zulässig; sachlich war sie jedoch nicht für begründet zu er- 
achten. 

Den Mitgliedern des Kirchenrorstandes einer katholischen 
hirchengemeinde kommt in Preussen nach der durch das Gesetz 
über die Vermügensverwaltung in den katholischen Kirchenge- 
meinden vom 20. Juni 1875 yeschaffenen Organisation die Eigen- 
schaft mittelbarer Staatsbeamten zu. (Entscheidungen des Reichs- 
gerichts in Strafsachen Band 3, Seite 258, Rechtssprechung des Reichs- 
gerichts Band 6, Seite 418, Urteil des erkennenden Senats in Sachen 
der katholischen Kirchengemeinde Exin c/a Borowski vom 16. Juni 
1902 VI. 108/02); gemäss $ 39 Ziffer 3 des Preussischen Ausführungs- 
gesetzes zum (zerichtsverfassungsgesetze vom 29. April 1878 sind für 
Ansprüche gegen öffentliche Beamte wegen Ueberschreitung ihrer amt- 
lichen Befugnisse oder wegen pflichtwidriger Unterlassung von Amts- 
handlungen die Landgerichte ohne Rücksicht auf den Wert des Streit- 
gegenstandes ausschliesslich zuständig und demgemäss muss nach & 547 
Ziffer 2 der Civilprozessordnung auch die Revision ohne Rücksicht auf 
den Wert des Beschwerdegegenstandes, der im vorliegenden Falle den 
für die Revision sonst vorausgesetzten Betrag des $ 546 Civilprozess- 
ordnung nicht erreicht, für zulässig erachtet werden. 

Die von den Beklagten zunächst bestrittene Parteifähigkeit der 
klagenden Kirchengemeinde ist von deın Berufungsgericht ohne Rechts- 
irrtum bejaht worden. Das Gesetz über die Vermögensverwaltung in 
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den katholischen Kirchengemeinden gibt in den SS 1 und 2 nicht nur 
den Pfarrgemeinden, sondern auch anderen Kirchengemeinden, wie Fi- 
lial- und Kapellengemeinden u. s. w., falls sie ein besonderes, nicht 
den kirchlichen Zwecken der Hauptgemeinde dienendes Vermögen haben, 
eine besondere vermögensrechtliche Organisation. In welcher Rechts- 
beziehung diese anderen Kirchengemeinden zu der Pfarrgemeinde stehen, 
ist für ihre vermögensrechtliche Selbständigkeit gleichgültig; nur darf 
diese Rechtsbeziehung die Bildung einer selbständigen Persönlichkeit 
nach den bestehenden Gesetzen nicht ausschliessen. Dass die Ent- 
stehung einer selbständigen Kirchengemeinde innerhalb einer ror- 
handenen Pfarrgemeinde und ohne räumliche Abgrenzung ron 
dieser, die allerdings die Regel bildet, rechtlich möglich ist, ist 
in der Entscheidung des IV. Civilsenats des Reichsgerichts vom 21. Ja- 
nuar 1886 (Entscheidungen Band 15, Seite 237) anerkannt und ergibt 
sich für das Preussische Recht aus $S 244, 245, 249, Teil II, Titel 11 
Allgemeinen Landrechts. Was aber den Nachweis einer solchen selb- 
ständigen Bildung anlangt, so muss gegenüber der Tatsache, dass die 
klagende Gemeinde im Rechtsverkehr als selbständiges Rechtssubjekt 
bisher aufgetreten und als solches von den staatlichen und kirchlichen 
Behörden anerkannt ist, der Beweis, dass ihr trotzdem die Eigenschaft 
eines selbständigen Rechtssubjekts fehle, und ihr Vermögen nicht ihr, 
sondern der Pfarrgemeinde gehöre, von den Beklagten erwartet werden, 
die sich unter solchen Umständen nicht auf das Bestreiten der Rechts- 
fähigkeit der Klägerin beschränken dürfen (Bolze, Praxis des Reichs- 
gerichts, Band 10, Nr. 559). In dieser Weise aber haben die Beklagten 
ihre Einrede nicht begründet, und irgend welche Umstände, aus denen 
sich ergeben musste, dass die Bildung einer selbständigen vermögens- 
rechtlichen Persönlichkeit nicht stattgefunden habe, nicht angeführt. 
Die Beklagten haben sich dem Anspruche der Klägerin gegenüber 
auf das Bestehen einer Observanz berufen, nach welcher seit unvor- 
denklichen Zeiten in der Provinz Posen die Anstellung und Entlassung 
der niederen Kirchendiener dem Pfarrer allein zustehe, und die Revi- 
sionskläger stützten ihren wesentlichen Angriff gegen das Berufungs- 
urteil darauf, dass ein Beweisantrag der Beklagten auf Einholung amt- 
licher Auskünfte des Königlichen Ministeriums des Innern und des 
erzbischöflichen (seneralkonsistoriums zu Gnesen über das Bestehen 
dieser Observanz abgelehnt worden ist. Bestehe eine solche Observanz, 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIV. 1. 10 
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so sei die Entlassung des A. und die Anstellung des S. durch den 
Propst in rechtsgültiger und auch die Klägerin bindender Weise er- 
folgt, was notwendig zur Rechtsfolge habe, dass auch die Zahlung des 
(Gehalts an S. eine rechtmässige gewesen sei. Diese Folgerung ist, die 
rechtliche Zuverlässigkeit und das Bestehen einer solchen Observanz 
vorausgesetzt, nicht von der Hand zu weisen. Das Berufungsgericht 
hat den Beweisantrag zurückgewiesen, weil materiellrechtlich die Bil- 
dung der Observanz unmöglich erscheine, aber auch prozessrechtlich 
mangels Spezialisierung der Tatsachen, aus denen die Entstehung der 
Observanz vom Gericht entnommen werden könne, der Beweisantrag 
nicht genügend begründet erscheine. Der letztgedachte prozessuale 
Grund für die Ablehnung des Beweisantrages der Beklagten ist aller- 
dings nicht zu billigen. Denn eine von der Partei schlechthin zu 
beweisende Prozessbehauptung ist das Bestehen einer Obserranz 
nicht; sie ist nach $ 293 Civilprozessordnung von der Partei, die sich 
auf sie beruft, den Gerichte nachzuweisen, wenn dieses sie nicht kennt: 
das bedeutet aber nicht, dass dieser Nachweis in allen Beziehungen, 
auch in der Art der Beweisauftretung, den Bestimmungen der Civil- 
prozessordnung über die Beweisaufnahme zu folgen hätte. Denn die 
Gerichte haben nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht, 
bei der Ermittelung von Rechtssälzen, die auf einen sur Ent- 
scheidung stehenden Fall Anwendung finden könnten, milzuwirken, 
und es kann deshalb nicht verlangt werden, dass die die Observanz 
behauptende Partei die einzelnen tatsächlichen Elemente, die für die 
Bildung einer Observanz erforderlich sind: eine Mehrheit von Hand- 
lungen, deren Gleichförmigkeit und ununterbrochene Folge, die durch 
lange Zeit sich fortsetzende Wiederkehr, ihr Ursprung in einer allge- 
meinen Rechtsüberzeugung, im einzelnen unter Beweis stelle, sofern 
nur der Antrag, wie er gestellt ist, für die Ermittelung der Observanz 
überhaupt erheblich sein kann. Die Specialisierung der rechtlichen 
Voraussetzungen für die Bildung der Observanz sind die Gerichte 
selbst bei Einholung der Beweise vorzunehmen in der Lage. Von 
diesen in der Rechtsprechung wiederholt entwickelten Gesichtspunkten 
aus (vergl. Entscheidungen des Preussischen Obertribunals Band 63, 
Seite 323, Entscheidungen des Reichsgerichts Band 30, Seite 366, Band 
39, Seite 376) erscheint es nicht unzulässig, wenn die Partei, die 
das Bestehen einer Observanz behauptet, hierfür auf die amtliche 
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Auskunft anderer Behörden sich beruft, die davon Kenntnis 
haben können und müssen. Nicht ein Rechtsgutachten, wie das Be- 
rufungsgericht meint, ist es, das diese Behörden dem Gerichte abgeben 
sollen, sondern ein Zeugnis über die bestehende Uebung, dessen recht- 
liche Erheblichkeit zu prüfen alsdann dem Gericht obliegt. 

In der materiellrechtlichen Würdigung der Behauptung der Be- 
klagten, es habe sich eine Observanz des angegebenen Inhalts gebildet, 
war dagegen dem Berufungsgerichte beizutreten. 

Nach $ 562, Teil II, Titel 11 Allgemeinen Landrechts gebührt die 
Anstellung der Küster „dem Pfarrer und den Kirchenvorstehern, so- 
fern nicht dieselbe, nach wohlhergebrachter Gewohnheit des Ortes, 
letzterem allein oder auch der ganzen (zemeinde zukommt“. Eine 
Auslegung, wie sie die Revision versucht, welche das Wort „letzteren“ 
nicht lediglich auf die „Kirchenvorsteher“, sondern auch auf die „Pfar- 
rer“ beziehen möchte, verbietet sich schon nach den Regeln der Gram- 
matik; es ist aber auch inhaltlich eine Gegenüberstellung der Kirchen- 
vorsteher und der Gemeinde einerseits, des Pfarrers anderseits in der 
Bestimmung des Gesetzes nicht zu erkennen. Aus der Anwendung 
der Grundsätze über die Anerkennung von (zewohnheitsrechten gegen- 
über dem geschriebenen Rechte des Allgemeinen Landrechts in $ VII 
des Publikationspatentes in Verbindung mit $ 4 der Einleitung zu 
diesem Gesetzbuch ergibt sich für den vorliegenden Rechtsfall, dass 
die behauptete Observanz nach Einführung des Allgemeinen Landrechts 
sich nicht bilden konnte. Nach den angezogenen Bestimmungen bleiben 
zur Zeit der Einführung des Allgemeinen Landrechts bestehende ört- 
liche Gewohnheitsrechte bis zu einer Kodifikation der Provinzialrechte 
— welche für die Provinz Posen nicht stattgefunden hat — bestehen, 
auch wenn sie von den Sätzen des neuen geschriebenen Rechts abwei- 
chen (contra legem); neue Gewohnheitsrechte können sich dagegen nur 
bilden, sofern sie eine Lücke des geschriebenen Rechts ausfüllen (prae- 
ter legem), oder das letztere selbst auf sie verweist. Die von den 
Beklagten behauptete Observanz würde nun eine Abweichung von der 
Regelung des Rechtes der Anstellung der Kirchendiener im Allgemeinen 
Landrecht selbst enthalten, sie musste also contra legem sich entwickelt 
haben; eine Verweisung aber auf örtliches Gewohnheitsrecht spricht 
zwar $ 562, Teil II, Titel 11 Allgemeinen Landrechts aus, jedoch nur 
in der Richtung, dass ein Anstellungsrecht der Kirchenvorsteher oder 
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der Gemeinde oAne Mitwirkung des Pfarramts sich gewohnheitsrecht- 
lich entwickeln kann, nicht aber auch ein Anstellungsrecht des Pfarrers 
ohne die Kirchenvorsteher. Es verbleibt mithin nur die Möglichkeit. 
dass die behauptete Observanz, soll sie dem Allgemeinen Landrecht 
gegenüber Gültigkeit beanspruchen können, 70” dessen Einführung 
entstanden wäre. Das aber ist, wie das Berufungsgericht zutreffend 
ausführt, rechtlich unmöglich, weil die Observanz nur dem zu jener 
Zeit geltenden kirchlichen Rechte der kanonischen Rechtsbücher ent- 
sprochen haben würde, eine Obserranzs aber begrifflich nicht in 
ÜCebereinstimmung mit der gemeinen Rechtsregel, sondern mur 
ausserhalb dieser oder in Abweichung ron ihr sich bilden kann 
und Gewohnheitsrecht zu sein aufhört, wenn sie durch die ge- 
meine Rechtsregel sanktioniert ist. 

Hiernach konnte in der klagenden (zemeinde, da die Befugnisse 
der in $ 562, Teil IL, Titel 11 Allgemeinen Landrechts genannten Kir- 
chenvorsteher in Gemässheit des 8 57 Absatz 2 des (sesetzes über die 
Vermögensverwaltung in den katholischen Kirchengemeinden seit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes auf den Kirchenvorstand übergegangen 
sind, die Entlassung des Küsters A. und die Anstellung eines neuen 
Küsters nur durch den Pfarrer in Gemeinschaft mit dem Kirchenvorstande 
erfolzen, und die allein durch den Pfarrer verfügte Entlassung des A. 
und Anstellung des 8. war für die Gemeinde nicht bindend. Sie ist 
auch nachträglich von dem Kirchenvorstande nicht genehmigt worden; 
vielmehr hat dieser ausdrücklich seine Genelinigung versaet und die 
Beibehaltung des Küsters A., die sich, wenn die Entlassung nicht 
rechtsgültig war, von selbst verstand, beschlossen. Indem die Beklagten 
diesem ihnen bekannten Beschlusse zuwiderhandelten und dem A. das 
ihm zustehende Gehalt vorenthielten, dem S. aber ein ihm nicht be- 
willigtes Gehalt auszahlten, haben sie sich der Klägerin nach $S$ 10 ff., 
29 Teil I Titel 6, $8$ 88—91 Teil II, Titel 10 Allgemeinen Landrechts 
in Verbindung mit $ 9 des Gesetzes über die Vermögensverwaltung in 
den katholischen Kirchengemeinden auf Erstattung der von ihnen rechts- 
widrig aus der Kirchenkasse verausgabten Gelder haftbar gemacht. 
Diese Verhaftung erstreckt sich auch auf die in dem Prozesse des A. 
wider die klagende Kirchengemeinde entstandenen und aus der Kirchen- 
kasse entnommenen Prozesskosten, da die Beklagten durch ihr pflicht- 
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Die Beklagten haben in der Revisionsinstanz gerügt, dass vom 
Berufungsgericht nicht geprüft worden sei, ob denn der Küster A. 
ordnungsmässig dem Gesetze entsprechend angestellt gewesen sei. In 
den Vorinstanzen ist nach den Tatbeständen der ergangenen Urteile 
die ordnungsmässige Anstellung des A. von den Beklagten niemals 
bestritten worden, und diese Prozesserklärung kann in der Revisions- 
instanz nicht nachgeholt werden. In den Urteilen der Vorinstanzen ist 
übrigens festgestellt, dass A. nach seiner Anstellung elf Jahre lang 
unter den Augen des Pfarrers und des Kirchenvorstandes seinen Dienst 
versehen hat. Sollte also seine Anstellung auch, sei es durch den 
Pfarrer allein, sei es durch den Kirchenvorstand allein erfolgt sein, so 
ist sie von dem anderen mitwirkenden Faktor nachträrlich genehmigt 
worden. Ueberdies würde aber auch die Tatsache einer nicht ord- 
nungsmässigen Anstellung des A. an der Entscheidung des Rechtsstreits 
nichts zu ändern vermögen; denn sie kann die Anstellung des 8. und 
die Auszahlung des (Gehalts an ihn nicht zu rechtsmässigen Akten 
machen. 

Wenn des weiteren der Beklagte zu 1 auf die Pflicht des (rehor- 
sams gegen seinen geistlichen Vorgesetzten (obedientia canonica) zu 
seiner Entlastung sich beruft, so kann diese, wie der Berufungsrichter 
zutreffend ausgeführt hat, nur auf das geistliche Amt und die aus 
diesem sich ergebenden Funktionen des bezeichneten Beklagten sich 
beziehen; als Mitglied und Vorsitzender des Kirchenvorstandes war 
der Beklagte F. von einem geistlichen Vorgesetzten nicht abhängig; 
seine Rechte und Pflichten in dieser Eigenschaft ergeben sich aus dem 
Gesetze, dem gerenüber Weisungen aussen stehender Personen Gültig- 
keit nicht zu beanspruchen haben. Der bischöflichen Behörde und 
dem Pfarrer stehen Einwirkungen auf die Geschäftsführung des 
kirchenrtorstandes nur insoweil zu, als das Geselz sie ihnen bei- 
misst (SS 14 Zifter 1, 37 Absatz 3, 38, 42, 47, 52 des Gesetzes); der 
Pfarrer und Propst Ch. war geistlicher Vorgesetzter des Hilfsgeistlichen 
und Präbendars F., aber er war nicht Vorgesetzter des Kirchenvor- 
stanudes, als dessen Organ der Vorsitzende F. zu handeln und die ge- 
fassten Beschlüsse auszuführen hatte. Die von den Beklagten vorge- 
legte Verfügung des Erzbischöflichen Generalkonsistoriums zu Gnesen 
vom 9. Februar 1899, die den Beklagten zu 1 anweist, auch gegen 
einen Beschluss des Kirchenvorstandes die Verfügungen des Propstes 
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in Ansehung der Gehaltszahlung an den neuen Küster S. zu befolgen, 
beruht auf einer vollständigen Verkennung der durch das Gesetz über 
die Vermögensverwaltung in den katholischen Kirchengemeinden ge- 
schaffenen Rechtslage, und die darin bekundete Rechtsauffassung würde 
in ihren Konsequenzen zur Unterbindung jeder selbständigen Beschluss- 
fassung des Kirchenvorstandes führen, dessen vornehmlichstes Ausfüh- 
rungsorgan, der Vorsitzende, der regelmässig der Pfarrer oder Pfarr- 
verweser ist (Artikel 14 des Gesetzes betreffend Abänderungen der 
kirchenpolitischen Gesetze vom 21. Mai 1886, Gesetzsammlung Seite 147, 
(Gesetz vom 31. März 1893, Gesetzsammlung Seite 68), die Beschlüsse 
des Kirchenvorstandes nicht zur Ausführung zu bringen berechti«rt 
wäre, wenn sie seinen geistlichen Vorgesetzten missfallen. 

Der Kirchenvorstand hatte der Anstellung des Küsters S., die 
ohne seine Mitwirkung erfolgt ist, widersprochen und ihre Genehmigung 
abgelehnt. Aus diesem Grunde kann auch von einer nützlichen Ge- 
schäftsführung der Beklagten für die klagende Kirchengemeinde nicht 
die Rede sein. Die Beklagten machen geltend, dass sie, da A. nun 
einmal durch den Propst von der Versehung seiner Geschäfte abge- 
halten worden sei, durch Heranziehung einer anderen Persönlichkeit, 
die die an sich notwendigen Funktionen des Küsters übernahm, eine 
nützliche Geschäftsführung für die klagende Gemeinde wahrgenommen, 
nicht aber eine unerlaubte Verfügung über ihre Mittel getroffen hätten. 
Allein ein Küster war ın der Person A.’s für die Gemeinde angestellt 
und zur Versehung seiner Dienstgeschäfte bereit und imstande, und 
die Bestellung einer anderen Person für seine Funktionen war in ord- 
nungswidriger Weise und gegen den Willen des Kirchenvorstandes und 
der durch ihn vertretenen Gemeinde erfolgt. Unter diesen Umständen 
war die Geschäftsführung der Beklagten eine unbefugte; ein Fall, ın 
welchem der Geschäftsherr zur Genehmigung der Geschäftsführung ge- 
setzlich verpflichtet gewesen wäre, liegt nicht vor (SS 228, 249, 234 
bis 237, 241, Teil I, Titel 13 Allgemeinen Landrechts). 

Die Vertretungsverbindlichkeit der Beklagten stützt sich auf SS 88 
bis 91, Teil II, Titel 10 Allgemeinen Landrechts, wonach Beamte, auch 
mittelbare Staatsbeamte, für jeden Schaden aufkommen müssen, der 
bei ihrer Amtsführung durch ihr Verschulden entstanden ist, ihre Hat- 
tung aber nur eintritt, wenn auf andere gesetzmässige Weise der Scha- 
den nicht wieder gut gemacht werden kann. Das Landgericht hat nun 
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durch zeugeneidliche Vernehmung des S. und Einholung einer Auskunft 
der Polizeiverwaltung festgestellt, dass S. nach seinen Vermögensver- 
hältnissen zur Rückzahlung der an ihn gezahlten Gehaltsbeträge nicht 
imstande sei; beide Vorinstanzen haben einen weiteren Beweisantrag 
der Beklagten dahin, dass 8. bei der Sparkasse ein Guthaben von über 
1500 M. hinterlegt gehabt, das er nachher auf seine Kinder überschrie- 
ben habe, worüber eine Auskunft der Sparkassenverwaltung in Brom- 
berg angerufen wird, abgelehnt. Diese Ablehnung bildet den letzten 
Beschwerdegegenstand der Revision. Allein, wenn das Berufungsgericht 
aus den erhobenen Beweisen — es kommt neben dem eigenen Zeugnis 
des S. auch die polizeiliche Auskunft in Betracht, die die sehr dürf- 
tiren Verhältnisse des 8. bescheinigt, der von einem geringen Ein- 
kommen eine grosse Familie zu ernähren hat — die volle Ueberzeugung 
gewonnen hat, dass S. weder jetzt in der Lage ist, noch in den Jahren 
1898 und 1899 in der Lage war, die empfangenen Gehaltsbeträge zu- 
rückzuzahlen, so kann in der Ablelınung des weiteren Beweisantrages 
ein prozessualer Verstoss um so weniger gefunden werden, als selbst 
eine Bestätigung der Behauptung der Beklagten durch die Sparkassen- 
verwaltung nur die nackte Tatsache der Hinterlegung, nicht aber die 
rechtliche Beziehung des S. zu dem hinterlegten Kapitalbetrage, ob es 
sein eigener Erwerb oder etwa Eigentum seiner Ehefrau oder Kinder 
war, ergeben haben würde (Entscheidungen des Reichsgerichts Band 4, 
Srite 86 und 877). 

Hiernach, und da im übrigen die Begründung des Berufungsurteils 
einen Rechtsirrtum nirgends erkennen lässt, musste der Revision in 
allen Punkten der Erfolg versagt werden. 

Die Kosten der Revisionsinstanz treffen bei dieser Entscheidung 
in der Hauptsache die Beklagten nach $ 97 Civilprozessordnung. 

7. RGer. Plenarbeschl. 12./10. 03. Deutsche Gerichte dürfen auch 
bei Ausländerehen nicht auf Trennung v. Tisch u. Bett erkennen! 7. 
f. internat. R. 13, 575. 

8. Beschl. d. RG. 26./10. 03. Die im Auslande erfolgte Nichtig- 
keitserklärung einer Ehe ist in deutsche Standesregister nur auf Grund 
eines inländischen Urtheils einzutragen. Z. f. internat. R. 13, 589. 

9. Erk. d. Kammergerichts v. 22/9. 03. (Die Rechtsprechung d. 
Ob.LGer. 7, 409.) 


! Wird später abgedruckt werden. 
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Die Berufung des Klägers, die lediglich bezweckt, dass auch die 
Beklagte für schuldig erklärt werde, ist unbegründet. Grundsätzlich 
richtet sich die Regelung der Schuldfrage lediglich nach der auf den 
Scheidungsantrag des Klägers und des Widerklägers ergehen- 
den Entscheidung. Voraussetzung der Schuldigerklärung eines Ehe- 
gatten ist regelmässig die Scheidung auf Antrag des anderen 
Ehegatten. Eine Schuldigerklärung des Klägers ist nur daun zu- 
lässig, wenn die Voraussetzungen des $ 1574 Abs. 2 oder 3 gegeben 
sind; wenn also der Beklagte Widerklage erhoben hat und auch diese 
für begründet erkannt wird (Abs. 2), und ferner, ohne Erhebung einer 
Widerklage auf Antrag des Beklagten, falls dieser auf Scheidung klagen 
könnte oder sein Recht auf Scheidung durch Verzeihung oder durch 
Jıeitablauf ausgeschlossen ist, der Verlust des Scheidungsrechts aber 
erst nach Entstehung des vom Kläger geltend gemachten Scheidungs- 
grundes eingetreten ist (Abs. 3). Wenn nun auch in entsprechender 
Anwendung dieser Bestimmungen zugelassen ist (vgl. Entsch. des RG. 
49 8. 169), sie zu gunsten des Klägers als Widerbeklagten anzuwenden, 
sofern dieser zunächst auf Eheherstellung geklagt hat und sich alsdann 
gegen die Widerklage auf Scheidung verteidigt, so sind doch vorliegend, 
da beide Parteien auf Scheidung geklagt haben, die Voraussetzungen 
des Abs. 2 nicht geweben. Da der Kläger in I. Instanz die Schei- 
dung der Ehe gefordert hat und mit diesem Verlangen unterlegen ist, 
so ist für den von ihm jetzt beantragten Spruch auf Schuldigerklärung 
der Beklagten kein Raum mehr vorhanden. Mit der Abweisung der 
Scheidungsklage, bei der sich der Kläger beruhigt hat, ist festgestellt, 
dass dem Kläger ein Scheidungsgrund nicht zur Seite steht. Daraus 
folgt, dass die Beklagte nicht ebenfalls für schuldig an der nur auf 
ihren Antrag ausgesprochenen Scheidung erklärt werden kann. Der 
Abs. 3 trifft ebensowenig zu; er gibt nur derjenigen Partei, die nicht 
geklagt hat, das Recht, unter Umständen auch Schuldigerklärung der 
anderen Partei zu verlangen. Seiner Anwendbarkeit steht mithin die 
Tatsache der Erhebung der Scheidungsklage durch den Kläger ent- 
gegen. Dass er die Scheidung auf die Klage in dieser Instanz 
nicht mehr gefordert hat, ist hierbei unerheblich. Der Fall, dass die 
Abweisung des Scheidungsantrages lediglich wegen Zeitablaufes oder 
wegen Verzeihung ausgesprochen ist, liegt nicht vor. 


10. Erk. dess. v. 22./9. 1903 (ebendes. 410.) 
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Nachdem der Kläger in der Berufungsinstanz durch Rücknalıme 
der Klage das Scheidungsbegehren zurückgezogen hat, musste das an- 
gefochtene Urteil, insoweit es dem Klagantrage stattgibt, auf die Be- 
rufung der Beklagten abgeändert und die Klage abgewiesen werden. 
Diese Entscheidung deckt sich, wenn sie auch in der Fassung abweicht, 
inhaltlich durchaus mit dem Berufungsantrage der Beklagten, die Klage 
für erledigt zu erklären. Der weitere Antrag des Klägers, die ange- 
fochtene Entscheidung insoweit aufrecht zu erhalten, als sie auch die 
Biklagte für schuldig erklärt, ist unzulässig. Im $ 1574 kommt das 
Prinzip des BGB., dass die Regelung der Schuldfrage sich allein nach 
der Entscheidung, die auf den Scheidungsantrag des Klägers und den- 
jJenigen des Widerklägers ergeht, richtet, klar zum Ausdruck. Eine 
Ausnahme ist für den Beklagten in Abs. 3 gemacht: dieser soll 
damit er nicht dazu gedrängt wird, eine Widerklage zu erheben, be- 
rechtigt sein, die Schuldigerklärung auch des Klägers ohne Stellung 
des Scheidungsantrages zu verlangen. Nach der Rechtsprechung des 
Reichsgerichts ist (vgl. Entsch. 49 S. 169) diese Vorschrift über ihren 
Wortlaut hinaus auch zu guusten des Klägers auf den Fall anzuwen- 
den, dass zunächst auf Eheherstellung geklagt und vom Beklagten 
Widerklage auf Scheidung erhoben ist. Es liegt aber kein Bedürfnis 
vor — wenigstens ist ein solches vom (sesetz nicht anerkannt, — jene 
Vorschrift auch dann anzuwenden, wenn der Kläger mit der Scheidungs- 
klage abgewiesen wird. Der besondere Fall, für den das RG. 
(a. a. OÖ.) die Entscheidung offen lässt, dass der Scheidungsantrag le- 
diglich deshalb keinen Erfulg hat, weil das Recht des Antragstellers, 
auf Scheidung zu klagen, durch Zeitablauf oder Verzeihung ausge- 
schlossen ist, hegt hier nicht vor. 

11. Erk. d. Kammergerichts 20./10. 1903. Ebendas. 410. 

1. Der Einwand der rechtskräftig entschiedenen Sache trifft nicht 
zu. Das Urteil des rumänischen Gerichts ergibt zwar, dass die Ehe 
der Parteien bereits im Jahr 1893 — mit Rechtskraft vom 5. ‚Juni 
1893 — nach rumänischem Recht und Verfahren wegen Verschuldens 
der Ehefrau geschieden ist. Diesem ausländischen Urteil hat aber der 
erste Richter mit Recht die Anerkennung auf Grund des $ 328 CPO. 
versagt. In diesem Paragraphen sind vom 1. Januar 1900 an die Vor- 
aussetzungen, unter denen ausländischen Urteilen materiellrechtliche 
Wirkungen von deutschen Gerichten beizulegen sind, im Anschluss an 
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die das internationale Privatrecht betreffenden Bestimmungen des EG. 
2. BGB. (Art. 7 ff.) neu geregelt worden, und diese Vorschriften müssen 
entsprechend der rechtlichen Natur des $ 328 als Prozessgesetzes und 
öffentlichen Rechts von dem gedachten Zeitpunkt an auf ausländische 
Urteile Anwendung finden ohne Unterschied, ob das ausländische Ur- 
teil vor oder nach dem 1. Januar 1900 ergangen ist. (Vgl. Hahn 
und Mugdan, Nov. z. CPO. Bd. VIII S. 106; Entsch. des RG. 41 
S. 424.) Hiernach ist in Ziffer 3 a. a. O. die Anerkennung eines aus- 
ländischen Urteils in Ehesachen jetzt schon dann ausgeschlossen, wenn 
es zum Nachteil einer deutschen Partei von den durch 
die jetzige deutsche (resetzgebung für massgebend erklärten Grund- 
sätzen des internationalen Privatrechts abweicht. Da letzteres in dem 
vorliegenden rumänischen Urteil vom 18. Januar 1893 zweifellos ge- 
schelhien ist, würde ihm schon deshalb — unter der Voraussetzung, dass 
die Klägerin damals Deutsche war — keine materiellrechtliche Geltung 
in diesem Prozess zukommen. Das gleiche wäre, unter derselben Vor- 
aussetzung. nach Ziff. 2 a. a. O. der Fall, da ausweislich des rumäni- 
schen Urteils die Klägerin damals sich weder in den Prozess einge- 
lassen hat, noch die den Prozess einleitende Verfügung in Rumänien 
in Person, oder ausserhalb Rumäniens durch Gewährung deutscher 
Rechtshilfe zugestellt erhalten hat, das Urteil vielmehr ohne ihre Teil- 
nalıme an den gerichtlichen Verhandlungen und nach ihrer Vorladung 
durch öffentliche Bekanntmachung gefällt ist. Ob ausserdem noch — 
wie der erste Richter angenommen hat — Ziff. 5 a. a. O. mit derselben 
Wirkung Anwendung findet, weil neuerdings nicht mehr die Gegen- 
seitirkeit mit Rumänien verbürgt sei, erscheint dagegen mit Rücksicht 
auf die im Schlussabsatz des $ 328 hierzu hinzugefügte Ausnahmebe- 
stimmung für Rechtsstreitigkeiten nicht vermögensrechtlicher Art zwei- 
felhaft und kann dahingestellt bleiben. .... 

2. Hat der Beklagte am 13. Juli 1893 eine nach rumänischem 
Recht gültige, neue Ehe geschlossen, so kann von einer nach $ 171 
StGB. strafbaren Bigamie nicht die Rede sein, weil hierzu das Be- 
wusstsein von der Fortdauer der früheren Ehe erforderlich ist und der 
Mangel dieses Bewusstseins die Strafbarkeit selbst dann ausschliesst. 
wenn er auf einem Rechtsirrtum beruht (Bd. 3). Dass der Beklagte 
bei Eingehung der neuen Ehe aber auch nur Zweifel an der Rechts- 
gültiskeit der vom rumänischen Gericht ausgesprochenen Scheidung 
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haben konnte, ist um so weniger ersichtlich, als nach dem im Jahr 
1893 geltenden deutschen Prozessrecht ein anderer Gerichtsstand für 
seine Scheidungsklage als in Rumänien nicht bestand und nicht unter- 
stellt werden kann, dass mit Wissen und Willen des Beklagten irgend- 
welche Ordnungswidrigkeiten in dem rumänischen Gerichtsverfahren 
vorgekommen sind, die eine dem Ehemann günstige Entscheidung her- 
beigeführt haben. Ausserdem kommt für den strafrechtlichen Begriff 
der Bigamie nur die Eingehung der neuen Ehe, nicht ihre Fort- 
setzung in Frage und ist daher ein etwa später — wie Klägerin geltend 
macht, infolge der erstrichterlichen Entscheidung — über die Wirk- 
samkeit des rumänischen Urteils beim Beklagten entstandener Zweifel 
ohne jeden Einfluss auf seine Strafbarkeit wegen Bigamie. Endlich 
ist aber auch, wenn für die Bigamie nur der Zeitpunkt der Eingehung 
der neuen Ehe massgebend ist, zu erwägen, dass nach Art. 201 Abs. 2 
EG. z. BGB. eine im Jahr 1893 begangene Bigamie nur dann zur 
Scheidung der Ehe führen kann, wenn die Verfehlung auch nach den 
Bestimmungen des damals geltenden Rechts ein Scheidungsgrund war: 
im Gebiet des ALR. war aber die Bigamie als solche kein Schei- 
dungsgrund. 

Andererseits hat dem Beklagten, wenn er das im Jahr 1893 er- 
gangene rumänische Scheidungsurteil für rechtswirksam halten durfte 
und daraufhin eine neue Ehe einging, offenbar — wenigstens vom 
Zeitpunkt der neuen Eheschliessung an — das Bewusstsein gefehlt, 
der Klägerin gegenüber die Pflicht der ehelichen Treue zu verletzen. 
Dieser gute @laube, der noch nicht dadurch als erschüttert gelten 
kann, dass der erste Richter die vom rumänischen Gericht ausgespro- 
chene Scheidung für unverbindlich der Klägerin gegenüber erachtet 
hat, schützt den Beklagten im jetzigen Rechtsstreit also auch vor dem 
Scheidungsgrunde des Ehebruchs unter allen Umständen von dem 
Zeitpunkt an, wo er mit der Öttilie K. eine nach rumänischem 
Recht gültige Ehe einging. Noch weniger kann in der Fortsetzung 
des Zusammenlebens mit der zweiten Frau unter Vermeidung geschlecht- 
lichen Umganges seit Erlass des ersten Urteils eine Verfehlung des 
Beklagten gegenüber der Klägerin im Sinne des $ 1568 BGB. ge- 
funden werden. Im Gegenteil würde, wenn der Beklagte infolge des 
ersten Urteils, das er nicht als richtig anerkannt hat, seine langjährigen 
Beziehungen zu seiner zweiten Ehefrau der Art eingeschränkt haben 
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sollte, ein solches Verhalten nur Billigung verdienen und kementalls 
eine selbständige weitere Verletzung der Klägerin darstellen. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr.- die kath. 
Kirche, sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 


1. Preussen. V. über die Ausübung der Rechte des Staates 
gerrenüber den (sesamtverbänden in d. kathol. Kirche vom 4. ‚Januar 
1904. (G.S. 1.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. ver- 
ordnen in Ausführung des $ 9 des (Gesetzes vom 29. Mai 1903, be- 
treffend die Bildung von Gesamtverbänden in der katholischen Kirche 
(Gesetz-Samml. S. 179) auf den Antrag Unseres Staatsministeriums, 


was folgt: 


Artikell. 
Die Rechte des Staates werden von dem Minister der geistlichen 
Angelegenheiten ausgeübt: 

l. bei der Genehmigung der Anordnung der bischöflichen Behörde 
die Bildung eines (sesamtverbandes und den Anschluss einer 
Kirchengemeinde an einen bestehenden Verband sowie bei der 
Feststellung der dem (esamtverbande zu übertragenden Rechte 
und Pflichten (SS 2 und 6 des Gesetzes vom 29. Mai 1903); 

2. bei der Genehmigung der von der bischöflichen Behörde über 
die Einrichtung und Geschäftsführung der Verbandsvertretung 
und ihres Ausschusses festzusetzenden Regulative ($5 des Ge- 
setzes vom 29. Mai 1903); 

3. in den Fällen des $ 8 Abs. 2 des (zesetzes vom 29. Mai 1903, 
soweit ıhm die Ausübung der Rechte des Staates durch Ar- 
tikel 1 der Allerhöchsten Verordnung vom 30. Januar 1893 
(Gesetz-Samml. 8. 13) übertragen ist. 


Artikel Il. 
Die Rechte des Staates werden von dem Oberpräsidenten ausgeübt: 
1. bei der Genehmigung von Umlagebeschlüssen ($ 6 Nr. 5, 8 8 
des Gesetzes vom 29. Mai 1903), sofern die Umlage, abgesehen 
von den nach Massgabe des (Gesetzes, betreffend die Bildung 
kirchlicher Hilfsfonds für neu zu errichtende katholische Pfarr- 
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gemeinden, vom 29. Mai 1903 (Gesetz-Samml. 8. 182) für die 
Zwecke des Diözesanhilfsfonds aufzubringenden Beträgen, zehn 
Prozent der Summe der von den pflichtigen Gemeindegliedern 
jährlich an den Staat zu entrichtenden Einkommensteuer über- 
steigt; 

2. bei der Genehmigung der Anleihebeschlüsse ($ 6 Nr. 4 des (re- 
setzes vom 29. Mai 1903). Gegen die Verfügung des Oberprä- 
sidenten findet die Beschwerde an den Minister der geistlichen 
Angelegenheiten statt. 


Artikel III. 


In den übrigen Fällen der SS 6 und 8 Abs. 2 des Gesetzes vom 
29. Mai 1903 werden die Rechte des Staates durch den Regierungs- 
präsidenten, in Berlin durch den Polizeipräsidenten, ausgeübt. 

Gegen die Verfügung des Regierungspräsidenten, in Berlin des 
Polizeipräsidenten, findet die Beschwerde an den Oberpräsidenten statt, 
welcher endgültig entscheidet. 


\ 
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1. Protokolle d. ausserordentlichen Tagung d. deutsch. ev. 
Kirchenkonferenz v. 11.—13. Juni 1903. AKBl. 545. 

2. Preussen. A.H.E. betr. die Aufhebung der gesetzl. Pfarr- 
beiträge an d. Pfarr-Witwen- u. Waisen-Fonds v. 12. Okt. 1903. K. 
Amtsbl. f. Hannov. 1903, 69. 

3. Kandidaten-Ordnung f. d. ev.-lutlı. K. d. Prov. Hannover. 
20./11. 03. K. Amtsbl. 70. 

4. Schleswig-Holstein. KG. betr. die Emeritierungsord- 
nung v. 4./1. 04. WGVBl. 8! 

5. Sachsen-Altenburg. V. 20./1. 03 betr. die Beerdigung 
der Selbstmörder. AKBl. 5ll. 

6. Waldeck. Friedhofsordnung 23./1l. 1903. G. VBl. 21. 

7. Lübeck. Bek. betr. die Zulassung der Lüb. Theologen zu 
den Prüfungen f. d. geistl. Amt in d. ev.-luth. K. d. Prov. Schleswig- 


‘ı Wird abgedruckt werden, wenn das Konsistorium von der Art. 4 des 
Gesetzes ıhnmı erteilten Ermächtigung zur Republikation der gesamten 
Emeritierungsordnung Gebrauch gemacht haben wird. 


158 Literaturübersicht, 


Holstein u. die Anstellungsfähigkeit d. geprüften Kandidaten 6./6. 02. 
AKBI. 1903, 534. 

8. Lübeck. Bek. betr. d. Nachtrag zur Ordn. f. d. ev.-luth. 
Kirchengemeinden d. Stadt Lübeck u. deren Vorstädte v. 8. Dez. 1897 
u. 22. November 1902. AKBI. 1903, 543. 


DEUTSCHE ZEITSCHRIFT 


KIRCHENRECHI 


Dr. EMIL FRIEDBERG, 


GEHEIMEM RATHE UND ORDENTLICHEM PROFESSOR DER RECHTE IN LEIPZIG 


UND 


Dr. EMIL SEHLING, 


ORDENTLICHEM PROFESSOR DER RECHTE IN ERLANGEN, 


DRITTE FOLGE 
DER VON DOVE BEGRÜNDETEN ZEITSCHRIFT FÜR KIRCHENRECHT. 


XIV. BAND. 


ZWEITES HEFT. 


TÜBINGEN uno LEIPZIG 
VERLAG VON J. C. B. MOHR (PAUL SIEBECK) 
Arte 1904. 


2 XIV. Band der dritten Folge Folge bildet den XXXVI. Band der ganzen Folge. 


FE 
n% 2 
a Digitized by Google 


Hierzu Beilagen von J. C. B. MOHR (Paul Siebeck) in Tübingen und Leipzig. 


INHALT. 


I. Abhandlungen. Seite 
Berbig, Einige auf die Kursächs. Visitation v. J. 1528 be- 
zügliche Schreiben, sowie das Visitationsmandat und die für 
die fränkische Pflege erlassene Instruktion . . . 159 
E. Knodt, Die älteste evangelische Kirchenordnung für Nasa 189 
II. Literaturübersicht. Erstattet von Emil Friedberg. 
l. Allgemeines (Nr. 13—27) . . . . rain SA 
I. Lehr- und Handbücher (Nr. 11— BE ie BE 
Il. Sammlungen vonKirchengesetzen. Kirchen- 
gesetze mit Kommentaren (Nr. 2-3) . . . 256 
IV. Quellen des Kirchenrechts (Nr. 16-33). . . 256 
V. Geschichte der katholischen Kirchenver- 
FERBUDE IE EI 8 5 ea euer a a 


VL Staat und Kirche (Nr. 4-36). . . . 260 
VI. Verfassungs- und ewelienssrrent der 

katholischen Kirche (Nr 15—20) » . „ . = 23%1 

VUI Ordenswesen (Nr. 20-32). . . . ...262 


IX. Evangelisches Rischsnrscht ME 8-13) . . 263 
X. Sektenwesen. Religionsfreibeit (Nr. 15—17). 265 
EL Sheracht (Ir A-3771. se a Era a 285 
ZU. Schale (8 7-19: + ur. 
III. Aktenstücke. Mitgeteilt von E | F radher @. 

Päpstliche Aktenstücke Sprüche römischer 
Behörden (Nr. 13—15) . . ern rer 
Gerichtssprüche (Nr. 1221) in 270 
Staatliche Gesetze una sktenstücke betr dt 
katholische Kirche, sowie die katholische 

und evangelische Kirche gemeinsam (Nr. 2-3). 299 
Evangelische Kirchengesetze (Nr. 9-19) .. . .301 


Lu nn 


Kürzlich erschien: 


Ein Wortzu Denifle‘ s Luther 


Lic. theol. Dr. W. Köhler, 


Privatdozenten an der Universität Giessen, 


Gross 8. 1904. M. 1,25. 


a  — 


ee] u Er a tt; en "En nf EEE VEN EEE EEG, SEHE Zus \ VE | ENGER en | SEE | = "VE 


I. Abhandlungen. 


Einige auf die Kursächs. Visitation v. J. 1528 bezüg- 
liche Schreiben, sowie das Visitationsmandat und die 
für die fränkische Pflege erlassene Instruktion. 


Mitreteilt von 


Pfarrer Dr. Berbig, 


Schwarzhausen bei Bad Thal i. Thüringen. 


Im Herzoglichen Haus- und Staats Archiv zu Gotha befin- 
den sich sub. X. X. VII, 8a einige auf die erste Hauptvisitation 
des Kurfürsten Johann bezügliche bisher noch unbekannte Schrif- 
ten aus dem Jahre 1528 resp. 1529, die zum Verständnis dieses 
für die ganze evangelische Kirche grundlegenden Werkes von 
Wichtigkeit sein dürften. 

Im Zusammenhänge mit dem schon am Sonntag nach Egidy 
(6/9) erlassenen dreifach adressierten Visitationsbefehl (s. u.) be- 
findet sich das im Konzept vorliegende Schreiben an Amtmänner 
und Stadträte, denen die gewissenhafteste Befolgung des Visi- 
tationsbefehls zur Pflicht gemacht wurde, mit besonderem Hin- 
weis auf das vorhandene Kirchengut. (vide Nr. IL) 

Schreiben Nr. II vom Freitag nach Michaeli enthält eine 
kurfürstliche Verfügung an den Schosser zu Wittenberg, mit der 
Ermächtigung, fünfzig bis sechzig Gulden den Visitatoren des 
Kurkreises D. Martin Luther, dem Hauptmann Hans Metzsch 
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u. a. zur Zehrung zu reichen. 

Das dritte Schreiben ist eine kurfürstliche Ladung an Anton 
Musa zu Jena, welcher sich zur Visitation des Vogtlandes bei 
Anark von Wildenfels, Dietrich von Starschedel und Georg Spa- 
latin am Sonntag nach Catharinae zu Altenburg einfinden soll. 

Das vierte und fünfte Schreiben umfasst einen interessanten 
Briefwechsel zwischen dem Kurprinzen Johann Friedrich und 
den Grafen Balthasar und Wolfgang von Barby, im Frühjahr 1529. 

Letzteren war der Visitationsbefehl vom Herbst des ver- 
gangenen Jahres ebenfalls überbracht worden und nunmehr wei- 
gerten sich dieselben unter Berufung auf ihre vom Kaiser, dem 
Reich und vom Erzstift Magdeburg empfangenen Lehen demselben 
nachzukommen. Die Antwort des Kurprinzen ist taktvoll und 
deutlich. 

Sechstens folst der Original-Erlass des Visitationsbefehls 
vom 6. Sept. 1528, der eine dreifache Adresse trägt. Er liegt 
im dreifachen Druck vor auf ganzen starken Bogen, von denen 
die an den Adel und die Beamtenschaft gerichteten 42 cm breit 
und 32 cm hoch sind, die an die Städte gestellten aber die Höhe 
von 32 cm haben. Die Exemplare sind mit dem kurfürstlichen 
Ringsiegel auf rotem Wachs versehen und tragen — von Spa- 
latins Hand! — Aufschriften, wie z. B. „Ambtleute und 
Schosser“, was beweist, dass die Expedition dieser Arbeiten si- 
cher Spalatins Aufgabe war. Das Ausschreiben ist in seiner 
ersten Form gerichtet an „Praelaten, Graven, Herren, Ritter- 
schaft und denen vom Adel, so auf unser Cantzlei schrift sitzen“, 
d. h. solche, welche die Befehle direkt aus der kurfürstlichen 
Kanzlei empfangen. 

Die zweite Form ist gestellt an die Amtleute, Schosser und 
Räte. Die dritte Adresse sind die Städte und Bürgerschaften 
selbst. 

Ich lasse den Wortlaut der ersten Form folgen, von welcher 
sich die beiden andern nur in den Anreden unterscheiden, sach- 
lich aber identisch sind. 


un 


—.‘ 
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An siebenter Stelle folgt endlich die sehr wichtige Visita- 
tionsinstruktion, welche den Eingang der Visitationsakten der 
fränkischen Pflege (Coburg) bildet, aller Wahrscheinlichkeit nach 
aber ın allen Visitationskreisen des Kurfürstentums zu Kraft 
bestand. Diese Instruktion ist umso interessanter, als eigentlich 
alle Fragen des kirchlichen, gottesdienstlichen, religiös-sittlichen 
und kirchenregimentlichen Lebens hier aufgeworfen werden und 
somit auch das Leitmotiv bildeten für das ganze in Aussicht ge- 
nommene Werk. 

Dieser Befehl an die Visitatores des Ostlandes zu Franken 
ist Originaldekret, gegeben zu Weimar am Sonntag nach Egidii 
1528, und auf rotem Wachs versiegelt !. 

In fünfundzwanzig Abschnitten handelt dieser neunundzwan- 
zig Folioseiten lange kurfürstliche Befehl von der Ausführung 
des Werkes der Visitation. Das sehr wertvolle Aktenstück be- 
findet sich in Folio gebunden sub B. Il. 20. Nr. 6 in der Schatz- 
kammer des herzoglichen Haus- und Staatsarchivs zu Coburg. 

Diese Instruktion trägt, dem Inhalt entsprechend, 25 Rand- 
vermerke, welche die Hand des Mitvisitators D. Kind, Superin- 
tendent zu Eisfeld, des Vorgängers Justus Jonas erkennen lassen. 
Im Ausgang wird nun hingewiesen auf den Zweck des ganzen 
Visitationswerkes: Das wahre Evangelium zu erhalten und das- 
selbe trotz aller Hemmnisse auszubreiten. Dazu gehöre in erster 
Linie (Art. 1) die zeitgemässe Unterhaltung der Prediger. „So 
denn die Prediger und die Predigten aufhörten, wäre das Werk, 
wie zu bedenken, schon auch verloren“. Es kommen also neben 
den rein geistlichen auch die materiellen Angelegenheiten der 
evangelischen Kirche zur Behandlung. 

In zweiter Linie (Art. 2) ist auf tüchtige und geschickte 
Pfarrer zu sehen. Alte untaugliche Leute sind mit einer jähbr- 
lichen oder einmaligen Pension abzufertigen. Falsche Prediger 
hingegen (Art. 3), solche, die an Irrtümern, besonders hinsicht- 

! Im eigentlichen Gebiete Kursachsens wurden die Visitatoren schon 


am 16. 6. 1527 abgefertigt. cfr. Sehling, K.O. I, 142 ff. 
11* 
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lich der Taufe und des Abendmalhles, festhielten, seien des Lan- 
des zu verweisen; besonders unschickliche Geistliche aber seien 


zuvor zu strafen, „zu einer Scheu“. Solche Pfarrer endlich (Art 4), 


deren Lehre zwar rechtschaffen, deren \Wandel aber anstössig 
sei, seien ebenfalls zu entsetzen, bei leichteren Mängeln aber an 
einen andern Ort zu versetzen. 

Der nächste Abschnitt (Art. 5) handelt von der Lehre, welche 


rein und lauter zu predigen sei, auf Grund des im Vorjahre 1527 


ausgegangenen „Unterricht der Visitatores“, von welchem jeder 
Pfarrer ein Exemplar erhalten habe. Wer damit nicht einver- 
standen sei, der möge sich aus dem Kurfürstentum entfernen 
und seine Pfarrstelle auflassen: „denn wiewohl unsere Meinung 
nicht ist, jemandem zu verbieten, was er halten oder glauben 
soll, so wollen wir doch zur Verhütung schädlicher Aufruhr und 
anderer Unrichtigkeit, keine Sekten noch Trennung in unserem 
Fürstentum und Landen wissen und dulden“. 

Auf die Sektierer und Sakramentierer (Art. 8) ist besonders 
Acht zu geben auch unter der Laienschaft des Landes. 

Es müssen hinreichend Personen zur Seelsorge und zum 
Schulhalten da sein (Art. 7). 

Die Besoldungsanschläge sind zu revidieren (Art. 8). Ferner 
sind alle frommen Stiftungen, Bruderschaften, Klöster in Bezug auf 
ihr Einkommen zu besichtigen. Besonders ist auf die geistlichen 
Lehen und Vikarien zu achten, wem dieselben gehören, ob sie 
erledigt seien oder nicht. Die sämtlichen geistlichen Einkünfte in 
Stadt und Land sind zu summieren und danach sei die Besoldung 
der Pfarrer zu regeln, doch so, dass zunächst die Zulage nicht 
vom Rirchengut geschehe, sondern von den Gemeinden selbst auf- 
gebracht würde, die nun von den alten Verpflichtungen und Be- 
schwerungen gegen Pfaffen, Mönche und Ritter befreit sein. Nur 
im Falle des Unvermögens der Gemeinden möge die Zulage vom 
Kirchengute geschehen. 

Im neunten Abschnitt werden die Stiftungen und Lehen der 
Patronate geordnet und zwar in der Weise, dass alle Lehen und 
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Einkommen zur Besoldung der Geistlichen verwendet werden 
sollten. In Ausnahmefällen soll aber nur der dritte Teil zum 
gemeinen Kasten geschlagen werden: „damit so der Patron in 
unvorgesehene Armut fiele, dass ihm derselbe Dritteil an seiner 
oder der Seinen Unterhaltung, bis dass sich’s zur Besserung 
schicket, oder zur Ausstattung einer Tochter oder eines Sohnes 
zum Studio auf eine Anzahl Jahre zugelassen würde“. 

Nach erfolgter Regelung der Besoldungen (Art. 10) der Pre- 
diger, Kapläne und Schulmeister soll nunmehr von den Visita- 
toren die Ordnung des Gottesdienstes auf Grund des benannten 
Unterrichtes möglichst gleichförmig erklärt und erstrebt werden. 

‚Nach Art. 11 wird eine Neu-Abgrenzung der Pfarrgebiete 
und Seelsorgerbezirke vorgenommen. Es werden Pfarrspiele zu- 
sammengelegt und wieder andere, räumlich entferntere, selbständig 
gemacht. 

Ueberall da, wo die Kollation des Geistlichen (Art. 12) ein 
adliches Recht sei, solle es sein Bewenden haben, nur dass an- 
statt dem geistlichen Prälaten nunmehr dem Landesherrn der 
Geistliche zu präsentieren sei. 

Reiche Pfarreien sollen von ihrem Uebermass den armen 
Pfarren zu Hilfe kommen, (Art. 13) und die wiederkäuflichen 
Zinsen sind auf billige Zinsen zu mässigen (Art. 14). 

Den Predigern sollen ihre Zinsen und Besoldungsteile regel- 
mässig und auf einen bestimmten Tag verabreicht werden von 
den Pfarrmannen, widrigenfalls Richter und Räte eingreifen sol- 
len (Art. 16). 

Die Pfarrgebäude (Art. 17) sind von den Gemeinden im bau- 
lichen Wesen zu halten. 

Alles Uebermass von geistlichen Gütern (Art. 18) soll in 
den gemeinen Kasten fliessen, oder „sunst dem Armutt“ ver- 
ordnet werden. 

Der gemeine Kasten ist unparteiisch zu verwalten und bei 
der Verteilung sind die wirklich Armen zu berücksichtigen. 

Zur Vermeidung „ungegründeter Lehre und anderer Un- 
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gleichheiten“ sind Superattendenten einzusetzen, welche die Pfarrer 
ihres Kreises oder Bezirkes nach Lehre, Leben und Wandel zu 
beaufsichtigen haben (Art. 19). 

Der längere Absatz 20 handelt von den Ehesachen, die 
fortan lediglich dem Superintendenten übertragen sind, welcher 
sodann Anzeige an den Amtmann und Schosser zu erstatten hat. 
Dieser hält sodann im Beisein des Ortspfarrers und des Super- 
intendenten mit den beiden streitenden Parteien den Termin ab 
und verkündigt nach gehabter Unterredung mit den genannten 
Verhörten das Urteil. 

Schwierige Ehesachen sind dem Kurfürsten selbst zu berichten. 

Weltlicher Sachen, Hadersachen (Art. 21) solle sich. der 
Pfarrer entschlagen. 

Den Amtleuten, Schossern, Räten der Städte und auch de- 
nen vom Adel liegt es ob, das öffentliche Laster zu strafen (Art. 22). 

Die ehemaligen Ordensleute (Art. 23) sind standesentspre- 
chend zu erhalten; den Nonnen ist das Evangelium zu predigen. 

Zum Schlusse wird den Visitatoren die Vollmacht erteilt, in 
allen anderen wichtigen bisher nicht berührten Punkten selb- 
ständig vorzugehen, als diejenigen, „denen wir in solchem 
wichtigen und tapferen Werk und Handeln vertrauen“ (Art. 24). 

Die ganze Visitationshandlung ist kurz zu Protokoll zu bringen 
und dem Kurfürsten vorzulegen (Art. 25). 

Diese kurze Inhaltsangabe der fränkischen Visitationsinstruk- 
tion, welche mit der für das Hauptgebiet Kursachsens gegebe- 
nen fast wörtlich übereinstimmt, soll doch dazu dienen, um 
das Ausführungsgesetz zu beleuchten, welches im Verfolge der 
ganzen Handlung, wenigstens soweit es das Ortsland Franken 
betraf, die Grundlage gebildet hat. 

Die Kirche des Evangeliums materiell zu sichern war die 
Hauptaufgabe des Visitationswerkes. Das hatte der kurfürstliche 
Befehl offen ausgesprochen. Von hier hing die ganze äussere 
Gestaltung des weiteren Reformationswerkes ab. 

Bei diesem Punkt setzten nun auch im Ausführungserlass 
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die befohlenen fränkischen Visitatoren kräftig ein: eine Zentral- 
aufsicht des gesamten geistlichen und kirchlichen Vermögens sollte 
geschaffen werden. 

Durch Vermittlung der Amtleute, Bürgermeister, Stadträte, 
Zentgrafen und Landknechte wurde der Geistlichkeit ausnahms- 
los die Beschaffung eines ordentlichen Besoldungsregisters zur 
Pflicht gemacht. Im Eingang dieses Einkommensregisters war 
zu verzeichnen, wer der Stifter der Pfarrei, Vikarei oder des 
geistlichen Lehens sei, welche Filiale, Recht und Gerechtigkeit 
die Pfarrstelle habe. 

In einem Nebenregister waren alle Bezüge an Bargeld, Zehn- 
ten und Naturalien ausführlich namhaft zu machen, im beson- 
deren alle Liegenschaften an Feld, Wiese und Wald, mit An- 
schlagswert für jährliche Nutzung. 

Daneben hatten aber auch die weltlichen Ortsbehörden, 
Bürgermeister, Räte, Heiligenmeister in den Städten und sänt- 
liche Schultheissen und Heiligenmeister auf dem Lande, direkten 
kurfürstlichen Befehl erhalten, auch ihrerseits solche Pfarr- 
Vermögens-Register und Besoldungsanschläge aufzustellen, aus 
welchen der Stand des Kirchenvrermögens und das Einkommen 
der Pfarrstelle ersichtlich sei. Jedenfalls sollte diese doppelte 
Aufstellung der Vermögensnachweise die Zuverlässigkeit derselben 
erhöhen, damit weder von geistlicher noch von weltlicher Seite 
am Kirchengut ein Abbruch geschehen könne. Die Zeiten waren 
ja unsicher genug. 

Ausserdem aber war die Aufstellung eines genauen Inven- 
tarıums anbefohlen worden, in welchem aller Barvorrat an Geld, 
oder etwaige Schulden, ferner aber — was sehr wichtig war — 
alle Kirchenkleinodien, Messgewand, Gold- und Silberwerk na- 
mentlich zu verzeichnen war. 

Sämtliche kirchliche Debitoren und Kreditoren waren einzeln 
und mit Namen aufzuführen, mit besonderem Hinweis auf das 
gedruckte kurfürstliche Ausschreiben (s. 0... Zu diesem Zwecke 
sind alle Stiftungsurkunden, Konfirmationsurkunden und Schuld- 


“ 


166 Abhandlungen. 


verschreibungen originaliter beizugeben. Die Visitation soll nun 
in der Weise geschehen, dass an sechs Orten eine Malstatt ge- 
halten wird, und zwar zu Königsberg i. Franken, Heldburg, 
Hildburghausen, Eisfeld, Neustadt a. Haide und Koburg. Be- 
zeichnenderweise werden die an der Grenze der benachbarten 
Bistümer Bamberg und Würzburg belegenen Städte und Dorf- 
schaften zuerst vorgenommen, jedenfalls aus dem Grunde, um 
gleich von vornherein dem benachbarten katholischen Gegner die 
Spitze zu bieten. Massgebend für diese Einteilung waren die 
Grenzen der bestehenden Gerichtsbezirke, wobei das Gericht zu 
Rodach nach Hildburghausen, nach Neustadt aber die Gerichte 
Sonneberg, Schalkau, Neuhaus und Gestungshausen, und nach 
Koburg das Gericht Lauter und die etwa noch übrigen Landes- 
teile gewiesen wurden. Es bestanden demnach im Jahre 1528 in 
der ganzen fränkischen Pflege zwölf Gerichts-Stätten. Dabei ist 
zu bedenken, dass die Benediktiner-Abtei Mönchröden bei Ko- 
burg ihre eigene Gerichtsbarkeit hatte, welche früher den Aebten, 
dann noch in der Reformationszeit dem jeweiligen Verwalter oblag. 

Zur festgesetzten Visitationszeit hatte das ganze Pfarrvolk 
aus jedem Amt und Gericht, ferner die Amtleute, Schosser, 
Zentgrafen und Landknechte, sowie endlich alle Geistliche des 
Bezirks persönlich und gegenwärtig sich an Ort und Stelle ein- 
zufinden. 

Die Amtleute und Beamten wurden bei den VerhandInngen 
„zu Audienz“ gezogen. 

Aber auch der Adel mit seiner Priesterschaft sowie seinen 
Untersessenen war aufgefordert worden, zur Malstatt zu er- 
scheinen. 

Die „gemeine Fürhaltung“, d. h. das kurfürstliche Visi- 
tationsmandat ward hierauf der Versammlung „im Buchstaben 
nach der Leng“ durch den Sprecher bekannt gegeben und im 
Anschluss daran öffentliche Verhandlung geführt. 

A. über die Geistlichkeit. 
Aus der Fragestellung geht nun hervor, dass der Hauptwert 
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auf die Wortverkündigung des reinen Evangeliums gelegt werde, 
das sich auch im Kampf auf den Kanzeln bewähren müsse. Bei 
der Verwaltung der Sakramente, Taufe und Abendmahl, wird 
besonders auf den Irrtum der Wiedertäufer hingezielt, deren Be- 
wegung gerade damals eine anfsteigende war!. Schr bezeich- 
nend ist die bei dieser Gelegenheit gestellte achte Frage nach 
der Existenzberechtigung der Obrigkeit, welche wohl auch ein- 
zelne Geistliche geleugnet haben mochten in der bewegten Zeit 
des Bauernkrieges und der Wiedertäuferperiode Es lag den 
Visitatoren offenbar daran, solche unruhigen Köpfe innerhalb 
der Geistlichkeit namhaft und dingfest zu machen, womit oflen- 
bar auch die weitere Frage nach der Einmischung in weltliche 
Sachen zusammenhing. Aus der Fragestellung entnehmen wir 
ferner, dass die Geistlichkeit noch keineswegs eine rein evange- 
liısche war. „Heimlich und öffentlich“ hing wohl noch eine ganze 
Anzahl der alten Kirche an, eine Annahme, die das Resultat 
der Visitation vollauf bestätigt hat. 

Aber auch vom Wandel und Leben der Geistlichen war 
Rechenschaft zu geben, wobei natürlich die Cölibatfrage im Mit- 
telpunkt stand. 

Da ein Mangel an frischen brauchbaren geistlichen Kräften 
zu erwarten stand, so wurde die völlige Besetzung derPfarr- und 
Schulstellen im Auge behalten und ausdrücklich auf die not- 
dürftige Bestellung der Schulen in Stadt und Land hingewiesen. 

Sodann kam das Examen der Priesterschaft an die Reihe, 
hinsichtlich der Lehre und des Lebens derselben, denı sich dann 
die weiteren Fragen nach ihrer materiellen Lage, nach ihren 
Gehaltsverhältnissen etc. anschlossen. Eine Prüfung des Sitten- 
zustands der Gemeinde fand statt, indem die Geotteslästerer, 
Ehebrecher, Hurer, Spieler, Säufer und Müssiggänger, auch un- 
gehorsame Kinder und Wiedertäufer und Zwinglianer namhaft 
gemacht werden mussten, gegen welche alle von Amtswegen vor- 
gegangen wurde. 


i Vgl. meinen Aufsatz in D. Ztschr. f. Kr. 1903 pag. 291 ff. 
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In einer längeren Ausführung, mehr in einer geistlichen An- 
sprache, jedenfalls von einem der mitvisitierenden Prediger ver- 
fasst, wird nun auf die grosse Bedeutung des Visitationswerkes 
hingewiesen. Das Volk hätte allen Grund Gott dafür dankbar 
zu sein, dass jetzt durch seinen Landesherrn, den Kurfürsten, 
das lange Zeit verborgene Wort Gottes wieder an den Tag ge- 
kommen sei u. s. w. Mit Schriftstellen aus dem alten Testa- 
ment wurde diese Auflassung belegt und schliesslich auch dem 
Kurfürsten Johann für seinen Eifer um das gute Werk öftent- 
lich gedankt. 

Der Instruktion gemäss (vgl. Art. 25) wird endlich dem Kur- 
fürsten über die Ausführung des Befehles nach jeder Richtung 
hin Bericht erstattet. Alles Nähere und einzelne geht aus den 
Akten, die in geordneter Registratur dem ganzen Bericht beige- 
schlossen sind, selbst hervor. Alle Strafsachen sind den be- 
treffenden Amtleuten und Richtern zu weiterem Vollzug über- 
geben, den Räten und Amtspersonen ist als fernere Unterlage 
ein Auszug der Artikel in der kurfürstlichen Instruktion (s. 0.) 
zur Nachachtung übergeben, alle Prediger und Pfarrer aber haben 
zur Befolgung den gedruckten Unterricht der Visitatoren erhal- 
ten. Nach diesem ist fortan Predigt, Ceremonie und Amtsfüh- 
rung zu gestalten. 

Zur Beaufsichtigung des gesamten geistlichen Personals und 
des kirchlichen Lebens — für das religiös-sittliche Leben der 
Gemeinden werden die weltlichen Beamten verantwortlich 
gemacht — wird die Ernennung von vier Superintendenten im 
Lande ausgesprochen, u. z. Magister Wolfgang, Pfarrer in Kö- 
nigsberg i. F., Friedrich Schwalb, Pfarrer in Heldburg, Nikolaus 
Kind, Doktor, Pfarrer zu Eisfeld und Mag. Balthasar Düring, 
Prediger zu Koburg. 

Diesen genannten Visitatoren war nunmehr die ganze Kır- 
chen- und Schulaufsicht übertragen, mit besonderem Hinweis auf 
den Artikel von den Superattendenten im „Unterricht“ ’. Auch 


I cfr. Sehling a. a. ©. p. 171. 


Berbig, Einige auf die kursächs. Visitation v. J. 1528 bezüg]l. Schreiben. 169 


die Amtleute und Superattendenten hatten diese Artikel zur In- 
struktion erhalten. 

In Betreff der Sektierer aber, der Wiedertäufer und Sa- 
kramentierer (Zwinglianer) war besonderer Befell in Stadt 
und Land ergangen. Aber auch andere Irrtümer, von welchen 
der Zeitgeist beherrscht war, wurden auf jenen grossen Volks- 
versammlungen öffentlich von den Vertretern des Rechtes und 
des Regimentes bekämpft, indem Zeugenverhöre vorgenommen 
und schuldige Rädelsführer sofort in Haft gelegt wurden. Die 
Wiedertäuferei und das Sakramentierertum spielten hier eine 
grosse Rolle, nachdem die Ausläufer der Bauernrevolution sich 
mit religiösen Ideen associiert hatten und von neuem die Köpfe 
zu verwirren begannen. 

An den Malistätten hat damals wohl der aus der Wieder- 
täuferbewegung bekannte und redemächtige Balthasar Düring, 
Prediger zu Koburg das Wort genommen, dessen Einflusse ja 
schon die Dämpfung des Bauernaufstandes in der Pflege Koburg 
zugeschrieben worden war. 

Unschwer lässt sich ferner erkennen, dass durch eben diese 
Visitation die junge evangelische Kirche des fränkischen Landes 
materiell fundiert wurde. Es galt ja vor allem, das alte recht- 
mässige Kirchengut zu erhalten und vor jeden gewaltsamen Ein- 
griffen zu schützen. Denn nicht nur der verarmende Adel, son- 
dern auch die erstarkende städtische Bürgergewalt streckte die 
Hände aus nach den scheinbar herrenlos werdenden Gütern der 
Kirche. Da galt es denn mehr denn je, einer Begehrlichkeit 
Einhalt zu gebieten, gegen welche wohl die schwache Priester- 
schaft, nicht aber die kurfürstliche schützende Gewalt machtlos 
war. Und es muss anerkannt werden, dass der Kurfürst dieses 
Schutzrecht mit allen Machtmitteln ausgeübt hat. 

Es beginnt nun eine Sammelarbeit bei aller äusseren Zer- 
setzung. Mit grosser Gewissenhaftigkeit wird das Kirchengut 
gebucht und einheitlich inventarisiert. Die Armenpflege gewinnt 
einen neuen Aufschwung. Die Alters-, Kranken- und Invaliden- 
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fürsorge wird auf ganz neue Füsse gestellt. Es sind die refor- 
matorischen Gedanken eines ganz modernen Programms, welche 
uns bei der Gründung des „gemeinen Kastens* entgegentreten. 
Denn hier wird wieder eine neue Zentrale geschaffen, fast in in- 
nerer Missionsfärbung, aus der nun alle Bedürfnisse der kirch- 
lichen Gemeinde zur Abwehr der sozialen Notstände bestritten 
werden sollen. Die Baupflicht der Gemeinden aber wird aus- 
drücklich geregelt, indem sie vom Pfarrer, „der nicht mehr sein 
Lebenlang angenommen“, nachdem der character indelebilis der 
Geistlichen erlosch, auf die Gemeinde gewälzt, diese aber damit 
zur Eigentümerin der Pfarrgebäude erklärt wird. 

Zum Schlusse wird ausdrücklich auf die Unveräusserlichkeit 
aller kirchlichen Kleinodien, Kunstwerke und Silberschätze, olıne 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde, hingewiesen, und daran er- 
innert, dass die Vermögens- und Einkommens-Erklärungen jeder 
einzelnen Pfarrgemeinde den zuständigen Städten und Gerichten 
in Abschrift aktenmässig zugefertigt worden sind. 


I. 


Nachdem wir aus schuldiger pflicht, unser oberkeit, got zu 
lob, zu erhaltung seins heiligen worts, und unsern underthanen 
und verwandten, zu irer selenheil und trost, etzlichen unsern 
rethen und verordenten, die kirchen und derselben personen zu 
visitiren bevolhen haben, dergestalt dassie allenthalben ein vleis- 
sigs einsehen haben solten, damit der kirchen guter zu unter- 
haltung derselben diener, pfarrer prediger schulmeister und an- 
dere, also geordent wurden, domit sie an zeitlicher nahrung kei- 
nen gebruch und die underthanen dester besser und vleissiger, 
in gotlicher lahr und wort in den kirchen und schulen unter- 
weist, und das die ubermass in milde werk, den armen zu nutz 
geschlagen wurden, wie sie dann des und mehrers noch inhalt 
unser instruction, wie es damit solle gehalten werden, In bevelh 
gehabt, (dorzu wie sie in anders christlich wandeln und wessen 
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in eusserlich ceremonium versehung thun sollten)!. Damit aber 
dasselb so von inen geordent geandert und nach irem ver- 
stand got zu eren und dem nechsten zu christlicher lieb aufge- 
richt, hinfurder allweg unwidersetzlich, und unvormindert, ge- 
halten, sich auch niemants darwider ungehorsamlich oder vor- 
echtlich widersetze, zu bedenken, das gute und lobliche satzung 
undinstlich wue ire wirkung und efiect nicht in ein volge ge- 
bracht, Demnach gepieten wir euch mit dieser unser schrift ernst- 
lich, Das ir ob solcher ordenung und bestellung, in eusserlichen 
sachen, die kirchen güter und ir person und was demselben an- 
hengig ist, betreffend mit [getreuem und embsigem] gestrengem 
vleis haltet, und darob seit, domit derselben unser visitatorn or- 
denung und satzung ? gelebt und nachgesatzt werde. 

Dann wue wir euer als der, so in unser stadt, ader ambt, 
bevelh haben, nachlassung, ader unachtsamkeit vermerken wol- 
len wir gegen euch als den unfleissigen, und den andern als’? 
mit ernster straf verfharrn lassen, zuuvrsichtig? ir werdet euch 
in dem allem selbst euch und euern kindern und nachkomen 
zum besten, hirin also ertzeigen, das ir gottes lob, und seins 
worts ere, und des nehsten lieb suchen werdet, damit wir zu 
pillicher straf nicht verursacht und unser ungnad vermieden 
werde, dornach euch wisset zu halten, Dat. etc. 


II. 


Johanns 
Liber getreuer wir haben doctor Martinus Luther unsern 
haubtman zu Witeberg Hansen Meysch und andere mer, zu der 
itzigen fürhabenden visitation, verordent, die sie unsres vorsehens 
in kürze fornemen werden, domit es inen nit, zu solchen, an 
zerung nit mangel, begeren wir, du wollest inen, von unsern 


ı Von kurf. Hand eingeschaltet. 

®? Von kurf. Hand durchgestrichen, dafür „bevelh“. 

3 Von kurf. Hand durchgestrichen, dafür „verechtern und ubertretern“. 
* Von kurf. Hand vorher eingeschoben „gestzlich“. 
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wegen bein funfzig oder 60 gulden gegen ir bekentnis, uber ant- 
worten und solch geld, gemelten unsern haubtman zu Witten- 
berg zustellen, und weil die visitatores je zu zeiten, ehe sie di vi- 
sitation in unsern churfurstenthum Sachsen allenthalben be- 
schliessen, wider gegen Witeberg komen werden, so kannstu ine 
solch geld, wol ointzing und nit auf ain mal geben, das wolln 
wir durch ire rechnung erweisen lassen, und geschiet daran 
unsere meinung datum Weimar freitags nach Michaelis Ao Do 
etc. XXVIII 
An Schosser zu Witenberg 
Nolten praeceptor. 


III. 
Johans etc. 


Wirdiger lieber andechtiger, nachdem wir euch nechst ge- 
schriben und begert das ir euch neben dem edeln unsern vesten 
und lieben getreuen Anargen hern zu Wildenfels, Dietrichen von 
Starschedell und magister Georgen Spalatin zur visitation des 
voitlandes, woltett gebrauchen lassen, Als wissen wir euch nicht 
zubergen, das gedachter her von Waldenfels, auf den sontag 
nach Catharine gegen abend zu Aldenburg einkomen will, Be- 
geren demnach, ir wollet eur sachen darnach richten, damit ir 
auf ernanten sontag nach Catharine zu Aldenburg auch ein 
komet und volgenden montag die visitation vermöge unsers be- 
velchs mit inen furnehmet daran tlıut ir unsern gnedigen ge- 
fallen. Dat. 28. 

An den Magister Anthon 
Musa prediger zu Jheen 
An Dietriechen von Starschedel zu 
Mutzschna ist rat. 


IV. 


Durchlauchter hochgeborner furst, gnediger her. Nach er- 
bietung unserer undertenigen dinste, fügen wir Ewer f.g. zu 
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wissen das veruckter zeit, von dem durchlauchtigsten hochge- 
bornen fursten und hern, herren Johanns hertzogen zu Sachsen 
churfürsten etc. e. f. g. herrn vater, unserm gnedigsten hern, 
uns ein schrieft zukomen dorin sein churf. g. uns befhelen. 
Nach dem dieselbe sein churf. g. sich uf den itzigen reichs- 
tag kein pfleger zubegeben bedacht das wir mitler wheile der- 
selben abwesens, mit unsern leuthen pfarrern und predigern, uns 
dess, was seiner vhurf. g. visitatorn inhalts irer instruction, und 
was derselben ankengich, verordent und verschafft haben, un- 
wegerlich halten sollen. Auch den hievor gethanen ausschreiben, 
die widerteuffer, Muntz, rüstung, und die mutwilligen befheder, 
belanget zu allewege nach gheen und geleben wollen, mit anhang 
ob uns der den unsern mitler wheyle, etwas notiges und be- 
schwerlichs fürfallen und obliegen wurd, das wolten wir forder 
an e. f.g. gelangen lassen etc. Hirauf gnediger furst und her 
wissen wir e. f. g. underteniglich nit zuverhalten das uns von 
den angezeigten visitatorn oder irer instruction davon e. f. g. 
hern vaters schrift meldet, gar nichts bewust ist, wir seynd 
auch derhalb hievor nie angesucht worden und so wir dan nu- 
serer herrschaft und lehen zuntheil von keyserlicher majt. und 
dem heiligen reich, und zumteil von dem ertzstift Magdeburg 
zur lehen tragen, die dan nehen der grafschaft, so von e. f. g. 
herr vatern wir zu lehen tragen und auch im Magdeburger stift 
gelegen sint und wir noch zur zeit nicht wissens haben ob sol- 
liche visitation, das die in unserer grafschaft also vorgenommen 
gedachter keyserlicher majt auch unserer gnedigsten hern von 
Magdeburg entkegen sein und also uns zur ungeraden villeicht 
gereichen mocht, ist demnach an e. f. g. unser undertenig bitt 
e. f. g. geruhen uns kegen hoggemelten e. f. g. hern vater un- 
serm gnedigsten hern, gnediglich zuverbitten, das sein churf. g. 
uns und die unsern mit solichen visitatorn, aus angeneigten ur- 
sachen, noch zur zeit gnediglich verschonen wolten. Was aber 
die andern articel belanget, darinne wollen wir uns kegen seiner 
churfurstl. gnad. alles gebürlichen gehorsams und undertenigkeit 
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zuhalten wissen und wollen solichs e. f. g. den wir uns hirmit 
underteniglich befholen im besten nit verhalten. Dat. Barbej 
dinstag nach cantae A. D. etc. 29. 

Balthasar und Wolfgang gebruder graven und hern zu 
Barbey und Mulingene. | 

DEım durchleuchtigen hochgebornen fursten und hern, hern 
Johansen Fridrichen hertzogen zu Sachsen und landgraven in 
Dhoringen unserm gnedigen hern. 

Die graven von Barby bitten sie mit der visitation dismal 
zuverschonen. 

V. 
Johanns frid. 

Unsren grus zuvor, wolgebornen lieben getreuen, wir haben 
ewr schreiben dorinnen ir von der schrift, die euch von dem 
hochgebornen fürsten, unserm g. lieben hern und vatern, dem 
churfursten zu Sachsen ehr und zuvor sich sein g. zu dem reichs- 
tag gegn Speyr begebn, zukomen, meldung und etlich mas, des 
artikelshalb, was die gemein visitation anlanget, entschuldigung 
furwenden tut, das man es mit derselben, aus etliche ursahn so 
ir dorinnen angezaigt noch zurzeit gnediglich verschonen wolt, 
alles inhalts verlesen, und das euch von den verordenten visita- 
torn oder ir instruction, davon obgedachts unsers g. herrn und 
vaters schrifft besagen tut, noch kein vermeldung bescheen, ist 
villeicht aus dem verbliben, das die visitatorn, an den ort und 
krais, dorinnen ir mit ewrn leuten begriffen noch nit komen, 
dann sie in ausrichtung und volziehung des werks an andern 
Enden noch in teglicher ubung stehn. Weil sich dan unsers 
hern vaters instruction und bevelh mit obberurten visitatorn nit 
weiter dan an die orter, so von sein g. zulehn kuren, erstrecken 
tut, dieselbig unsers herrn vaters verordnung und visitation 
auch euch den eurn und andın seiner undertanen und verwan- 
den zu trost und cristlicher underricht fürgenomen, so wolln wir 
uns versehn, wann die visitatoren des orts komen oder euern 
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pfarr und leut, so in unsers herrn vatern fürstlicher lehnschaft 
gehorig erfordern, Ir werdet euch auf ir ansuchen in solchem, 
neben Eurm beisein oder des Eurn unsers hern vaters gekomen 
ausschreiben und der visitatorn anzaigen nach gehorsamlich halten, 
wolln wir euch gnedige meinung nit unangezaigt lassen und tut 
sein g. auch uns daran zugefallen dat. Weimar freitags nach 
Cantate A. D. 1529. 
An Graf Balthazarn und 
- Graf Wolff von Barby. 


v1 


Von gots gnaden Johanns herzog zu Sachsen und chur- 
furst etc. 


Allen und yglichen unsern prelaten, graven, herren, ritter- 
schaft, und denen vom adel, so auf unser canzlei schrieft sitzen, 
erwirdigen, wolgebornen, edeln, lieben, andechtigen rethe, und 
getrewen, wiewol der almechtige gott aus grundloser gute und 
barmherzigkeit sein hailwertigs wort und evangelium, unser er- 
losung, und seligkait, in diesen lezten gezeiten, wiederum lauter 
und clar an tag gegeben, welchs nulıe auch fast in unsern chur 
und furstenthumben und landen, des merenthails ortern, lauther 
und rein geprediget, auch ceremonien, demselben gemess, gehal- 
den und geubt werden, so befinden wir doch, das an etlichen, 
(wiewol den wenigsten) ortern, so uns zum thaile, ader euch, 
eurn stiften, herschaften und gebieten, in unsern chur und 
furstenthumben zustendig, daran noch mangel, und sunst un- 
richtigkaiten furstehen. Wann wir dann aus dem und sunst 
anderm christlichen bedenken und ursachen furgenomen, etliche 
der unsern von rethen und gelerten, In berurte unsere chur 
und furstentumbe und lande umbzuschicken, derselbigen gebrechen 
und mangel halben und was denen anhengig erkundung und vor- 
muge unsers gegeben beuhelchs einsehung zuliaben und darauf 
vorsehung zuthun. So ist an euch prelaten, graven, herren un- 
sers gnedigs und euch andere der ritterschaft und vom adel be- 
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gern, eur jeder wolle kraft dieser unser schrift auf zeit und 
malstadt, so dieselben unser rethe und vorordente einem itz- 
lichen durch ihr schreiben ansetzen und benennen werden sampt 
allen denen vom adel, desgeleichen den probsten, pfarrern, pre- 
digern und andern belehenten priestern comptern vorstehern der 
stifte und closter, amtsvorwaltern, rethen der stette.e Auch 
schulteisen, heiniburgen und richtern der gemeinden, so er seins 
gebiets halben zuerfordern hat. Die wir euch hiemit zuerfordern 
bevelhen an aussenpleiben zu inen kommen und erscheinen ge- 
schickt der stifte, closter und pfarren gewidembt einkomen und 
zugehorigen guter, beweglich und unbeweglich, auch aller vica- 
reien, lehen und commenden, zu deme der pfarrer, prediger, 
caplanen und anderer belehenten priester irer lare predigten ge- 
schickligkait ader nit, wesens und haltens ob der personen, so 
zur seelsorge notturftig an einem jeden orte gnug und ob et- 
liche unter euch fur sich selbs. Auch burgern und einwohnern, 
besessenen ader unbesessenen, desgleichen ledigen handwerks ge- 
sellen eins jeden orts der sacrament halben. Ader sunst irthumbs 
Im glauben und also secten untereinander weren ader nit. Was 
zu seel gerethe, vigilien, seelbaden, begengnussen zu messen, 
bruderschaften, kalenden, commenden, salue und dergleichen 
stiftungen und was sunst uber das keinerlei ausgeschlossen, auch 
an clenodien zu mildensachen vorordent. Wer sich solcher geist- 
lichen lehen und stiftungen verledigt, was dieselbigen zugehoriger 
guter, gebeude, zinsen und anderer nutzung gehabt, wem berurte 
lehen jedes orts zuvorleihen geburen und bisanhere zustendig 
gewest, wer der vorledigten zinse mitlerweile eingenommen, wo- 
hin die gewandt, wieviel derselben nach unvorledigt sein. Ob die 
darzu gelegen ader entlegen, wie es mit den spital gutern ge- 
halten wirdet und umb solchs alles mit einem jeden fur sich 
selbs auch eins itzlichen gebiets und orter gestalt und gelegen- 
hait hat, grundlichen bericht beschied und anzaigung zuthun 
und in denselben desgeleichen andern mehr artikeln von inen 
unsern bevhel und gemuet anhoren. Euch auch darauf erzaigen 
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und befinden lassen, wie wir uns zu euch allen vorsehen. Und 
solchs nit weniger von pflicht wegen unsers furstlichen ambts 
dan euch und andern den unsern zu gnaden meinen und geschiet 
uns daran zugefallen, zuurkunt mit unserm auf gedrucktem se- 
cret besiegelt, und geben zu Weimar sontags nach Egidii. Anno 
domini XV hundert XXVILI. 

Churf. Rotes-Wappen-Siegel. 


VL. 
F. S. Archiv. 
Erste visitations acta 1528 
und sind bevelhaber gewesen her Hanns von Sternberg ritter zu 
Callenberg, Nicolaus Kynndt doctor, und pfarrer zu Eistfelt, 
Baltassar Doringer, prediger zu Coburg, Paulus Bader Castner 
das. 1528. 


Auf bevelch des durchleuchtigsten hochgebornen fursten und 
herrn, herrn Johansen herzogen zu Sachsen des heiligen Romi- 
schen reichs erzmarschalck und churfursten landgraven zu 
Duringen und marggraven zu Meissen, haben er Hans von 
Sternberg zu Kallenberg, ritter Nicolaus Kyndt doctor pfarrer 
zu Eisfelt, Baltassar During magister prediger zu Coburg, und 
Paulus Bader castner daselbst, als seiner churfurstl. gnaden 
verordente und abgefertigte visitatores, diss seines churfl. gn. 
ortlands zu Franken, solche visitacion vermugen und inhalts der 
churfurstlichen instruction aus schuldiger unterthenigkeit, der sich 
zu ider erkant, furgenomen, und ist, 

erstlich allen amptleuten, auch burgermeistern, rethen, 
zentgrafen und landknechten, mit bevelch geschrieben, bei allen 
stetten, dorfern und gemeinden, auch pfarrer, caplan, prediger 
und vicariern zubevelhen und zubestellen, das alle pfarrer in 
ampten, stetten und gerichten, dessgleichen die vicarier und be- 
lehnte priester ir jerliches einkomens und aushebens in ein or- 
denlich register furderlich bringen und aufschreiben sollen, ge- 
schickt zusein, das den churfurstlichen geordenten visitatorn uf 
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erfordern furzulegen, und sonderlich im eingang zumelden, were 
stifter einer ider pfarr, vicarei und lehens sei, 

Was auch ein ide pfarr fur filial und ander recht und ge- 
rechtigkeit hab, auch was der pfarrer hinwider idem dorf oder 
stat schuldig sei, 

Und das ein ider beneben solchs erbregisters einen sonder- 
lichen auszug, solchs seins einkomens stellen und machen wolle, 
wievil das an gelt, getraid, eier, kess, huner, zehenden, acker und 
wiesen und dergleichen sei, und solchs alles an gelt, der jerlichen 
nutzunghalb anschlahen, und je einer suma beschlieslich sezen. 

Zum andern das bürgermeister rath und heiligenmeister, einer 
iden stat, wie inen von churfurstlichen gnaden sonderlich ge- 
schrieben, desgleichen die schulthessen dorfs und heiligenmeistern 
den dorfer allenthalben, von wegen irer pfarrn und kirchen, 
in ein ordentlich register wie oblaut, bringen sollen, alles der 
kirchen aufhebens und einkomens, darzu was fur stiftungen an 
jartagen, begengnus, bruderschaften, messen, salve und anderm 
dergleichen in ider pfarrn oder kirchen sei, von weme die gestift 
und wes ein ide stiftung betreff, und das auch beineben in ein 
sonderlichen auszug begreifen, und beschleisslich mit hauptsum 
und jerlichen zinsen sumirn. 

Dabei sol auch in allen pfarrn und andern kirchen an idem 
ort sonderlich ein ordenliches inventarium aller und ider kleino- 
ter der kirchen und pfarrn, es sei an barschaft, schulden, kel- 
chen, monstranzen, pacem und anderm silbergeschmeid, auch 
messgewand und dergleichen, 

Es sol auch sonderlich benent und aufgezeichent werden, ob 
von einicher stiftung wegen gelt uf zins hingelihen, dessgleichen ob 
vom rest und vorrath einer iden pfarrn, oder kirchen, imand gelt 
furgestreckt, oder sunst ein ider schuldig were, die mit namen zu- 
sezen und zu benennen, wes und wievil ein ides desselben gelts 
innen hab, und das es auch erfordert und eingepracht werden soll, 

Und das in dem allem, auch andern stücken vermugen, des 
churfurstlichen gedruckten ausschreibens, idem amptman und 
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amptsbevelhabern, uberschickt, vleissig erkundigung zu haben, uf 
befragung disfals bericht zuthun, 

Lezlich sollen auch bei die hand gesucht, und uf erfordern 
der visitatorn furgelegt werden, einer ider pfarrn, vicareien und 
geistlichen lelıens, auch der andern stiftungen halben, alle und 
ide confirmacion, urkund, und verschreibung, sich in dem allem 
der notturft zuersehen. 

Volgend sind an idem ende der gehalten Malstatt das ganz 
pfarrvolk in idem amt und gericht der stet und dorfer sampt 
allen amptleuten, schossern, zentgrafen und landknechten, die dan 
sonderlich zu der sachen, und audienz gezogen sein, Auch pfarrer, 
caplan, prediger und vicarier auf einen nemlichen tag furbeschie- 
den, und erfordert, und den allen in gegenwertigkeit der amptleut 
und amptsdiener die gemeine furhaltung, wie es die churfurstlich 
instruction im buchstaben nach der leng, mitpringt, bescheen. 

In gleichem fal sind auch die vom adel an jedem ende der 
gehalten malstet, sampt iren pfarrern, vicariern, priestern, auch 
irer untersessen, beneben auch erfordert, und diese furhaltung 
semptlichen in gemein, mit dem andern pfarrvolk, und auch son- 
derlichen allein nach der leng erzelt. 

Beineben auch weiter wie volgt furgehalten, das sie irer 
pfarrer, prediger, caplan, vicarier und ander priesterschaft halben 
anzeigen solten, und nemlich von wegen irer lar 

1. Ob sie das evangelium nach reinem verstand predigen, 

2. Ob sie sich uf der canzel zanken, und ja 

3. Der lar einer den andern offentlich berede und straf, 

4. Ob es bescheidenlicher weis und erberlich von inen ge- 
predigt werde, 

5. Was sie fur ordnung mit den sacramenten des altars und 
der tauf halten, 

6. Ob sie etwan verschaft auch sind gewest, oder noch mit 
irthum der widertauf oder des sacraments des altars, oder solchs 
irthums anhenger gehalten und gesterkt, 

7. Ob sie sich desselben in predigung oder sunst ofientlich 
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sekten horen und vernemen lassen, 

8. Ob sie auch von der ohrigkeit, als ob die von got nit 
verordent, und das auch sie der nichs schuldig weren gepredigt, 
oder sunst gelert hetten, 

9. Ob Inen auch ein gemeinde abgunstig sei, 

10. Ob sie sich in weltliche sach zuhandeln schlugen, 

11. Ob sie auch in sonderheit in iren predigen und lern 

vleissig sein, und 
12. Ob sie noch papistisch, und der bebstlichen verfurerey 
mit reden, predigen und leren, heimlich und offentlich anhangen. 


Von irem wandel und leben. 


1. Ob sie ein pristerlich und erberlich leben fuhren oder nit, 

2. Ob sie sich in zank und: hader begeben mit worten oder 
werken, | 

3. Ob sie auch ein zuchtig leben füren, oder mit bubin 
haushalten, 

4. Ob sie seufer, fresser, luderer, spiler und zutrinker sein, 

6. Und in sonderheit ob sie sich der ler Pauli zu Tyto ge- 
schrieben, gemess halten. 


Diener des worts. 

Ob ide statt oder dorf mit genugsamen pfarrern und die- 
nern des gotlichen worts, und reichung der sacrament notturftig- 
lich versorgt und versehen sind. 

Schuln. 

Ob ide statt auch dorfer die schuln halten, mit schulmeister 
und derselben zugehorigen person, der schulnhalb, notturftig be- 
stelt und versorgt sey, und nemlich der leer, lebens, und gepur- 
lichs empsigen vleis halben. 

Briesterschaft zu examinirn. 

Das auch die pfarrer, predicanten und andere pristerschaft 
zu examinirn und zuverhorn, wie und welcher mass die, einer 
oder mere, geschickt oder ungeschickt zubefinden sein mochten, 
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und so die papistisch, der lere leben, oder der churfurstlichen 
ordnung entgegen, als dan weiter mit inen zuhandeln und andere 
an ir stat zuverordnen. 

In gleichem fall solten auch hinwider die pristerschaft, pfar- 
rer, prediger und caplan, auch vicarier vermelden und anzeigen, 
was sie in oder unter der gemeinde, der stat und uf dem land, 
fur fel, mengel und geprechen westen, darzu ob sie ir ider per- 
son halben abbruch und beschwerung erleyden müsten, dan wie 
churfurstliche gnad wolte gelarte geschickte pfarrer, piester, cap- 
lan, und dergleichen, des gotlichen worts diener haben, die auch 
eines zuchtigen und erbern wandel und lebens wern, also wolt 
auch s. churf. g. hinwider gehabt haben, denen ir unterhaltung 
und notturft, auch zureichen und kein mangel in dem fal dulden 
und leiden zulassen. 

Es solt auch in allen stetten und dorfern an jedem ort der 
gehalten visitacion, angezeigt und vermelt werden, alles bei ver- 
meidung unnachlessiger straf, auch erinderung irer eid und pflicht, 
ob bei und unter inen wern 

gotslesterer 

eebrecher 

hurer und spieler 

- seufer und mussigenger 

den eltern ungehorsam und an ire 

eltern hand anzulegen und andere 

der gleichen, die eines bosen wandels und wesen sein. 

Auch die so mit dem Irthum der widertauf und sacrament- 
schenter nach zwinglischer lere beheft. 

Die so die obrigkeit als ob die von gott nit verordent, wi- 
dersprechen. 

Die auch die churfurstliche ordnung wie die gotlichen wort 
und dem heiligen evangelio gemess verordent, vertadeln und ver- 
nichten theten. 

Dieselbige alle anzeigen und mit namen zu benennen, fer- 
ner nach vermug churf“ instruction mit inen zuhandeln. 
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Und solten solchs gottlichen werks und vleis churfürstlicher 
gnaden mit grosser dankbarkeit annemen, und von herzen gott 
dem almechtigen, fur sie und ir nachkomen, darum danken, das 
er so gnediglich und miltiglich, durch s. churf. g. alle seiner 
churf. gn. untersess und verwante, mit dem heilsamen wort heim- 
suchet, welchs so lang ist verporgen gewesen, eigentlich aus got- 
lichem zorn, um der sünde willen und das der ewig barmlherzig 
gott, ein grossere gnad durch sein churf. g., als einem frumen 
cristlichen churfursten zu diesen gezeiten erzeigt, dan sein got- 
liche maiestat den kindern von Israel durch den frumen fursten 
Josiam hab gethan, bei welchem fursten Josua das alt gesez, 
das dannoch zur seligkeit nicht kreftig war, wider gefunden. Aber 
bei iren churf. gn. ist aus lauter gotlicher erbarmung, das heilig 
evangelium befunden, so ein kraft gottes ist, selig zumachen, das 
dan meniglich ime ein trost solt sein lassen, wider die veinde 
des heiligen evangelii, die da sagen, ja solt got sein wort so 
lang uns genomen haben, und aller erst durch diesen churfursten 
von Sachsen etc. wider an tag bringen. 

Da man doch gedenken und sich trosten solt, mit dem fru- 
men fursten Josua, zu des gezeiten das buch des gesez gottes, 
so zuvor verlangst verlorn gewest auch wider ist gefunden, wie 
am vierten buch der konig am xxii capitel steht. Dan dersel- 
big Josias, da ime aus gottlichen gnaden durch den hohen priester 
Hylkia, das gesez puch uberantwort ward, liess er vonstundan 
dasselbig allem volk lesen, und gepot also bald, das man aus 
dem tempel tlet und abschaffet allen falschen gottesdienst, und 
_ alles das jenig, so wider das gottlich wort und gesez war. Er 
thet auch ab die camerin, welchs waren sonderliche geistliche 
leut, wie yezunt die allergestrengsten munch sein wollen, und 
auch von fursten und herrn gestift sind, und die konig Juda be- 
melte camerin gestift hetten, zureuchen, in den stetten und zu 
Jherusalen etc. 

Also wil auch churf. g., nachdem got der almechtig sein 
gottlichs wort und heilig evangelium so gnediglich zu diesen 
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lezten gezeiten widergeoffent hat, alle solcher camerin und an- 
dern falschen gottesdienst abschaffen und den warhaftigen rech- 
ten gottesdienst anrichten, welchs allen menschen je ein grosse 
freud sein solt, das mit grosser dankparkeit on alles widerspre- 
chen anzunemen und gott von herzen darum zu danken. 

Weiter hat auch gott durch den frumen konig Ezechiam 
sein gotliche gnad erzeigt, das durch denselbigen konig_ aller 
falscher gottesdienst, und was dem gotlichen wort nit gemess ist, 
abgethan, und der warhaftig gottesdienst aufgericht worden, dan 
also steht im vierten buch der konig am xvıüi capitel. 

Hiskia thet was dem herrn wolgefiel, wie sein vatter David, 
er thet ab die hohen, und zurprach die seuln und rottet aus die 
haine, und zurstiess die ehrne schlang die Moises gemacht het etc. 

Wer wolt nit da gesagt haben, so er nach menschlicher ver- 
nunft und dem alten thant her solt geurteilt haben, ey man sol 
die schlangen mit nichte zustossen, dieweil sie got selbst durch 
Moisen hat verordent, ja durch welche got sein volk in der wu- 
stung vor den giftigen feuerigen schlangen hat behuet, welche 
schlangen auch Christus selbst anzeuhet, das er muss erhohet 
werden, wie die schlangen in der wustung. Dannocht wurd der 
frum konig auf das hehest gelobt, das er solchs zuprochen het. 

Warum solt dan auch nit billich churfürstliche gnad alles 
lobs werth sein, so er abschaffet die unchristlichen ceremonien, 
und allen falschen gottes dienst, dardurch got und sein heiligs 
wort, darzu der verdienst des leiden christi, geschmehet wurdet, 
wie ein itzlicher des bisher genugsam unterricht sei, darum dan 
ein jezlicher nochmaln ernstlich, wol ermant sein, sonderlich, 
dieweil durch diese visitacion, gesucht und furgenomen werdet, 
alle seiner churf. gn. untersess in predigung gottlichs worts, mit 
gelarten und geschickten pfarrern und predigern, notturftiglich 
zuvorsorgen und zeversehen, das meniglich got dem almechtigen 
um so grosse gnad, die er durch churfurstl. gnad erzeiget, wol 
dankbar sein, und solche christliche ordnung mit aller unterthe- 
nigkeit und gehorsam annemen. 
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Gemeine verordnung. 


Auf solche gemeine furhaltung ist auch an idem ort der ge- 
halten visitacion sonderliche audienz und befragung aller berurter 
artikel halben, furgenomen, mit notturftiger gehabter erkundigung. 

In dem auch die bristerschaft und zuvorderst die vom adel 
auch in ider statt, der rath mit vleis befragt ist. 

Darum auch der jenen halb, die schuldig befunden, straf 
ist furgenomen. 

Was auch an idem ende, mit pfarrn, prediger, caplan, vi- 
carier, auch der schuln und gemein castens halb insonderheit 
verordent, das wirt ides orts begrifne registratur, sovil die not- 
turft aufzuschreiben erfordert, ferner mitpringen. 

Allen amptleuten, schossern, untervogten, zentgrafen und an- 
dern amptspersonen, auch den rethen in stetten ist ein gemeiner 
auszug der artikel in churfurstlicher instruction verleibt, zuge- 
stelt, darbei auch sonderlich, ein eigne verzeichnus, welcher mass 
in allen fellen die straf furzunemen, aller verpotener und gepo- 
tener artikel halben an idem ende ist gelassen und schriftlich 
übergeben. 

Zu dem das auch den pfarrern und predigern die gedruckte un- 
terricht, der churfurstlichen geordenten visitatorn im churfursten- 
thum zu Sachsen etc. auch zugestellt, mit ernstlichem bevelch, sich 
der gemess in predigen ceremonien und im leben zuhalten. 

Insonderheit ist auch den amptleuten und allen andern ampts- 
dienern, auch burgermeister, rethen und den schulthessen, ernst- 
licher bevelch gegeben, ob der churfurstlichen ordnung samt den 
gepoten und verpotnen artikeln, allenthalb vleissig zuhalten, das 
denn unwidersezlich und unnachlessig zu strafung der laster und 
die uberfarer ernstlich anzunemen, auch gefenklich einzulegen, 
gelebt werde. 


Superattendenten. 


Vermugen churfurstl. instruction sind zu superattendenten 
verordent, nemlich 
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Magister Wolffgang, der jez gein Konigsperg zum pfarrer 
verordent, ist Konigsperg und eingehorige amtsverwante zu be- 
velch gethan, 

her Fridrich Schwalb, welcher auch zum pfarrer gein Sel- 
burg gesazt, dem ist die stat und anhengig gericht bevolhen, 

Nicolaus Kindt doctor pfarrer zu Eisfelt uber die stet und 
zenten Eisfelt Hilpurghausen Rotha und Schalken. 

Magister Baltasar During prediger zu Coburg uber Coburg, 
auch stet und zenten Neuenstat Sonneberg, Gestingshausen und 
Lautter. 

Die sollen auf alle pfarrer und vicarier in oder ausserhalb 
der stet, desgleichen auch auf schulmeister, locaten und andere 
pristerschaft im churfurstenthum, ir ides bevolhenen kreis getreue 
und vleissige aufachtung haben, nach laut der churfurstlichen in- 
struction und der artikel, den superattendenten belangend, des- 
halben ir idem die artikel, inmassen den amptleuten auch son- 
derlich zugestelt sein. 

So ist auch in ider stat und dorfschaft, sonderlich verordent 
und mit ernst bevolhen, auch achtung zu haben auf die aufrurer 
und diejene, so mit dem irthum der widertauf und der zwing- 
lischer lere des sacraments halben, befleckt und behaft sein. 

Auch auf die verprecher und uberfarer anderer gepot und 
verpot, damit sovil muglich, dieselbige von irem irthum mochten 
pracht, und die offentliche laster zu scheuche andern gestraft, auch 
alle kezerei gedempft und ausgerotten werden, wie dan allenthalb 
solchs zu erst in gemeiner gethaner furhaltung, wie obvermelt, 
und dan auch sonderlich im abscheid, mit genugsamer und langer 
cristlicher ler und unterweisung an idem ort, der gehaltner vi- 
sitacion notturftiglich ist erzelt und dem volk eingebildt, zu dem 
mit mussen vleissige erkundigung und erforschung aller strafpar 
lasterhalb, mit verhorung etlicher zeugschaft, woe es die not hat 
erfordern wollen, gehabt ist, und sonderlich soviel die widerteu- 
fer und sacramentlesterer betroffen. 

In allen stetten und dorfern sind von wegen irer pfarrn und 
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and anderer kirchen oder gotsheuser sonderlich register an idem 
ort ubergeben, zu dem das vleissige nachforschung und erkun- 
digung gehabt ist. 

Und an jedem ende der stette und dorfer, woe das einko- 
men darnach befunden, gemeine casten zu furderung gottes worts, 
auch zu unterhaltung armer leute verordent, darzu in stetten son- 
derliche vorsteher gesazt, aber in dorfern das dem heiligenmeistern 
bevolhen, die an idem ort zugelubden sonderlich sind angenomen, 
zusampt unterricht, und genugsamer cristlicher unterweisung, wel- 
cher mass sich dieselbige vorsteher allenthalben halten, und jer- 
liche berechnung thuen, auch sich in dem amt und gericht, nach 
bevelch der oberhand halten sollen. 

\Woe aber das einkomen darnach nit befunden, ist den hei- 
ligenmeistern bevelch geschehen, davon die kirchen in wesen und 
zimlicher bedachung zuhalten und auch zu dem fall uf erfordern 
nichts destoweniger auch jerlich berechnung zuthun. 

Dabei denselben vorstehern und heiligenmeistern an idem 
ende der stet und dorfer gesagt und auch bevelch gegeben ist, 
wie sie vormaln in der kirchen, den gozen und verstorben hei- 
ligen, so des nit notturftig gewest, als zu uncristlichem werk ge- 
pettelt, und sich des nit geschemt, das sie auch jezund den leben- 
digen heiligen, als armen notturftigen leuten, vor und in der 
kirchen, zu den geordenten sontag und feiertag, auch sunst die 
leut zum almusen zu vermanen, und zubitten, sich nit schemen 
sollen, damit armen kranken und schwachen, aus sonderlichem 
alten verlebten, und aus gottes verhengnus verdorben hausarmen 
leuten, zu zimlicher unterhaltung, mug hilf erzeigt und gethan 
werden, mit weiter erzelung der heiligen schrift, von werken der 
barmherzigkeit, und im geschicht der apostel wie die siben menner 
sein erwelt worden, darzu welchermass sanct Paulus allenthalb 
in sein episteln, die gemeine steuer, den armen gefurdert hat. 

Nachdem auch etlicher stiftung halben, an jartagen salve 
spenden und dergleichen, sovil zu milten sachen allenthalb vor 
der zeit gegeben und geordent ist, vilerlei ansuchen beschehen, 
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zu dem das auch bericht furgewendt, das sich die erben solcher 
stiftung haben unterfahen und die zins von den gutern, die ein 
ider innen hat, furhalten, oder sich sonst der zins, so uf andern 
gutern gestanden, unterzihen wollen. Als ist allenthalben den ge- 
ordenten vorstehern, endlich dieser abscheid und bevelch gegeben, 
ob solchem sovil des zu milten sachen beweist, ernstlich zu halten, 
das die zins in gemeinen casten fallen sollen, und nun hinfurder, 
weil es doch von den stiftern gott zu eren gemeint, zu rechtem 
dienst gottes, als furderung gotteswort, und unterhaltung armer 
leut gepraucht und angelegt werden, indem auch nymand ichtes 
nachzulassen, uf das diesfals zeruttung vermieden bleib, woe aber 
der stifter erben,. je so arm und des, wie andere armeleut not- 
turftig, sollen alsdan die castenmeister sie neben andern auch 
bedenken, inen aus gemeinem casten zur notturf hilf zuerzeigen. 

Dem rath und auch den geordenten vorstehern in stetten, 
auch den schulthessen und heiligenmeistern ufm land in dorfern, 
ist der pfarrheuser halben sonderlicher bevelch und abschied ge- 
geben, dieselbig gepur in wesen zuerhalten, in betrachtung das 
kein pfarrer sein lebenlang angenomen. 

Darbei ist auch an allen orten gehaltner visitacion allen ver- 
ordenten castenmeistern bevolhen, die klinodia und silbergeschmeid 
an idem ort, unverrückt pleiben zulassen, und on sonderlich be- 
velch der oberhand nit zuverwenden. 

Was auch an idem ort der stet und dorfer, auch pfarrer, 
vicarier und belehenter priester fur register ubergeben, die sind 
ein ide statt und anhengig gericht zusamen geordent, und von dem 
allem ein auszug, einer iden statt und anhengig gericht, beson- 
derlich auch verfertigt. 


Die gehalten malstatt. 
1. Konigsberg, amt und anhengig gericht, sovil dem amt der 
obrigkeit halb verwandt. 
2. Amt und gericht Helburg. 
3. Hilpurghausen und anhengig gericht dahin auch statt 
Rottha und gericht bescheiden sein. 
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4. Eisfelt und gericht. 

5. Zur Neuenstat ist die gemeine furhaltung beschehen, und 
darnach verrückt, gein Munchrothen, dahin erfordert und beschie- 
den sein, die stet und gericht Neuenstat, Sonnberg und Schalka 
auch Neuenhaus und Gestingshausen. 

6. Coburg samt anhengigem gericht Lautter, auch was weiter 
dahin von den andern stetten und gerichten gewiesen und an- 
gestelt ist. 


vi. 


Unser von gots gnaden, Johanns herzog zu Sachsen, des 
heiligen romischen reichs erzmarschalk, und churfurst, lantgraf 
in Doringen und marggrave zu Meissen, unsere rath, und hoch- 
gelarter lieben andechtigen und getreuen, herr Hans von Stern- 
berg ritter, Nicolaus Kindt doctor, Balthazar Dhuring magister, 
beide zu Eisfelt und Koburg pfarrer, und Paul Bader castner 
zu Coburg, welche wir verordent haben, der pfarren, pfarrer 
prediger, caplan, schulen, schulmeister, und etlicher anderer sa- 
chen halben, an den ortern, unser furstenthumben und landen, 
wie sie aus dem vorzaichnis hiebei befinden werden, zu visitirn 
und einsehung zutun, sollen auf nochvolgendem artikel auch aus- 
serhalb derselbigen, nach gelegenheit, und iren selbst bedenken, 
darinnen zu handeln, zuschaffen, zuverordnen, und ane hinter- 
gang zubesliessen, gewalt und berhelich haben, als wir inen 
auch denn hiemit thun geben, zustellen, gethan, gegeben, und 
zugestellt wollen haben. 

Und anfenglich, so finden unsere verordente visitatores hier- 
neben vorzaichnet, etliche orter und stette, dohin sie die andern 
stette, flecken, und dorfer, und refier gesessen zu sich erfordern 
und beschaiden sollen. 

Und sol anfenglich, auf erscheinen und furkomen, dass fur- 
halten ungeferlich sein ... Von hier ab stimmt das Dekret mit 
dem für Kursachsen erlassenen wörtlich überein. Vide Sehling, 
a. a. ©. I, 142. 
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Die älteste evang. Kirchenordnung für Nassau, 1536. 
Herausgegeben und besprochen 


von 


E. Knodt, 


Professor zu Herborn. 


Vorwort des Herausgebers. 


Diese älteste selbständige Kirchenordnung der Öranien- 
Nassau’schen Lande, welche den Titel führt: Instruction fur die 
ainfaltigen pfarherren und kirchendiener, beratschlagt und ge- 
stelt durch M. Leonardum Wagner und Ern Heilmannum Crom- 
bach, wird hiermit zum erstenmale vollständig veröffentlicht, 
denn was bis jetzt davon bekannt wurde, sind nur fehlerhafte 
Auszüge. Das Manuskript dieser Ordnung findet sich, 32 Blätter 
Fol. umfassend, im königlichen Staatsarchiv zu Wiesbaden unter 
A. Dill. A.K. 1126. Sie führt daselbst noch den Nebentitel: 
Graven Wilhelms seligen Kirchenagend, der selbstredend ein 
späterer Zusatz ist. 

Ich nenne diese K.-O. die älteste selbständige Kirchenord- 
nung Nassaus, weil das vorher erschienene Crombach’sche „Ein 
Bedenkens von heiligen Trachten“ etc. keine selbständige Arbeit, 
sondern ganz und gar von dem Brandenburgisch-Ansbach’schen 
Mandat von 1526 abhängig und deshalb von weit geringerem 
Interesse und Wert ist. Die „Instruktion etc.“ stammt wohl aus 
dem Jahre 1536 (vgl. die Bemerkungen am Schluss). Die Oranien- 
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Nassau’schen Gebiete waren in jener Zeit noch lutherisch und 
blicben es bis 1577 bezw. 78, wo besonders durch den Einfluss 
Geldenhauers und die Beziehungen zu dem reformierten Holland 
unter Juhann dem Aelteren das reformierte Bekenntnis Geltung 
fand. Welche Bedeutung und welchen Einfluss aber die refor- 
mierte Kirche gerade in den genannten Gebieten entfaltete, be- 
sonders seitdem die 1584 gegründete. hohe Schule zu Herborn 
eine Hochburg der reformierten Konfession wurde, und ein Ole- 
vıanus, Piscator, Pasor, Alsted, Zepper u. a. ihr Licht leuchten 
liessen, lehrt die Kirchengeschichte. 


Vorrede. 


Wiewol wir Wilhelm grave zu Nassau Catzenelenpogen Vian- 
den und Dietz etc. fur langverruckter zeit an alle und jede unsere 
gaistlichen prediger und kirchendienern begert und durch andere 
angesagt und ermanet, das sie das seligmachende gottes wort zu 
ehren und preis seines hailwirdigen namens besserung, trost und 
hail unsers lebens und selen — wie solichs on das amts halb zu 
fur schuldig und fur euch selbs gethan haben solten, — rain, 
lauter und unverdunkelt den christlichen gemeinden euwern kir- 
spels pfarkindern mit hochstem fleis zu predigen und auszukun- 
den, und auch sunst in ceremoniis und kirchendiensten eindrech- 
tig und onargelich zu halten, wie der Nurenberger catechismus 
und kirchenordnung (darauf wir euch zum furbild angewiesen) 
dass klarlich ausdruckt, und bis hieher in guter hoffnung gewesen, 
dem solt also nachgangen und gelebt sein worden. So langt uns 
aber jetzo: melier mit warhait dan gefallens halben: glaublich an, 
das der weniger tail under euch solichs bis noch mit kleinestem 
finger angriffen, noch rechtem auge angesehen habe, und auch 
diejenigen, so etwas in das werk zu prengen understanden, lass 
und verdrussig, darzu in predigen, kirchengepreuchen und cere- 
moniis zweispaltig werden und ongleichhait halten, welchs denen 
einfaltigen frommen christen argernus und anstos geberet, die so 
im wort zugenomen, wider faul und abfellig machet, und die an- 
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dern hartneckigen christen, die zu gruenden sein solten, ganz 
zuruck stellet, das uns am letzten beschwerlich zu missfallen 
reichet und sovil an uns ist gern furkomen, gottes reich in 
christlicher ainigkeit zu besserung gefurdert und gemert sehen 
wolten, und werden bericht, das under anderen diss nit die ge- 
ringste ursach sein soll, das bemelter Nurenberger catechismus 
und ordnung auch in etlichen puncten nit genugsamen bericht 
gebe, die einfaltigkait dieses landvolks zwuschen Westerwalt und 
Westphalen, die nach irer art etwas hartlernig, daraus zu be- 
richten, welchs wir doch meher euerem unfleiss, dan der warheit 
zuschreiben. Dweil aber dieser catechismus und ordnung die 
furnemesten haubtstuck christlicher leer, wie es mit raichung der 
sacrament und andern kirchengepreuchen christlich aingericht 
und gehalten werden soll, desgleichen alle falsche ler und miss- 
brauch so bisanher in hailiger kirchen ingewurzlet nit wenig ent- 
deckt und an tag bringt, dan die recht gottlich leer und christ- 
lichen gebrauch der sacrament gotteswort am nechsten gemess 
ehelichsten meher ainfaltiger und verstandlicher tractiert und 
treibet, dan aus ainem andern buchlin grunden mugen, auch also 
das den geringsten buchstaben zuzusetzen oder weiter zu berich- 
ten, unsers urtails von unnoten, und wol ubrig pleibe, dannocht 
dweil wir vermerken, das ir die altbedagten den erst angewone- 
ten sauwerdeik und hefie der altvetterischen fabeln jetzt aus ein- 
falt, dan aus unverstand langsam verlassen, und zu christlicher 
lar zu huben gesinnt, darzu den fleiss und arbeit mit ernst nit 
daran legen, und wir aber das wenig volklein, uns von gott ver- 
luhen, sein ewigs seligmachende wort lenger nit berauben noch 
entzogen haben wöllen, so haben wir vermeinte verhinderliche 
ursachen abzuschaffen fur notwendig bedacht und aus christlicher 
liebe nit unterlassen mugen euerem unverstant mit ratlı unser 
in christo gelerten durch einen neben kleinen bericht! mit und 
neben gedachtem catechismo und kirchenordnung erklerung und 
ıinstruction zu hilf zu komen, doch nit der gestalt und meinung 
zu haben und halten, der menschen gewissen zu pfaen, wie die 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIV. 2. 13 
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kirchenordnungen durch menschliche satzung von alters inge- 
wurzlet (des wir laider gute erfarung sehen) geraten seind, wan 
die nit underschiedlich mit grossem fleiss von gottes wort abge- 
sundert und in irer wirde den leuten furgetragen werden, sonder 
‚wo die gottes wort gleich und gemess auch von den ceremoniis 
in gottes wort gegrunt handeln, das alsdan die neben gottes wort 
gelitten und angenomen als ein liecht dem glauben einlich und 
gleichformig, wo aber benante instruction und underrichtung von 
menschlichen satzungen ceremoniis setzen und disponiren, die 
auch in irer wirde zu halten und anzuwenden, nemlich als mensch- 
liche satzungen, welche nach gelegenheit der zeit sollen und mu- 
gen verendert, vermert und vermindert werden, darum soll auch 
dieser unser underricht wie auch alle andere ceremonien und kir- 
chenzierung allein dahin dienen, das zucht erbarkeit und gleicheit 
in der kirchen erhalten und der gemein man etlich ubung und 
exercitia hab, dadurch er zu innerlichem gottesdienst muge ge- 
richtet angereizet und bei demselbigen seinem wort erhalten werde 
und nit die gewissen darin und mitzubinden, oder ein vergeb- 
lichen gottesdienst daraus mache oder darfur halte, das diese 
menschliche satzungen ceremonien und kirchenzierung zur ver- 
gebung der sunde etzwas thun schaffen oder wirken sollen. Dess- 
halben wir auch diese instruction im fal die anderst dan in gottes 
ehr geraten wurde, alzeit in besserung zu richten furbehalten, 
bis so lang gott aus gnaden ein general oder provincial christlich 
concilium verleihet, darin wir verhoffen wir uns in allen auswen- 
digen ceremoniis zu der kirchen gehorig weiter eintrechtig ver- 
gleichen werden. 

Und dem allen nach bevelen wir auch hiemit ernstlich be- 
geren und wollen, das ir alle und jede besonder aber furnemlich 
die so bis hieher das ware gottes wort angezaigter gestalt christ- 
lich zu predigen farlessig gewesen oder aus andern ursachen 
hinterpleiben lassen, oft ernanten Nurenberger catechismus und 
kirchenordnung bei und in iren handen haben, sich darin mit allem 
ernstlichen fleis uben und lernen, das ir geschickt seien und zu be- 
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finden jeglicher seinem kirspelsfolk zu gelegen nach bestimten 
zeiten und tagen neben andern christlich evangelischen leren nach 
gelegenheit aus herzlichem grunde einveltig, teutlich und ver- 
stendlich furzulesen und sovil gott gnade verleihet auszulegen, 
und sunst in ceremoniis und kirchenzierung sein pfarfolklein un- 
derweise und lere und selbs gleichformig halte, wie diese unsere 
instruction und underricht das underschiedlich ausweist. Aus dem 
verhoffen wir trostlich der ainfaltigen ergernus und schwachen 
anstoss soll erleigen und mit der zeit gottes ehr wachsen und 
zunemen. Das begeren wir um gottes willen und wollen das 
auch samt und sonders bis auf bessern bericht also getreulich 
volnzogen und gehalten haben, alles, so lieb einem jeden sei un- 
ser gunst zu behalten und ungnade zu vermeiden. Haben auch zu 
merer bestendigen handhabung unserm jetzt verordenten superat- 
tendenten und visitator und kunftigen ernstlich gepietende be- 
volen, wie wir auch hiemit thun, mit sonderem fleiss daruber zu 
zeiten visitation zu inquiriren und darob zu halten, wo auch etwas 
fel oder gebrechen befunde, das an uns gelangen zu lassen, fer- 
ner der pillichait mit zimlichen penen und censuren darin zu 
bescheiden. Danach mag sich ein jederer wissen zu richten. 


Von der tauf ob die? lateinischs oder teutschs bescheen sol. 


Von dem hailigen sacrament des taufs welcher unser christen 
bunt zaigen ist im neuwen testament, dardurch wir auch erstlich 
in die christenhait angenomen werden, sollen die pfarher und 
prediger klar und richtig mit allem fleis lernen, davon inen ein 
schon und nutzliche form und underricht in ubergebner ordnung 
vorgeschrieben ist, auch wie sie die leut bei dem tauf verma- 
nen und taufen sollen. Dweil aber nichts im taw® gehandelt 
wirt, on was ein jedere christen zu wissen schuldig ist, und von 
noten hat, darum sollen sie in deren sprachen taufen, die das 
folk und alle zuhorer verstehen konnten, nemlich zu teutschs. 
Nachdem aber auch die hebammen, wie man wol erfaren, un- 


schicklich mit dem ihedauf umbgeen, auch kinder, die noch nit 
13* 
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volnkomentlich geporen, wider die aigenschaft des taufs taufen, 
sollen die pfarher sie derenhalb davon aigentlich und wol under- 
richten, dan man die kinder taufen soll, es sei den volnkoment- 
lich auf die welt geporen und in unseren handen, sintmal die 
tauf ein gaistliche wiedergepurt ist. \Vas nun wiedergeporen sol 
werden, muss ja furhin geporen sein, wie Augustinus sagt. Da- 
mit aber nun ware zucht und christlicher ernst bei dem tauf 
dester besser aufkome und der ganz handel des hailigen taufs 
mit rechtem ernst und herzlicher andacht, des wir ja schuldig 
seint, gehalten werde, darum sollen die diener der kirchen das 
folk vermanen, auf die feiertag oder sunst wan die gemain gottes 
versamlet und bei einander ist, ir kinder zum tauf zu pringen, als 
dan kan man mit merer dapferkeit und auch grosser frucht die ge- 
heimnis des taufs darthun und der gemain kunt machen. Es wirt 
auch desto fleissiger von filen vor das kintlein gebeten. Doch sol in 
dem christlichen dienst zu allenzeiten, wan die kinder krank seint, 
von den dienern niemant abgeschlagen noch versagt werden. 


Von dem sacrament des altars, des herren nachtmal °. 


Es sollen die pfarher und prediger die ler von dem hailigen 
sacrament des leibs und bluts unsers herrn Jesu Christi, auch 
von dem gebrauch der rechten mess vleissig treiben und dem 
volk underschiedlich anzaigen, was Christus bei dem sacrament 
und der mess aufgesezt und geordnet hat, und was die menschen 
darzu gethan haben, damit der missbrauch, so bei des herren 
nachtmal und der mess getrieben, hindangesatzt, on ergenis ab- 
geschafft und in einen christlichen geprauch gewandt werde, davon 
sie genugsam underrichtung in vilgemelter ordnung und cate- 
chismo haben. 

Sie sullen auch mit ernstlichem fleiss mit leren und ver- 
manen anhalten, das doch etliche von iren pfarverwanden zum 
wenigsten auf die feiertage das sacrament under baiderlai gestalt 
nach der insatzung Christi zugleich mit dem kirchendiener emp- 
faen, und alsdan soll die mess mit gewondlicher klaidung und 
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unschedlichen ceremonien, auf die weis, wie die ordnung davon 
sagt, gehalten werden, doch das man niemant zu der communion 
lass, on allein die zuvor verhort seint und gebeichtet haben, darum 
sollen auch die pfarher nach der predigt die communicanten ver- 
manen, das keiner unverhort und unangezaigt hinzutrete. 

Wan aber ain unverhorter, der sich nit furhin anzaigt zu 
dem altar keme mit den verhorten und angezaigten das sacra- 
ment zu entpfaen, soll ime der pfarher das nit weigeren, damit 
keine confusion oder ergernis fur der gemain begangen und ge- 
ben werden es soll aber der pfarher darnach dieselbigen unan- 
gezaigten fur sich fordern, ursach horen, warum er solichs un- 
derlassen und inen vermanen das er sich mit den andern christen 
in diesem gleichformig halte, wo er aber solichs verachten wurde, 
sol er zu der communion nit gelassen werden. So sich aber 
einer erzaigen wurde und doch sein sunde nit anzaigen oder 
namhaftig machen mit iren umstenden, sunder sich allein mit 
schlechten worten in gemain fur einen sunder erkente und der 
absolution begerte und darum bete, soll man ime die absolution 
mitteilen und das sacrament nit waigern, souer er bei dem sa- 
cramente wol underricht ist. 

Dweil aber auch die eleuacion ein menschen gesatz, miss- 
brauch und der institution Christi ganz ungemess, dan das sa- 
crament ist nit zum aufheben und anschauen von Christo inge- 
setzt, das man aus folgender andacht darzu schwaigen und das 
alda anbeten soll, sonder wie die wort lauten, das man essen, 
drinken, und sein dabei gedenken soll, so weiss man ja auch 
wol, das gott nicht im sacrament sondern im himmel wil ange- 
beten sein, wie auch Christus im vater unser leret; der du bist im 
himel, deshalben sollen die pfarher die leut davon vleissig und 
wol underrichten, das dieser missbrauch on ergernis auch konne 
abgeschafft werden. 

Und in diese weis der mess wirt je nit wol einiche veren- 
derung vermerkt, wie man dan warlich alle unnotige erneuwe- 
rung und verhinderung pillich meiden und scheuwen soll, so ist 
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je auch allerdings keine leichtfertigkeit darinnen, also das jeder- 
man bekennen muss, auch das wiedertail, das die mess und des 
herren nachtmal auf gesagte weiss mit grosserem ernst und dapfer- 
keit gehalten wirt, dan furhin und anher bescheen ist. Darum 
wirt auch on allen zweivel keinem erbaren dapferen man und 
liebhaber gottes wortes solichs weiss missfallen konnen, wan er 
sie selbst sihet. 


Wie es die wochen uber, wan nit* communicanten vorhanden, ge- 
halten werden soll. 


Wan sichs aber zutruge, das auf die werktage in der wu- 
chen daran der pfarher bisanher mess zu halten schuldig ist ge- 
wesen, keine communicanten die das sacrament entpfahen wolten, 
furhanden, soll man keine privat noch sonder messen halten, da- 
mit man nit fall in den missbrauch des sacraments wieder den 
bevelch Christi, dan es ist uns je nit miglich, das wir furwar 
wissen, und es gewisslich dafur halten konnen, das wir recht 
daran thun, wan wir soliche besondere mess halten, dweil wir 
keine gottlichen bevele noch exempel der alten christlichen kir- 
chen davon haben, dan etwa fur alters solich privat messen nit 
gewest und in grekschen pfarhen noch heutig tags kain seint, 
darum muss man zweiveln, und sich genzlich besorgen, das man 
daran sundige und unrecht thue mit solichen messen, welchs den 
armen gewissen ganz geverlich ist. 

Sonderlich aber auch dweil das soliche wolbekante und of- 
fenbarliche missbrauch darbei seint, als nemlich, das man er- 
dichtet hat, das die mess ein opfer sei vor andere, beid leben- 
digen und toten, geben und helfen soll, vergebung der sunde zu 
erlangen und anders sunst vil meher ausrichten und das ex opere 
operato, das ıst allein durch sein des werks selbs eigne kraft 
also das weder des messhalters noch des dem die mess zuguten 
gehalten werden solt, geschicklicheit und ungeschicklicheit darzu 
weder furder noch hinder und daher das man die welt solicher 
lugen und trügerei zu glauben uberred hat, ist alle ketzerei und 
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der ganze kaufhandel der messen erfolgt, und ist mit den messen 
fur die toden wol die grosse schinderei getrieben worden darum 
sollen die tiener der kirchen soliche besondere messen underlassen. 

Aber nit desto weniger soll der pfarher auf den bestimten 
tag an stat der mess es sei in der rechten phar oder auf den 
capellen sein folk des morgens fruwe zu gelegener stunde ehe 
dan es an sein arbeit gehet, zusammen berufen und ein kurz 
christlich predigt thun aus dem catechismo oder sunst einen 
evangelisten, oder eine epistel aus dem neuwen testament fur- 
nemen, und allemal ein capitel oder ein halbs, wie sichs schicken 
wil dem volk furlesen und desselbigen inhalt und meinung aufs 
kurzist anzaigen, darnach auch die zehen gebot, glauben, vater 
unser den leuten fursprechen, zuletzt auch bitten fur all gemein 
geprechen der ganzen christenhait. 

Hat aber ein pfarher ein, zwen oder mher helfer, oder sein 
folk dermassen underricht und geschickt were, dass er psalmen 
und ander christlich lobseng singen kunte, soll es gehalten wer- 
den, wie die ordnung davon sagt. Dan solicher gotlicher ubungen 
sollen noch mugen wir christen nit entraten, zu sterkung und 
erhaltung unsers glaubens. 

Damit aber nun hiebei nichts arglichs inreisse, wie dan zu 
besorgen, es werde nit alles rein pleiben, sonder der teufel sei- 
nen samen mit hinunder sehen, darum sollen sie keinen bevor 
aus teutschen gesang in der kirchen zu singen annemen, oder 
der gemain zu singen furgeben, den allein, welcher gottlicher ge- 
schrift und christlicher ler gemess zu sein, durch den superatten- 
denten oder im synodo (davon hirunder gesagt) erkant wirt. So 
aber ein pfarher die wuchen uber bisanher zu keiner messen ver- 
pflichtet gewesen, sol er nicht desto weniger hinfurter ein tag in 
der wochen nemlich den mitwochen furnemen, sein volk zusamen 
berufen, ein christliche predigt thun, und gemain gebet obge- 
sagter weis beschen lassen und das volk mit hohem fleiss und 
ernst darzu vermanen. 

Es sollen auch die capelan, frumesser und altaristen auf 
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den pfarhen in steten und dorfern anstatt irer messen zu pre- 
digen und gemeinen gebet behulflich sein, sonderlich zu zeit der 
not und wan sie darzu erfordert werden. Wans nun obgesagter 
massen angerichtet und anstat der mess gehalten wirt, so kan 
ja kein rechtverstendiger christenmensch solich ubungen in der 
kirchen ninmermer, wan er selbs hort und siht, mit warheit 
schelten noch strafen ja er muss sie vil meher loben und weit 
uber die winkelmessen setzen und achten, dweil sie vil meher 
andacht auf ir tragen, weder die besonder messen. 

Das furnemste stuck, so der gemain ainfaltig man von so- 
lichen heimlichen messen hat, ist das er das sacrament, wen der 
priester aufhept mit einer fliegenden kurzwelirenden andacht an- 
sieht und wieder davon lauft, wiewol es doch von Christo nicht 
um sehens, sonder essens und drinkens willen, wie die wort lau- 
ten, ingesetzt ist. So wirt auch fur ein gereusch und thon der 
stimmen alda gehort weiter kein gotlich wort noch gebet verstan- 
den, dan es get alles heimlich oder in lateinischer sprachen zu 
der der gemain ungelert man nit verstet. Darum kan es ime 
auch nicht fruchtbarlich, besserlich, noch trostlich sein. Aber 
hie (wans wie oben gesagt) gehalten wird, kan es nicht on frucht 
abgeen. Da hort man psalmen und lobseng, lection und evangelion 
predigen und gemain gebet fur die oberkeit und ganz christenhait, 
danksagung und gottes segen, und das alles in seiner angebornen 
muterlichen sprach, das ers verstehen, sich darvon bessern, freuwen, 
trosten und, wie Paulus spricht, darzu amen sagen kan. 


Von der beicht. 


Man soll auch niemantz zum hailigen sacrament gehen lassen, 
wie oben im zweiten artikel gesagt, dan er hab fürhin sein beicht 
getan und sey von seinem pfarhern oder prediger, dem das be- 
volen ist, verhort, ob er zum hailigen sacrament zu geen geschickt 
sei, auf das nit durch verseumbnis etlich unwirdig und zur ver- 
dambnis zum sacrament gehen, den Paulus spricht 1 Kor. 11, das 
die schuldig seint an dem leib und bluet Christi, die es unwirdig 
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nemen. Nun uneren das sacrament nit allein die, die es un- 
wirdig nemen, sonder auch die es mit unfleis unwirdigen geben. 
Und damit sich das volk solichs anzeigens und beichtens nit be- 
schwere, sollen sie die pfarher und prediger von der beicht wol 
underrichten und ihnen antzaigen, wie vil nutzes trostes sterke 
und notiges kostlichs dings darin sei, das man irer deshalb in 
der kirchen nit entraten konne ob sie gleich durch gotlich gesetz 
von uns nit erzwungen wirt. 

Erstlich umb der absolution willen, das sie der priester alda 
in der beicht frei spricht und an gottes stat loess sagt von allen 
iren sunden, welchs sovil ıst als wan sie gott von iren sunden 
selbs loes sagte, dan gott redt nit selbs vom himel herab mit 
uns, darum hat er die schlüssel zum himel und den gewalt, die 
sunde zu vegeben, der kirchen und christlichen gemein verlassen 
und die kirch das jren dienern bevolhen. Damit aber niemant 
zweivel an dem gewalt der schlüssel, so stet geschrieben im Jo- 
annes, der herr Jesus bliess seine jungern an und sprach zu inen: 
nemet hin den hailigen gaist, welchem ir die sunde vergebt, dem 
seint sie vergeben, und welchem ir sie behaltet, dem seint sie 
behalten. Aus diesen worten kan man je wol versteen, das alle 
kirchendiener, so in der aposteln amt steen von dem herren 
Christo volligen gewalt haben, die sunde zu vergeben, auch wie 
ein hoch kostlich und trostlich ding es ist umb die absolution, 
nemlich das sie nit des gegenwertigen menschen stim oder wort, 
sonder gottes, der die sunde vergibt, selbs wort sei, dan sie wirt 
an gottes stat, und aus gottes bevelche gesprochen. 

Darumb sollen die prediger das volk mit fleis underrichten, 
wan sie ein erschrocken gewissen haben und ir sunde druckt, 
das sie dan zu denen geen, die von Christo bevelch haben, den 
leuten ir sunde zu vergeben, und derselbigen ainem ir sunde 
und anliegen bekennen und klagen und in bitten, das er nach 
dem bevelch Christi inen vergebung der sunden mitteilen und 
verkundigen wolle und das sie dan solich absolution des priesters 
frolich glauben und gar nit zweiveln, es seien inen ir sunde auch 
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warlich im himel vergeben, so konnen sie dan davor reuwe in 
iren gewissen haben und ain solicher glaub kan in aller ann- 
fechtung besteen, dan er hadt gottes wort und werk allenthalben 
fur sich, dan er weiss ja, das ime der tiener sein sunde vergeben 
hadt, und weiss, das er dasselbig zu tun von gott und der 
kirchen bevelch hat. Er weiss auch, das gott zugesagt hat, 
wem ir die sunde vergebent auf erden, dem sullen sie auch im 
himmel vergeben sein. 

Und sollen die prediger dem volk darbeneben anzaigen, wie 
sie solich absolution bei dem priester zu holen verachten, werden 
sie vergebung der sunden an dem ort nit finden, da sie gott nit 
hingelegt und zugesagt hat. 

Darumb sollen sie es nit verachten, dan es sei gottes be- 
velch und ordnung und der hailig gaist sei darbei und wirk on 
zweivel bis dass es inen zur seligkeit dienstlich sei, und das ist 
die erste und furnemeste ursach, darum sol man die beicht nit 
lassen abkomen in der kirchen. Dan es kan nit felen, wo man 
den brauch der absolucion fallen lasse, da muss auch die leer 
von vergebung der sunde und von dem gewalt der schlussel, 
welchs der kostlichste artikel ist unsers glaubens, verdunkelt und 
vergessen werden. 

Zum andern muss man die beicht nit lassen abkommen, 
um der gaistlichen zucht willen, so man in der kirchen haben 
und behalten muess, dan es konnen die leute am fuglichsten in 
der beicht underweisen werden, dan was zu einem allein in ge- 
haim bruderlicher weiss gered wirt, das geet ime naher zu hertzen, 
dan was man in haufn schreiet, und dienet die beicht wol fur 
die rohe wilde unerzogen jugent und andere einfaltige menschen, 
wie dan zwar der meiste hauf in gotlichen dingen ganz un- 
geschickt und ungeubet ist. 

Dan dweil der gemein haufen ein unfleissig ding ist, horet 
immerdar predigen, lernet nicht desto meher, keret sich auch 
wenig daran, darzu halten die hausveter und hausmutter in iren 
heusern nit an, das sie da gottes wort treiben, wie sie doch aus 
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gottes bevele zu tun schuldig sein. Darum, wan die beicht 
gleich nirgends zu gut wer, so ist die dannoch darzu nutz und 
guet, das man die leute darin underweist, dan der gemein hauf 
lauft gewenlich aus gewonhait zum sacrament, und weiss nit, 
warum ers brauchen sol, wer aber solichs nun nit weiss, soll 
je nit zum sacrament gelassen werden, darum sollen sie sich 
den Kirchendienern furthin anzaigen und dieselbigen mit aller 
bescheidenheit nach gelegenheit der personen erforschen, ob sie 
die zehen gebot, den glauben und das vaterunser kennen, ob sie 
vom sacrament halten und wissen, was sie fur frucht darvon 
haben, wan sie es wurdiglich empfaen. Sonderlich aber, ob sie 
gegen niemant feintschaft oder zorn tragen, dan diesem sacra- 
ment nicht mehr entgegen ist, den uneinigkeit. Sie sollen auch 
weiter fragen, wie sie die gemelten stucke versteen, und also 
daraus vernemen, wie sich das volk aus der predigt des cate- 
chismi besser und warin es mangelt, dieselbigen gutlich und 
freuntlich underrichten und sich sonderlich also darin halten, 
das weder jungen noch alten leuten ursach geben werd, sich in 
solicher erforschung zu schemen, auf das man sie nit dahin dreibe, 
lange Zeit on das hailig sacrament zu pleiben. So kan es auch 
nit bös sein, das die pfarher die groben unerfarnen leute fragen, 
ob sie etwas haben, das sie drucke und ir gewissen beschwere, 
damit man sie desto leichter underrichten und jr gewissen trosten 
und zufrieden stellen kan. Doch ist das alles zu messigen, da- 
mit die gewissen nit gefangen werden, welche nimermehr konnen 
zufrieden sein, wan und so lang sie jn dem wan stecken, das 
man fur gott schuldig sei, alle sunde mit namen und allen iren 
umstenden zu erzelen, welchs dem menschen auch unmuglich 
were, wie der David sagt: wer verstet die fele, und der Hieremias: 
des menschen herz ist bös und unerforschlich, wer solts erkennen. 

Zum dritten hat man in der beicht auch den trost und vor- 
teil, das man alda in zweivelhaftigen sachen allen seinen fehl 
sagen und rath daruber holen kan, dan es seint vil zweivel- 
haftige und irrige sachen, darin sich der mensch(s) nit wol 
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schicken kan, noch die begreiffen, wan er gleich wohl geschickt 
ist. Wan er nun in solichem zweivel stet, so komt er oft in 
solich beschwerts gewissen, das er nit wol weiss, wo hinaus. So 
nimt er dan ein geschickten frommen man, der in den gaist- 
lichen sachen erfarung hat, auf ein art, und helt ime vur sein 
anliegende not und klagt ime sein gebrechen, seinen unglauben 
und seine sunde, bitt ine um trost und rath, dan was kans ime 
schaden, das er sich fur seinem nechsten, der eben so wol ein 
sunder ist, als er, ein wenig demutige. Es ist aber dem wider- 
spennigen fleisch und hochfertigen Adam ganz gesunt, er kont 
sunst schwerlich hier unden pleiben, sonder wurd zeitlich wider 
gott aufbleen und dem gleich sein wollen. Und wan sunst kain 
ander ursach meher were und gott gleich nit selbs mit uns in 
der beicht rette und absolvirte, wie furgesagt, so solt man dennoch 
umb dieses ainigen stucks willen der haimlichen beicht nit ent- 
peren, nemlich das man darin dem priester der dan an gottes 
stat und in gottlichem amt sitzt, sein herz eroffinen und clagen 
kan was ime anligt, dan es ist je gar ein elendigs ding, wan 
das gewissen beschwert ist, und in ainer angst ligt und kein 
rat noch trost weiss. Darum ist es auch gar ein edel trostlich 
werk, das da zwen zusammen komen und einer dem andern rat, 
hulf und trost gibt und geet fein bruderlich und lieblich zu, 
einer entdeckt sein krankheit, der ander hailt ime seine wunden, 
darum solt man der beicht nit für alles gut entperen, und ob 
sie wol gott nit geboten hat, so soll man sie dannocht obgesagter 
notiger ursachen halber nit verachten noch entperen. 

So ist je gar nichts, wie man sieht, weder geferlichs noch 
beschwerlichs ın der beicht, wo man nur die leute sunst recht 
darum underricht, das sie wissen, das on not sei, auch von gott 
nit geboten, die gewissen so grewlich zu beschweren und zu 
martern, alle sunde mit allerlei umbstenden darzu auf besondere 
zeit so genau und eigentlich, wie man etwan von inen gefordert 
hat zu erzelen auch wenn sie recht gelernt worden, woher ver- 
gebung und genugthuung der sunden kommen, so komt sie das 
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beichten desto unbeschwerter an. 

Unser beichten ist bisher also zugangen, wan man die leute 
absolvirt, hat man in sovil werks aufgelegt, damit sie solten für 
die sunde genugtun, einer hat sovil mussen tun, der ander sovil 
tag fasten, der dritt hat sovil gelts in die ablasskist mussen 
werfen, der viert ein wallfart halten, und das solt absolviert 
heissen, das ist entlediget, so es doch recht angebunden und 
aufgelegt ist. Die sunde sollen alle hinweck sein durch die ab- 
solution, so legen sie ine erst auf gnug darvor zu tun und zwungen 
die leute also vom glauben und der absolution auf ir aigne werk, 
vermugen und genugtun, so sie doch lernen und sagen solten: 
siehe mein lieber bruder, das wort, so ich dir an gottes stat 
sage, musst du mit ainem rechten glauben fassen, soll dein 
beichten recht sein. 

Darum ist es nicht recht, das man die leute mit geboten 
zu der beicht dringt, bei gehorsam und pene des bans, und wer 
auf bestimte zeit nit beichtet, das er nit soll auf den kirchhof 
begraben werden, feret hinzu, als gehort es in daz weltlich re- 
giment, da man mit zwang handeln muss, achtet nit darauf, ob 
man gern oder ungern tue, ob er der absolution glaub oder nit, 
welchs doch das furnemigst stuck in der beicht ist, welcher glaub 
auch nit in unser macht stet, zu geben noch zu nemen, sonder 
ain gabe ist vom himel herab, dweil es gott nit geboten hat, 
soll es auch kein mensch gebieten, und wen man sie gleich alle 
dahin treibt, wie viel seint irer dan, die gern beichten, under 
tausend kaum einer. Nun mag doch gott das nit gehaben, das 
man es ungern und nit mit lust tue, sondern er wil, das man 
es von ime selber mit liebe und lust von herzen tue. So macht 
man auch mit diesem gepieten nicht meher, dan das man gottes 
spott und lastert, dan merk doch, in der beicht spricht der priester 
ain urtail an gottes stat, das felet, und wirt nit wahr, warum 
aber, das darum, das degene, der dan beichtet, solichs nit gern 
tut, hort auch die absolution nit gern, glaubt auch nit daran, 
die schult ist aber nun nit am priester, sonder an dem, der da 
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beichtet, der da treugt und die absolution nit von herzen begert. 
Nun kan ein jeglicher wol selbs erachten, das gott gar kein 
lusten darzu hat, das man sein wort vergeblich fuer. | 

Derhalben sollen die pfarher und prediger mit ernst anhalten 
und dem volk die obgesagten ursachen, warum die kirch die 
orenbeicht nıt wol entraten konne, mit vleiss inbilden und die 
leute trewelich underweisen, warum christlich heilsam und gut 
sei, sein sunde, on die niemant sein mag, einem erbarn ver- 
stendigen priester zu beichten und also bey demselbigen christ- 
lichen rat, underweisung und absolution zu suchen, damit das 
christlich volk zu solicher beicht mit christlicher underweisung 
gereizt, auf das sie solichs aus christlicher forcht, lieb und ge- 
horsam williglich und nit aus zwang des bans tun, das auch 
sonderlich dadurch das gemein volk in christlicher zucht erzogen 
und erhalten und das hailig sacrament in ainem rechten waren 
glauben andachtiglich und mit aller ererpietung empfangen werde, 
und das sie ir hoffnung und vertrauen allein in gott setzen, auch 
frucht und werk, so aus ainem rechten waren ungefelschten 
christlichen glauben fliessen, volnbringen und iren oberkeiten, 
die all von gott dem almechtigen verordnet seint, gehorsam sein 
und sich für aller aufrur, emporung und dergleichen ubel huten 
sollen; doch ob sie unrechtfertig gut hinder ine, oder iren neben 
christen menschen unbillich beschwert oder etwas wider gott, 
recht und mit gewalt abgenommen hetten, sollen sie die beicht- 
vetter dahin weisen, den beschwerten oder beschedigten oder 
seinen erben, wo die furhanden seint, zu widerlegen oder nach 
rat der beichtveter wan es on ergernis nit anders gescheen mag 
zu vergleichen oder zu ersetzen und kein beichtvater sein beicht- 
kind in solichen fellen dahin weisen, das er solich unrecht fertig 
gut ime dem beichtvater, seiner kirchen oder pfar geben oder 
damit aigennutzige stiftungen aufrichten, sonder das sunst in 
almusen wenden soll. 

Und vor allen dingen soll der beichtvater in der beicht 
ganz fursichtiglich und bedechtlich handeln, das er die beicht- 
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kinder nit auf das heulen treibe nach alter und neuwer marischer 
(mährischer d. H.) weise und widertauferische volnkomenhait, als 
sole man nit wirdig sein zum sacrament zu gehen, es were dan, das 
. man sich volnkomlich fule und ainen ganzen volnkomenen glauben 
hab und ain soliche liebe, wie Christus gegen uns gehabt hat, da er 
sich von unsernt wegen an das kreutze liess schlagen, dan also 
sich fulen, wurde eine ursach sein, das einer nimmermehr zum 
sacrament durft gehen, wurde also davon abgeschreckt, dan das 
wissen wir ja wol und ist die lauter warheit, gleichwie Christus 
nit um der gerechten, sonder umb der sunder willen komen ist, 
also hat er auch das hochwirdig sacrament des altars nit von 
wegen der volnkomenden, sonder von wegen der armen schwachen 
kranken, elendigen, sundigen und beschwerten gewissen ingesetzt. 

Es soll auch allen beichtvetern bei aller ernstlicher strafe 
bevolen sein, das sie iren beichtkindern in der beicht nicht un- 
geschickts, geverlichs oder argwonigs fragen, daraus ein beicht- 
kind, man oder weib geargert oder zu bosem möcht gereizt 
werden, sondern sie allein zu erkentnus irer sunden, und wie sie 
dieselben von grund ires herzens reuen und ir sundlichs leben 
bessern sollen, vleissig vermanen ; was den beichtvetern weiter 
underrichtung von der beicht von noten ist, mugen sie bei dem 
Philippo Melanchtone nemen in locis communibus und in der 
apologie der konfession auch in der ordnung, so inen hieneben 
übergeben soll werden. 

Nachdem auch die kirchendiener und beichtveter an arg- 
wonigen und verdechtigen reten und orten beicht lıoren, als in 
heusern, stuben, kamern sollen derhalb hinfurter die stennde, 
stuel oder malstadt, die zur beicht gehoren an unverdechtigen, 
argwonigen steten in der kirchen verordnet werden. 


Von der kinderzucht). 


Zudem sollen die pfarher und prediger auf die feiertage nach- 
mittage zu einer bestimten stunde nach einer jeglichen pfar- 
gelegenhait kinderzucht halten und wie sie das wol und formlich 
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mugen anrichten, das sollen sie von dem aufseher oder visitator un- 
derricht nemen und emphaen, dem auch auf gedachte kinderzucht 
und wie die in ainer jeden pfar angerichtet und gehalten ein fleissig 
insehen zu haben besonderer bevelch darvon soll geben werden. 

Die selensorger sollen auch die eltern vleissig und treulich 
ermanen, das ein jederer sein kint darzu schick und anhalt und 
das mit nichten unterlass, dass es warlich an der jugent alles 
wil gelegen sein; soll es auch immermeher zu ainer bestendigen 
reformation und besserung in der christenhait komen, so muss 
mans mit der jugent anfahen, die alten seint schon altzuser ver- 
derbt. So ist je auch der jugent ernstlicher und vleissiger under- 
richtung der angebornen unweisheit und wildigkait halben wol 
von notten, dan was man von jugent auf gewonet, da helt man 
gar hart uber im alter, es sei gut oder boess, herwiderumb, wan 
man eines dinges ungewonet ist, und bleibt bis ins alter, so 
bringt mans schwerlich dan erst in den gebrauch, wans schon 
gut ist und wir selbst wollen, das wir nit underliessen. Darumb 
soll man mit ernst anhalten und darob sein, das die kinder, 
dweil sie noch jung seint, zur kirchen gehen, die furnemsten 
haubtstuck christlichs wesens lernen, und zum christlichen gebet 
gezogen und gewenet werden. Ein solich kinderordnung und 
ubung hat der Moises auch fur gut angesehen deut. am VI ct., 
da er spricht: die wort, die ich dir heut gebiet, soltu zu herzen 
nemen und solt sie deinen kindern scherpfen und davon reden, 
wan du in deinem hause sitzest oder auf dem wege gehest, wan 
du dich niderlegest oder aufsteest. 

Wo aber etlich dorfter der pfarkirchen zu weit gelegen, das 
die kinder fern deswegs alda nit erscheinen moechten, sollen die 
pfarhern die kinder desselbigen dorfs, die von sieben jarn an 
bis in das vierzehente alt seint, daselbst im dorf in der capellen, 
wo es eine hat, im jar zweimal furnemen und underfragen, ob 
sie das vater unser, glaub, zehen gebot und die haubtstück christ- 
lichs wesens kumen. Und welichs nit kunnen die eltern under- 
weisen, das sie es ir kinder lernen lassen, und wo sie das je 
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? 
wolten verachten, sollen sie denselbigen eltern nach der dritten 
vermanung kain sacrament mittailen noch kinder heben lassen, 
bis so lange sie wieder zur buess (und) besserung treten, dan 
wer da verachtet sein eigen fleisch und bluet etwas christlichs 
zu lernen, den kan man je nit für einen christen, sonder man 
muess inen fur einen heiden und unglaubigen halten, als der der 
christen sacrament und blutzaichen nit mag tailhaftig werden. 


Von feiertagen ?). 


Nachdem auch unser gewissen an kein zeit, tag noch fest 
soll gebunden sein, wie Christus selbst oft leret wieder den jü- 
dischen sabath vom Paulus zun Colo., am zwaiten sagt, das man 
kain gewissen machen soll uber ainstails feiertagen und man je 
auch wol fur augen sieht, das die feiertage jetzunt allzuvil und 
zum gottesdienst gar nit nutz seint, dan es finden sich an feier- 
tagen nun das faul mussig volk und unnutz gesindlin zusamen, 
das sie saufen, schwelgen, prassen, spielen, schelten, afterreden, 
gott lestern, hadern und sich schlagen, vil leichtfertigkeit und 
unordentlichs wesens treiben, auch wol bis auf den andern tag 
zu verderben leibs und der selen und zu grosser ergernus christ- 
lichs namens bei einander verharren und pleiben, derhalben es 
pillich ist, das man des greuwels weniger mach, das die pharher 
darumb neben dem sonntag dem volk keinen feiertag verkundigen 
zu feiern, dan allein diese hernach benannten, die auch aus 
keiner andern ursachen sollen behalten haben, dan umb der 
predig und christlicher lieb willen, das das gesinde auch muge 
ruge haben und und in die predig gehen und sich lernen lassen, 
beten und gott loben, darumb sollen auch die pharhern das volk 
treuwelich und mit allem ernst vermanen, das sie sich befleissigen, 
auf die tage gottes wort zu horen, sich im gebet und andern 
christlichen werk zu uben, damit die ruge des leibs zu furderung 
gottes ehren und eines gottseligen wesens, darzu sie verordnet, 
reichen; den neuwen jarstag, eircumcisio genant, den hailig drei- 
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kunigtag, genant Epiphanie, unser lieben frauwen liechtmesstag, 
purificacio genannt, sanct Mathias Apostel, Maria verkundung, 
Annuntiationis genant, das in der karwochen fur dem ostertag zum 
wenigsten am grunen donnerstag, karfreitag und osterabent durch 
die pharher oder prediger von dem nachtmal Christi, fusswaschen, 
seinen leiden und dot gepredigt werde, den hailigen ostertag und 
den nechsten darnach volgenden tag, sanct Philips und Jacobstag, 
aposteln, unsers hern himelfart, ascensionis genant, den hailigen 
pfingsttag, pentacostes genant, und den nechsten volgenden tag 
darnach, der hailigen dreifaltigkait tag, unsers herren leichnams tag, 
corporis Christi genant, soll darumb werden behalten, das man 
daran von dem rechten gebrauch und frucht des hohen hailigen 
sacraments des leibs und bluts Christi richtig lerne und predige. 
Es soll aber das sacrament weder an dem noch an keinem andern 
tag im jar ausgestelt noch umbgetragen werden, dieweil es nit 
zu solichem gebrauch von dem herın Christo ist geben und ein- 
gesetzt, sondern wie die claren wort lauten, das wirs essen und 
trinken sollen, sein dabei zu gedenken und seinen doet verkun- 
digen, sanct Johans des taufers tag, item sanct Peter und Paulus, 
Maria heimsuchung, visitationis genant, sanct Maria Magdalenen 
tag, sanct Jacobs des apostels, sanct Laurentius, Maria himmel- 
farttag, diese alle dieweil sie in der rechten ernten komen, 
sollen auf den nechsten sonntag nach dem kalendertag gehalten 
werden, sover sie nit auf den sonntag gefallen. Es soll auch 
ein jeglicher pharher auf die sontag, darauf jetzt benante feiertag 
verlegt, nachmittag fur der kinderzucht das evangelion so auf den 
tag zu halten verordnet ist, predigen, sanct Bartholomäus apostel, 
Maria geburt, nativitatis genannt, sankt Michael, sanct Symon 
und Judas apostelntag, allerhailigentag, sanct Andreastag, sanct 
Thomas, den hailigen christag, nativitatis genant, sanct Steffan, 
als den nechsten darnach, sanct Johans evangelist. Wie wol nun 
gesagt ist, das man, auf das die leute gottes wort horen und 
lernen etlich feiertag halten mag und soll, so ist es doch nit die 
meinung, als solt man der hailigen anrufen und furbitt dar- 


Knodt, Die älteste evang. Kirchenordnung für Nassau, 1536. 909 


durch bestetigen oder loben, den Christus Jesus ist allein der 
mitler, der uns vertrit, wie Johan 2 und Paulus Rom VIII 
anzaigen. 

Zu dem waiss man ja auch wol, das in der hailigen ge- 
schrift nirgent geboten ist, das man die hailigen anrufen soll, 
so seint auch in anrufen und dienst der hailigen sovil grob und 
offenbarliche missbrauch, das alle fromme gotselige und gelernten 
auch lang vor diesen zeiten gern gesehen hetten und begert 
haben, das solichs irtumb und missbrauch weren abgetan und 
gebessert worden, derohalben allerlei anrufen der hailigen wol 
underlassen mag werden. 

Die hailigen aber werden rechtgeschaffen also geeret, das 
wir wissen, das sie zum spiegel der gottlichen gnaden und barm- 
herzigkeit uns furgestelt seint, dan wie Petrus, Paulus und andere 
hailigen eben so wol sundige Adams geschir seint, als wir, unsers 
fleisches, bluets und schwacheit, und dannocht aus gottes gnaden 
durch den glauben seint selig worden, also empfaen wir trost 
durch diese exempel, gott werde uns unsere schwacheit auch zu 
gut halten und schenken, wen wir ime wie sie trauwen, glauben 
und inen in unser schwachheit anrufen, das wir uns im glauben 
und guten werken uben und zunemen, wie wir von inen sehen 
und horen, das sie getan haben. Darumb sollen die leut durch 
der hailigen exempel zum glauben und guten werken gereizt 
werden, wie Hebr. 13 stehet, gedenkt an euwere furgenger, die 
euch das wort gottes gesagt haben, welcher ausgang schauwet 
an und volget irem glauben. Also vermanet auch sanct Peter 
die weiber, 1. Petr. III. sie sollen jrer mueter Sara folgen im 
schmuck des herzens, in sanftem und stillem gaist, und spricht, 
also haben fur zeiten auch die hailigen weiber geschmuckt, die 
ire hoffnung auf gott setzen, und iren mennern gehorsam waren, 
wie Sara Abraham gehorsam war und hiess inen herr, welcher 
dochter ir worden seit, so ir woltut und euch nit furchtet fur 
einiger scheue und von solicher waren hailigen ehen sollen die 
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die gnad, so wir durch Christum haben, damit verdunkelt werde 
und das vertrauwen, so man auf Christum allein haben soll, von 
ime abgewendt, und auf die hailigen gestellt werde, wie dan bis 
anher bescheen ist. Dan daran ist uberaus vıl und wol alles 
gelegen, das man erkenn, das er also von uns wil geeret werden, 
und das fur seinen einigen und eigen gottesdienst von uns haben, 
nemblich das wir inen fur unsern mittler erkennen, das er uns 
zum hohenpriester gesatzt sei, der da wil, das wir inen allein 
anrufen sollen und uns auch gewisslich erheren, und ist diese 
meinung in keinen weg zu dulden, als ob die andern hailigen 
sanftmutiger und gutiger seien, dan Christus. Also ist auch 
daran vil gelegen, das die leut verstehen, das man im gebet und 
anrufung furnemlich auf gottes verheissung sehen und trauen 
sollen, weliche bezeugen, das wir gewisslich erhort werden, und 
das gott auf soliche weis von uns geeret werde und gedient haben 
wil. Nun seint aber gottes verheissungen von Christo uns getan, 
darinnen uns gott zugesagt, das er uns umb Christus willen an- 
horen wolle. Diese stuck seint bis anhere uber die mass sere 
verdunkelt und underdruckt worden, durch die vielfaltigen miss- 
breuch der hailigen dienst und ires anruefens, und ist das ver- 
trauwen, so man auf Chrristum solt gehabt haben, ime entzogen 
und auf die hailigen gewendt worden, welichs ain abgotterei ist, 
die man jn der kirchen gar nit leiden solle. 

Derhalben ist es auch genung, wen man den hailigen soliche 
ehrerpietung tut, wie man etwan fur alters in der kirchen auch 
gepflegt hat, dan aus sanct Hieronimus, Ambrosius, Basilius, 
Nazianzenus gut schein (zu sehen) ist, das man etwan fur alters 
auch der hailigen tage herlich gehalten hat, aber ire predigen 
seint noch furhanden, darinnen sie gar nicht gedenken, wie man 
die lieben hailigen anrufen soll, sonder allein, wie wir irer der 
hailigen exempel in bestendigkait des glaubens und hailigen 
wandel nachvolgen sollen, wie den Basilius in seiner predigt de 
vero martyre sagt: die leut werden mit gaistlicher freuden frolich 
gemacht, wen sie die hailigen taten der frommen heren, also dass 
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sie auch lust und lieb darzu gewinnen und inen nachtun, was 
gut ist, dies were je ehrerpietung genug, wen der lieben hailigen 
oft gedachte weiss in der kirchen und ir fest gedacht wirt. 


Von geweilitem salz, wasser, feuer, liecht ®). 


Es sollen auch die pfarhern und kirchendiener hinfuro weder 
salz, feuer, liecht, obs, kraut nit mehr weihen, aber doch das 
volk furhin underrichten, warumb solichs pillig underlassen werde, 
dan solich creaturen seint von gott gehailiget und geweihet, den 
glaubigen mit Danksagung zu geniessen I. Timo. 4, darumb be- 
durfen sie unsers weihens nit, dan gottes creaturen werden on 
gottes bevelch kain andere natuer gewinnen noch anzaigen, uber 
die, so inen von gott ingeschaften ist. Darum ob man gleich 
lange gesegnet, hailiget und vil kreuz macht, und hailige wort 
leset uber feuer, wasser, kreutter, liecht etc., so werden doch 
soliche creaturen nit dienen zu ainem anderen gebrauch, dann 
darzu sie gott beschaffen hat. Das ander ist eitel missglauben 
und ist ganz unrecht, das man Christus evangelia darzu braucht, 
die geben seint, nit die kreuter zu verendern, sonder des men- 
schen herz durch den glauben zu rainigen, und aus kinder des 
teufels kinder gottes zu machen, durch Christum unsern herren etc. 

Es hilft hie auch nit deren inrede, die hie aus dem Paulo 
1 Timo. 4 wollen einfuren und sagen, die creatuer wirt hailig 
durch das wort gottes, dan wo haben sie ein wort oder bevehl 
gottes zu irem wasser palmen und kreutter weihen, oder wo ist 
ein wort gottes, das da sage, das weiwasser hinwekneme oder 
abwasch die tegliche sunde, erquick die selen auf dem kirchhof, 
vertreibe den teufel aus den heusern, item das geweihet kraut 
oder geweihet liecht und palmen dienen widder das ungewitter, 
ist aber nun kein gottes wort da, das solichs bevelet und heisst 
tun, wie es dan nit da ist, so komt solichs alles aus menschen 
gedanken und ist darzu stracks wider die gnade unsers herren 
Jesu Christi, der die sunde allein hinwegnimt und auch wider 
das christlich gebot, damit wir sollen anrufen durch Christum 
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gott unsern himmlischen vater in allen unsern noten leibs und 
der selen, das hilft in den sachen und kain wasser, kraut noch 
liecht, dan solich creaturen seint von gott zu solichen sachen nit 
beschlossen und weiter so man nun kain gottlich wort noch be- 
vele zu solichen dingen hat, wie gesagt, worauf wil sich dan solich 
gebet, das man uber wasser, kraut, palmen etc. spricht, grunden, 
ja wobei wil man gewiss sein, das solich ungegrundt gebet Gott 
angeneme sei und erhort werde, sol man dan auf ebenteuer und 
in ainem zweifel dahin beten, es trifit oder trifft nit, so wird 
das gebet zweifelhaftig und unglaubig und erlangt von gott nichts, 
wie Jacob. 4 mit claren ausgedruckten worten stehet. 


Was sich die pfarhern und selsorger im predigen in gemain 
sollen halten ®. 


Nachdem alle dinge unsern christlichen glauben betreffend 
an rechten oder falschen predigen ligt und aller selen wolfart 
oder verdamnis, auch christlich einigkait oder emperung daraus 
volkt, sollen die pfarhern und prediger das volk im hailigen evan- 
gelio und lere Christi unsers behalters lauter und rain, treuwe- 
lich und christlich underrichten und vermanen zur buess und 
gottes forcht, zum glauben und guten werken, zum gebet und 
danksagung, zum leiden und kreuz, zur lieb gottes und des nechsten, 
zum gehorsam und ehererpietung gegen iren eltern und obrickait 
und das sie ire kinder wol ziehen und in der ehen zuchtiglich 
leben. 

Desgleichen von ungemessenem zudrinken, fullerei, gottes- 
lesterung und allen anderen lasteren, nemlich nach der lere des 
hailigen apostels Pauli von ehebrechern, zauberei, unainigkait, 
gailheit, abgotterei, bosem schweren, wucher, geiz, feintschaft, 
hader, eifer, zorn, zank, zwitracht, secten, hass, mort, saufen, 
fressen und dergleichen mit hochstem fleiss abwenden, und das 
sie irer arbeit zu irer selbst weib und kind narung, die gott ver- 
liehen hat, fleissig und ernstlich anhangen. 

Dweil man sich nach ordnung etlicher hailiger väter ain 


Knodt, Die älteste evang. Kirchenordnung für Nassau, 1536. 913 


lange zeit her in den vierzigteglichen, quatertemperen und an- 
dern bisher gehaltenen fastagen fleischs, air und anders zu essen, 
gott zu lob und eren enthalten, wiewol on allen zweivel der hai- 
ligen vater mainung gar nit gewest, jemant dardurch in gefer- 
licheit seiner selen oder leibs zu setzen, oder ain strick der sun- 
den zu legen, und solich ding dermassen zu gebieten, als seien 
es notige gottesdienst, davon man bei verlierung der seligkait nit 
entraten kunden, dardurch wir fur gott gerecht und frum wer- 
den musten, und grosse sunde geschehe, wo man es nit hielte, 
dweil sie kainen gotlichen bevelch davon gehabt und wol gewust 
das in speis und drank weder sunde noch gerechtigkait zu setzen 
sei, wie Paulus zun Corinthern bezeugt, sonder es haben die lieben 
vater vilmehr damit gedacht, den menschen zu christlicher castei- 
gung seines leibs zu furdern, auf das unser leib durch solich 
leiblich ubungen gecasteiet und im zaum angehalten werden, da- 
mit wir durch fullerei und beschwerung des leibs nit sicher und 
müssig werden, des teufels reizung und fleisches lusten zuvolgen, 
dafur uns auch Christus warnet und sagt: hutet euch, das eur 
leibe nit beschwert werden mit fressen und saufen und sanct 
Paulus zun Corinthern: Ich zeme meinen leib und pring inen 
zur dienstparkeit, derhalben sollen hinfurder die pfarher und pre- 
diger ir pfarvolk davon underschiedlich, undwie es die väter ge- 
meint, richtig und wol leren und zu deglicher messigkeit abbruch 
casteigung ires leibs und das sie je nit im uberfluss essens und 
drinkens leben, getreuwelich vermanen, damit sie ir fleischliche 
liebe zemen und geschickt machen, gottes willen und werk zu- 
volnbringen und zu uben, wie ein jeglicher nach inhalt und 
vermugen der hailigen und gottlichen geschrift bei seiner selen 
‚seligkait zu thun schuldig ist, aber inen doch kain sonderliche 
geordnete fastagen noch vermeidung fleisch essens bei dem bann 
oder pene ainer todsunden, anderst dan die geistlichen recht aus- 
weisen, nit gepieten, wie dan ain zeit lang aus unverstande be- 
scheen und ein missbrauch gewesen ist, dardurch die gewissen 
nit wenig beschwert und stetlich irthum erfulgt sein. 
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Zudem sollen die pfarher und prediger den catechismum als 
die zehen gehot, vater unser und die articul unsers glaubens 
aufs kurzte, einfaltigste um des groben gemeinen haufens willen, 
predigen auslegen und fleissig treiben. 

Die zehen gebot, dadurch die leute zu gottes forcht ver- 
manet werden, darnach das vater unser, das die leute wissen, 
was sie beten. Nachdem soll man die articul des glaubens pre- 
digen und den leuten fleissig anzaigen, diese drei furnemlich 
haupt-articul, so im glauben verfasst seint, die schepfung, die 
erlösung und die hailigung, den wir fur nutzlich achten, das man 
von der schepfung also lere, das die leut wissen, das got noch 
schaffet und deglich erneret, lasset wachsen etc. dardurch sollen 
die leute zum glauben vermanet werden, das wir gott um narung, 
leben, gesuntheit und dergleichen leibliche notturft bitten, dar- 
nach sollen sie auch underricht werden von der erlosung, wie 
die sunde durch Christum vergeben seint, dahin soll man ziehen 
alle articul von Christo, wie er geboren, gestorben, erstanden 
sei etc. 

Der dritte articul die hailigung ist von des hailigen gaists 
wirkung, da sollen sie die leut bei vermanen, das sie bitten, das 
uns gott durch seinen hailigen gaist regiere und behuete, und 
inen darneben anzaigen, wie schwach wir seint und wie grulich 
wir fallen, wo uns gott durch den hailigen gaist nit zeucht und 
bewaret, danach sollen sie von der ehe und sacrament der tauf 
und altars, auch von der absolution und amt der schlussel mit 
allem fleiss predigen. 

Dergleichen sollen die prediger nach ainer jeglichen predig 
um der kinder und ainfältigen leut willen die zehen gebot, vater 
unser, die articul des glaubens, auch die wort, damit die sacra- 
ment der tauf und des herren nachtmal ingesetzt ist, auch von 
dem gewalt der schlussel oder vergebung der sunden, dem volk 
von wort zu wort fursprechen, wie sie in dem ubergebenen ca- 
techismus verteutschet seint, damit in allen pfarhen gleichung 
darinnen gehalten und fleissig gedrieben werde, das sie ein je- 
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. derer zum wenigsten dem text nach weiss und behalt. 

Es sollen auch die prediger in iren predigen allein die laster 
in gemain strafen, deren sie horen, nicht von denen predigen, 
die sie nicht horen, als vom babst, den bischoffen oder dergleichen, 
on was es die leut zu warnen und exempel zugeben noth ist 
und sich sunst alles schmehens, nachredens, schimpfierens und 
papistischen und luterischen oder ketzerischen scheltens, aus- 
schreiens und alles anderen, das zu widerwillen, uneinigkeit, auf- 
ruer und emporung dienet und ursach geben moecht enthalten 
und vermeiden. 

Nachdem nun dieser zeit vil mängel und anfechtung in der 
hailigen christenhait fur augen seint, das vil solicher seelmor- 
discher propheten und rottengaister gewaltiglich einreissen, die 
ganze christenhait zu verwerren und vom glauben abtrennig zu 
machen, derhalb man dan in der kirchen zusamenkomt, got- 
liche empter zu volnpringen, sollen die prediger eben so wol auf 
die werktage als auf die feiertage das volk treuwelich verinanen 
zu gott dem almechtigen in der gemain herzlich zu bitten um 
alles anliegen der ganzen christenhait, zufurderst aber um ai- 
nen waren christlichen glauben, auch einen steten ewigen frieden 
und fur alle oberkait, das gott der allmechtige sein gotlich gnade 
wol verleihen, damit der christlich glaub in den herzen der men- 
schen gesterkt, der gottlich friede erhalten, auch das den wieder- 
sachern des glaubens den aufrurischen mortpropheten, die zu- 
verderbung der christenhait in alle wege grausamlichen handeln, 
widerstand beschehe, und das wir alle dermass leben mugen, auf 
das gottes will volnpracht und alle gebrechen der ganzen chri- 
stenhait nach seinen gottlichen gnaden in besserung gewandt 
werden. 


Von der priesterschaft leben in gemain !°. 


Nachdem dan an vilen orten und allenthalben mit schwerer 
argernus alle christenmenschen lange zeit gesehen, wie unzuch- 
tig, argerlich und unpriesterlich sich die priesterschaft zum tail 
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gehalten haben, sol mans bei der selen seligkait vermeiden, und 
bei ernstlicher strafe abstellen, sich der lere Pauli halten, da er 
spricht, enthalten euch fur allen geperden, die da ergerlich seint, 
und zu fortern, wir sollen guts furwenden nit allein fur gottes 
augen, sonder auch fur allen menschen, darum sollen sich alle 
pfarher und kirchendiener mit irer kleidung und allem andern 
eins erbarn zuchtigen priesterlichen lebens und wandelns halten, 
kaine concubinen, beischlaferinen, oder verdechtliche weibsper- 
sonen bei inen, noch auch wissentlich oder teglich zu und von 
inen gehent haben, damit sie nit, so sie andern predigen, selbst 
straflich befunden werden, das sich das gemain volk ob irem er- 
baren zuchtigen wesen und wandel bessern muge und allenthalb 
ergernus verhuet werde. 

Auf das nun solich sundlich unerlich leben nit under die 
priester oder kirchendiener kom, noch inen ursach geben werden, 
solche unerliche beischleferinnen weder haimlich noch offentlich 
bei inen zu haben und zu behalten, derhalben soll inen die ehe 
nit verboten sein und mugen im herren wol freien und ehelich 
werden, welche da wollen und sich nit enthalten kunnen. Die- 
weil man wol weiss, das es teufels leren und nit gottes wort 
sind, die solichs verpoten haben, wie dies Paulus bezeugt 1 Tim. 4, 
so hat es auch die frucht, so aus der priester coelibatu, das ist 
ehelosen leben, komen ist, laider alzu wol erwisen, das es teufels 
leren seint. Zudem ist es auch wider die lere Pauli Corinth. 7, 
da er mit teutlichen worten sagt, das hurerei zu vermeiden ain 
jeglicher sein weib habe und ain jede iren aigen man haben soll, 
und sei besser freien, dan brinnen, so kan auch der ehestand 
priesterliche hailigkait nit hindern, er hilft sie vilmeher furdern, 
dan so sagt abermal Paulus, das ist der will gottes euwer hai- 
ligung, das ain jeder weiss sein vass zu behalten in hailigung 
und ehren, nit in der lustsucht wie die haiden, die nicht von 
‘ gott wissen, und zun Hebreern: ehelich sei die hochzeit und un- 
befleckt die Chammer, die huerer und ehebrecher wirt gott richten. 

Ferner sollen alle gaistlichen ungeburlich spiel und leicht- 
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fertige gesellschaften vermeiden und sich derselben enteussern, 
und aller wirtsheusern enthalten, sich! darinen zum drank und 
geselschaft nit finden lassen, ob sie aber wie sich wol begibt, so 
sie in der welt bei uns leben einem guten freund zu ehren ge- 
selschaft leisten mıusten, das sollen sie in iren aigenen heusern, 
oder so sie zum erbaren nachpauer gerufen werden, macht haben, 
doch das alle fullerei und unzucht vermieden werde und nit an- 
derst gelebt, dan priesterlicher wirde wol zimt, auch soll inen 
wein und bier schenken, herberge aufhalten, kaufmanns handel 
und kremerei dreiben, mit wocher und simoney umgehen und was 
dergleichen meher seint gentzlich und zumale verboten und in 
keinen weg gelitten noch gestattet werden, dan es ja nit gottlich 
ist, das die so der gottlichen ritterschaft warten, sich in weltliche 
geschefte verwickeln, Paulus 2 Timo. 2, sonder sie sollen irem 
kirchenamt treulich auswarten und dem studiren fleissig an- 
hangen, und sich mit stetem lesen der hailigen bibel, altes und 
neues testaments, damit es nach dem gewissen gottes wort ge- 
handelt und das volk nach gottlichem willen richtig gelernt und 
gefuert werde, uben, und derhalben aller weltlichen geschefte, 
die sie hieran verhindern, oder sunst ergerlich sein mochten, 
genzlich mussig gehen. 

Was aber sunst etliche leibs arbeit seint, mugen sie zu sei- 
ner zeit treiben, doch also das sie dadurch an der kirchen dienst 
nit verhindert werden, welchem sie dan fur allem, nit allein in 
den ordentlichen gemainen predigen, sonder auch in den beson- 
dern vermanungen, gegen baiden gesunden und kranken, wie 
aines jeden notturft erhaischen wirt, so tags, so nachts obliegen 
und sich in allewege als getreuwe hirten und selsorger beweisen 
sollen, als die fur ir volklein, welchs gottes scheflein seint, die er 
also theuwer und hoch geschetzt, das er seinen son fur sie in den 
thot und die engel zu thienen geben, und inen alle welt under- 
worfen hat, entliche schwere rechnung, und dieselbige fur unserm 


i zu hat die Hschr. 


218 Abhandlungen. 


hern Jesu Christo, der die herzen erkannt uud alles richten wirt, 
thun müssen. 

Und in somma die priester sollen sich in allen dingen also 
halten, das sie andern meher ein christlich gut exempel dan ein 
scheue und argernus seien, wie sie auch zu thun schuldig seint, 
dweil sie die seint, zu denen Christus sagt, ir seit das liecht der 
welt und das salz der erden, und welcher gestalt das wesen und 
der wandl der gaistlichen sein soll, leret Paulus reichlich in sei- 
nen episteln zu Timo. und Tito, so find mans auch in gaistlichen 
rechten aus dem Isidoro gar hubschlich angezaigt, distinctione 23 
cap 2 his igitur und werden daselbst vil guter aigenschaften und 
buess, in die siebenzehen nacheinander erzelt, die sie an inen 
haben sullen, under denen auch die ist, das sie sich mit der un- 
keuschait nit beflecken, sonder vıl meher hairaten sollen. 

Wo sichs aber zutruege, das der almechtige gnediglich fur- 
komen wolle, das sich der kirchendiener einer herwieder unform- 
lich halten und in offentlichem sundlichem leben beharren und 
die scheflein Christi nit vleissig oder getreuwelicher warten, die 
mit lere und leben ergern wolt, nachdem solichs vil schedlicher 
sein und grossen nachtail und ergernus bringen wirt, dan so das 
durch andere beschehe, so soll der nechst von den kirchendienern, 
der solichs von jemant zum ersten erfure und vernemen wurde, 
aufs baldest mit freuntlicher vermanung und strafe diesem ubel 
understeen zu sturen und darzu allen fleiss furwenden, und wo 
das nit helfen wolt, seinem aufsehr oder superattendenten und 
oberwechtern, so die obrikait darzu verordnen wirt, das aufs 
furderlichst anzaigen, das er bei solichem ubertreten dan um 
besserung mit allem fleiss anhalte und so er auch nichts schaffen 
moecht, da gott fur sei, soll derselbig aufseher zum nechsten 
sinodo solichs den andern kirchendienern und mitbruedern zu 
verstehen geben und fur denen allen darvon abzusteen zum dritten 
und letzten mal ernstlich vermanen, wirt er das auch verachten 
und nit annemen, soll es der obrikait durch den aufseher mit 
gutem grunde und mit was stücken er der ubertreter sich ver- 
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faren, angepracht werden, das er seine strafe neme nach schwere 
seiner verwirkung und ubertretung. 


Von buchern ", 


Wenn es nun in kirchendiensten und gotlichen emptern ob- 
gesagter mass angericht und gehalten soll werden, so muss man 
neben vilgedachter ordnung in ainer jeden pfarkirchen auch die 
bibel das alt und neuwe testament zu latein und teutsch in gro- 
bem leserlilhen druck haben daraus man schon psalmen, evan- 
gelia, episteln, lectionen zu teutsch und latein fein ordentlich, 
wie es von den propheten, aposteln und evangelisten beschrieben 
ist, singen und lesen kunnen, es ist uns christen auch wohl schent- 
lich nachzusagen, das wir gottes wort und sein gesez, das wir 
allezeit fur augen haben und unser leben danach richten sollen, 
so geringe gehalten, das man auch in unsern kirchen und tem- 
peln da man gott zu tienen und sein wort zu treuben zusamen 
komt, solichs bis hieher nit gehabt haben, so doch auch ın dem 
christlichen concilio zu Nicea gehalten ain solich gesetz geben 
ist, das ain jeglicher christ die bücher baider testament bei sich 
in seinem hause haben soll, aber nun hat mans wol, welichs 
noch cleglicher ist, auch bei den pfarhern und selensorgern, die 
andere das leren sollen, nit funden. 

Derhalben sollen in ainer jeden pharkirchen obernante bucher 
bestelt und von den gesellen und inkomen der pharkirchen durch 
die baumeister erlegt und bezalt werden, erst sollen auch die 
pharhern und kirchendiener darauf sehen, das dieselbigen bucher 
in hohen ehren und wie sich geburt verwarlich gehalten und nit 
verwustet werden. 


Wie die pfarhern und prediger examinirt eingesetzt und der 
christlich gemain presentirt soll werden !?. 
Nachdem die pharhen mit wenig rechtgeschaften hirten ver- 
sehen, die das volk aus hailiger gottlicher geschrift lerneten, 
gott recht erkennen, lieben und forchten, und den er gesandt hat 
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Jesum Christum und vil ungeschickter und ungelerter personen, 
die das volk zu leruen und underweisen ganz unduchtig, darzu 
eines argerlichen und unzuchtigen wandels und lebens, durch un- 
vleiss und nachlessigkait der gaistlichen, prelaten und fürsten der 
kirchen zu priesterlichem amt und wirde zugelassen seint und 
es doch alles an rechten oder falschen predigen gelegen ist, dan 
gleichwie durch fromme erbare gottforchtig gelerte menner dz 
gotlich wort hochlich geehret, geruemet und gepriesen wirt, also 
wirt durch ungelerte unerbare undugliche menner dasselbige ver- 
schmehet, verhasset und verachtet gemacht, derhalben ist es fur 
gut angesehen und geordenert, ob kunftiglich der pharher oder 
prediger ainer mit tod abgingen oder sunst sich von dannen wen- 
den und andere an ire stat durch ire lehenherrn genomen wur- 
den, der oder dieselben sollen zuvor, ehe sie eingesetzt und zu 
pfarhern und predigern aufgenomen werden, denen, welche die 
obrickait darzu ordnen und setzen wirt, furgestelt werden, die- 
selbigen sollen sie aigentlich verhoren und examiniren, wie sie 
geschickt seien, ob sie ires glaubens und lere guten bericht kon- 
nen geben, ob sie auch von gott gnade haben andere zu lernen, 
und das volk genugsam mit inen versehen sei und ob sie auch 
eines guten unergerlichen lebens und zuchtigen priesterlichen 
wandels seien, welichs sich die verhorer, bei denen sie geborn, er- 
zogen, gewonet oder conversiert haben, muglichs fleiss gruntlich 
erkunden, auf das durch gottes hulf mit fleiss verhuet werde, 
das kein ungelerter oder ungeschickter zu verfuerung des armen 
volks aufgenommen werde, dan man ist oft und dick und sonder- 
lich in kurzvergangenen jaren wol innen worden, was grossen 
guts und boses von geschickten predigern zu gewartern, daraus 
man bilich bewegt wirt, ain fleissigs auge auf diese stuck zu 
haben, ferner unrichtigkait und beschwerung aus gottes gnaden 
zu verhueten und zuvorkommen, damit gottes namen und wort 
in uns nit gelastert werde, darvon uns sanct Paulus an vilen 
orten so treuwelich vrermanet. Und dieweil etliche pfarhen in die- 
sen gebieten seint, der die obrikait nit zu leien oder presentieren 
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hat, so sollen doch dieselbigen pharhern durch die verhorer ob- 
angezaigtermassen auch verhort und examiniert werden und sie 
zu leren unduchtig, oder eines ergerlichen bosen lebens erfunden 
wurden, soll man sie den lehenhern wieder zuschicken, das sie 
die pharhen, wie sie dan von gottes und der selen seligkait we- 
gen schuldig seint, an deren stat mit andern geschickten per- 
sonen versehen, damit sie je nit zu clagen haben, man wol sie 
irer lehen berauben, dan das ist ja gottlich darzu billich und 
recht, wie ain jederer recht verstendiger christ wol ermessen kan 
und bekennen muess, das christlich obrikait darin sehe, das nie- 
mantz pfarhen zu regieren und predigen zugelassen oder vergund 
werde, ez sei dan verstendig gelernet und from genug darzu, da- 
mit ir arme underthanen, das arme ainfaltig ungelernt volk, so 
gott irer regierung bevolen hat, nit durch die prediger und kir- 
chendiener, die sie mit irem sauren schweis schwerlich under- 
halten mussen, in diesen geferlichen, geschwinden zeiten, im glau- 
ben unrecht gelernt, folglich verfuert und zur aufruer bewegt 
werden. 

Es ist aber fur langest in gaistlichen rechten versehen, 
distinctione 24, das kainer zum gaistlichen stand soll zugelassen 
werden, er sei dan furhin durch examination oder aber durch 
notige zeugschaft des folks fur duglich probiert, das auch die, 
so ir uberdretung bekennen, oder die nach irer wal uberwunden, 
wiederum als unduchtig sollen entsetzt werden und damit exa- 
mination dester fleissiger bescheen und fruchtbarlich erschiessen 
muge, so sollen die examinatores im anfang, wen sie zuverhoren 
verordnet, bei iren aiden und pflichten versprechen, dass sie dies 
amt nach ausweisung des gotlichen worts, und zu erhaltung got- 
licher ehren, ires vermugens zum treulichsten on ansehen der 
personen verwalten wollen, noch derhalben ainichen geschenk 
oder gabe weder von denen, so examinirt werden noch von der- 
selbigen wegen von andern nimermeher nemen, auch nicht nach 
gunst und flaischlicher zuneigung in dem allen nichts uberall er- 
kennen noch handeln, sonder vilmeher in so wichtigen gottlichen 
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handeln und werk auf gott und der kirchen notturft stracks und 
ainfeltig sehen, und welcher sie in der lere und leben zu soli- 
chem amt tuglich befinden, der soll seiner gemain, deren diener 
er im wort sein soll, durch die obrikait presentiert werden. 

Auf das nun die einsatzung der examinierten und bewerten 
diener mit ernst und von herzen beschehe, so soll sein aufseher 
oder superattendens auf den tag, wen er eingesetzt, oder der 
gemain presentiert werden soll, zween, die nechsten pharher oder 
prediger darzu beschreiben und in deren beisein ime fur der 
ganzen gemain aller beschwerung seines standes und was sei- 
nem amt zustehet, damit er dester priesterlicher und gotseliger 
leben muge, aus dem Paulo aufs fleissigst erinnern und ime alle 
articul der ubergebener ordnung, das er sich daran zu halten 
und zu geleben weiss, furhalten, darnach soll der superattendens 
die gemain mit ernst vermanen, das sie gott fur iren neuwen 
angenommenen seelsorger aufs andechtigest und von herzen bitten, 
das er ime seinen hailigen geist gnediglich verleihen wol, damit 
er solichem seinem hohen amt besserlich fursteen und das mit 
aller andacht und christlichem ernst ausrichten und zu seiner 
selbst und irer aller selen seligkeit volnpringen muge. Diesen 
geprauch haben auch die hailigen aposteln und vater in der ersten 
kirchen gar fleissig gehalten und ist auch recht gewesen, dan 
man soll ja, wie Christus lernt Mar. 9 den herren der ernde 
bitten, das er arbeiter in seine ernde sende, das ist, das er uns 
gute prediger wol zuschaffen, dan wiewol die ernde sein und 
nit unser ist, dannocht wil er von uns darum gebeten sein, das 
hat uns Christus selbst ein treflich exempel geben, dan als ge- 
schrieben stet Luce 6, das er die zwelf aposteln erwelen wolt, 
bittet er zuvor die ganze nacht zu seinem himlischen vater auf 
dem berg, so sollen wir warlich auch um gute prediger als unı 
eine edele gottes gabe bitten. 

Und wan es uns dan nach solichem gehabten fleiss und ge- 
pflegtem gebet fehlet, das wir under den predigern, die wir fur 
gut ansehen, einen haimlichen Judas kriegen, wie ine auch Chri- 
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stus bekam, dan einen offentlichen, sollen wir sovil an uns ligt, 
nit leiden, so wirt es doch der gutig gott also versehen, das ein 
solicher verreter und falscher brueder nit schaden mag thun, 
dan wir haben das unser gethan, und im nach seinem wort mit 
unserm gebet die sach bevolen, sonder zweifel er wirt es wol 
uns zur seligkait ausrichten. 


Von synoden 3, 


Auf das nun christlicher eifer und fleiss darzu auch rechte 
liebe und ainigkeit im haus der herren under den dienern des 
worts nit ab, sonder vil meher zunem, und sie auch durch ge- 
maine vermanung und underweisung durcheinander gebessert 
werden, sollen sie in ainem jeden amt Siegen und Tilnperg im 
jar zweimal einen synodum halten und zusamen komen, und ein- 
ander freuntlich berichten was jeder mainet zu bessern, oder in 
den predigen besonders zu treiben oder sunst irem amt nach 
furzunemen sei, auch sich selbst mit allem ernst zum eifer in 
dienst der kirchen und im hailigen recht besserlich zu leben, 
damit ir amt nirgent inen verlestert und meniglich durch sie ge- 
bessert werde, treulich vermanen, dan an irem wandel und guten 
exempel nit das geringest tail christlicher pollecey stehen wil, 
von solicher zusamenkomung und synoden soll keiner er sei pfar- 
her oder sunst prediger capellan und kirchendiener, es hinder 
inen dan notwendige gescheft, auspleiben. Die synoden so im amt 
Siegen zu halten verordent, sollen an dienstag nach exandi und 
am dienstag nach Michaelis zu Siegen im kloster, aber im amt 
'Tilnperg am dienstag nach Quasimodogeniti, oder wo ein feier- 
tag daran gefelt, acht tage darnach, und am dienstag nach 
Mathei zu Tilnperg in der pfarkirchen daselbst celebriert und 
gehalten werden, zu einem jeden synodo sollen die kirchendiener 
des morgens zwischen sieben und acht auren in obgedachtem 
kloster und pfarkirchen, wohin nun ain jeglicher gehort, damit 
sie die gotlichen empter, loblich und wie sich geburt, andechtig- 
lich helfen volnprengen, bei guten zeiten in irer priesterlichen 
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kleidung erscheinen, und nit wie Pifian einhergehen, dan wie- 
wol die kleidung zur seligkait nichts thut, danoch haben die ain- 
faltigen ain gross aufsehens auf solich eusserliche dinge und er- 
gern sich mechtig bald darein, darum stehet ainem priester wol 
an, das er sich ergernus zu verhueten, mit kleidung und allem 
andern eines rechten wandels halte. Und alsdan die mess und 
des herren nachtmal durch der kirchendiener ainen, welchem das 
der superattendens bevelhen wirt, mit andacht und aller dapfer- 
kait gehalten, und die andern pharhern und prediger vermanet 
werden, das hochwirdig sacrament mit ime zu entphaen, soll aber 
doch bei ainem jeglichen frei stehen und kainer darzu erzwungen 
werden, das sie damit den laigen (d.i. Laien) ein solichs nach- 
zuthun, ein gut fruchtbarlich exempel furtragen, das sie auch 
damit bezeugen, dass sie allesamt bei einerlei glauben lere und 
bues stehen wollen, das es ist ain sacrament der ainigkait. 

Es soll auch under derselben mess der aufseher oder superat- 
tendens des orts ein nutzlich predigt tun, und nach der predige 
die kirchendiener samt der ganzen kirchen mit allem ernst und 
fleiss vermanen für alle gemeine geprechen und anliegen der 
ganzen christenhait und sonderlich vor die geprechen, so zu 
derer zeit zufallen, als hunger, aufruer, krieg, pestilenz zu bitten, 
das gott dieselbige nach seiner gnaden in besserung wenden, auch 
getreue arbeiter, das ist prediger und seelsorger in seinen ernten 
schicken wolt, auf das wir durch gotliche lere underwiesen in 
ainem rechten glauben, bruderlicher lieb und christlicher ainig- 
kait unser leben zupringen und seliglich volnenden mugen. 

Nach bescheener predig und vermanungen zum gebet, soll 
sobald die litania durch zween oder drei schuler herausser fur 
dem mittelsten altar, damit es der gemain haufen dester besser 
vernemen muge, deutlich und verstentlich zu teutschs gesungen 
werden und sollen die andern schuler und der ganze chur darauf 
antwurten und die litania soll der diener, der die mess helt, mit 
ainer oder zwaien collecten, alles nach verordnung des super- 
attendenten, beschliessen, darnach soll volgen das te deum lau- 
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damus, oder es soll der dhiener wein und brot zum nachtmal 
des herren zu bereiten und das samt seinen Mitbrüdern und 
kirchengenossen, wie es verordnet, mit rechter christlicher an- 
dacht halten. 

Es sollen auch baide pharhern zu Siegen und Tielnperg am 
sonntag zuvor, wan der synodus nachvolgents dienstags soll ge- 
halten werden, ir pfarvolk trewlich vermanen, das sie auch zu 
solichen gotlichen emptern, predigen und gemain gebet erscheinen, 
sich darvon nit absondern, sonder vil meher der gemainen christen 
notturft beherzigen, und inen die lassen anliegen, und darfur wie 
sie schuldig seint aufs fleissigste in der gemain gott helfen bitten 
und zu gnaden bewegen, solich ubel von uns abzuwenden. 

Wenn nun die gottlichen empter wie gesagt, also zu gottes 
lob und ehren volnbracht seint, sollen die pharhern zuchtiglich 
miteinander zu dem ort geen, da inen ain gemainer tisch zubereit 
und bestellt wirt, daselbst bei einander essen und drinken, aber 
doch uber tisch aller unzucht, alles unnutzen geschwetzes und 
ungesteunigkait, auch alles ubrigen drinkens enthalten, dan es 
soll aller uberfluss und fullerei alda gesetzlich vermiten und gar 
nit gestattet, sondern in messigkeit gelebt werden, auf das nit 
ain solich unartig wesen und schlemmerei daraus erwachs, wie 
bisanher zu den calenden bescheen. Darumb soll auch kein 
weltlicher noch kain ander person, die nit zum synodo ambtshalben 
gehoret, dahin zur gastung erfordert werden, damit dem uberfluss 
und wolleben dester weniger ursach geben werd. Zu obgesagten 
kosten und malzeiten sollen dienen alle gefell und inkomens der 
kalenden zu Siegen und Herborn, auch des capitels gelt zu 
Haiger, so das noch etwas ist. Und sollen an ainem jeglichen 
ort zu Siegen und Dillenberg zwen von den Kirchendienern zu 
procuratoren erwelet und angesetzt werden, die sollich gelt auf- 
heben, einpringen, den tisch und was darauf gehort, bestellen, 
auch den verordneten, so dem synodo presidiren, clar rechnung 
darvon jedes jars tun sollen, solichs solle under den kirchen- 
dienern, auf das sichs kainer fur dem andern billig zu beschweren 

15* 


296 Abhandlungen. 


habe, umbgehen, und soll darvon kainer dan der aufseher, der 
sunst genug zu schaffen hat, gefreiet sein. 

Wurde aber an den gefellen und inkomens der kalenden 
etwas ubrig sein, meher dan man zu gedachten kosten von noten 
hett, das soll (man) durch die procuratores in einer kisten an 
einem verwarlichen ort behalten und dass hernach mit rat der 
obrikait anders warzu in gottes eher oder sunst zu almus ver- 
wenden. 

Nach gehaltener malzeit und bescheener danksagung, sollen 
die pfarher und prediger und kirchendiener zu verhorung und 
erorterung der kirchen und gaistlichen gebrechen und zucht wieder 
ordentlich nacheinander nidersitzen und soll alsdan durch den 
aufseher, und diejenigen, so dem synodo zu presidiren verordnet 
seint, ain freuntlich, bruderlich vermanung, furderung und grunt- 
lich erforschung an die versamleten bescheen, wer under inen 
etwas mangels in der kirchen oder auch an den dienern des 
worts in der lere oder leben wuste, daran dardurch gemainer 
kirchen ergernus entstunde oder entsteen moecht, oder sunst 
etwas hett, das er verhoffte der kirchen besserlich und nutzlich 
zu sein, furzunemen oder auch vermainet, die versamlung irgen 
worinnen mit frucht zu vermanen, das derselbig solichen mangel 
und gebrechen und was er vermeint zu bessern furzupringen, 
anzaigen, fur der ganzen versamlung furbringen, anzaigen und 
vermanen wol, darauf auch ainer nach dem andern in der ver- 
samlung durch die gemelten presidenten soll gefraget werden, 
und so von jemant etwas gemainer fel wurde furpracht, als ein- 
gerissener oftentlicher missbrauch und straf offentlicher laster, 
auch erklerung etlicher leren und schriften, oder etlicher stuck, 
so nach der zeit in predigen besonders waren zu treiben, sollen 
sie sich under einander deshalb freuntlich besprechen und ver- 
gleichen. 

Wo aber jemant etwas wichtiges wurde furtragen, das einig 
besserung oder verenderung der kirchengebreuch erforderte oder 
sunst mit nutz der kirchen moecht furgeben werden oder aber 
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wieder die ubergebene ordnung und furgesatzte summa und articul 
christlicher lere zu sein schiene, sollen sie sich deshalb auch 
freuntlich underreden, aber doch nichts vermesslichs beschliessen, 
sonder ir mainung und bedunkens der obrikait durch die presi- 
denten lassen ubergeben, das es mit fleiss übersehen, bedacht 
und mit rat anderer gelerten und nichts vermesslichs, ehe dan 
es mit recht erkant, gehandelt werde, sunst soll niemant wieder 
obgesagte ordnung und furgesetzte summa und articul christlicher 
lere offentlich zu predigen und leren gestattet werden, damit (nit) 
fremde lere furkomen und allenthails in unsern kirchen einigkait 
pleibe und gehalten werde, bis so lang aus gottes verhengnus 
durch ain gemain christlich concilium in aller christenhait ain 
bessers bedacht und angericht wirt. Damit aber auch von den 
kirchendienern dester fleissiger gelernt, auch alles, was christ- 
licher dapferkait nit meglich, abgestelt und ergernuss verhuet, 
darumb soll man nach solicher gemainen befragung und erach- 
tung der gaistlichen sachen und gebrechen halb beschehen, zu 
der besondern dretten und erforschung tun, wie sich ein jeder 
pfarher und prediger in seiner lere halte, und soll an dem altesten 
und wirdigsten anfahen, bis zum geringsten und jungsten, und 
soll derselbig diener, von des lere die erforschung bescheen soll, 
dweil von der versamlung abtreten und hinausgehen, und andere 
in des der superattendent, einen jeglichen in sonderhait nach 
der ordnung wie sie sitzen, fragen, was gestalt der ausgegangene 
bruder sich in seiner lere und leben halte, ob er seiner kirchen 
wol furstehe, das volk vleissig lere und vilgedachter ordnung 
nach mit andern es gleichhalte, und sollen alle kirchendiener 
vermanet werden, ja auch bei iren pflichten schuldig sein, alles 
das, so ein jeder an dem andern in der lere strafwirdig und 
ergerlich sein weiss, on allen neid zu eroffinen, und wen der also 
umgefragt, sol der abgetreten diener wiederunb fur die gemain 
versamlung eingefordert und ime angezaigt werden, was von ime 
geruget sei, und worinnen er sich vergessen und verfaren, mit 
freuntlicher bruderlicher warnung und vermanung davon abzu- 
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stehen. Lest er ime dan soliche vermanung, davon abzustehen, 
zu herzen gehen und wil sich zur besserung anschicken, sol man 
ine an sein furige stat wider haissen niedersitzen und den nechsten 
darnach auch lassen abtreten, und dergleichen erforschung tun, 
bis man zum letzten komt. 

Wo aber einer in der lere ungetreuwe und im leben erger- 
lich befunden, und doch nach der dritten ruge und vermanung 
sich nit bekeren, bessern, noch darvon abstehen wolt, soll man 
ine nit wider zur versamlung lassen niedersitzen, sonder bevelen 
hinweg zu gehen, und solich christlich versamlung zu meiden, 
sein uberdrettung der obrikait anprengen, damit er nach erach- 
tung seiner ubertretung gestraft und seines ampts entsetzt werde. 

Wan nun ein solich examination der kirchendiener lere und 
lebens halber volnendet, soll der aufseher zum beschluss und 
abscheit sie in irem ampt vleis furwenden und trewlich zu handeln 
mit ernst vernianen und daneben bei hoher straf bevelen, das 
keiner under inen, was allda von dem andern im synodo als 
streflich geruget ist worden, nachschwetzen oder ausspringen noch 
auch ime das verweislich und schmehlich fursagen, sonder aus 
bruderlicher liebe bei inen haimlich behalten und kainer dem 
andern zum ergesten ausspringen oder verleumden, es weren dan 
soliche grobe geprechen, wie jetzt gesagt, die man der ohrikait 
durch die presidenten muss zu verstehen geben oder sunst am 
tag aussprechen, sunst nit, und dem allen nach soll ainem jeg- 
lichen wieder an seine behausung zu gehen erlaubt werden. 

Den synoden sollen presidiren der aufseher und die so zu- 
verhoren der angenomen pharlher, darvon im volgenden artikul 
gesagt, verordnet werden und sollen die pfarher, prediger, caplan 
und all andere kirchendiener sich dem synodo auch der uber- 
gebene kirchenordnung und visitation amt, darvon hernach, willig- 
lich aus liebe underwerfen, und derselben friedlichen geleben, 
bis der hailig gaist ein bessers durch ain gemain christlich ver- 
samlung, damit wir langezait vertrostet, wirt anfaen. 

Wo aber sich etlich mutwilliglich darwieder setzen wurden 
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und on guten grunt ain sonderlichs machen, wie man dan zu 
zeiten etliche wilde kopf findet, die aus lauterer bosheit nit 
kunnen etwas gemains oder gleichs mit andern tragen, sonder 
ungleich und aigensinnig ist ir herz und leben, die sollen ires 
ambts entsetzt und andere an ir stat geben werden, dan ungleichait 
muss under den kirchendienern befuraus under ainer obrikait 
mit nichten gestat noch ubersehen werden, damit nicht zu zwei- 
tracht, secten und rotten ursach geben werde. 


Von der visitation oder besuch ambt !%). 


Wiewol aber nun durch soliche synoden etlicher mass den 
“ gebrechen und felen, so sich der kirchen halben mugen zutragen 
kan begegnet werden, demnach auch andere gebrechen der kir- 
chen zu rotten und vilgedachte ordnung wol anzurichten und in 
schwank zupringen, auch wen sie angerichtet ist, on missbrauch 
so vil muglich zu erhalten, sollen alle pharkirchen aines jeden 
jars durch den aufseher oder superattendenten, dem solichs be- 
volen sol werden, auf der pharkirchen kosten visitirt und besucht 
werden, der die kirchgeschwornen baumeister oder kirchenmaister 
und haimberger samt etlichen der eltesten alsdan zusamen fordern 
soll und bei denen muglichs vleises erkundigen und eins ernst- 
lichs aufsehens haben soll, wie es um alle dinge der phar stehe, 
nemlich ob es vilgemelter ordnung nach in der lere und kirchen- 
gebreuchen unstreflich gehalten werden, ob der pharher in der 
lere zu oder abneme, ob er sein ambt trewlich und vleissig wie 
lme bevolen, ausrichte, und eines guten christlichen wandels, und 
sein ganze haushaltung unstreflich sei, ob er sein weib, kind und 
alles hausgesinde wol ziehe und zur gottseligkait anweise, wie 
den sanct Paulus einen solichen zur phar haben wil. Item ob 
er des wiedums, hofs und seiner pharguter und beu, wie jetzt 
vil clag gehort, in gutem aufrichtigem wesen halte und ob auch 
zwist und unainigkait zwischen pharher und der gemain erwachsen 
were, hinlegen!, auch ob es um den baw der kirchen und was 
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darzu gehort, noch wol stee und wo er hierinnen mangel befindet, 
das er um besserung anhalte und wo dan das nit fruchtbarlich 
erschiessen wolt, der obrikait weiter hereinzusehen und der sachen 
zu raten anbrengen. 

Und wo solichs alles nıt fleissig beschieht, ist zu vermuten, 
das es on misbrauch auch ein kleine zeit nit bestehen muge, 
man richt es so christlich und wol an als man immer wel, ja 
wan solich besuch ambt gleich recht und fleissig im schwank gehet, 
wirt es doch noch wol grosse muhe haben, dass es rein und 
unverfelst bleib, wie Paulus zun Thessa., Cor. und Ga. clagt, da 
auch die aposteln alle hende vol damit hatten, zu schicken, aber 
wie ein gottlich hailsam werk es sei, die pfarhen durch versten- 
dige, fromme menner zu besuchen, zaigen uns genugsam an, 
baide alt und neu testament, darzu auch die exempel der alten 
lieben vetter und hailige bischof, welche für zeiten in der ersten 
kirchen solich amt mit fleiss getrieben haben, wie auch noch viel 
darvon in gaistlichen rechten erfunden wirt, und wer kunt auch 
alles erzelen, wie nutz und not solich besuch ambt der christen- 
hait sei, an schaden aber kan mans wol merken, daraus kommen 
ist, dan seit der zeit her, das dies amt gefallen und verkert, ist 
keine lere noch stant recht oder rein blieben, sonder eitel men- 
schen lere und treum haben an stat des hailigen evangelions 
regiert, damit der glaub, dardurch wir doch selig sollen werden, 
verloschen ist. 


Von verordnung des aufsehers oder superattendenten !°). 


Wen nun der barmherzig gott sein gnade darzu geben und 
mans obgesagter massen in kirchen christlich wirt anrichten, der- 
halb damit dester lenger on missbrauch sovil muglich erhalten 
werde und pleib und alle dinge einig und richtig in kirchen zu- 
gehen, wil fur allen dingen von noten sein, das man einen oder 
zwen aufseher hab, denen die ganze sach aller prediger und der 
kirchen bevolen werde, sovil die lere und ainigkait betrifft, bei 
welchen auch die gemainen pfarher underrichtung haben mugen, 
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ob ein unrechter ungleicher verstand, irtum oder sunst zweifel 
furfiel, das sie darinnen entrichten und entscheiden konnen. 

Und welcher also zum aufseher und obern wechter verordnet, 
der soll auf alle andern pfarher, prediger und kirchendiener, so 
im ambt des orts sitzen, ain fleissig aufmirken haben, das es in 
den pharren wol angericht und darnach recht christlich geleret 
und das wort gottes und das hailig evangelium rain und trew- 
lich geprediget, und die leut mit den hailigen sacramenten nach 
der aufsatzung Christi seliglich versehen werden, das sie auch 
gut leben furen, noch mit kainer unehelichen beischlaferinnen 
sunderlich haushalten, damit sich das gemain volk besser und 
kain ergernus von irem gottlosen wandel entpfae und nit gottes 
wort zu entgegen oder das zu aufruer wider die obrigkait dienst- 
lich predigen. 

So auch ain notige sach, wie sich oft zutragen, dafur in 
sonderhait zu bitten von noten were, zufielen, als pestilenz oder 
andere anstossende krankheiten, teuwere zeit, unzeitig gewitter, 
krieg, aufrur, secten und rotten, und dergleichen, soll er die auf- 
seher, die pfarher und prediger, wen er visitiert oder im synodo 
oder sunst mit schriften vermanen, das sie sich in iren kirchen 
mit dem gemainen gebet wider gottes zorn setzen und die strafe 
abbitten. 

Wo aber nun der ains oder meher von einem oder meher 
pfarher oder prediger vernomen oder gehandelt wurde, denen 
oder dieselbigen sol oben angezaigter superattendens zu sich er- 
fordern und ime undersagen, von solichem abzusteen und inen 
gutlich underweisen, warınnen er sich verprochen, geirrt, zu we- 
nig oder zuvil gethan hab, es sei in der lere oder im leben, 
wurde er aber darvon nit lassen noch absteen wollen und sunder- 
lich zu erweckung falscher lere und des aufruers, soll der super- 
attendens solichs unverzuglich der obrikait anzaigen, damit sie 
hierin in der zeit billiche versehung furwenden muge. 
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Erläuternde Bemerkungen zu der Instruktion. 


1. Die vorliegende K.O. erschien unter der Regierung Wil- 
helms des Reichen, der am 10. April 1487 als Sohn des Grafen 
Johann V geboren, am 30. Juli 1516 seinem Vater in der Re- 
gierung der deutschen Erblande folgte, während seinem Bruder 
Heinrich die Gebiete in Holland und Brabant zugefallen waren. 
Wilhelm regierte das Siegen’sche, Hadamar’sche, Diez’sche und 
Dillenburg’sche Gebiet und machte sein Erbrecht auf die Katzen- 
elenbogische Grafschaft mit Nachdruck geltend. In seiner Ju- 
gend schickte ihn sein Vater an den Hof Friedrichs des Weisen, 
mit dem er als 18jährıger Jüngling dem Reichstage in Köln bei- 
wolhnnte. Sein Vater Johann war ein gewissenhafter Regent, der 
für Kirche und Schule treu sorgte und gegen die schändlichen 
Ausschweifungen des Klerus energisch auftrat. Diesen Ernst 
erbte der Sohn, der ein ‚Jahr nach seinem Regierungsantritt den 
Ablasshandel bekämpfte. Auf dem Reichstag in Worms 1521 
erlebte W. den grossen Reformator und wenn auch sein Bruder 
Heinrich, der ein Vertrauter Karls V. war, ihn mit allen mög- 
lichen Mitteln vor Lutliers Ketzerei zu warnen suchte, so ver- 
mochte er das in diesem Herzen angezündete Feuer nicht zu 
löschen, wenn er auch noch nicht offen und rückhaltlos von sich aus 
die Reformation in seinem Lande einführte. Schon 1521 finden wir 
Landeskinder von ihm, den Herborner Mattlias Kelner und 1522 
den Johannes Metzel von da in Wittenberg zu Luthers Füssen ; der 
Graf duldete die reformatorischen Bestrebungen in seinem Lande. 
Wichtig ward für die Sache des Evangeliums in unserem Lande 
der Umstand, dass Graf Wilhelm von Kursachsen den Auftrag 
bekam, für den Erbprinzen Johann Friedrich um die Hand der 
Sibylla von Cleve zu werben. Dadurch ward er sowohl mit dem 
Herzog Johann von Cleve als mit dem glaubenseifrigen säch- 
sischen Kurprinzen genau bekannt. Johann Friedrich besuchte 
Wilhelm in Dillenburg und begeisterte ihn bei diesem Besuche 
immer mehr für die evangelische Sache. Am 16. Mai 1527 schrieb 
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ersterer an seinen Freund in Nassau: „Nachdem ich euch auch 
zu Dillenberg zugesagt etliche luterische bücher zu schicken, so 
thue ich euch das, so fyl ich ir hab in diser eile bekomen mugen, 
uberschicken und hoff ich wil damit einen guten christen aus 
euch machen mit gottlicher hülf.“ 1529 im Frühjahr ward Heil- 
man Bruchhausen aus Crombach Wilhelms Hofkaplan. Dieser 
Siegerländer hatte, im letzten Jahrzehnt des 15. Jahrh. geboren, 
in Erfurt studiert und wirkte in Siegen und Dillenburg für die 
Sache der Reformation, nach erster Stadt war er auf Bitten des 
Rats gekommen und einige Wochen dort geblieben. Graf Wilhelm 
wohnte 1530 dem Reichstage in Augsburg bei und kehrte nun 
noch viel entschiedener evangelisch gesinnt nach Dillenburg zu- 
rück: „nach seiner Gnaden Wiederkunft ist die Religion und 
die Kirchengebräuche zu Dillenburg und zu Siegen durch Herrn 
Leonhard Wagner geändert und abgestellt worden, berichtet eine 
alte handschriftliche Chronik aus der Zeit Johann des Aeltern 
(cf. Arnoldi, Geschichte der Oranien-Nassauischen Länder. Ha- 
demar 1801. III, 1 S. 171.) Der Graf pensionierte den altgläu- 
bigen Geistlichen Moringk in Siegen und Wissenbach in Dillen- 
burg, hier den Crombach dort L. Wagner an deren Stelle setzend. 
Ueber Crombach wissen wir sehr wenig, er starb 1539, ihm ist 
wahrscheinlich die Abfassung des sogenannten „Bedenkens“ zuzu- 
schreiben, wie eine alte Kopie dieses „Bedenkens“ angibt, welche 
ın das Jahr 1532 oder noch etwas früher zu setzen ist und sich 
sehr stark an das Brandenburgisch-Anspachische Mandat von 1526 
anlehnt. Diese ganz unselbständige Arbeit kann unmöglich als 
älteste nassauische K.O. bezeichnet werden, wie Steubing 
l. c. es tut. Das bei Steubing (Kirchen- und Reformationsge- 
schichte der Oranien-Nassauischen Lande. Hadamar 1804 S. 319 
bis 327) abgedruckte Schriftstück führt den Titel: „Ein Be- 
denkens von heiligen Trachten, Walfahrten, Kirchweihungen etc. 
und andere Ceremonien etc. vor alten Zeiten“ und handelt in 
7 Artikeln in leise reformierendem Geiste 1. von den Wall- 
fahrten, 2. von den Kirchmessen, 3. vom Gesange in den Kir- 
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chen, 4. von allen andern Ceremonien in Gemein, 5. von der 
Beicht, 6. wess sich die pharhern im predigen halten sollen, 
7. von der priesterschaft leben in Gemein. Der Kaiser gab 
sich alle mögliche Mühe, Wilhelm von dem Luthertum abwen- 
dig zu machen, wiederholt bot er ihm die Statthalterschaft über 
die mit Beschlag belegten Lande des Herzogs Ulrich von Würt- 
temberg an, ferner eine Oberbefehlshaberstelle über eine kaiser- 
liche Armee, auch suchte er ihn zu bewegen, das goldene Vliess 
anzunehmen: alle diese verlockenden Anerbietungen prallten 
an Wilhelms evangelischem Charakter ab. Er hatte den ersten 
Schritt in jenem „Bedenken“ getan und nun galt es, dem evan- 
gelischen Prinzip entsprechend, die kirchlichen Einrichtungen 
zu gestalten. Der Graf schrieb die Nürnberger K.O. und den 
Nürnberger Katechismus zum Gebrauch vor, wahrscheinlich im 
Jahre 1533. Das zuerst genannte Buch mit dem Titel: „Kirchen- 
Ordnung, in meiner gnedigen herrn des marggraven zu Branden- 
burg, und eins erbaren rats der stat Nürnberg oberkeit und ge- 
pieten, wie man sich baide mit der leer und ceremonien halten 
solle. MDXXXIL“, 176 Bl. 8, ist von Brenz und Ösiander ver- 
fasst, von der Wittenberger theol. Fakultät durchgesehen und 
begutachtet und war neben dem sächsischen Unterricht der Visita- 
toren in den lutherischen Gebieten am meisten verbreitet. 

Aus der Vorrede der vorher abgedruckten „Instruktion“ 
erhellt, dass diese Nürnberger K.O. nicht ausreichte, um alles 
zu regeln, daher liess Wilhelm eine „instruction fur die ainfal- 
tigen pharheren und kirchendiener“* entwerfen, die nach der 
handschriftlichen Notiz des M. B. Bernhardi auf dem betr. 
Titelblatte von M. Leonhard Wagner und Heilmann CUrombach 
„beratschlagt und gestelt“ ist. Ueber das Abfassungsjahr sind 
verschiedene Ansichten laut geworden. Am unwahrscheinlichsten 
ist Steubings Ansicht (Kirchen- und Reformationsgeschichte 
8. 20): „Das Jahr ihrer Bekanntmachung ist 1540“. Nun 
starb Heilmann schon am 1. Dezbr. 1539, ausserdem war Sar- 
cerius schon seit 1536 im Land tätig, wenn auch zuerst nur 
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an der Schule in Siegen. Der Graf hätte aber diesen von ihm 
ausserordentlich hochgeschätzten Mann, den er 1538 zum Su- 
perintendenten ernannte, also über Wagner und Crombach er- 
höhte, geradezu beleidigt, wenn er 1538 oder noch später eine K.O. 
für das ganze Land hätte verfassen lassen, ohne seinen Sarcerius 
zu beteiligen. Deshalb gilt es die K.O. 1536 anzusetzen, was 
auch dem Inhalt entspricht. Arnoldi (III, 1. 179) setzt sie 1536 
oder 1537, Richter (I, 217) 1536. Diese K.O., welche ein selb- 
ständiges Werk ist und seither nur in fehlerhaften Auszügen 
mitgeteilt worden ist, verdient eine vollständige Publikation. 
Ueber Heilmann haben wir oben einige Notizen gebracht, mehr 
ist nicht bekannt; Nebe (l. c. S. 11 Anm. 2) behauptet auf Grund 
eines Sarcerius’schen, dort ebenfalls mitgeteilten Zitats, Sarce- 
rius gebe den Crombach als alleinigen Verfasser unserer In- 
struktion an; wenn solches, das behaupte ich auf das entschie- 
denste, die wirkliche Ansicht des Sarcerius gewesen wäre, dann 
dürfte kein Zweifel melr bestehen, dass nur Crombach unsere 
Instruktion verfasst habe, denn der erste Superintendent, und 
das war Sarcerius, musste doch unbedingt wissen, von wem die 
K.O. herrühre, nach der er von 1538 an arbeitete. Schen wir 
uns aber einmal das Zitat aus dem äusserst seltenen „Dialogus 
reddens rationem veterum synodorun cum generalium tum provin- 
ciallum etc. 1539 etwas näher an. Hier heisst es: quia Jussu 
illustris ei generosi nostri Comitis ante meum in has terras adven- 
tum, per D. Heylmannum Pastorem Dillenbergensem pro op- 
portunitate hujus regionis ceremoniae quaedam et ritus in libel- 
lum pro studio congesti erant, et iam a summis viris satis pro- 
bati in publicum jam prodierunt, interrogavi ets.“ Woher weiss denn 
Nebe, dass sich diese Stelle auf die „Instruktion“ bezielıt? es wären 
ja überhaupt dann schon 2 Erlasse über ceremoniae und ritus 
erschienen gewesen, da doch das Heilmann’sche Bedenken von 
heiligen Trachten schon 1532 ediert war. Wie ungenau hätte 
sich aber dann Sarcerius ausgedrückt. Nun kann aber das Zi- 
tat auf dieses Heilmann’sche Bedenken allein bezogen werden 
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und damit stimmt auch die oben erwähnte Notiz in der alten 
Kopie des Bedenkens, wo Heilmann die Autorschaft des Be- 
denkens allein zugeschrieben wird. Bernhardi aber hätte Wagner 
nicht als Mitverfasser genannt, wenn er es nicht auch gewesen 
wäre. Wer war nun dieser Wagner? M. Leonhard Wagner von 
Kreuznach, über dessen Studien und früheres Schicksal bis jetzt 
nichts gefunden worden ist, wurde am 14. Februar 1531 von 
dem Grafen Wilhelm zum Pfarrer in Siegen ernannt, wo er bei- 
nahe 38 Jahre in grossem Segen wirkte, er kann Siegens Reforma- 
tor genannt werden. Dort war ein von dem Grafen Johann V ge- 
stiftetes Franziskanerkloster, dessen Mönchen die Einführung der 
Reformation sehr bitter war. Der seit 1532 dorthin berufene Guar- 
dian Johannes Curbach lästerte weidlich die Lehre der Evangeli- 
schen und als er einst wieder in einem Gottesdienst, bei dem auch 
M. Wagner anwesend war, solches zu tun wagte, rief Wagner mit 
lauter Stimme jenem zu: Du lügst, worauf eine heftige Dispu- 
tation zwischen beiden entstand. Am 3. August 1532 mussten 
die Mönche, nachdem der Graf das Kloster aufgehoben hatte, 
die Stadt verlassen. Nun konnte Wagner ungehindert die Messe 
abschaffen. Im November 1548 dankte Wagner, als das Interim 
in Siegen eingeführt wurde, ab und verliess die Stadt bis 1552. 
Die kirchlichen Verhältnisse waren während seiner vierjährigen 
Abwesenheit sehr zerrüttet worden, die Kirche ward schlecht be- 
sucht, die Donnerstagspredigt ganz vernachlässigt, die Kinderlehre 
verachtet und es zeigte sich nur papistischer Sauerteig. Aber 
Wagner arbeitete mit erneutem Mut und Erfolg, wie das noch 
vorhandene nach seinem Tode an den Grafen gerichtete Schreiben 
des Siegener Bürgermeisters und Rats vom 23. Januar 1569 be- 
weist. Hier wird ihm bezeugt, „wie er mit herlichen tugenden, 
christlichem wandel und wesen, beneben der reinen und erbaren 
lher begabet auch dem volk mit guten exempeln vorzugehen ge- 
wust“. Dieser tüchtige Mann verfasste also mit Heilmann Crom- 
bach die hier abgedruckte Instruktion. Dieselbe zerfällt in 14 
Abschnitte. Eine Belehrung über Fasten und Fleischessen, die 
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als 6. Abschnitt im Entwurf stand, ist nicht publiziert worden. 
Nach einem höchst interessanten Vorwort erscheinen die betr. 
Kapitel: (1) Von der tauf ob die lateinischs oder teutschs be- 
scheen sol bis zu dem 14. Abschnitt: Von verordnung des auf- 
sehers oder superattendenten, wie sie mitgeteilt worden sind. Im 
ersten Teile ist mehr von den Amtsverrichtungen, im 2. Teile 
von den Amtsträgern, ihren Zusammenkünften und Vorgesetzten 
die Rede. Wilhelm übte nach unsrer K.O. als Taandesherr bereits 
selbst die bischöflichen Rechte aus, welche vorher nach römischem 
Kirchenrechte der Diöcesan gehabt hatte; Wagner und Crombach 
waren noch vor ihrer Anstellung den kirchlichen Obhern präsentiert 
worden. Der Geist unserer Kirchenordnung ist ein lutherischer; 
pädagogisch und schonend geht man vor, von den alten Formen 
bleibt noch manches stehen. Sehr weise ist die Warnung vor stür- 
mischem allzuschnellem Vorgehen, jeder Reform müsse der nötige 
Unterricht und Aufklärung vorangehen (cf. Arnoldi 1. c. III, 1 
S. 185). Sehr wichtig war die Einrichtung, dass jährlich 4 Synoden, 
2 zu Siegen und 2 zu Dillenburg gehalten werden und ein oder zwei 
Superintendenten das ganze Kirchenwesen leiten sollten. Seit 
1538 begann Erasmus Sarcerius mit regelmässiger Abhaltung 
der Synoden zu Siegen und Dillenburg. Der Pest wegen wurde 
1540—42 die Synode zu Herborn, Frohnhausen und Ferndorf 
gehalten. 

2. Die Taufe wird als Bundeszeichen bezeichnet und es soll 
die Handlung der Taufe nach der Nürnberger K.O., also nach 
lutherischem Ritus vollzogen werden. Dabei waren viele aus der 
röm. Kirche heriübergenommene Ceremonien gebräuchlich, die 
wir auch in den Schilderungen der im gräflichen Hause stattge- 
habten Taufen erwähnt finden. Dem Täufling wurde beim Ein- 
gange in die Kirche von dem Täufer dreimal unter die Augen 
geblasen, dann wurde die signatio crucis angewandt, Exorcismus 
und Abrenuntiation vorgenommen, dem Täufling Salz in den 
Mund gelegt, Speichel an das rechte Ohr gestrichen, Chrisam 
auf die Brust zwischen die Schultern und auf den Scheitel ge- 
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schmiert, das Westerhemd und eine Haube angelegt und eine Kerze 
in die rechte Hand gegeben. Durch diese menschlichen Zusätze 
wurde die hohe Einfachheit der Taufe wie mit Schlinggewächsen 
überwuchert, aber nun trat mit jedem Jahre eine grössere Verein- 
fachung ein. Besonderen Wert legt unsere K.O. auf das deutsche 
Taufformular, während der Brandenburgisch-Ansbach’sche Ab- 
schied von 1526 noch die Calvinische Taufe auf Wunsch gestattete, 
doch das ist eine Ausnahme. Auf die Taufe vor der Gemeinde 
legt unsere Instruktion grossen Wert, damit „ware zucht und 
christlicher ernst bei dem tauf dester besser aufkome“. Dann 
könnte auch das Geheimnis der Taufe dem Volk eingehender 
dargelegt und desto fleissiger für das Kind geleistet werden. Die 
Nottaufe ist zulässig, auch durch Hebammen; nur sollen diese 
nach der abstossenden auf magischer Anschauung beruhenden römi- 
schen Unsitte keine Kinder am Kopf oder an denGliedmassen tau- 
fen, wenn dieselben noch nicht völlig geboren seien. Darauf war 
schon in der von Bugenhagen entworfenen Braunschweig’schen 
K.O. von 1528 hingewiesen, wo es in dem Abschnitt van de 
Heue Ammen heisst: „Hyr volt uns vor eyne grote und noet- 
like frage, ersten van den kynderen de umkamen in moterlive, 
tom andern van den kyndern van welken me etlike parte to sichte 
kricht und befruechtet sickt doch, dat se nicht werden vullen 
kamen gebarn. Van dem ersten hebben etlike nichts darvon 
leren, vam andern hebben etlicke radt gegeuen, dat me mochte 
dopen, wat me konde sehn. Overs de rechtsinnigen unde recht- 
verstendigen lerer hebben angesehn, dat gebaren hat, wen ein 
kynd unde nicht alleyne ein part vom kynde tor welt gekomen is 
und hebben gesecht: Non potest renasci, qui nondum est natus. 
Dewile de scrifft de doepe noemet eyne weddergeboret, wo kan de 
weddergebaren edder noch eyns gebarn werden, de noch nicht 
eyns edder eynmal gebaren is?“ (cf. Richter I, S. 108 ff.). 

3. Auch dieser Artikel zeugt von grosser Weisheit, wie sie 
in solchen Uebergangszeiten, wie der damaligen erforderlich war; 
es wird wieder der grösste Nachdruck darauf gelegt, dass die 
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Pfarrer auf Grund der h. Schrift genau belehret werden, was 
Christus bei dem Abendmahl „aufgesetzt und geordnet hat“, und 
was die Menschen hinzugesetzt haben, damit die offenbaren Miss- 
bräuche ohne Aergernis entfernt werden können. Die Feier soll 
nach der Nürnberger K.O. vollzogen werden, in welcher auch 
genaue Ausführungen über die Bedeutung des Abendmables sich 
finden. Die Spendeformel heisst: Nime hin und iss, das ist der 
leıb Christi, der für dich geben ist, und beim Kelch: Nime hin 
und trink, das ist das blut des newen testaments, das für deine 
sünde vergossen ist. Das Vaterunser folgt nach den Einsetzungs- 
worten. Wie es die Nürnberger K.O. vorschrieb: „Und solliches 
soll on ein messgewand, allein im corrock geschehen‘, so wird 
es auch in der Instruktion vorgeschrieben, und sind damit die 
Messgewänder abgeschafft. Vor dem Abendmahl muss jedes sich 
anzeigen, damit ihm die Absolution erteilt werde. Es ist auch 
darauf Rücksicht genommen, wenn einer ohne Beichte zum Abend- 
mahl kommt, er soll nicht abgewiesen, aber nach dem Abend- 
mahl darüber vorgenommen und wenn er es wieder tun will, 
vom Abendmahl ausgeschlossen werden. Interessant ist es zu 
sehen, wie die Verfasser der Instruktion fürchten, es möchten 
nicht an jedem Sonntag Kommunikanten vorhanden sein; durch 
ständige Ermahnungen soll nachgeholfen werden. Wie bald musste 
besonders in kleinen Gemeinden das Abendmahl wegen Mangel 
an Teilnehmern an gewöhnlichen Sonntagen ausfallen. Es ge- 
hört eben nicht zum Wesen des ev. Hauptgottesdienstes, dass, 
wie in der Messe, das Sakrament dabei celebriert werden muss. 
Das Wort Gottes ist der Mittelpunkt des ev. Hauptgottesdienstes. 
Die Elevation wird mit Recht beseitigt. Die Nürnberger K.O. 
bestimmt genau, wann noch der Gebrauch lateinischer Gesänge 
und Gebete stattfinden darf, der Gebrauch der deutschen Sprache 
tritt aber in der Instruktion in den Vordergrund, in den Neben- 
gottesdiensten ausschliesslich. Auch der Gegner, „das wieder 
tail*, wird solcher ernsten Feier die Anerkennung nicht versagen, 
heisst es bezeichnend. 
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4. Waren schon an den Sonntagen vielleicht nicht immer 
Kommunikanten da, wie viel eher geschah solches an Wochen- 
tagen. Da soll nun ein Frühgottesdienst jeden Tag stattfinden, 
in welchem eine kurze Predigt aus dem Katechismus oder einen 
Evangelium oder einer Epistel stattfindet, in welchem ein oder ein 
halbes Kapitel aus dem N. T. vorgelesen und erklärt wird, also alles 
mehr bibelstundenartig. Dann sollen die zehn Gebote, der Glaube 
und das Vater unser vorgesprochen und mit einem Gebet ge- 
schlossen werden, wo gesungen werden kann, soll es geschehen, 
aber ja keine Gesänge, die nicht zuvor kirchlich approbiert sind. 
Die Privatmessen sind vollständig abgeschafft. Wo der Pfarrer 
bisher nicht zur täglichen Messe verpflichtet war, soll er Mitt- 
wochs einen Wochengottesdienst mit Predigt und Gebet einrich- 
ten. Sehr wichtig war es, dass auch die Kapläne, Frühmesser 
und Altaristen für ihre unverständlichen Messen einen Gottes- 
dienst mit Predigt einsetzen mussten. 

5. Die Ohrenbeichte, diese unerträgliche, seit 1215 in der 
römischen Kirche genau vorgeschriebene Beichtform, die eine 
Gewissensmarter für alle ernsten Christen war, bei den gewöhn- 
lichen Dutzendmenschen aber nur der sittlichen Oberflächlichkeit 
Vorschub leistete und das Gewissen einschläferte, ist hier be- 
seitigt. In echt lutherischem Geiste ist die Privatbeichte und 
Privatabsolution, die auch die Augustana (Art. 11. 25) beibe- 
hielt, eingeführt; die Vorzüge derselben werden mit beredten 
Worten geltend gemacht. Ausser dem Vorteil, dass das Abso- 
lutionswort dem Einzelnen zugedient wird, dass er Gelegenheit 
hat, sich auszusprechen und beraten zu lassen, war hier auch 
noch die Gelegenheit gegeben, ein Katechismusexamen zu ver- 
anstalten (10 Gebote, Glaube, Vater unser) und so die christliche 
Erkenntnis immer wieder aufzufrischen oder zu fördern. Zweifler 
und Irrende können sich Rat holen, deshalb soll man die Pri- 
vatbeichte, obwohl sie Gott nicht geboten hat, nach unsrer K.O. 
beibehalten. Der evangelische Charakter wird streng gewahrt: 
Kirchenstrafen zur Abbüssung der Sünden werden nicht mehr auf- 
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erlegt; denen, welche nicht zur bestimmten Zeit beichten, werden 
keine Zwangsmassregeln oder dereinstige Versagung des kirch- 
lichen Begräbnisses angedroht. Vor allem wird auch gegen die 
wiedertäuferische Vollkommenheitslehre polenisiert, durch welche 
die Gewissen gar leicht zur Verzweiflung getrieben werden könn- 
ten. Was den Beichtort betrifft, so soll nicht mehr in Häusern, 
Stuben und Kammern, sondern an unverdächtigen Orten in der 
Kirche gebeichtet werden. Den Vollzug der Absolution müssen 
wir uns entsprechend den Anforderungen der Nürnberger K.O. 
denken. Dort sind zur Auswahl zwei Formulare geboten, das 
exhibitive und deklarative. Das erstere lautet: Der allmechtig 
gott hat sich dein erbarmt und durch verdienst des aller- 
heiligsten leidens sterbens und auferstehens unsers herren Jesu 
Christi seines geliebten suns, vergibt er dir all deine sünde, 
und ich als ein berufner diener der christlichen kirchen, aus 
befelch unsers herrn Jesu Christi, verkündige dir soliche ver- 
gebung aller deiner sünde, im namen des vaters und des suns 
und des heiligen geists, aımen. (see hin im frid, dir geschehe wie 
du glaubst. 

‚Oder: Der allmechtig und barmberzig gott vergibt dir deine 
sünde, und ich aus befelch unsers herrn Jesu Christi, anstat der 
heiligen kirchen, sag dich frei ledig und los aller deiner sünde, 
im namen des vaters und des suns und des hailigen gaists, amen. 
(dee hin und sündige nicht mer, sunder besser dich on unterlass, 
das helf dir gott. Amen. Spener erklärte bekanntermassen 
(Theol. Bedenken I S. 202) die exhibitive und deklarative Formel 
für einerlei und sagte, dass er unbedenklich die erstere Formel 
gebrauchen würde, wo sie kirchlich vorgeschrieben sei. Selbst- 
redend können und müssen beide Formeln in evangelischem Sinn 
gebraucht und verstanden werden, und insofern kann man Speners 
Urteil verstehen, aber doch ist die exhibitive Formel, die Ueber- 
setzung des römischen „Absolvo te“ allzu missverständlich und 
deshalb nicht empfehlenswert. Viel richtiger ist es, wenn in un- 
sern volkskirchlichen Gemeinden, in denen ja die allgemeine 
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Beichte! sich eingebürgert hat, selbst bei der deklarativen Abso- 
solutionsformel, um der Wahrheit willen die Bedingung hinzu- 
gefügt wird, dass die Vergebung nur solchen gelte, welche ihre 
Sünde herzlich bereuen und sich Christi im Glauben trösten, 
denn nur solchen gilt die Vergebung der Sünden, nicht Heuch- 
lern und unbussfertigen Seelen. 

6. Es handelt sich hier um Kinder bis zum 14. Lebensjahre, 
welche in der Mutterkirche an jedem Feiertag Nachmittag ver- 
sammelt wurden; dazu hatten auch die Kinder aus den nahege- 
legenen eingepfarrten Orten zu erscheinen. Die Eltern hatten 
die Folgen zu tragen, wenn sie ihre Kinder nicht dazu anhielten. 
Nach dreimaliger fruchtloser Ermahnung wurden die Eltern vom 
Abendmahl ausgeschlossen, denn „wer sein eigen Fleisch hasset, 
ist kein Christ“. 

7. Weil die Apostel- und Marientage und ausserdem noch 
der hl. drei Könige, Johannis-, Fronleichnams-, Laurentius- und 
Michaelistag, ferner auch Allerheiligen gefeiert wurde, so gab 
es ausser den Sonntagen und bekannten Feiertagen noch 31 Tage, 
an denen gefeiert wurde, fürwahr noch Feste genug oder viel- 
mehr allzuviel, und doch war schon eine grosse Anzahl von Hei- 
ligenfesten beseitigt worden, denn man klagte „der feiertage sind 
allzuviel, da wird das volk faul, unnutz, schwelgt, säuft, presst, 
spielt, schilt, afterredet, gottslästert, schlägt sich. Daher sollen 
ausser dem sonntag und den benannten feiertagen keine andern 
gelten, und diese allein nur um der predigt willen, auch dass 
das gesinde ruhe habe, und beten und Gott loben könne“. In 
Betreff der Stellung den Heiligen gegenüber werden ganz gute 
Gesichtspunkte geltend gemacht, dass man nämlich die Heiligen 
nicht anrufen dürfe, weil Jesus allein Mittler sei, dass aber ihr 
Andenken geehrt werden müsse, weil sie für uns ein Spiegel der 
göttlichen Gnade und Barmherzigkeit seien. Durch ihr Beispiel 


" Die allgemeine Beichte ist nicht etwa eine Reinkultur der protestan- 
tischen Kirche, denn schon vor der Reformation kommt eine solche vor (cf. 
Hauck, K.G.D. Bd. II, S. 266 und R.E.? Bd. II S. 537). 
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sollten die Leute zum Glauben und zu guten Werken gereizt 
werden. Auch die älteste Christenheit habe die Heiligen hoch 
geehrt. Hier liegt für die evangelischen Kalender eine hoch- 
wichtige Aufgabe. Gerade wir Evangelischen betonen es ja mit 
Recht, dass in den charaktervollen christlichen Persönlichkeiten, 
nicht in der Institution, wie bei den Katholiken, der Schwer- 
punkt für die Entstehung und Förderung lebendiger Gemeinden 
liege, dass Beispiele mit sich fortreissen; aber wieviel könnte nun 
nach dieser Richtung hin geschehen. Wenn wir ferner berück- 
sichtigen, wie die Pflege des geschichtlichen Sinnes dem unge- 
schichtlichen, das Gewordne ignorierenden Treiben der Sektirer hier 
ein Damm entgegensetzt, wird man die Wichtigkeit dieser Sache 
noch mehr einsehen. Weil wir die evangelisch gefeierten Hei- 
ligen- und Aposteltage — erstere waren ja immer nur sehr we- 
nige — aufgegeben haben, müssen wir aus pädagogischen Grün- 
den dafür einen richtigen Ersatz bieten, um unsere Kirche volks- 
tümlicher zu machen. 

8. Wie treffend wird hier gesagt, dass man Christi Evan- 
gelium nicht dazu empfangen habe, Kräuter und materielle Stoffe 
(Wasser, Feuer, Salz etc.) zu verändern, sondern durch den 
Glauben das Herz zu reinigen. Aber immer noch gilt es ähn- 
lichen Aberglauben bei dem Gebrauch des Taufwassers und der 
Hostie in evangelischen Kreisen zu bekämpfen. 

9. Dieser Abschnitt zeugt von tiefgehendem Verständnis für 
echt evangelisches Predigen: es soll gepredigt werden von Busse 
und Gottesfurcht, Glauben und guten Werken, Gebet, Leiden 
und Kreuz, Gottes- und Nächstenliebe, Gehorsam und Ehrer- 
bietung gegen Gottes Stellvertreter. Die Katechismuswahrheiten 
sollen immer und immer wieder eingeschärft werden. Echt christ- 
lich gedacht ist es und erinnert an des grossen Reformators 
Rath, dass die Geistlichen diejenigen Laster strafen sollen, die 
sie hören und die im Schwange gehen. Alles Schmähens, Nach- 
redens, Schimpfens sollen sie sich auf den Kanzeln enthalten. 

10. Hier können wir sehen, wie tief die römische Geistlich- 
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keit infolge des erzwungenen Üölibates gesunken gewesen sein 
muss: das schändliche Konkubinenwesen wurde bei Strafe ver- 
boten. Es währte noch einige Zeit, bis diese Sünden ausgerot- 
tet wurden, denn manche Geistlichen, die vorher römisch ge- 
wesen und dann übergetreten waren, aber ihre Cölibatspraxis 
noch beibehielten, fielen wieder in ihre sündige Praxis, weshalb 
solche Befehle nötig wurden. So wurden auf einer Synode zu 
Dillenburg 1538 die Pastoren von Herborn und Schönbach an- 
geklagt, ersterer, weil er eine lüderliche Haushälterin, letzterer 
weil er eine Verwandte im dritten Grade bei sich hatte und 
dieses Verhältnis bei beiden allerlei Bedenken hervorrufe. Be- 
sonders schlimm stand es mit letzterem auf der Synode 1539: 
jetzt wurde er, weil seine Konkubine ein uneheliches Kind von 
ihm geboren habe, von der Synode ausgeschlossen und vom Grafen 
abgesetzt. Auf der Synode zu Herborn 1540 wurde der Her- 
borner Pfarrer wieder wegen seines unsittlichen Verhältnisses 
verklast und seine Konkubine auf des Grafen Befehl aus dem 
Lande ausgewiesen. 1541 wurde wegen ähnlicher Sünden Hans 
von Fibersbach, Kaplan von Breitscheid, abgesetzt und auch der 
Pastor von Ebersbach wegen ähnlicher Vergehen angeklagt. 
Gleiches hören wir auch von dem Frülimesser zu Hilchenbach, 
welches damals zu unserer Grafschaft gehörte, ebenso von dem 
Kaplan Sybertus von Herborn (1542). Auch die Trunksucht 
war bei manchen Geistlichen, die aus der katholischen Kirche 
herübergekommen waren, eingerissen. So wurden auf einer Sy- 
node zu Dillenburg 1538 die Pastoren zu Schönbach, Burbach, 
Offenbach und Bicken und der Kaplan zu Dillenburg „der Ver- 
soffenheit und Besuchung der Herberge wegen“ angeklagt. Auf 
einen Konvent zu Fronhausen (1540) wurde „dem Pastor zu 
Burbach das Saufen abermal verwiesen, so aber bisher nicht viel 
gefruchtet hatte*. Die beiden Kapläne, Finck zu Dillenburg 
und Arnold zu Burbach, welche 1541 auf einem Konvent zu 
Dillenburg „der Vollsäuferei halber“ angeklagt wurden, verspra- 
chen Besserung und setzten sich selbst nicht nur, wenn sie wie- 
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der rückfällig wurden, eine Strafe von 10 fl. an, sondern brachten 
auch als Bürgen die Pastoren zu Fronhausen und Haiger. Zu Fern- 
dorf sollte wegen dreimal geschehener Erinnerung der Pastor 
Henrich zu Holzklau wegen seiner Trunksucht exkommuniziert 
werden, wurde aber doch auf allgemeine Fürbitte noch einmal 
beibehalten; dem gleichen Laster fröhnte der Pfarrer Hartmann 
zu Jrmgarteichen, der 1546 wegen dieser Sache vorgenommen 
wurde, dabei kamen noch andere eines Geistlichen höchst un- 
würdige Dinge vor. Auf einer Synode zu Siegen 1540 ward der 
Pastor von Rödchen verklagt, weil er einen Jungen hatte lassen 
Beicht hören und am Osterfest den Kelch administrieren helfen. 
1545 wurde auf dem Konvent zu Dillenburg dem Pfarrer Kon- 
raden zu Bicken die Schenke und Herberge zu halten abermal 
untersagt und zu Siegen dem Pfarrer Heilmann zu Vispach die 
Exkommunikation angedroht, wenn er sich wieder betrinken würde. 
Es ist ein düsteres Bild, was sich hier unseren Blicken entrollt; 
aber bald besserten sich die Verhältnisse ganz erheblich. 

11. Aus diesem Abschnitt ersieht man, dass manche Geist- 
lichen seither keine Bibel besessen haben. 

12. Die Bestimmungen über Examination, Ordination und 
Introduktion der Geistlichen sollen verhüten, dass, wie es bisher 
oft der Fall war, unwürdige und ungebildete Theologen ins 
Amt kämen. 

13. Es wird so oft die Meinung ausgesprochen, als seien 
diese Synoden, von denen im Abschnitt 12 die Rede ist, schon 
die Vorläufer der Presbyterial- und Synodalverfassung. Das ist 
nicht der Fall, die hier erwähnten Synoden waren nur von Pfar- 
rern und Kaplänen besucht. 

14. Die Visitation jeder Pfarrei sollte jährlich einmal auf 
Kirchenkosten erfolgen: eine Einrichtung, die sehr heilsam war, 
soweit sie durchgeführt werden konnte. Ich hoffe später darüber 
Näheres noch mitteilen zu können. Hier teile ich nur zwei 14 
und 17 Jahre später veröffentlichten Schriftstücke mit, die sich 
auf die Visitation beziehen und seither ungedruckt waren. 


En 
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Das erste Schriftstück befindet sich in dem Königl. Staats- 
archiv unter A. Dill.A. G. 131 in zwei Recensionen. Ich teile un- 
ter B die Abweichungen der fast gleichlautenden anderen Re- 
cension auch mit. 


Gemeine bevelch der visitation (für die Grafschaft Dillenburg). 
(1550). 


1. Ein jeder pastor soll uf der visitation von der canzel 
das bekentnus seines glaubens thun. 

2. Es soll auch ein jeder pastor durch das jar seine predige 
schreiben, uf der visitation dieselbigen dem superintendenten fur- 
legen, die zu underschreiben. 

3. Ein jeder pastor, so capellen in seinem kirspel hat, daruf 
stiftung zur mess oder sunsten sein, darvon zins und renten fallen, 
dagegen soll der pastor! predigen und die bedienen. 

4. Wo capellen vorhanden die bawfellig, sollen widerumb 
gebessert und in bau gehalten werden, dan es ist dem armen 
gemeinen volk an den wochen predigen in den capellen so viel 
als an dem pfarpredigen gelegen. 

5. Die register aller pfarhen und capellen sollen uf der vi- 
sitation in unsers gnedigen herren schreiberei ?2 gelifert werden. 

6. Die pfarguter sollen eigentlich ufgeschrieben und unver- 
teilt in gutem wesen und besserung gehalten werden. 

7. Die hauptbrief der pfarguter sollen verwarlich gehalten 
werden und copieen derselbigen in unsers gnedigen herrn schrei- 
berei gen Dillenborgk geliefert werden. 

8. Ein jeder pastor soll ein inventarium alles hausrats, so 
in die pfar gehort, haben, damit man wisse, wenn einer abzeucht, 
was in der pfar bleiben soll. 

9. Es soll ein jeder pastor unsers g. h. kirchenordnung neben 
der Nurenberger ordnung haben. 

10. Belangen kirchenguter und renten, wo darin irrung in- 


ı B: er inen. 3? B: Canzeley. 
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fiel, soll nicht zuerst an gemein recht, sonder an unsern gne- 
digen herren anklag und antwort gelangen, seiner gnaden be- 
scheid darin zu gewarten, wo aber die sach vor unserm g. h. 
nicht hingelegt kan werden, soll niemand hiermit seine rechtliche 
forderung benomen sein. 

11. Welche aus des wolgebornen unsers g. h. land und graf- 
schaft hinwegziehen, an andern orten sich ehelich zu bestaten, 
die sollen dem pastor eines jeden orts vor den losbrief seine ge- 
rechtigkeit wie von alters gewonlich geben !, 

12. Was für laster in einem jeden kirspel furfallen, soll der 
pastor dem superintendenten kund thun und wo er darin hin- 
lessig und seumig befunden, soll er gestraft werden. 

13. Es soll ein jeder pastor den catechismum leren und kin- 
derzucht halten, auch alle jar den catechismum auspredigen. 
Diejenigen so die funf hauptstuck der christlichen religion ge- 
lernt, sollen offentlich confirmirt, in die christliche gemein ufge- 
nomen ? und zu dem hochwirdigen sacrament gelassen werden, 
welche aber ire kinder zum catechismo nicht anhalten und die 
funf hauptstuck der religion nicht lernen lassen, der kinder sollen 
auch zum sakrament nicht gelassen werden, bis solang sie ehe- 
gemelte funf hauptstuck lernen. 

14. Nach gelegenheit der zeit mag ein pastor 3 seinem kir- 
spel volk heiligs tags in inbringung irer frucht* nach der pre- 
dig erlaubnus geben, ausgenomen die sontage. 

15. Es soll kein junger noch fremder predicant on vorwissen 
unsers gnedigen herren und des superintendenten zu predigen 
angenommen oder ufgestelt werden. 

16. Es soll ein jeder pastor den uberschickten rugezettel alle 
viertel jar und auch uf den sontag, wan die visitation verkundigt 
wird, von der cantzel ablesen >. 


ı B: diess hat m. g. h. selbst bevolen. ” B: angenomen. 

® B: pfarher. * B: in der ernte. 

® B: Uf sonntag vor der visitation soll der rugezettel von der canzel 
gelesen werden und sunst alle quatember. 
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17. Die pastores sollen kein gewerb oder hantierung dreiben. 

18. Die ceremonien sollen in allen kirchen gleichformig ge- 
halten werden, nach der weise wie zue Siegen und zu Dillen- 
borg in synodis geschieht. 

19. Der kinder tauf soll in den kirchen geschehen und sollen 
die hebammen underricht werden des getaufs halben so in der 
not geschieht. 

20. Die bettage sollen um vielfeltiger not willen fleissig ge- 
halten und das volk zum gebet ernstlich vermanet werden !. 

21. Den weisspenning belangen, sol an den orten, da der- 
selbige noch nicht ufgericht, mit dem pastor und kirspelsvolk 
gehandelt werden, ob sie das alt opfer, oder den weisspenning 
geben und nemen wollen. 

22. Es sollen alle pastores register machen, darinne sie 
durchs jar die kinder, so getauft warden, mit namen ufschreiben, 
auch die eltern und gevattern. Solche verzeichnung sollen sie 
in jeder visitation dem superintendenten uberliefern, die furter 
ın des wolgebornen unsers gnedigen herren schreiberei zu uber- 
antworten. 

23. Es sollen auch register gemacht werden, darin alle un- 
eheliche kinder sampt iren eltern und gevattern ufgeschrieben 
und in wolgemelts unsers g. h. schreiberei uberliefert werden. 
Es können die vorigen mit diesen in ein buch doch unterschied- 
lich verzeichnet werden. 


Am Schlusse steht: Visitation Ordnung de Anno 1550. In 
demselben Bande befindet sich noch das Duplikat, augenschein- 
lich wie die links unten verzeichneten Namen andeuten für Nassau- 
Hadamar, N. Dietz und Kirberg bestimmt. In lezterem Exem- 
plar sind auch genau die 24 Positionen bezeichnet, während bei 


ı B. Die bettage sollen uf die feiertage so in die wochen fallen gelegt 
(werden) und ein predige vom gebet geschehen, wo aber keine feiertage in 
die wochen fallen, so sollen die bettage uf den sontag gehalten werden, 
wo langsam (d. h. wohl in langen Pausen) feiertage in die woche fallen, 
sollen die bettage nach gelegenheit in der woche gehalten werden. 
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unserem sich Nr. 23 an 21 anschliesst, weil Nr. 13 u. 14 nicht, 
wie in dem andern Exemplar, getrennt sind. 


Das zweite oben erwähnte Schriftstück heisst: 
Visitationsbuch de Anno 1553 
Die visitation belangend. 

Uf den tag der visitation soll eine kurze predig gehalten 
werden, wie vorhin breuchlich gewesen, darin zum beschlus 
der superintendens den pfarhern ermanen soll anzuzeigen, 
was er fur fehl und mangel an den underthanen und kirspels 
kindern hab, der 4 stuck halben, darum die visitation geschicht: 

1. Erstlich ob sie auch gottes wort, das heilig evangelion 
horen und fleissig zur kirchen gehen. 

2. Zum andern, ob sie auch die hochwirdigen sacrament 
nach christlicher insatzung niesen und gebrauchen. 

3. Zum dritten, ob sie auch einen erbaren wandel und zuch- 
tigs leben furen. 

4. Zum vierten, ob sie auch ire zins und renten geben, die 
pfarguter in gutem baw und besserung halten, die nicht verteilen, 
noch der pfar abhendig machen. 

Dessgleichen soll der superintendens des kirspels volk auch 
vermanen, anzuzeigen, bei irer selen seligkeit, was sie für mangel 
und fehl an irem pastor haben in diesen 4 stucken: 

1. Erstlich von der lahr, ob ir pastor auch die reine lahr 
der heiligen evangelii predige. 

2. Zum andern, ob er auch inen die sacrament nach christ- 
licher insatzung reiche. 

3. Zum dritten, ob er einen erbaren wandel, from unstref- 
lich leben fure und wol und ehrlich haushalte. 

4. Zum vierten, wie er die pfarguter halte, ob er die auch 
bessere, und nicht vergehen lasse. 

Nach gethaner predig, dieweil nach gottlicher schrift das 
weltlich schwert, dem gaistlichen die hand reichen soll und muess, 
soll der superintendens in beisein und gegenwertigkeit unsers 
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gnedigen herrn darzu verordneten bevelch haben, was er zuvor 
den pastor in der predig in gutem vermanet, jetz in specie wider 
allein furnemen und vermanen, inen des pfarrvolks halben be- 
fragen, wie sie sich in den vorangezeigten 4 stucken halten, und 
was also vor mangels befunden, sollen eigentlich ufgeschrieben, 
und an den wolgebornen unsern g. h. gebracht werden. Es soll 
auch dem pastor bevolen werden, das er die laster aus gott- 
lichem wort ernstlich strafe, die leut zur buss und besserung 
vermane. 

Nach diesem soll der superintendens die gemein auch fur 
sich forderen, sie um des pastors lehr und anderm nach aus- 
weisung der 4 stuck, so zuvor angezeigt fragen, und was er be- 
find ordentlich ufschreiben lassen, dasselbige in nachfolgender 
synode neben dismal kurzer correction anpringen, jetzgemelten 
pastor als dan unterweisen und strafen, es weren den offent- 
liche laster oder etwas wichtigs, soll solches wolgemeltem unserm 
gnedigen herren zuvor auch angezeigt und seiner gnaden bevelch 
darin entpfangen werden. | 

Von der visitation also gehalten, sol alsdan folgents durch 
die verordneten unsers gnedigen herren bevelhaber in beisein 
des superintendenten und des pfarrherr eines jeden orts, der 
rugezettel, wie der kurz halben in seine classes und gang ge- 
ordnet, eins nach dem andern, den underthanen vorgelesen und 
examiniert werden, was fur ubertretung und laster vorfallen und 
anbracht werden, sollen eigentlich ufgeschrieben und vor den 
wolgebornen unsern gnedigen herren gebracht werden. 

Es soll auch -ein jeder pastor, in seiner pfarr die sünde 
und laster, so furnemlich im schwang gehen, in seinen predigen 
mit dem wort gottes ernstlich strafen, und die kirspel kinder 
zur buss anhalten, wo aber halstarrige und mutwillige buben 
weren, die noch weltlicher noch geistlicher straf achten, gegen 
den soll hernachmals der superintendens und pfarher sich ires 
geistlichen amts nach gottes und unsers gnedigen herren bevelch 
zu geprauchen haben. 


Knodt, Die älteste evang. Kirchenordnung für Nassau, 1536. 951 


15. Der erste Superintendent war Erasmus Sarcarius, 1501 
in Annaberg geboren. Er hatte in Wittenberg und Leipzig stu- 
diert und dann in Lübeck gewirkt, von wo ihn Wilhelm der 
Reiche 1536 nach Siegen berief. 1538 machte er ihn zum Su- 
perintendenten, in demselben Jahre hielt S. schon Synoden ab, 
auch gebührt ihm die Ehre der Errichtung guter latein. Stadt- 
schulen in Siegen, Dillenburg und Herborn. 1541 zog ihn Wil- 
helm nach Dillenburg, wo er bis 1548 blieb. Später wirkte er 
in Leipzig, Eisleben und Magdeburg und starb 1559 ebenda. 
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II. Literaturübersicht'. 


Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines. 


13. Theologischer Jahresbericht*, her. v. Krüger und 
Köhler. Bd. 22. Berl. 1903 C. A. Schwetschke u. Sohn. 

Von dem verständnisvoll nach früherem System fortgeführten Un- 
ternehmen interessiert uns die soeben erschienene 6. Abteilung, in 
welcher Meydenbauer über die kirchenrechtlichen Erscheinungen des 
Jahres 1902 berichtet. Die Referate sind sachverständig und befrie- 
digend. Auffallend ist uns nur gewesen, dass eine nicht bloss für das 
Kirchenrecht, sondern für das gesamte evangelische Kirchenwesen so 
hochwichtige Publikation wie Sehlings Ausgabe der Kirchenordnungen 
des XVI. Jahrhunderts nur zitiert wird, während minderwertigen Pu- 
blikatynen wenigstens einige referierende oder kritische Notizen ge- 
widmet werden. Die Bemerkung über die von Heiner im Archiv für 
katholisches Kirchenrecht publizierten Materialien zum sog. Toleranz- 
antrag ist insofern unzutreffend, als hier keine dankenswerte Arbeits- 
leistung Heiners vorliegt, der lediglich die Beilagen zum Berichte der 
Reichstagskommission hat abdrucken lassen. E. Fr. 

14. Bibliographie der theologischen Literatur 
für das Jahr 1902*, bearb. von Baentsch, Beer, Christlieb, O. Clemen, 
Everling, Hering, Hoffmann, Issel, Knopf, Koehler, Krüger, Leh- 
mann, Lülmann, Meydenbauer, Meyer, Neuman, Preuschen, Smend, 
Spitta, Stuhlfauth, Titius, Weiss, Johs. Werner, und Totenschau zu- 
sammengrestellt von Nestle, her. v. Prof. Dr. G. Krüger und Lic. Dr. 
W. Köhler in Giessen. Sonderabdruck aus dem 22. Bande des theo- 
logischen Jahresberichtes. Schwetschke & Sohn, Berlin 03. 


ı Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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Wie schon früher, so hat auch diesmal wieder die Verlagsbuch- 
handlung einen Sonderabdruck aus dem theologischen Jahresbericht 
veranstaltet, der die gesamte tlieologische und auch die kirchenrecht- 
liche Literatur des Jahres 1902 zusammenstellt und nicht bloss Bücher, 
sondern auch Abhandlungen registriert. Das Unternehmen ist sehr 
dankenswert und leistet nicht nur dem Theologen, sondern jedem, der 
sich über den Gang der theologischen Literatur im Laufenden halten 
muss, erspriessliche Dienste. E. Fr. 

15. Pfimlin, D. Erzwingbarkeit des Rechts. A. f.k. KR. 84, 3. 

16. Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands. 1. Tl. (Bis zum 
Tode des Bonifatius.) 3. u. 4. (Doppel-)Aufl. Leipzig. 04. 

17. Blasel, D. kirchl. Zustände Italiens z. Zeit Gregors d. Gr. 
A.f.k. KR. 84, 83. 

18. Schnitzer*, Savonarola u. d. Feuerprobe. Eine quellen- 
kritische Untersuchung. München 04, Lentlher. (Veröflentlichungen a. 
d. kirchenhist. Seminar München. II. Reihe Nr. 10. — Quellen und 
Forschungen zur Gesch. Savonarolas II.) Mk. 3. 

Dieses Buch hat mit dem Kirchenrecht nichts zu tun. Aber es 
wird jeden Leser nicht nur wegen der guten Methode der Forschung 
interessieren, sondern auch weil es vortrefflich in den Geist des mit- 
telalterlichen politischen und kirchlichen Lebens einführt. Der Frei- 
mut des Verf. ist zu loben. Er scheut sich nicht, Alexander VI. als 
das zu charakterisieren, was er gewesen ist, zu zeigen, wie kirchliche 
Massnahmen getroffen und die höchsten kirchlichen Strafen vollstreckt 
wurden lediglich aus politischen Motiven, wie unter den kirchlichen 
Korporationen eine verderbliche Eifersucht verbrecherische Ziele ver- 
folgte oder wenigstens solchen dienstbar wurde. Wir stehen nicht an, 
zu den Ergebnissen des Verf. unsere Zustimmung auszusprechen. 


E. Fr. 


19. Wenck, Die Ertränkung eines päpstlichen Boten durch die 
von Löwenstein zu Fritzlar und Kardinal Anıbaldo-Ceccano, in Zeit- 
schrift des Vereins für Hessische Geschichte und Landeskunde. Neue 
Folge, 27. Bd. 

20. Bliemetzrieder, Z. Gesch. d. gross. abendländ. Kirchen- 
spaltung II. Stud. u. Mitt. a. d. Bened.-Orden 24. H. 4. 

2l. Schulte, Die Fugger in Rom 1495—1523. Mit Studien z. 
Gesch. d. kirchl. Finanzwesens jener Zeit. 1. 2. Leipz. 04, 

22. Nuntiaturberichte aus Deutschland nebst ergänzenden 
Aktenstücken. IL. Abt. 1560—72 her. v. d. hist. Kommiss. d. K. 
Akad. d. Wissensch. Bd. 3. Wien 04. 3. Nuntius Delfino 1502 bis 
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63. Im Auftr. d. hist. Kommiss. bearb. v. Steinherz. 

23. Schellhass, Akten z. Reformtätigkeit Felician Ninguar- 
das bes. in Bayern und Oesterreich während d. J. 1572—77. Rom 
1897—03. Aus Quellen u. Forschungen a. ital. Archiven. 

24. Cauchie et Macre*, Les instructions generales aux nonces 
des Pays-Bas Espagnols 1596—1635 (Extrait de la Revue d’hist. eccles. 
V. Nr. 1. Louvain 04.) 

Die beiden Verf. haben einen Recueil des instruct. generales aux non- 
ces de Flandre herausgegeben, welcher in den Publikationen der kgl. hist, 
Kommission Belgiens 1904 zu Brüssel erschienen ist. Die vorliegende 
Abhandlung unternimmt es, die Wichtigkeit der Publikation auch wei- 
teren Kreisen klarzulegen. Insofern diese allgemeine politische Ver- 
hältnisse betrifft, interessiert sie die J,eser unserer Zeitschrift weniger. 
Aber sie wirft namentlich auf das Verhältnis von Kirche und Staat 
helles Licht, und zeigt, wie auch im katholischen Belgien die Ansprüche 
der Kurie und die Forderungen des kanonischen Rechts unerfüllt 
blieben. E. Fr. 

25. P. Denifle an seine Kritiker:* Luther in rationa- 
listischer und christlicher Beleuchtung. Prinzipielle Auseinandersetzung 
mit A. Harnack und R. Seeberg von P. Heinrich Denifle 0. P. Mainz 
1904, Kirchheim u. Co. Mk. 1,20. 

Wir haben in dieser Zeitschr. das Hauptwerk des Verf. nicht zu 
erwähnen oder gar zu kritisieren gehabt, weil das Buch aus dem Kreise 
unserer Zeitschr. herausfällt, nicht kirchenrechtlichen, sondern aus- 
schliesslich theologischen Inhalts ist. Dasselbe ist der Fall betreffs 
der oben angegebenen kleineren Schrift desselben Verf. E. Fr. 

26. Gousset, le cardie. (fousset: sa vie, ses oeuvres, son in- 
fluence. Besanc. 03. 

27. H. Sommerfeldt, Konfessionelle und Verwaltungsstreitig- 
keiten im Bergischen, 1765 und 1777, in Archiv für Kulturgeschichte, 
2. Bd. 1. Heft. 


I. Lehr- und Handbücher. 


11. Sägmüller*, Lehrbuch des kathol. Kirchenrechts. Dritter 
(Schluss-)Teil. Die Verwaltung der Kirche. Freiburg i. Br. 04. Herder. 
Mk. 6. 

Mit dieser dritten Abteilung, die so stark ist wie die beiden vor- 
hergehenden zusammen, ist das Werk, dessen erste Abteilung 1900 er- 
schienen war, zum Abschluss gebracht. Dieses succesive Erscheinen der 
verschiedenen Abteilungen — die zweite ist 1902 herausgekommen — hat 
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einen gewissen Missstand im Gefolge gehabt, denn jede Abteilung kann 
natürlicherweise nur über den Stand der Literatur bis zum Erschei- 
nungsjahr Mitteilung machen; da der Verf. aber gerade auf seine Li- 
teraturangaben und mit Recht ein grosses Gewicht legt, so hätte er 
wohl gut getan, wenn er bei dem jetzt erschienenen dritten Teil in einem 
Nachtrage über die seit 1900 bezw. 1902 erschienene und doch nicht 
unbedeutsame Literatur eine Mitteilung gemacht hätte. Dies ist in- 
dessen. leider unterblieben. | 

Das IV. Buch behandelt zunächst die Verwaltung der potestas 
magisterii. Hier wird auch etwas kurz das Verhältnis der Kirche zur 
Schule behandelt, wobei der Verfasser den katholischen Standpunkt 
einnimmt, der Kirche ein göttliches und historisches Recht über die 
Schule zu vindizieren. Dass dieses System in Deutschland nicht aner- 
kannt ist und welches System die einzelnen Gesetzgebungen befolgen, 
hat der Verf. nicht angegeben. Es folgt dann die Verwaltung der 
potestas ordinis. Hier behandelt der Verf. im I. Kapitel die Sakra- 
mente mit Ausnahme der Ehe, die Sakramentalien und das Begräbnis. 
In Kapitel II das Eherecht. Systematisch richtiger wäre es wohl 
gewesen, die Sakramente hintereinander und dann erst die Sakramen- 
talien und das Begräbnis hinter der Ehe zu behandeln. Am Schlusse 
des Eherechts wird ein fragmentarischer Abriss des im BGB. normier- 
ten gegeben. Wenn der Verf. übrigens sagt, dass die bürgerlichen 
Rechtsfolgen einer kirchlichen Ehetrennung nicht mehr vom kirchlichen, 
sondern vom weltlichen Richter festzustellen sind, so übersieht er, dass 
eine kirchliche Ehetrennung bürgerliche Rechtsfolgen seit lange über- 
haupt nicht hatte. — Nachdem im Kap. III der Kultus behandelt ist, 
folgt im dritten Abschnitt die potestas iurisdietionis, und zwar syste- 
matisch richtig zunächst die Lehre von der kirchlichen Aufsicht, dann 
die von der kirchlichen Gerichtsbarkeit. Nach welchem Gesichts- 
punkt dann aber das Kapitel über die Orden und Kongregationen un- 
mittelbar folgt, ist mir nicht klar geworden. M. E. hätte diese Ma- 
terie in die zweite Abteilung gehört. Das kirchliche Vermögensrecht 
bildet den Schluss. Hier sei mir gestattet, ein Missverständnis des 
Verf. zu beseitigen. Er polemisiert S. 789 dagegen, dass ich in mei- 
nem Lehrbuche S. 558 den auf einem Konkordat beruhenden Verpflich- 
tungen des Staates als quasi — völkerrechtlichen, die gerichtliche 
Klagbarkeit abgesprochen habe. Dass aus völkerrechtlichen Verbind- 
lichkeiten keine gerichtlichen Klagen entstehen, ist von niemanden 
bestritten. Aber ich habe gerade im Gegensatz zu der mir imputier- 
ten, vom preussischen Ober-Tribunale vertretenen Meinung die An- 
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sicht vertreten, dass dieser Satz für die aus den Cirkumskriptions- 
bullen erwachsenen finanziellen Verpflichtungen des Staates nicht zu- 
treffe. Denn die Cirkumskriptionsbullen haben durch ihre Publi- 
kation im Gesetzblatt einen staatsgesetzlichen Charakter erhalten, und 
der Umstand, dass die Gesetzesbestimmung auf einem völkerrechtlichen 
Vertrage beruhe, falle nicht ins Gewicht. 

Im übrigen können wir über diese neueste Lieferung nur das- 
selbe günstige Urteil abgeben, welches wir in dieser Zeitschrift schon 
über die früheren Abteilungen ausgesprochen haben. Neben den an- 
dern katholischen Lehrbüchern des Kirchenrechts rangiert es in vor- 
derer Reihe. E. Fr. 

12. Hinschius, D.Kirchenrecht. Durchgesehen von Emil Seckel. 
Birckmeyer, Encyklop. 

13. Munerati, Elem. iuris eccles. publiei et privati. Turin 04. 

14. Geigel, Blätter für Kirchen-, Schul- und Stiftungsrecht. 
Strassb. Le Roux 1./2. 1904. 1 Mk. Bd. 1 Heft 1: $1. Stiftungs- und 
Staatsleistungen für Gottesdienst und Schulen in Preussen und bes. 
in Elsass-Lothr. $ 2. Fakultät und Thomasstift. $ 3. Landeskirchliche 
Umlagen in Elsass-Lothr. — Eine in Heften erscheinende Fortsetzung 
zu desselben Verf. Kirchen- und Stiftungsrecht. 


II. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


2. Friedberg, Die geltenden Verfassungsgesetze der ev. deut- 
schen Landeskirchen. 4. Ergänzungsband. Tüb. u. Leipzig 04. (Auch I 
Ergänzungsband d. deutschen Zeitschr. f. KR.) 

3. Crivelli u. Schultz, Verwaltungsordnung f. d. kirchl. 
Vermögen in den östl. Provinzen d. preuss. Landeskirche. Berl. 04. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


16. Harnack, Die Chronologie der Altchristlichen Literatur bis 
Eusebius. II. Band: Die Chronologie der Altchristlichen Literatur 
von Irenaeus bis Eusebius. Leipzig 04. 

17. Turmel, Etude sur la didache, Annales de la philos. chret. 
147, 281. 

18. Völter, Die apostolischen Väter, neu untersucht. I. Tl. 
Clemens, Hermas, Barnabas. Leiden (03). 


19. Bonwetsch, Drei georgisch erhaltene Schriften von Hippo- 


lytus. Leipzig 04. (Texte u. Unters. z. Gesch. d. altchristl. Lit. XI, 1 a). 
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20. Koch, D. pseudoignatian. Schriften. Theol. Qu.-Schr. 86, 208. 

21. Leipoldt, Saidische Auszüge aus d. VIII. Buche d. apo- 
stol. Konstitutionen (Leipzig 04.) Texte u. Untersuchungen z. Gesch. 
d. altchristl. Literatur XI, 1b.) 

22. Funk, D. arab. Didaskalia u. d. Konstitut. d. Apostel, Theol. 
Qu.-Schr. 86, 233. — Ueber die von Baumstark (Oriens christ. 3, 201) 
gefundene Handschrift. Funk rektifiziert seine früheren Mitteilungen 
dahin, dass er jetzt den koptischen Text für die Grundlage sowohl 
des arabischen wie des äthiopischen erklärt. 

23. Schulte, Marius Mercator u. Pseudo-Isidor. (Aus Sitzungs- 
Ber. d. K. Ak. d. Wiss. 03.) 

24. Sommer, Inhalt, Tendenz u. kirchenrechtl. Erfolg d. Pseudo- 
Isidor. Dekretalen-Sammlung. Deutsch.-Ev. Blätter 29, H. 2. 

25. Fournier, Ftudes sur les penitentiels; 5° article: Pöniten- 
tiel d’Arundel; le penit. du pseudo-Gregoire III; Le penit. romain 
d’Antoine Augustin; Conclusion generale. Rev. d’hist. et de literat. 
rel. 9, 97. 

26. Roman, Summa d’Huguccio sur le decret de Gratian. N. 
R. hist. 37, fasc. 6. 

27. Lettres communes des papes d’Avignon, analysees, d’apr&s 
les registres du Vatican, par les chapelains de Saint-Louis-des Fran- 
cais, & Rome. No. 2 bis: Benoit XII (1334—1342). Lettres commu- 
nes, analysees par J. M. Vidal. Fasc. 1. 2. (Bibliothöque des Ecoles 
frangaises d’Athönes et de Rome. 3. serie, 2 bis, 1. 2.) Paris, 04. 

28. Fabre, le liber censuum de l’egl. Rom. continue par Du- 
chesne. fasc. 4. Par. 03. 

29. Schmitz-Kallenberg*, Practica cancellariae ap. saec. 
XV. ineuntis. Ein Handbuch f. d. Verkehr m. d. päpstl. Kanzlei. Mit 
8 Tafeln Abbildungen. Münster, Coppenrath 04. 

Der Her. hat die jetzt von ihm herausgegebene Handschrift schon 
1. J. 1896 im Staatsarchiv zu Münster aufgefunden, dann aber den 
Gedanken einer Publikation aufgegeben, weil Haller i. J. 1898 in den 
Quellen und Forschungen aus italienischen Archiven die Practica ei- 
nes D. iuris Ditters aus einer römischen Handschrift veröffentlichte, 
die sich mit dem von ihm aufgefundenen Werke so erheblich deckt, dass 
dessen Publikation überflüssig erschien. Wenn er diese nun doch unter- 
nommen hat, so geschah dies einmal weil die Münstersche Handschrift ge- 
wiss um 30 Jahre älter ist als die römische, dann weil sie vollständiger 
ist — die Angaben über stilgerechte Abfassung der Suppliken, nament- 
lich aber über die Taxen und Gebühren fehlen in der römischen Hand- 
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schrift — und endlich weil die Quellen und Forschungen keine weite 
Verbreitung haben. Die Handschrift ist in zwei Absätzen geschrieben, 
der erste um 1493, der zweite um 1497. Ihr Verfasser beabsichtigte 
eine Anweisung für den Verkehr mit der römischen Kurie zu geben 
für solche Personen, die um Provision mit einem Beneficium oder um 
eine Expektanz nachsuchen wollen. Diesem Zwecke dienen auch die 
anscheinend heterogenen Bestandteile der Schrift, wie die Aufzählung 
der Kardinäle mit ihren Adressen, für den Fall, dass der Bittsteller 
sich einer einflussreichen Mittelsperson bedienen wollte, selbst die rö- 
mische Prozessionsordnung, welche doch eine kurze aber präzise 
Uebersicht über die römischen Beamtenkategorien gewährt. Der vom 
Her. gewählte Titel darf nicht irreleiten. Der Verf. will nicht wie 
die andern Schriften den römischen Kanzleibeamten Formeln zum Ge- 
brauche übermitteln, vielmehr umgekehrt denjenigen, welche sich an 
die Kanzlei wenden. Der Schreiber der Handschrift ist, wie der Her. 
treffend nachweist, nicht Autor des Werkes, wenn er auch die von ihm 
entnommenen Stücke ausgewählt und überarbeitet haben mag. Höchst 
wahrscheinlich haben er und Dittens eine gemeinsame Quelle benutzt. 
Der Her. druckt den Text der Vorlage mit einer zweckentsprechenden 
Aenderung in der Reihenfolge der einzelnen Stücke ab, selbstverständ- 
lich unter Korrektur der zahlreichen Fehler. Aber er unternimmt es 
auch, wesentlich aus dem Material des Münsterschen, ausnahmsweise 
auch aus dem des Berliner und Düsseldorfer Archivs, die Angaben des 
Buches durch zeitgenössische Beispiele zu belegen. Im Anlange 
teilt er dann aus einer Krakauer Handschrift ein Stück mit, welches 
über die Art informiert, wie ein provisus sich in den Besitz des be- 
neficium setzen musste, und endlich zwei Berichte eines römischen Pro- 
kurators an seinen Auftraggeber, welche die Schwierigkeiten schildern, 
die bei Ausführung solcher Aufträge in Rom zu überwinden waren. 
Der Her. ist an seine Ausgabe eigentlich vom Standpunkte des 
Diplomatikers herangegangen. Darum hat er auch sechs interessante 
Urkundenabbildungen seinem Buche beigegeben. Aber das Buch hat 
auch kirchenrechtliches Interesse und fällt damit in den Bereich dieser 
Zeitschrift. Das päpstliche Provisionswesen kann aus ihm vortrefflich 
erkannt werden. Der ungeheure Umfang, den es erreicht hatte, und 
der zur Bewältigung in Rom ein immenses Beamtenpersonal erforderte; 
weiter der Kostenpunkt, dessen Höhe wieder durch die Zahl der an 
der Erledigung der Gesuche beteiligten Beamten bedingt war. Die 
Ausstattung und die Reproduktion der Urkunden sind vortrefflich. 


E. Fr. 
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30. Holtkotte, Hugo Candidus, Freund und Gegner Gregors 
VII. Münster 03. Diss. 

3l. Knotte, Untersuch. z. Chronologie von Schriften d. Mino- 
riten am Hofe Ludwigs d. Bayern. (Wiesbaden 03. Diss.) 

32. Hilling, Felinus Sandeus, Auditor der Rota. A. f. k. 
K.R. 84, 94. 

33. Rösch, D. KR. im Zeitalter der Aufklärung. II. Der Jo- 
sephinismus. A. f. k. KR. 84, 56. 
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i den äldsta kyrkans organisation. I Apostlar. Lund 03. 

30. Giovanni (fra) da Capistrano, Jl matirio del principe 
degli apostoli rivendicato alla sua sede in sul Gianicolo: dissertazione 
critica. 2* ediz. con prefazione ed annotazioni di fra Bonaventura Lau- 
retti di Vallecorsa. Roma. 

3l. Dorsch, Z. Hierarchie des „Hirten“. Z. f. kath. Theol. 
1904, 250. 

32. Veldhuizen, De crisis in de gemeente van Korinthe op 
het einde der eerste eeuw. Th. Stud. 1904, 1. 

33. Jolyon, La fuite de la persecution pendant les trois pre- 
miers siecles du christianisme (64—323). Ce qu’en a pense Tertullien; 
ce qu’en a pens& l’Eglise. These. Lyon, 03. 

34. Kneller, Papst und Konzil im 1. Jahrtausend. III. 2. f. 
kath. Theol. 1904, 58. 

35. Pelle, le tribunal de la penitence. Devant la theologie et 
V’hist. Par. 03. 

36. Götter, Mitteil. u. Untersuchungen üb. das päpstl. Register- 
u. Kanzleiwesen im XIV. Jahrh. bes. unter Johann XXII. u. Bene- 
dikt XIL., Quell. u. Forschungen a. ital. Archiv. Bd. 6 H. 2. 

37. Pressac, la dignite archiepiscopale et l’autorit& metropoli- 
taine dans l’Egl. des Gaules et dans l’Egl. de France du IV® siecle au 
Conc. de Trente (1563) These. 

38. Bergerot, l’organisation et le regime interieur du chapitre 
de Remiremont du XIII® au XVIII: siecle. fin. Annales de ’Est 1903, 45. 

39. Adam, Un chapitre rural d’autrefois, d’apr&s les protocoles 
du chapitre du Haut-Haguenau (aus Revue cath. d’Alsace). Strass- 
burg 04. 

40. Wittichen, Z. Gesch. d. apostol. Vikariats d. Nordens zu 
Beginn des XVIII. Jahrh., Quellen u. Forsch. a. ital. Arch. 6. H. 2. 
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41. Brünneck, Beitr. z. Gesch. d. KR. in d. deutschen Ko- 
lonisationslanden, U. Z. Gesch. d. märk. Provinzialkirchenrechts. 1. 
Das Kirchenpatronat. 2. Die Verwaltung des Pfarr- und Kirchenguts. 
Berl. 04. 

42. F..Bahlow, Der Streit um das Patronat der St. Jakobi- 
und St. Nikolaikirche in Stettin, Balt. Stud. N. F. Bd. 7. 

43. Lacke, Ueber d. sakramentalen Charakter. Eine hist.-dog- 
mat. Abhandlung. Regensb. 

44. Koch, D. abendl. K. u. die Bussstationen, Theol. Qu.-Schr. 
86, 270. 

45. Daux, le cens pontifical dans l’egl. de France, R. des Quest. 
hist. 1904, 5. 

46. Lesquen et Mollat, Mesures fiscales exercees en Bre- 
tagne par les papes d’Avignon & l’Epoque du grand schisme d’Occident, 
Annales de Bretagne 18, 153. 

47. Jensen, the Denarius S. Petri in England, Transact. of the 
roy. hist. Society 15, 171. 

48. Colidonio, Delle antiche decime Valvensi. Sulmona 03. 

49. Scaduto, „Ius spolii* vige in Sicilia, Roma e sedi subur- 
bicarie? Torino 40. 

50. Likowski, Union de Y’Egl. greque.-ruthene en Pologne 
avec l’Egl. romaine, conclue & Brest en Lithuanie en 1596. Par. 03. 

51. At, Hist. d. droit canon gallican. (I. De l’organisation natio- 
nale du clerge& de France; II. Les remonstrances du clerge de Fr.; III. 
Curiosites liturgiques.) Par. 
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24. Gonzague, Separat. des eglises de l’etat, Etudes Francisc. 
10. Nr. 61. 
. 25. Schmidlin, D. kirchenpolit. Theorien d. XII. Jahrh., A. 
f. k. KR. 84, 39. 

26. Heiner, Ausschluss d. Geistl. von den polit. Wahlen. (An- 
trag d. Graf. v. Moy in d. I. bayer. Kammer), A. f. k. KR. 84, 107. 

27. Kolde, D. Staatsgedanke d. Reform. u. d. röm. K. Vortr. 
Leipzig 03. 

28. H. Krabbo, Die Versuche der Rabenberger zur Gründung 
einer Landeskirche in Oesterreich, Arch. f. österr. Gesch. 93. 1. H. 

29. König, Pius VII, die Säkularisation u. d. Reichskonkordat. 
Innsbr. 04. 
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30. Wittichen, Zu d. Verhandlungen Württembergs mit d. 
Kurie i. J. 1808, Quellen u. Forsch. a. ital. Archiv. 6, H. 2. 

31. Jauck, Ueb. strafrechtl. Schutz d. religiösen Empfindens, 
Z. f. ges. Strafrechtswissensch. 24, 349. 

32. Müller, D. Religionsverbrechen im Entwurfe zu einem 
schweizer. Strafgesetzbuche, Schweiz. Z. f. Strafr. 17, 10. 

33. Holder, D. neueren Forschungen z. Gesch. d. staatl. Amor- 
tisationsgesetzgebung, A. f. k. KR. 84, 22. 

34. Borries, D. Erwerbsbeschränkungen d. manus mortua in 
Preussen bis zur Durchführung d. Bestimmungen des BGB. Borna- 
Leipzig 04 (In.-Diss.) 

35. Collavet, De recours pour abus, envisage comme survi- 
vance de la justice retenue. Par. 03 thöse. 

36. Gagliani*, Rapporti fondamentali tra stato e chiesa nel 
Belgio e in Italia. Napoli 04. 

Die kleine Schrift gibt die Vorlesung wieder, mit welcher der 
Autor am 15. Januar 1904 seine Vorlesungen über Kirchenrecht an 
der Universität Neapel eröffnet hat. Seine Legitimation für das Thema 
hat er jüngst durch den ersten, auch in dieser Zeitschrift besprochenen 
Band seines Droit ecclesiastique belge erwiesen. Er vergleicht das 
belgische mit dem italienischen Recht, die zwar beide auf dem System 
der Trennung von Staat und Kirche beruhen, aber ich möchte sagen, 
quantitative Unterschiede aufweisen. Auf die unvermeidlichen Ge- 
fahren dieses Systems für den Staat macht er nachdrücklich aufmerk- 
sam und besonders auf die Nachteile der freien Schule. E. Fr. 
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15. Arthur, W., The Pope, the King, and the People. A Hi- 
story of the Movement to make the Pope Governor of the World by 
a Universal Reconstruction of Society from the issue of the Syllabus 
to the close of the Vatican Council. Edit. by W. Blair Neatly. Lon- 
don, 03. 

16. d’Avril, Protection des chretiens dans le Levant, R. d’hist. 
diplom. 12, 534. | 
17. Coviello, la massa commune ne’ capitoli cattedrali., Antol. 
giurid. 10, 1 (04). 

18. Roth,d. Verbreitung der Feuerbestattung insbes. in Deutschl., 
Annal. d. deutsch. Reichs 1904, 218. 
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19. Scaduto, Seminario ex-consorziale. — Distacco del patri- 
monio dei beneficii sempliei di altra diocesi. Napoli 03. (Estr. dalla 
Riv. pratica di dottrina e giurisprud. I. no. 18 u. 21.) 

20. Lampert*, z. rechtl. Behandlung des kirchl. Eigent. in d. 
Schweiz. Freib. 04. (Aus Monatsschr. f. christl. Sozialreform. 64 S.) 

Die kleine Schrift, welche sich kritisch-polemisch über die schwei- 
zerisch-kantonale Ordnung des kirchlichen Vermögensrechtes verbreitet, 
wird auch denjenigen von Interesse sein, welche den vom Verf. ver- 
tretenen Meinungen nicht beizupflichten vermögen. Denn der Verf. 
teilt vielfach schwer zugängliches partikulares Rechtsmaterial mit. 
Seiner Auffassung, dass, da die katholische Kirche als Eigentumssub- 
jekt die kirchliche Anstalt ansehe, auch die staatliche Gesetzgebung 
die Korporation nicht als solches aufstellen dürfe, können wir uns 
nicht anschliessen. Doch ist seine Position die orthodox-katholische, 
welche die Eigentumsfähigkeit der Kirche auf das göttliche Recht zu- 
rückführt und nicht auf eine Konzession seitens des Staates. Sein 
freilich nicht scharfes Plaidoyer für das Gesamteigentum der Kirche 
halten wir für verfehlt. Bei seiner Polemik gegen die Position, welche 
Schweizer Kantone betreffs der Altkatholiken eingenommen haben, 
übersieht er die Möglichkeit des Standpunktes, die Alt-Katholiken 
nicht als neu entstandene Sekte anzusehen, vielmehr als die katholische 
Kirche, und umgekehrt die Anhänger des Vaticanum als eine neue 
Rechtsgemeinschaft. 

Auch die Zulässigkeit des Amortisationsrechts kann m. E. nicht 
bestritten werden. Denn der Staat kann unstreitig dem Eigentums- 
erwerbe namentlich der juristischen Personen Schranken ziehen. — 
Uebrigens hat der Verf. sich in der Literatur gut umgetan und seine 
Polemik ist durchaus sachlich. E. Fr. 
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20. Hocart, le monachisme; ses origines paiennes; ses erreurs 
fondamentales; son influence nefaste sur la religion, la morale, la so- 
ciete. Par. 03. 

2l. Thopdschain, d. Anfänge d. armen. Mönchtums. Z. f£. 
K@Gesch. 25, 1. 

22. Graham, Gilbert of Sempringham aud the Gilbertines. Hi- 
story of the only English monastic order. Lond. 04. 

23. Goetz, d. Quellen z. Gesch. d. h. Franz v. Assisi. 7. £. 
KGesch. 25, 33. 
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24. Bullarium Franciscanum sive roman. pontifie. consti- 
ut., epist., diplomata tribus ordinibus Minorum, Clarissorum, Poeni- 
tentium a seraphico patriarcha s. Francisco institutis ab eor. originib. 
ad nostra usque tempora concessa. T. VII. Roman. pontif. vel. eo- 
rum, qui durante schismate occidentali in sua obedientia pro romanis 
pontificibus habebantur, scilic. Urbani VI, Bonifatii IX, Innocentii VII, 
Gregorii XII, Clementis VII, Benedicti XIII, Alexandri V, Joannis 
XXI, Martini II documenta iussu atque auspiciis rev. P. M. Lau- 
rentii Cavatelli de Signia .... a Conr. Eubel eiusd. ordin. alumno 
digesta. Romae 04. 

25. Deslandres, L’ordre des Trinitaires pour le rachat des 
captifs. Par. 1. 2. 

26. Astrain, Hist. de la Compania de Jesus en la Assistencia 
de Espana. T. 1. S. Ignacio de Loyola 1540—56. Madrid 1902. 

27. Rousseau, Expulsion des Jesuites en Espagne. Demarches 
de Charles III pour leur secularisation, R. des Quest. hist. 75, 113. 

28. Zamora, Las corporaciones religiosas en Filipinas. Valladolid. 

29. Boudinhon, Les congregations religieuses A voeux simples, 
Le Can. cont. 27, 212. 

30. Boudet, Documents inedits sur les recluseries au moyen 
äge. La recluserie du Pons-Sainte-Christine a St. Flour. (Extr. de 
la R. de la haute-Auvergne.) Aurillac 02. 

3l. M&enage, Loi du ler juillet 1901. Liquidation des biens 
des congregations dissoutes. Recueil de jurisprudence (Oct. 1901 — 
Oct. 1903). Paris 03. 

32. Löning, Die Rechtsstellung der Orden u. ordensähnl. Kon- 
gregationen d. kath. Kirche nach staatl. Recht. Denkschrift im amt- 
lichen Auftrage verfasst. T.1. als Handschrift gedruckt (abgeschlos- 
sen August 1903). Halle a/S. 1903. 
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8. Kahl, D. Zusammenschluss der deutschen ev. Landeskirchen 
auf d. protest. General-Syn. v. 1903. Deutsch-ev. Blätter 1904, 17. 

9. Benrath, D. engere Zusammenschluss d. au ev. Landes- 
kirchen. Deutsch-ev. Blätter 29, H. 4. 

10. Verhandlungen der V. ordentl. General-Syn. 
d.ev. Landeskirche Preussens eröffnet am 15. X. 1903, 
geschlossen am 4. XI. 1903. Her. v, d. Vorstande d. Gen.-Syn. Berl. 
04. 1. 2. 
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1l. Mulert*, D. Lehrverpflichtung in d. ev. Kirche Deutsch- 
lands. Zusammenstellung der Bestimmungen u. Formeln, die eine Ver- 
pflichtung der Geistlichen, theologischen Universitätslehrer und Reli- 
gionslehrer auf bekenntnismässige Lehre enthalten, nebst Mittei- 
lungen über die Lehrverpflichtung in d. deutschen ev. Kirche der 
Nachbarländer, besonders der Schweiz. J. C. B. Mohr, Tübingen u. 
Leipz. 1904. Mk. 1,60. 

Die Materie, über welche das vorliegende Buch orientiert, ist eine 
ungemein heikle und peinlichee Denn das Recht soll hier den Aus- 
gleich finden zwischen dem ev. Prinzipe der freien Schriftforschung 
und den Forderungen, welche eine kirchliche Organisation an ihre Or- 
gane dahin zu stellen hat, dass diese auf der Glaubensgrundlage der 
Organisation stehen. Bietet nun die evangelische Rechtsbildung über- 
haupt bis auf die neuere Zeit ein Bild der Lückenhaftigkeit und Ver- 
kümmerung, so kann man für die vorliegende Frage diese Lückenhaf- 
tigkeit wohl verstehen. Sie ist nicht eine zufällige, sondern eine be- 
wusste, weil der moderne Gesetzgeber Anstand nimmt, feste Rechtssätze 
da aufzustellen, wo in jedem einzelnen Falle die konkreten Verhält- 
nisse eine umsichtige Berücksichtigung erfordern. Darum enthalten so 
viele moderne Kirchengesetzgebungen den Satz, dass das Dogma von 
dem Bereiche der kirchlichen Gesetzgebung ausgeschlossen sei. Damit 
werden einerseits allerdings die alten Rechtsnormen aufrecht erhalten, 
aber doch nur in der Umformung, welche sie durch das Gewohnheits- 
recht erfahren haben, wie denn, dessen Macht, neue Rechtssätze auch 
für die Geltung der (rlaubens-Lehrsätze zu schaffen, durch die Ge- 
setzgebung nicht eingeengt ist und begrifflich nicht eingeengt werden 
kann. Aber andererseits kann doch auch die Gesetzgebung, auch wenn 
sie direkt sich von der Feststellung der Glaubenslehre selbst aus- 
schliesst, nicht davon Abstand nehmen, sie indirekt zu normieren. Und 
das ist der Fall bei Feststellung der Ordinationsformularien, der Agen- 
den, der Katechismen u. s. w. — Die schwierige Frage ist in der neue- 
ren Zeit vielfach literarisch behandelt worden, aber mehr de lege fe- 
renda als de lege lata; sie bildet daher einen Gegenstand der Erörte- 
rung der Tagespresse, sobald nur in irgend einem Falle der oben charak- 
terisierte Konflikt in die Erscheinung tritt. Alle diese Erörterungen 
laborieren aber an einem gemeinsamen Mangel: der Unkenntnis des 
geltenden gesetzlichen Rechts; diesem Mangel will das vorliegende 
Buch abhelfen und tut das in anerkennenswerter Weise. Mit grossem 
Fleisse hat sich der Verf. der Aufgabe unterzogen, die für jede deutsche 
ev. Landeskirche geltenden Normen zusammenzustellen, wobei die Rück- 
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ständigkeit der Gesetzgebung oft sehr schroff in die Erscheinung tritt. 
Wird doch in heutigen ev. Landeskirchen z. B. noch auf das Ephesi- 
num oder das Chalcedonense verpflichtet oder auf Schriften des XVI. 
Jahrh., die kaum einer von denjenigen, die sich auf sie verpflichten, 
überhaupt noch kennt. Im II., bei weitem kürzeren Abschnitte gibt 
der Verf. die geltenden Lehrverpflichtungen der theologischen Univer- 
sitätslehrer und die Verpflichtung der zum Lizentiaten oder Doktor 
der Theologie zu Promovierenden. Endlich werden im III. Abschnitte 
Mitteilungen gemacht über die Schweiz, Oesterreich-Ungarn und Russ- 
land. — Uebrigens beschränkt der Verf. sich nicht bloss auf den Ab- 
druck der einschlagenden Bestimmungen, sondern er erläutert sie auch 
und interpretiert sie. Das kleine Buch kann allen Interessenten des 
ev. Kirchenrechts bestens empfohlen werden. E. Fr. 

12. Hermelink*, Gesch. des allgemeinen Kirchenguts in Würt- 
temberg. Stuttg. 04. W. Kohlhammer. (Sonderabdruck aus d. Würt- 
temb. Jahrb. f. Statistik u. Landeskunde Jahrg. 1903.) 

Eine ebenso interessante wie tüchtige Arbeit. Nachdem sie eine 
Uebersicht über die vorreformatorischen Verhältnisse gegeben, stellt 
sie auf Grund des gesamten gedruckten und reichen ungedruckten Ma- 
teriales die Schaffung des allgemeinen württembergischen Kirchenver- 
mögens durch Herzog Christoph, sowie dessen Entwickelung und Ver- 
waltung dar. Ein weiterer Abschnitt, welcher die Bestrebungen, das 
1806 aufgehobene Kirchenvermögen wieder herzustellen, behandeln soll, 
steht noch aus. E. Fr. 

13. Hermelink, Zwei Aktenstücke über Behandlung d. Kirchen- 
güter in Württemb. z. Reformationszeit. Blätter f. Württemb. KGesch 
7, 172. 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


15. Oberhollabrunn (K. k. Gymn)): K. Hofbauer, Die 
„erste“ Christenverfolgung. Beiträge z. Kritik d. Tacitusstelle. (47 S.) 

16. Kalkoff, Zu Luthers römischem Prozess. Z. f. KGesch. 
25, 90. 

17. Boulenger, Les protestants A Nimes au temps de l’edit 
de Nantes. Par. 03. 
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24. Ruggiero, Studi papirologici sul matrimonio e sul divorzio 
nell’ Egitto greco-romano. Roma 03. 
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25. Rockwell, D. Doppelehe d. Landgraf. Philipps v. Hessen. 
Marb. 03. Diss. 

26. De Becker, De sponsalib. el matrimonio. Louvain. 

27. D’Arbois de Jubainville, Le mariage avec la soeur 
consanguine, N. R. histor. 28, 91. 

28. Olivi, Quelques reflexions sur les dernieres conventions de 
la Haye concernant le mariage et la tutelle, R. d. droit internat. 6, 41. 

29. Krueckemeyer, D. Mischehe in Theorie und Praxis 
speziell in Preussen. Hamm 04. 63 8. 

30. Peladan, Supplique A 8.S. le pape Pie X pour la reforme 
des canons en matiere de divorce, Mercure de France 1904, 5. 

3l. Goldmann, D.elterliche Heiratskonsens, Das Recht 1904, 131. 

32. Ebeling*, Ehescheidung, Eheschliessung und kirchliche Trau- 
ung. Nach der Schrift und der Gesetzgebung. Gütersloh, Bertels- 
mann 04. Mk. 1,50. | 

Die kleine Schrift, von einem Theologen verfasst, kann in evange- 
lischen kirchlichen Kreisen zur Orientierung und Berichtigung irriger 
Auffassungen dienen. Sie ist von einem gesunden Sinn getragen. Der 
erste Abschnitt erörtert die auf die Ehe und Ehescheidung bezüglichen 
Stellen der Schrift und stellt das Ergebnis fest, dass von einer allge- 
meinen Anerkennung der hier vermeintlich gefundenen Normen nicht 
geredet werden kann. Der zweite Teil weist in zutreffender Weise 
nach, welchen Standpunkt die evangelische Kirche dem staatlichen 
Eherechte gegenüber einzunehmen habe, wobei die Bestimmungen des 
hannöverischen und preussischen Trauungsgesetzes einer zutreffenden 
Kritik unterzogen werden. Dass dem Verf. bei der Darlegung der 
rechtlichen Verhältnisse manche Versehen untergelaufen sind, wollen 
wir ihm als Theologen nicht allzuhoch anrechnen, obgleich er sich 
durch eingehendere Benutzung der kirchenrechtlichen Literatur woh 
davor hätte bewahren können. So ist es (S. 39) nicht richtig, dass 
wegen Impotenz und Lebensnachstellung nach katholischen Kirchenrecht 
die separatio perpetua zulässig sei. Ganz falsch ist (S. 50), dass bei 
den relativen Ehescheidungsgründen des BGB. der Richter statt auf 
Scheidung auf zeitweilige Trennung von Tisch und Bett erkennen 
dürfe. Eine solche gibt es nach BGB. überhaupt nicht. Dem Verf. 
schwebt hier die Aufliebung der ehelichen Gemeinschaft vor, die er 
aber auch falsch auffasst. Die Bemerkungen (8. 56) über die Ge- 
schichte der Eheschliessung sind nicht zutreffend. Von einer mate- 
riellen Uebereinstimmung des altrömischen, kanonischen und germa- 
nischen Rechtes kann gar keine Rede sein. E. Fr. 
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33. Hahn, D. Ehescheidung u. d. Wiederverheiratung Geschie- 
dener, Mitt. d. ev. K. in Russl. 1903, 537. 

34. Biermann*, von Blume, Frommhold, Gareis, 
Niedner, Opet,Oertmann, Kommentar z. Bürgerl. Gesetzbuche. 
Das Familienrecht von Opet u. von Blume. II. Teil (Bürgerliche Ehe 
[Schluss] $$ 1430—1588) bearbeitet von Opet. Berlin, Heymann. 1904. 
4 Mk. 

Von dem Inhalte dieses Buches fällt der Kommentar zu & 1561 ff. 
in den Interessenkreis dieser Zeitschrift. Diese normieren das bürger- 
liche Ehescheidungsrecht. Das günstige Urteil, welches wir schon über 
den I. Teil des Buches ausgesprochen haben, trifft auch für diesen zu. 
Eine klare, präzise Darstellung, eine ausreichende Verwertung der 
Literatur und der freilich noch nicht sehr weitschichtigen Judikatur, 
ein festes juristisches Räsonnement. Diese Anerkennung schliesst frei- 
lich nicht aus, dass wir den Ausführungen des Verf. teilweise scharf 
entgegentreten müssen. Ob der Wahnsinn zu den absoluten oder den 
relativen Scheidegründen gezählt wird — wir tun das letztere —, trägt 
freilich praktisch wenig aus. Ganz abwegig erscheint uns aber die Auf- 
fassung des Verf. von der Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft, die 
er mit einem Reichsgerichtserkenntnis als eine bedingte Ehescheidung 
charakterisiert. Seine Theorie mit der scheidungsfeindlichen Tendenz 
des Gesetzgebers, seine Behauptung, dass dieser den Separierten die 
weitere Verheiratung vor der Ehescheidung verboten habe, nur um die 
Wiederherstellung des ehelichen Lebens zu erleichtern, sein Satz, dass 
getrennte Ehegatten sich mit einander verloben können, erscheinen uns 
alle gleichmässig unzutreffend, und die Deduktionen des Verf. veran- 
lassen uns nicht, auch nur ein Wort von dem zurückzunehmen, was 
wir über die betreffende Institution im Lehrbuch des Kirchenrechts 
gesagt haben. Wenn der Verf. richtig die Scheidung dahin definiert, 
dass ein bestehendes eheliches Verhältnis bei Lebzeiten der Ehegatten 
durch sie beseitigt werde, so erhellt doch deutlich, dass die „Aufhe- 
bung“ keine Scheidung sein kann, da sie die Ehe bestehen lässt. Wie 
könnte diese sonst noch angefochten oder für nichtig erklärt werden ? 
Wenn Verlöbnis der Vertrag ist, eine Ehe eingehen zu wollen, wie 
können Separierte, deren Ehe doch noch besteht, ein Verlöbnis ein- 
gehen? Sonst müssten doch auch Ehegatten, die sich faktisch getrennt 
haben und von denen der eine ein Recht hat, die eheliche Gemein- 
schaft zu meiden, ein Verlöbnis eingehen können. Und alle diese 
schiefen Konsequenzen werden nur gezogen, weil der Verf. den Fort- 
bestand der Ehe nicht anerkennt, und das tut er lediglich, um seine 
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III. Aktenstücke. 


Mitgeteilt von Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


13. Deer. Congr. dePropag. 21./1. 4. Die apostol. Präfektur 
von Benadir in Afrika wird errichtet und der Orden SSmae. Trini- 
tatis mit der Mission betraut. Acta S. Sed. 36, 481. 

14. Deer. Congr. Studiorum. 18./19. XII. 4. Die von der 
Congreg. Studiorum verliehenen Ehrendoktorate stehen den durch Prü- 
fung bei einer katholischen Universität erlangten rechtlich gleich. Acta 
S. Sed. 36, 509. 

15. Erklärung des Jesuitengenerals über die Maria- 
nischen Kongregationen. 13./4. 1904. Stenogr. Verhandl. d. Preuss. 
Herrenh. 04, 284. 

Seit dem Erlasse, durch welchen das Königlich Preussische Kul- 
tusministerium die Zulassung der Marianischen Kongregationen unter 
den katholischen Schülern der öffentlichen Lehranstalten verfügte, so- 
wie seit der erfolgten Aufhebung des $ 2 des Gesetzes gegen die Ge- 
sellschaft Jesu sind unaufhörlich und von allen Seiten Kundgebungen 
zur Oeffentlichkeit gelangt, in welchen die Marianischen Kongregationen 
als eine Gründung der Gesellschaft Jesu bezeichnet und dieselben als 
dem Jesuitenorden angegliedert und unter dessen Leitung stehend aus- 
gegeben wurden. 

Gegenüber diesen ganz haltlosen, unwahren und aufreizenden Behaup- 
tungen sehen wir uns zur folgenden öffentlichen Erklärung veranlasst: 
1. Der General der Gesellschaft Jesu hat nicht die Leitung der Ma- 

rianischen Kongregationen in den Händen. Es stehen dieselben 
tatsächlich gar nicht unter seiner Führung noch in irgend einer 
Weise unter der Leitung der Gesellschaft Jesu. 
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2. Die Errichtung der einzelnen Kongregationen ist Sache der ein- 
zelnen Diözesanbischöfe und unabhängig von der Zustimmung und 
Einwirkung des P. Generals der Jesuiten. 

3. Die Argregation der errichteten Kongregationen, die beim P. Ge- 
neral des Jesuitenordens nachzusuchen ist, besteht bloss in dem 
äussern Anschlusse an die Erzkongregation in Rom zum Zwecke, 
dass die neuerrichtete Kongregation der Ablässe und geistlichen 
Vorteile teilhaft werde, welche die Päpste ein für allemal der Erz- 
kongregation und den ihr angeschlossenen Kongregationen erteilt 
haben. Nicht der P. General gewährt diese Ablässe, sondern das 
Oberhaupt der katholischen Kirche. Der P. General ist hierbei 
nur mitwirkend als Werkzeug der Vermittlung und Verwendung 
und erhält durch diese Aggregation keinerlei Rechte der Aufsicht 
und Leitung über die einzelnen Kongregationen. Alles das ist 
Sache der Diözesanbischöfe. 

Dieses zur Steuer der Wahrheit und der Beruhigung der Gemüter. 
Rom, den 13. April 1904. 
L. Martin s. J. 
(General der Gesellschaft Jesu. 
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12. E. d. Preuss. O0.V.G.R. I. Sen. 17./2. 1903. Evangel. 
Kirchengemeinden. Feststellung ihrer rechtlichen 
Beziehungen. Nach den Grundsätzen des A.L.R. bedarf es zur 
Einrichtung oder Veränderung von Parochien eines staatlichen Hoheits- 
aktes; doch können konstitutive Anordnungen hierüber dadurch er- 
setzt werden, dass die zuständige Staatsbehörde tatsächlich zustande- 
gekommene Pfarrveränderungen, wenn auch nur stillschweigend aner- 
kennt. Das Eigentum am Kirchengebäude gehört nicht zu den be- 
griffsmässigen Voraussetzungen für das Bestehen einer Kirchengemeinde; 
entscheidend ist nur, dass die korporative Gesamtheit der Glaubens- 
genossen in einem räumlich begrenzten Bezirk ein dauerndes, unter 
dem Schutz der kirchlichen Oberen gestelltes, nicht aber nur ein klag- 
bares Privatrecht auf den Gebrauch der Kirche hat. 

(rastverhältnisse, im Gegensatze zu dauernden festen Einpfarrungs- 


verhältnissen haben die Vermutung gegen sich. 
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Nur mehrere, unter einem gemeinschaftlichen Pfarramte verbun- 
dene Kirchengemeinden (vereinigte Muttergemeinden, Mutter- und 
Tochtergemeinden) sowie zugeschlagene Gastgemeinden, dagegen nicht 
auch örtliche Gruppen von Eingepfarrten in einer einheitlichen Pa- 
rochie können je besondere Gemeindeorgane haben; klagend auftre- 
tende vermeintliche Mitglieder eines Gemeindekirchenrats, der in Wirk- 
lichkeit nicht besteht, sind für die Prozesskosten persönlich verhaftet. 

Errichtung evangelischer Pfarrämter und Entwicklung evangelischer 
Kirchengemeinden bei Durchführung der Reformation auf dem Boden 
älterer, kirchlicher, namentlich klösterlicher Organisationen im Gebiete 
des vormaligen Königreichs Hannover. 

(Kalenberger KO. v. 1569). Eutsch. d. k. preuss. O.L.Ger. 23, 
Nr. 30. S. 144. 

13. O.L.G. Stuttgart. Ferien-C.S. Beschluss v. 14./8. 1903. (B.G.B. 
8 1012). D. Rechtsprech. d. Oberlandesgerichte 8, 122. 

Erbbaurechte an Begräbnisstätten!. Im Grundbuch war eine 
Belastung eingetragen, wonach die Gemeinde A. für alle Zeiten den 
ihr vom Beschwerdeführer H. gescheukten Begräbnisplatz als solchen 
zu erhalten und für geordnete Einfriedigung, sowie dafür zu sorgen 
‚hatte, dass die besonders eingefriedigten Grabstätten der Familie H. 
niemals ausgegraben, sondern beim Benützen des Begräbnisplatzes je- 
desmal übergangen werden. Das Amts- und das Landgericht ordneten 
gemäss $ 54 Satz 1 Gr.B.O. die Löschuug dieser Eintragung an. Der 
weiteren Beschwerde wurde teilweise stattgegeben. Gründe: 

Die Beschwerde gegen eine Eintragung (worunter auch eine Lö- 
schung verstanden ist: Rsp. 1 8. 424) ist nach $ 71? Gr.B.O. zwar 
unzulässig, jedoch kann das Grundbuchamt angewiesen werden, nach 
S$ 54 einen Widerspruch einzutragen oder eine Löschung vorzunehmen. 
Vorliegend kann es sich, da Löschung einer Löschung nicht beantragt 
werden kann (a. O.), nur um Eintragung eines Widerspruchs handeln. 
Es darf angenommen werden, dass die Beschwerde, die keinen be- 
stimmten Antrag enthält, auf Eintragung eines solchen Widerspruchs 
gerichtet ist. 

Von den nach dem B.G.B. eintragungsfähigen dinglichen Rechten 


ı Vgl. Urteil des preuss. O.V.G. v. 27. Nov. 1902 (Entsch. desselben 
42 8. 37). 


Deutsche Zeitschr. f,. Kirchenrecht. XIV. 2. 18 
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können nur etwa in Betracht kommen: Grunddienstbarkeit, beschränkte 
persönliche Dienstbarkeit, Reallast und Erbbaurecht; soweit es sich 
nach dem der Eintragung zugrundeliegenden Vertrag um eine (ver- 
tragsmässige) Verfügungsbeschränkung der Gemeinde handelt, ist diese 
Beschränkung nach 8 137 nicht dinglich wirksam und daher nicht ein- 
tragungsfähig. Der von der Beschwerde angerufene & 892 bezieht 
sich nur auf gesetzliche Verfügungsbeschränkungen. Eine Grunddienst- 
barkeit im Sinne der $S 1018 ff. liegt nicht vor, weil es sich nicht um 
die Belastung eines Grundstücks zugunsten des jeweiligen Eigentümers 
eines anderen Grundstücks, und nicht um eine Belastung handelt, die 
für Benutzung eines Grundstücks des Berechtigten Vorteil bietet; eine 
beschränkte persönliche Dienstbarkeit im Sinn der 8$ 1090 ff. nicht, 
weil, wenn je von einer „Benutzung“ des Kirchhofs seitens des Be- 
rechtigten gesprochen werden könnte, diese Benutzung nicht auf die 
Person des Beschwerdeführers beschränkt sein sollte, eine beschränkte 
persönliche Dienstbarkeit aber nicht veräusserlich oder vererblich ist; 
eine Reallast im Sinne der SS 1105 ff. nicht, weil es sich nicht um 
„Entrechtung“ wiederkehrender Leistungen aus dem Grundstück han- 
delt. Dagegen ist noch nicht genügend aufgeklärt, ob es sich nicht, 
soweit die Gemeinde die Grabstätten der Familie H. nicht sollte zer- 
stören dürfen, um ein Erbbaurecht im Sinn des $ 1012 handelt. Zwar 
scheint die Fassung der Eintragung nicht darauf hinzuweisen, dass der 
Beschwerdeführer sich das veräusserliche oder vererbliche Recht sichern 
wollte, die in Rede stehenden unter und vielleicht auch auf der Ober- 
Bäche des Grundstücks befindlichen Grabstätten kraft eines dem Eigen- 
tum nahestehenden Rechts zu haben. Allein die Absicht der Betei- 
ligten ist augenscheinlich dahin gegangen, durch Einräumung eines 
dinglichen Rechts und eine entsprechende dingliche Belastung des 
Grundstücks für alle Zeit Sicherheit dagegen zu gewähren, dass die 
genannten Grabstätten zerstört werden und der Grund und Boden, 
worin und worauf sie sich befinden, in anderer Weise benützt werde; 
-war dieser Zweck nur durch Einräumuug eines Erbbaurechts zu er- 
reichen, so kann kaum ein Zweifel darüber sein, dass die Beteiligten 
die Bestellung eines solchen Rechts wollten, wenn auch die Fassung 
des Vertrags und der Eintragung dies ungenügend zum Ausdruck ge- 
bracht hat. Soweit Zweifel bestehen, wären die Beteiligten über den 
Sinn des Vertrags zu hören. Den aus $ 1017 vgl. mit $$ 873, 925 


Gerichtssprüche. 275 


sich ergebenden Formvorschriften ist genügt. 

Fraglich ist aber, ob die genannten Grabstätten als „Bauwerke“ 
im Sinn des $ 1012 B.G.B. anzusehen sind. Dies wäre zu verneinen, 
wenn es sich nur um Gräber im eigentlichen Sinn handeln würde, d.h. 
um nicht ausgemauerte Gruben, worin die Särge versenkt und die im 
Lauf der Zeit als solche verschwinden. Die Frage wäre dagegen zu 
bejahen, wenn sich auf den Grabstätten z. B. steinerne Grabdenkmäler 
(nicht blosse Holzkreuze) befinden sollten, wenn die Gräber nach Art 
von Gerüsten angelegt, vielleicht auch, wenn sie nur mit steinernen 
oder dgl. Einfriedigungen versehen sein sollten (vgl. Planck Anm. 3a 
zu & 1012). 

14. Kammergericht I. C.S. Beschl. v. 2./2. 1903. D. Rechtspre- 
chung d. Oberlandesgerichte 8, 123. 

Keine Eintragung auf dem Grundbuchblatt eines Kirch- 
hofs, dass die Evangelischen bestimmter Gemeinden nut- 
zungsberechtigt und unterhaltspflichtig sind. Die Begräbnis- 
plätze gehören, entsprechend der Regel des 8183 II 11 A.L.R., der Kir- 
chengemeinde und bilden nach 8 160 das. einen Teil des Kirchenvermögens. 
Die Mitglieder der Kirchengemeinde haben nach den $$ 108—110 das 
Recht, sich der Anstalten der Gemeinde zu ihren Religionshandlungen nach 
Massgabe der bei dieser Gemeinde eingeführten Ordnungen und Verfas- 
sungen zu bedienen, und die Pflicht, zur Unterhaltung der Kirchenanstal- 
ten nach diesen Verfassungen beizutragen. Das Gesetz spricht zwar von 
Kirchengesellschaften, aber darunter sind die lokalen, korporativ organi- 
sierten Kirchengemeinden zu verstehen (vgl. Entscheid. des R.G. 17 
S. 192). In Uebereinstimmung mit jenen Vorschriften verordnet & 761, 
dass die Unterhaltung der Begräbnisplätze eine gemeine Last ist und 
allen obliegt, „die an dem Kirchhofe teilzunehmen berechtigt sind 
(8 183 ff.)“. Nach $ 453 muss jeder Eingepfarrte der Regel nach in 
seiner Parochie begraben werden, und die $$ 188—190 bestimmen, 
dass ohne Erkenntnis des Staates niemandem das ehrliche Begräbnis 
auf dem öffentlichen Kirchhofe versagt werden soll, dass auch die im 
Staate aufgenommenen Kirchengesellschaften der verschiedenen Reli- 
gionsparteien einander wechselweise, in Ermangelung eigener Kirch- 
höfe, das Begräbnis nicht versagen dürfen und dass da, wo der Kirch- 
hof der Stadt- oder Dorfgemeinde gehört, jedes Mitglied derselben, 
ohne Unterschied der Religion, auch auf das Begräbnis daselbst An- 

18* 


274 Aktenstücke. 


spruch machen kann. Danach kann nicht bezweifelt werden, wenn dies 
auch das Gesetz nicht ausdrücklich ausspricht, dass jeder Eingepfarrte, 
als Mitglied der Kirchengemeinde, ein im öffentlichen Recht wurzeln- 
des, durch das B.G.B. nicht berührtes Recht auf die bestimmungs- 
mässige Benutzung des der (gemeinde gehörigen Begräbnisplatzes hat, 
wie er andererseits zu den Unterhaltungskosten beizutragen verbunden 
ist (Ausf.-G. z. B.G.B. Art. 89, vgl. Entsch. d. R.G. 12 S. 280; 
Gruchot 46 S. 1137; Rehbein B.G.B. 1 S. 50). 

Vorliegend soll dieses auf der Mitgliedschaft beruhende Begräb- 
nisrecht und die damit verbundene Beitragspflicht dahin geregelt wer- 
den, dass einzelne Kirchhöfe der Kirchengemeinde nicht von allen 
ihren Mitgliedern, sondern nur von örtlich bestimmten Klassen der- 
selben benutzt und dass dementsprechend die Beiträge zu den Unter- 
haltungskosten verteilt werden sollen. Eine solehe Ordnung des Be- 
gräbniswesens mag, wie das Landgericht annimmt, Gegenstand statu- 
tarischer Festsetzung sein können (Kirchengem.O. vom 10. September 
1873 88 46, 31 Nr. 11; Ges. vom 25. Mai 1874 Art. 5; vgl. Entsch. 
des R.G. 23 S. 26; Gruchot 46 S. 1138). Dadurch wird aber, was 
die Benutzungsbefugnis anbetrifft, kein dingliches Recht, insbesondere 
keine beschränkte persönliche Dienstbarkeit geschaffen. Das der Ge- 
meindemitgliedschaft entspringende Teilnahmerecht (vgl. II 6 8 72) be- 
gründet nicht eine unmittelbare Macht des einzelnen Gemeindemit- 
gliedes über den der Gemeinde gehörigen Begräbnisplatz oder einen 
‘Teil desselben, wie sie das Wesen der Dinglichkeit bildet (Motive 3 
S. 2), sondern nur einen von der Mitgliedschaft abhängigen Anspruch 
gegen die Gemeinde auf Gestattung der bestimmungsgemässen Be- 
nutzung ihres Friedhofs. Der Erwerb eines dinglichen Rechts zur Be- 
nutzung eines Platzes auf einer öffentlichen Begräbnisstätte ist zwar 
rechtlich möglich und kommt bei Grabstellen für einzelne Personen 
wie bei Familien- und Erbbegräbnissen vor (II 11 88 185, 461, 591; 
:E.G. z. B.G.B. Art. 133; vgl. Motive zum E.G. Art. 72 S. 196; 
Achilles, Prot. 6 8. 435 zu IV; Motive z. B.G.B. 2 S. 766 zu 12; 
-Entsch. des R.G. 8 S. 202, 12 S. 284; Gruchot 26 S. 1022 und 46 
'S. 1140). Er erfordert aber einen besondern privatrechtlichen Erwerbs- 
titel. Die blosse Mitgliedschaft an der Kirchengesellschaft, einer ju- 
ristischen Person des öffentlichen Rechts, erzeugt eine solche sachen- 
rechtliche Beziehung zum Kirchhofsgrundstück nicht. Ebensowenig 
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beschränkt jene Regelung die Kirchengemeinde in der Verfügung über 
die Friedhofsgrundstücke. Eine auf statutarische Festsetzung, also 
Rechtsgeschäft beruhende dingliche Verfügungsbeschränkung ist über- 
dies durch die Vorschrift des $ 137 B.G.B. ausgeschlossen. 

Ebensowenig bilden die Evangelischen der einzelnen politischen 
Gemeinden und Gutsbezirke eine juristische Person oder Personen- 
mehrheit, die unter ihrem Gesamtnamen Rechte erwerben kann (vgl. 
A.L.R. II 7 8 25; Entsch. des R.G. 17 S. 196). Eintragungen im 
Grundbuch können daher für sie nicht vorgenommen werden (vgl. 
Jahrbuch 24 S. 86). Das ausschliessliche Benutzungsrecht einzelner 
Klassen von Eingepfarrten ist deshalb nicht eintragungsfähig. 

Aber auch die mit der Benutzungsbefugnis verbundene Pflicht zur 
Leistung von Beiträgen zu den Unterhaltungskosten kann nicht ein- 
getragen werden. Auch hierbei handelt es sich weder um eine auf 
dem Kirchhofsgrundstück ruhende Last, noch um eine Verfügungsbe- 
schränkung oder um irgend ein anderes eintragungsfähiges Reclıtsver- 
hältnis. Selbst wenn jene Verpflichtung auf den Grundstücken haftete, 
wäre sie als öffentliche, gemeine Last, die bei der Zwangsversteigerung 
und der Zwangsverwaltung den Rechten an dem Grundstück im Range 
vorgeht, nämlich als eine aus dem Kirchenverband entspringende 
Leistungspflicht von der Eintragung in das Grundbuch ausgeschlossen 
(A.L.R. II 11 8 761; Ausf.-G. zur Gr.B.O. Art. 11, zum Zw.V.G. 
Artt. 1°”, 7°). 

In Frage kommen könnte dagegen die Anwendung des $ 4? Ausf.- 
Verf. vom 20. November 1899. Danach kann bei Eintragungen für 
Juristische Personen des öffentlichen Rechts auf Antrag des Berech- 
tigten u. a. die Zweckbestimmung des Grundstücks oder des einge- 
tragenen Rechts durch einen dem Namen des Berechtigten in Klam- 
mern beizufügenden Zusatz bezeichnet werden. Auf Antrag der Kir- 
chengemeinde würde also zur Kenntlichmachung der Grundstücke als 
Lokalkirchhöfe für bestimmte Ortsgemeinden in Abt. I Sp. 1 der An- 
gabe des Eigentümers beigefügt werden können: „Begräbnisplatz für 
die Evangelischen der Gemeinden ....).“ Da aber eine solche Ein- 
tragung nicht beantragt ist, war die weitere Beschwerde als unbe- 
gründet zurückzuweisen !. 


1 Eigentumserwerb durch Anlegung eines Begräbnisplatzes: Jahrbuch 
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15. E. d. O0.L.G. Hamburg. I. C.-S. 12./12. 03. D. Rechtspre- 
chung d. Oberlandesgerichte 8, 328. 

Verlöbnis Minderjähriger. B.G.B. 88 1298, 107. Das Verlöbnis 
ist als ein familienrechtliches Vertragsverhältnis aufzufassen, aus dem 
zwar nach $ 1297 nicht auf Eingehung der Ehe geklagt werden kann, 
das aber mit vermögensrechtlichen Wirkungen der $$ 1298—1302 ver- 
bunden ist. In Anbetracht dieser Wirkungen, die in Verpflichtungen 
des einen Verlobten dem andern gegenüber zum Schadensersatze oder 
zur Herausgabe von Geschenken bestehen, liegt kein Grund vor, die 
Verlöbniserklärungen Minderjähriger von den allgemeinen Bestimmungen 
über die Geschäftsfähigkeit, speziell der 88 107, 108 B.G.B. auszu- 
nehmen, wie sie denn auch im Gesetze nicht davon ausgenommen wor- 
den sind. Danach hängt die Wirksamkeit eines vom Minderjährigen 
geschlossenen Verlöbnisses von der Genehmigung seines gesetzlichen 
Vertreters ab. Allerdings wird im $ 1303 für die Eheschliessung 
ausdrücklich als Erfordernis, dass der Mann nicht vor dem Eintritt 
der Volljährigkeit heiraten dürfe, hingestellt und folgt aus dem Fehlen 
einer gleichen Bestimmung für das Verlöbnis, dass das Verlöbnis 
schon vor Eintritt der Volljährigkeit gültig geschlossen werden könne. 
Aber dadurch wird nichts an dem Rechtssatze geändert, dass ein gül- 
tiges Verlöbnis Minderjähriger eben nur mit Genehmigung der gesetz- 
lichen Vertreter geschlossen werden kann. Die Konsequenz dieses 
Rechtssatzes, dass Personen von 19 und 20 Jahren vom Verlöbnis zu- 
rücktreten können, ohne irgendwelche vermögensrechtliche Nachteile 
zu erfahren, berechtigt den Richter ebensowenig, die gesetzliche Zeit- 
grenze für die Verpflichtungsfähigkeit Minderjähriger nach seinem Er- 
messen herabzusetzen, wie dies bei gleichen Konsequenzen auf anderen 
Gebieten des Rechtslebens der Fall sein würde. Die Behauptung end- 
lich, Beklagter habe nach erreichter Volljährigkeit durch eine der 
Mutter der Klägerin gegenübeg abgegebene Erklärung das Verlöbnis 
nachträglich genehmigt, ist unerheblich, weil die (fenehmigung, von 
der im & 1083 die Rede ist, nur der empfangsberechtigten Person, 
hier also dem gesetzlichen Vertreter der Klägerin gegenüber rechts- 
wirksam hätte abgegeben werden können. 


24 S. 297, Rsp. 2 S. 513 Nr. 5. — Die Kirchengemeinde mit Ausschluss 
eines zu ihr gehörenden Dorfes kann Eigentümerin des Kirchhofes sein: 
Urteil des R.G. v. 6. Mai 1895 (IV 399/94). 
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16. E. d. O.L.G. Stuttgart, I. C.-S. 26./2. 03. D. Rechtsprechung 
d. Oberlandesgerichte 8, 329. 

Entgangener Gewinn bei Verlöbnisbruch. B.G.B. 8 1298. 
Nach $& 1298 begründet der Verlöbnisbruch nur einen beschräukten An- 
spruch auf Schadensersatz, unter keinen Umständen einen Anspruch auf 
das Erfüllungsinteresse, d. h. auf Gewährung desjenigen, was der Verlobte 
gehabt hätte, wenn es zur Eheschliessung gekommen wäre, vielmehr 
nur einen Anspruch auf gewisse Arten des negativen Interesses, d.h. 
auf dasjenige, was der Verlobte gehabt hätte, wenn das Verlöbnis nicht 
eingetreten wäre (vgl. Prot. 4 S.4; Denkschrift S. 167; Dernburg, 
Familienrecht $ 8°). Der Kläger behauptet, wenn die Beklagte nicht 
zurückgetreten wäre, hätte er aus ihrem eingebrachten Gut 3000 Mk. 
zur Bezahlung eines Teiles des Kaufpreises für die in Erwartung der 
Eheschliessung gekaufte Wirtschaft verwenden können und nicht nötig 
gehabt, die Schuld bei einem Dritten aufzunehmen und zu verzinsen. 
Er will also dadurch Schaden erlitten haben, dass ihm der erwartete 
Vorteil entgangen sei, das eingebrachte Gut der Beklagten zum Er- 
werb seiner Wirtschaft verwenden zu können. Nun ist zwar keines- 
wegs ausgeschlossen, dass auch entgangener Gewinn gemäss $ 252 bei 
dem Verlöbnisbruch zu erstatten sein kann. Dies ist dann der Fall, 
wenn ein Verlobter in Erwartung der Ehe sein Vermögen oder seine 
Erwerbsstellung berührende Massnahmen getroffen hat, durch welche 
ihm Gewinn entgangen ist. Allein der erwartete Gewinn aus dem 
Vermögen der Beklagten ist dem Kläger nicht durch eine von ihm 
getroffene Massnahme, sondern dadurch entgangen, dass die Beklagte 
zurückgetreten ist. Für die Entziehung eines Gewinnes, welchen der 
andere Verlobte durch die Eingehung der Ehe erlangt hätte, kann 
aber ein Verlobter deshalb nicht haftbar gemacht werden, weil Ver- 
löbnisbruch keinen Anspruch auf das Erfüllungsinteresse gewährt. 
Denjenigen Schaden also, den der Kläger dadurch erlitten hat, dass 
er bei einem Dritten ein verzinsliches Darlehn aufgenommen hat, kann 
er angesichts der einschränkenden Rechtsgrundsätze über den Scha- 
densersatzanspruch beim Verlöbnisbruch nicht ersetzt verlangen. Aus 
denselben Gründen kann er auch dafür keinen Ersatz verlangen, dass 
ihm durch den Bruch des Verlöbnisses der Vorteil entging, den Un- 
terhalt des von ihm mit der Beklagten gezeugten unehelichen Kindes 
in der Ehe billiger bestreiten zu können, Weiter verlangt der Kläger 
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Ersatz der Kosten des Kaufs der Wirtschaft. Die Aufwendung dieser 
Kosten allein rechtfertigt aber noch nicht die Annahme, dass er einen 
Schaden in dieser Höhe erlitten habe; erst dann könnte von einer 
Schädigung die Rede sein, wenn diese Aufwendungen vergeblich gemacht, 
die Verbindlichkeit ohne Gegenwert eingegangen wäre... Endlich 
ist wohl denkbar, dass der Kläger, wenn er in Erwartung der Ehe 
die Wirtschaft ohne genügendes Betriebskapital erworben hat, in Ge- 
fahr gekommen ist, schlecht zu wirtschaften und schliesslich in Kon- 
kurs zu geraten. Wäre dies bewiesen, so hätte der Kläger dadurch 
Schaden erlitten, dass er durch die sein Vermögen und seine Erwerbs- 
stellung berührende Massnahme des Kaufes der Wirtschaft in die Ge- 
fahr des Vermögenszerfalles gebracht wäre, und es wäre ein solcher 
Schaden von der Beklagten zu ersetzen... 

17. E. d. O0.1.G. Hamburg, I. C.-S. 30./1. 04. (B.G.B. $ 1300). 
D. Rechtsprechung d. Oberlandesgerichte 8, 330. 

Der ganz allgemein zugeschobene Eid, dass die Verlobte 
sich schon einem anderen Manne preisgegeben habe, ist zu- 
lässig. Der $ 1300 macht den Anspruch auf Entschädigung davon ab- 
hängig, dass die Verlobte, als sie ihrem Verlobten die Beiwohnung gestat- 
tete, die Eigenschaft der Unbescholtenheit besass ; diese Eigenschaft be- 
sitzt aber ein Mädchen nicht mehr, wenn sie sich schon einem Manne zum 
ausserehelichen Beischlaf preisgegeben hat. Den Beweis dafür, dass sie 
unbescholten gewesen sei, braucht die Verlobte nicht zu bringen, viel- 
mehr hat der Verlobte, welcher einredeweise das Gegenteil behauptet, 
solches zu erweisen. Dazu genügt aber, wenn dargetan wird, dass die 
Verlobte sich schon früher einem Manne preisgegeben habe, und es 
ist one Bedeutung, zu welcher Zeit, unter welchen Umständen solches 
geschehen ist, oder mit wem der geschlechtliche Verkehr stattgefunden 
hat. Es kommt nicht auf eine bestimmte Handlung an, sondern dar- 
auf, ob die Verlobte zu dem Zeitpunkte, als sie ihrem Verlobten den 
Beischlaf gestattete, noch die Eigenschaft der Unbescholtenheit besass. 
Das ist aber ein Tatbestand, über dessen Vorhandensein oder Nicht- 
vorhandensein die Verlobte, der der Einwand entgegengestellt wird, sie 
sei nicht mehr unbescholten gewesen, nicht im Zweifel sein kann, und 
es ist daher nicht zutreffend, wenn das Landgericht die ganz allge- 
mein gehaltene Beschuldigung nicht für „ein der Beweisführung durch 
Eideszuschiebung angemessenes Substrat“ erachtet. Bei Eheschei- 
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dungsprozessen haben zwar die Gerichte mehrfach erkannt, mit der 
nicht näher substanziierten Behauptung, dass der andere Ehegatte sich 
des Ehebruchs schuldig gemacht habe, könne der Ehegatte nicht ge- 
hört werden. Aber in derartigen Fällen ist die Rechtslage auch eine 
andere. Dem Ehegatten wird eine bestimmte Handlung vorgeworfen, 
durch die er die ihm durch die Ehe auferlegten Pflichten verletzt 
haben soll, und für die Rechtsfolgen, welche sich an eine solche Hand- 
lung knüpfen, kann von Bedeutung sein, zu welcher Zeit und unter 
‘welchen Umständen sich die Handlung vollzogen hat.... Die C.P.O. 
gibt endlich dem Richter nicht die Befugnis, von der Auferlegung 
eines zugeschobenen Eides abzusehen, weil er die Eideszuschiebung 
für „vexatorisch“ erachtet, wie es in einzelnen Rechtsgebieten zulässig 
ist. Nach der C.P.O. ist die Eideszuschiebung als Beweismittel nur 
unstatthaft, wenn das Gegenteil der Behauptung als erwiesen anzu- 
sehen ist. 

18. Beschl. d. Kammergerichts, III. C.-S. 9./2. 04. B.G.B. $ 13601. 
C.P.O. 8 627.) Die Rechtsprechung d. Oberlandesgerichte 8, 331/332. 

Die Beschwerdeführerin hatte eine einstweilige Verfügung be- 
antragt, dass sie getrennt leben und den aus der Ehe hervorgegange- 
nen Knaben in ihrer Erziehung behalten dürfe, und dass ihr von ihrem 
Ehemanne 200 Mark monatlich im voraus zu zahlen seien. Zur Be- 
gründung hatte sie behauptet, dass ihr Mann Ehebruch treibe und sie 
misshandle; ein Verfahren auf Scheidung sei nicht eingeleitet, da sie 
nicht geschieden werden, sondern nur getrennt leben wolle; ehe sie 
jedoch wegen ihres Unterhaltsanspruches sichergestellt sei, könne sie 
die Trennung nicht ausführen, weil sie vermögenslos sei. Der Antrag 
ist unbegründet. Mangels Einleitung des Scheidungsverfahrens fehlt 
es an der Voraussetzung, unter der allein das Prozessgericht befugt 
ist, die Anordnung bezüglich des Getrenntlebens und der Person des 
Kindes gemäss $ 627 C.P.O. im Wege der einstweiligen Verfügung 
zu treffen. Aus $ 940 kann auch hinsichtlich des Unterhalts die be- 
gehrte Verfügung nicht erlassen werden. Denn solange die Ehegatten 
in ehelicher Gemeinschaft leben, und der Mann der Frau den Unter- 
halt gemäss $ 13603 in der durch die eheliche Lebensgemeinschaft ge- 
botenen Weise gewährt, fehlt ihrem Anspruch die gesetzliche Grund- 
lage. Erst wenn sich die Beschwerdefühererin getrennt hat, wozu sie 
gemäss $ 1353? berechtigt ist, falls ihre Angaben wahr sind, in wel- 
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chem Falle ihr dann die Gewährung des Unterhalts in Gestalt einer 
(eldrente nach $ 1361 zusteht, gelangt das Rechtsverhältnis, welches 
die Grundlage der Unterhaltspflicht ausser dem Hause bildet, über- 
haupt zur Entstehung. Davon kann freilich eine Ausnahme 
eintreten, wenn das Gericht das Getrenntleben — abgesehen von 
den sonstigen Voraussetzungen — gestattet. Diese ausserordent- 
liche Befugnis steht aber dem Gericht eben nur im Falle des $ 627 
C.P.O. zu. 

Die Beschwerdeführerin verlangt auch im Grunde gar nicht die 
Regelung eines nur „einstweiligen“ Zustandes. Wenn sie auch 
Trennung und Unterhalt „eventuell“ nur für ein Jahr beansprucht, so 
lässt die ganze Sachlage doch keineswegs verkennen, dass deren end- 
gültige Regelung in der einen oder anderen Weise überhaupt beab- 
sichtigt ist; $ 940 C.P.O. greift aber nur Platz, wenn ein gewisser 
Zustand bis zur endgültigen Entscheidung über das ihn betreffende 
streitige Rechtsverhältnis geregelt werden soll. Lebte die Beschwerde- 
führerin schon getrennt, so könnte sie auf Gewährung der Geldrente 
klagen und bis zur Entscheidung hierüber im Wege der einstweiligen 
Verfügung auch schon vor Anstellung der Klage geschützt werden. 
Vor der Trennung und der Unterhaltsverweigerung fehlen aber die 
Voraussetzungen des Klagerechts selbst noch vollständig. Hieran 
kann auch die Behauptung nichts ändern, dass die Ehewohnung ge- 
kündigt und der Mann nicht um Beschaffung einer anderen bemüht sei. 

19. E. d. 0.L.G. Braunschweig, I. O.-S. 24./4. 03. Seuffert, Arch. 
59, 282 Nr. 160. 

Darf auf die Klage unbedingt, auf die Widerklage be- 
dingt auf Ehescheidung erkannt werden? Schuldfrage. Vgl. 
Bd. 56 Nr. 210; auch Bd. 50 Nr. 93. 175. B.G.B. 8 1574. „Der Vorderrich- 
ter hat auf die auf grund des $ 1568 B.G.B. erhobene Klage die Scheidung 
der Ehe ausgesprochen und zur Widerklage des Beklagten wegen Ehe- 
bruchs der Klägerin von der Leistung des dem Beklagten auferlegten 
Eides nur die Entscheidung darüber, ob auch Klägerin an der Ehe- 
scheidung schuldig sei, abhängig gemacht. Er wird dabei von 
der Erwägung geleitet worden sein, dass der Scheidungsanspruch 
des Widerklägers sich dadurch erledigt, dass bereits auf die Klage die 
Ehescheidung ausgesprochen ist. Das ist allerdings die Folge dieses 
Ausspruchs. Die Abnahme des vorgeschriebenen Eides hat zur Vor- 
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aussetzung, dass die denselben anordnende Entscheidung die Rechts- 
kraft erlangt. Sobald diese Voraussetzung eintritt, beschreitet auch 
der unbedingte Ausspruch der Ehescheidung — falls er nicht im Wege 
der Berufung beseitigt wird — die Rechtskraft; die nunmehr geschie- 
dene Ehe kann auf Läuterungsurteil auf die Widerklage nicht noch- 
mals geschieden werden. Aber auch schon vor der Rechtskraft des 
von ihm erlassenen Urteils ist der Richter an den in demselben ent- 
haltenen Scheidungsausspruch gebunden (C.P.O., 8 318) und schon des- 
halb nicht in der Lage, über den Scheidungsanspruch des Widerklägers 
noch eine — durch Eid bedingte — Entscheidung zu verheissen. Durch 
das vom Vorderrichter beobachtete Verfahren wird nun aber das Recht 
des Beklagten auf Durchführung der von ihm erhobenen Widerklage 
nicht minder geschmälert, als wenn über die Klage durch Teilurteil 
entschieden wird. Und wenn ein solches Teilurteil für unzulässig zu 
erachten ist, weil es dem Scheidungsanspruche der andern Partei vor- 
greift!, so ist es nur folgerichtig, dass wenn die Entscheidung über 
den Scheidungsanspruch der einen Partei von einem Eide abhängig zu 
machen ist, über den gleichfalls auf Scheidung gerichteten Anspruch 
der andern Partei nicht unbedingt erkannt werden darf. Zwar 
hat das Reichsgericht a. a. O. es dahingestellt gelassen, ob der eine 
Scheidungsanspruch ohne den andern abgeurteilt werden darf, wenn 
nach dem massgebenden Ehescheidungsrechte die Schuldfrage einen 
besonderen Gegenstand der richterlichen Entscheidung bildet. Vom 
Standpunkte des B.G.B. macht das jedoch keinen Unterschied. Nach 
S 1574 Abs. 1 und 2 hat der Schuldausspruch zur Voraussetzung, dass 
die Ehe aus einem der in $$ 1565—1568 bestimmten Gründe geschie- 
den wird, und gilt dies auch, wenn Klage und Widerklage erhoben 
sind. Wird nun dem Scheidungsanspruche der einen Partei durch Teil- 
urteil oder unbedingte Entscheidung entsprochen, so wird damit nicht 
nur das Scheidungsbegehren der andern Partei gegenstandslos, son- 
dern es kann die erstere auch nicht mehr schuldig erklärt werden, 
weil die Voraussetzung eines solchen Anspruchs — Scheidung der Ehe 
aus einem dieser Partei zur J.ast fallenden Grunde — sich nicht ver- 


i Entsch. d. R.G. Bd. 45 S. 400 ff.; Seuffert Archiv Bd. 56 Nr. 210; 
Rechtspr. der O.L.G. Bd. 4 S. 92; Gaupp-Stein C.P.O. $ 615 Ann. I], 
auch Petersen-Anger $ 615 Anm. 7. 
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wirklichen lässt !, 

Auf den ersten Blick erscheint es allerdings befremdlich, dass auf 
einen für begründet und liquid erachteten Scheidungsanspruch die 
Scheidung der Ehe nicht unbedingt ausgesprochen, obwohl sie für je- 
den Fall — ein den Anspruch der andern Partei betreffender Eid mag 
geleistet oder verweigert werden — verheissen wird. Indes auch hier- 
für bietet der enge Zusammenhang zwischen Scheidung und Schuld- 
frage eine befriedigende Erklärung. Es ist, wenn auch nicht geradezu 
unzulässig, so doch bedenklich, den einen Ehegatten für schuldig zu 
erklären, wenn rücksichtlich des andern die Schuldfrage noch nicht 
unbedingt entschieden werden kann. Ein so vorab erfolgender Aus- 
spruch gibt keine klare Masse für seine Wirkungen; denn diese sind 
unterschiedlich geregelt, je nachdem der eine Gatte allein oder auch 
der andere für schuldig erklärt wird ?. 

Die rechtliche Bedeutung eines einseitigen Schuldausspruchs hängt 
also davon ab, wie die Entscheidung über die Schuldfrage bei dem 
andern Ehegatten ausfällt. Insofern hat ein solcher Ausspruch, ob- 
schon er unbedingt lautet, doch in Wahrheit einen bedingten Charak- 
ter. Es erscheint daher korrekt, wenn dies auch im Urteil dadurch 
zum Ausdruck gebracht wird, dass es von dem Ausfall des Eidesbe- 
weises abhängig gemacht wird, ob eine Partei oder ob beide Parteien 
für schuldig zu erklären sind. Wird aber über die Schuldfrage in 
dieser Weise bedingt erkannt, so ist auch der von derselben nicht zu 
trennende Scheidungsanspruch ebenmässig zu behandeln, mithin die 
Scheidung je nach dem Ergebnis des Eidesbeweises auf ein- oder beider- 
seitigen Parteiantrag auszusprechen. Von einem derartigen Urteil lässt 
sich nicht behaupten, dass es in Wahrheit die Scheidung bereits un- 
bedingt ausspreche. Eine solche Auffassung ist von den vereinigten 
Civilsenaten des Reichsgerichts verworfen worden (Entsch. Bd. 48 S. 426). 
Freilich will diese Entscheidung nach einer beiläufigen Bemerkung ein 
derartiges Urteil „einem wirklichen bedingten Endurteil“ nicht gleich- 
achten. Dagegen dürfte jedoch zu sagen sein, dass es — selbst ab- 
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ıGauppa a. O0. 8615 Anm. Il. II; Petersen a.a0. 8 615 
Annı. 6; Rechtspr. der O.L.G. Bd. 2 S. 327; Entsch. des R.G. Bd. 49 S. 168 ff‘, 
auch Bd. 33 S. 203 (in Seuffert Arch. Bd. 50 Nr. 93); Jur. Wochenschr. 
1896 S. 211 Nr. 49. 

® B.G.B. $$ 1577 Abs. 3, 1578. 1579. 1584. 1635. 1636. 1478. 1549. 
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gesehen von der Schuldfrage — rechtlich einen Unterschied macht, 
auf wessen Begehren die Scheidung ausgesprochen wird (vgl. z. B. 
B.G.B. $ 1312 und C\.P.O. 8 624). Es handelt sich um zwei verschie- 
dene Ansprüche, die, wenn sie auch beide auf daselbe Ziel (die Schei- 
dung der Ehe) gerichtet sind und beide zu ihrer Begründung auf die 
Tatsache der Eheschliessung zurückgreifen, sich doch insofern auf we- 
'sentlich verschiedenen Klagfundamenten aufbauen, als der Scheidungs- 
grund bei beiden nicht derselbe ist. 

- Hiernach ist unter Aufhehung des angefochtenenen Urteils über 
die Klage sowohl wie über die Widerklage in der Weise bedingt zu 
erkennen, dass je nach dem Ausfall des Eidesbeweises die Ehe der Par- 
teien auf Klage und Widerklage, oder nur auf die Klage geschieden, 
und letzteren Falls die Widerklage abgewiesen wird. Die Kosten bei- 
der Instanzen sind im ersten Falle gegen einander aufzuheben, im 
zweiten dem Beklagten allein zur Last zu legen. 

Wenn so über den Scheidungsauspruch des Widerklägers erkannt 
‚wird, so steht dem nicht entgegen, dass dieser Anspruch bei der in 
1. Instanz erkannten Scheidung der Ehe keine Rolle gespielt hat. In 
der Begründung des angefochtenen Urteils ist ausgeführt, dass, wenn 
Beklagter den ihm auferlegten Eid schwöre, auch der Antrag der Wi- 
derklage begründet erscheine. Demgemäss die Scheidung der Ehe zu 
verheissen, war nicht angängig, weil bereits auf die Klage die Schei- 
dung ausgesprochen wurde. Daraus ist jedoch nicht zu folgern, dass 
durch die für den Fall der Eidesverweigerung erkannte Abweisung 
der Widerklage nicht auch der Scheidungsanspruch des Widerklägers 
habe getroffen werden sollen, und da dies auch aus der Urteilsbegrün- 
dung nicht hervorgeht, so ist die schlechthin ausgesprochene Abwei- 
sung der Widerklage auch auf den ebenerwähnten Anspruch zu be- 
ziehen. Dieser ist daher (C.P.O. $ 537) an die Ber.-Instanz devolviert 
(vgl. Jurist. Wochenschr. 1898 S. 117 Nr. 14). Event. würde der An- 
‚spruch gleichwohl zu berücksichtigen sein, weil in dem erneuten Vor- 
bringen die wiederholte Erhebung einer Widerklage, die in Ehesachen 
bekanntlich noch in der Ber.-Instanz zulässig ist!, gefunden werden 
‘könnte.* 

Demgemäss wurde unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die 


ı 0.P.O. 8 614, Entsch. des R.G. Bd. 31 8. 10 (in Seuffert Archiv 
Bd. 50 Nr. 292), und die dort angezogenen älteren Entscheidungen. 
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Entscheidung dahin getroffen: „Der Beklagte hat folgenden Eid zu 
leisten: „ich schwöre ete.* Leistet der Beklagte diesen Eid, so soll 
sowohl auf die Klage wie auf die Widerklage die Ehe 
der Parteien geschieden, und sollen beide Parteien für schuldig an der 
Scheidung erklärt werden.“ Die für den Fall der Eidesverweigerung 
getroffene weitere Entscheidung interessiert hier nicht. 

20. Entsch. d. R.Ger. IV. C.S. 6/7 03: Kann der Ehegatte, der 
gleichzeitig wegen Ehebruchs und wegen Zerrüttung des ehelichen Ver- 
hältnisses auf Scheidung geklagt hat, Scheidung auch wegen noch festzu- 
stellender Ehebrüche verlangen, wenn schon der Tatbestand des $ 1668 
B.G.B. liquid ist? — nein! — Entsch. d. R.Ger. 55, no. 57. S. 244. 

21. R.Ger. Beschl. d. verein. C.S. 12/10 03. Entsch.55, no. 87, 
S. 345—60. 

Kann von deutschen Gerichten in einem Eheprozesse 
unter Eheleuten fremder Staatsangehörigkeit auf bestän- 
dige Trennung von Tisch und Bett erkannt werden, wenn 
nach deutschem Rechte die Scheidung der Ehe gerechtfer- 
tigt, nach dem heimischen Rechte der Eheleute aber nur 
beständige Trennung von Tisch und Bett zulässig sein 
würde? 

Die vereinigten Civilsenate haben eine zwischen dem IV. und dem 
VI. Civilsenate des Reichsgerichtes streitig gewordene Rechtsfrage wie 
folgt entschieden: 

„Deutsche Gerichte dürfen auch dann nicht auf beständige Trennung 

von Tisch und Bett erkennen, wenn nach deutschem Rechte die 

Scheidung der Ehe gerechtfertigt, nach dem Rechte des Staates aber, 

dem der Ehemann zur Zeit der Erhebung der Klage angehört, nur 

beständige Trennung von Tisch und Bett zulässig sein würde.“ 
Gründe: 

„Die Parteien haben am 12. Mai 1890 zu Böhmisch-Trübau die 
Ehe geschlossen. Sie sind und waren zur Zeit der Eheschliessung katho- 
lischer Konfession und österreichische Staatsangehörige. Die Ehefrau 
hat gegen den Ehemann bei dem Landgericht zu Leipzig, in dessen 
Bezirk dieser zur Zeit seinen Wohnsitz hatte, Klage auf Scheidung 
wegen von dem Beklagten verübten Ehebruchs erhoben. Das Land- 
gericht hat ... die Klage abgewiesen, da das hier massgebende öster- 
reichische Recht eine Scheidung der Ehe dem Bande nach nicht zu- 
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lasse. Auf die Berufung der Klägerin hat einem von dieser gestellten 
Eventualantrag entsprechend das Oberlandesgericht zu Dresden ... 
erkannt: „Die Ehe der Parteien wird wegen Ehebruchs des Beklagten 
mit der X. im Sinne des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches für 
das Kaisertum Oesterreich von Tisch und Bett geschieden. Der 
Beklagte trägt die Schuld an der Scheidung von Tisch und Bett.“ 
Soweit die Klage auf Scheidung der Ehe vom Bande gerichtet ist, 
verblieb es bei der in erster Instanz verfügten Klagabweisung. Gegen 
dieses Urteil hat der Beklagte Revision mit dem Antrag eingelegt, 
unter insoweitiger Aufhebung des angefochtenen Urteils die Berufung 
der Klägerin gegen das landgerichtliche Urteil in vollem Umfange zu- 
rückzuweisen. Der VI. Civilsenat erachtet es unter der bestehenden 
Gesetzgebung für unzulässig, dass der deutsche Richter in einem Ehe- 
prozesse fremder Staatsangehöriger (an Stelle der nach dem mass- 
gebenden ausländischen Recht ausgeschlossenen Scheidung vom Bande) 
die beständige Trennung von Tisch und Bett ausspricht, und will des- 
halb der Revision stattgeben. Er sieht sich jedoch hieran gehindert 
durch ein am 17. November 1902 verkündetes Urteil des IV. Civil- 
senates in Sachen H. w.H., das in einem gleichartigen Falle den Aus- 
spruch der beständigen Trennung von Tisch und Bett für zulässig er- 
klärt hat ; er hat daher durch Beschluss vom 18. Dezember 1902 die Frage: 
„Kann von deutschen Gerichten in einem Eheprozesse unter Ehe- 
leuten fremder Staatsangehörigkeit auf beständige Trennung von 
Tisch und Bett erkannt werden, wenn nach deutschem Rechte die 
Scheidung der Ehe gerechtfertigt, nach dem heimischen Rechte der 
Eheleute aber nur beständige Trennung von Tisch und Bett zulässig 
sein würde ?* 
der Entscheidung der vereinigten Civilsenate des Reichsgerichtes unter- 
breitet. Diese haben angenommen, dass ein Fall des $ 137 G.V.G. 
gegeben sei, und die gestellte Frage verneint. 

Die Antwort auf die zur Entscheidung stehende Frage ist durch 
Auslegung des Art. 17 Einf.-Ges. zum B.G.B. zu gewinnen; der 8 77 
des Personenstandsgesetzes vom 6. Februar 1875 kommt dabei nicht 
in Betracht; es braucht daher nicht untersucht zu werden, ob diese 
Vorschrift aufgehoben ist, oder nicht. 

Betrachtet man den Wortlaut des Art. 17, und versteht man unter 
„Scheidung“ das, was das Bürgerliche Gesetzbuch darunter verstanden 
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wissen will, nämlich die Scheidung vom Bande, so muss die Frage 
verneint werden. Der Abs. 1 stellt das Nationalitätsprinzip als Regel 
auf: der deutsche Richter hat für die Scheidung vom Bande die Ge- 
setze des Staates anzuwenden, dem der Ehemann zur Zeit der Erhe- 
bung der Klage angehörte; der Abs. 4 enthält eine Einschränkung 
dieser Regel: ist nach dem Abs. 1 ein ausländisches Gesetz anzuwen- 
den, und wäre nach diesem die Scheidung vom Bande gerechtfertigt, 
so soll gleichwohl nur unter der weiteren Voraussetzung auf Schei- 
dung vom Bande (oder auf Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft) 
erkannt werden können, dass auch nach den deutschen Gesetzen die 
Scheidung vom Bande zulässig sein würde. Bei dieser Auffassung 
des Wortes „Scheidung“ enthält Art. 17 eine ausdrückliche Vor- 
schrift darüber, ob der deutsche Richter befugt sei, unter Umständen 
auch auf Trennung von Tisch und Bett zu erkennen, oder nicht, nicht, 
und es muss aus dem Umstande, dass Art. 17 die Anwendung des 
ausländischen Rechtes nur für die Scheidung vom Bande zulässt, in 
Verbindung damit, dass das deutsche Recht eine Trennung von Tisch 
und Bett nicht kennt, die Folgerung abgeleitet werden, dass jene 
Frage zu verneinen ist. 

Dengegenüber wird geltend gemacht, dass das Wort „Scheidung“ 
im Abs. 1 (und das Wort „Scheidungsgrund“ im Abs. 2) nicht in 
jenem engeren Sinne zu verstehen sei, den das Bürgerliche Gesetzbuch 
damit verbindet; Abs. 1 rede nicht vom deutschen Recht, sondern von 
dem Recht des (deutschen oder ausländischen) Staates, dem der Ehe- 
mann zur Zeit der Klagerhebung angehöre. „Scheidung“ nach Abs. 1 
sei also nicht Scheidung im (engeren) Sinne des deutschen Rechtes, 
sondern Scheidung im Sinne der Gesetzgebung der Kulturstaaten, die 
das Scheidungsrecht verschieden gestaltet hätten. In diesem Sinne 
umfasse „Scheidung“ auch die Trennung von Tisch und Bett. Der 
Abs. 1 habe daher das Scheidungsrecht im weiteren Sinne im Auge; 
dasselbe gelte vom Abs. 2; dagegen ergebe Abs. 4 klar, dass hier 
unter „Scheidung“ nur die deutschrechtliche Scheidung vom Bande 
zu verstehen sei. 

Diesen Ausführungen kann nicht beigetreten werden. Die Frage, 
welche Bedeutung dem Ausdruck „Scheidung“ „im Sinne der Gesetz- 
gebung der Kulturstaaten“. beizumessen ist, bedarf keiner Erörterung. 
Es mag aber darauf hingewiesen werden, dass die in den Jahren 1893, 
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1894 (und 1900) im Haag abgehaltenen internationalen Konferenzen) 
für internationales Privatrecht, an denen die Hauptvertreter der inter- 
nationalen Privatrechtswissenschaft teilnahmen, in ihren Beschlüssen 
„divorce* und „separation de corps“ scharf getrennt gehalten haben, 
und dass sowohl die Kommission für die erste, wie die Kommission 
für die zweite Lesung des Entwurfes des Bürgerlichen Gesetzbuches 
unter „Scheidung“ lediglich die Scheidung vom Bande verstanden hat, 
da S 10 des Entwurfs eines Gesetzes über die räumliche Herrschaft 
der Rechtsnormen im Abs. 1 von der „Auflösung der Ehe“, in den 
folgenden Absätzen von „Scheidung“ und von „Trennung von Tisch 
und Bett“ spricht, und die zweite Kommission dies dahin aufgefasst 
hat, dass im Abs. 1 von der Auflösung der Ehe im allgemeinen, wor- 
unter die Auflösung durch Scheidung oder Trennung oder infolge 
Todeserklärung einbegriffen sei, gehandelt werde, während in den fol- 
genden Absätzen besondere Bestimmungen für die Scheidung und für 
die Trennung der Ehe getroffen worden seien (Protokolle der zweiten 
Kommission Bd. 6 S. 52); ein Sprachgebrauch, den die Kommission 
auch in den SS 2247. 2249 des Entwurfes zweiter Lesung beibehalten 
hat. Denn gerade der Umstand, dass in verschiedenen Gesetzgebungen 
der Ausdruck „Scheidung von Tisch und Bett“ gebraucht wird, dass 
in Oesterreich unter „Trennung der Ehe“ die Scheidung vom Bande 
verstanden, in anderen Staaten wieder scharf unterschieden wird zwi- 
schen „Scheidung“ („divorce*) und „Trennung von Tisch und Bett“ 
(separation de corps“), hätte dem deutschen (sesetzgeber Veranlassung 
geben müssen, dann, wenn er in den Abss. 1 und 2 des Art. 17 nicht 
bloss die Scheidung vom Bande, sondern auch die Trennung von Tisch 
und Bett hätte treffen wollen, dies in anderer Weise, als nur durch 
Gebrauch des Wortes „Scheidung“ zum Ausdruck zu bringen; beson- 
ders die Terminologie der zweiten Kommission und die der Haager 
Konferenzen hätten ihn gerade dazu zwingen müssen, und nichts hätte 
näher gelegen, sich alsdaun des von der zweiten Kommission ge- 
brauchten Ausdruckes „Auflösung der Ehe“ zu bedienen. 

Es ist aber auch der Gedanke abzuweisen, dass der Gesetzgeber 
mit dem Worte „Scheidung“ in Art. 17 einen anderen Sinn habe ver- 
binden wollen, als den, den er sonst damit verbunden wissen will, und 
daran vermag in keiner Weise etwas zu ändern, dass die Abss. 1 und 2 
nicht speziell vom deutschen Recht, sondern von diesem oder dem 
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eines ausländischen Staates sprechen. Daraus ergibt sich nur, dass 
die Gesetze des fremden Staates, soweit sie zu einer Scheidung im 
deutschrechtlichen Sinne führen können, Anwendung finden sollen, 
nicht aber, dass auch andere Bestimmungen des ausländischen Rechtes, 
die nicht auf eine „Scheidung“, sondern auf eine weitere, dem deut- 
schen Recht nicht bekannte Rechtsinstitution Bezug haben, zur An- 
wendung zu bringen seien. Die Rechtssätze des internationalen Pri- 
vatrechtes sind nicht Sätze des Völkerrechtes, sondern integrierender 
Bestandteil des betreffenden bürgerlichen Rechtes. Das Bürgerliche 
Gesetzbuch versteht unter „Scheidung“ der Ehe die Scheidung vom 
Bande; es kann nicht angenommen werden, dass in dem Binfüh- 
rungsgesetze zu demselben Gesetzbuch das Wort „Schei- 
dung“ in einem anderen Sinne gemeint sein soll, noch dazu in einem 
Sinne, der die Anerkennung einer Institution enthalten würde, die 
vom Bürgerlichen Gesetzbuch ausdrücklich reprobiert wird. Es würde 
aber auch jeder Gesetzestechnik widersprechen, in demselben Para- 
graphen denselben technischen Ausdruck in völlig verschiedenem Sinne 
zu gebrauchen; dass im Abs. 4 das Wort „Scheidung“ lediglich die 
Scheidung vom Bande bedeutet, wird von keiner Seite bezweifelt. 
Aber auch der Abs. 2 des Art.17, in dem zwischen Scheidungs- 
grund und Trennungsgrund unterschieden wird, steht der Annahme 
entgegen, dass im Abs. 1 das Wort „Scheidung“ auch die Trennung 
von Tisch und Bett umfasse. Die Anhänger dieser letzteren Meinung 
geben zunächst zu, dass bei der nahen äusseren und inneren Verbin- 
dung, in der jene beiden Absätze zueinander stehen, das in beiden 
vorkommende Wort „Scheidung“, bezw. „Scheidungsgrund“ nicht in 
einem verschiedenen Sinne genommen werden könne; sie gehen daher 
davon aus, dass unter „Scheidungsgrund“ im Abs. 2 ein Grund zu 
verstehen sei, der sowohl zu dem Antrag auf Scheidung wie zu dem 
auf Trennung von Tisch und Bett berechtige. Dem steht jedoch ent- 
gegen, dass Abs. 2 ein „Scheidungsgrund oder ein Trennungsgrund*“ 
sagt, und um diesem Einwande zu begegnen, wird geltend gemacht, 
teils dass die Worte „oder ein Trennungsgrund“ nur aus einem Re- 
daktionsversehen auf seiten des Bundesrates stehen gelassen worden 
seien, teils ‚dass durch diese Worte nur noch besonders, wiewohl un- 
nötigerweise, hervorgehoben habe werden sollen, dass eine Ehe auch 
dann zu scheiden sei, wenn der Scheidungsgrund, der entstanden ist, 
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während der Ehemann einem anderen Staate angehörte, nach den Ge- 
setzen dieses Staates nur die Trennung von Tisch und Bett, 
nach den Gesetzen des Heimatstaates zur Zeit der Klagerhebung aber 
nur die Scheidung vom Bande rechtfertigt. Allein für das Vorliegen 
eines Redaktionsversehens ist nicht der geringste Anhalt gegeben, so 
dass man, wenn man der Meinung der Gegner folgt, zu dem Ergebnis 
gelangt, dass in demselben Satze das Wort „Scheidungsgrund“ 
zunächst in einem weiteren Sinne und wenige Worte darauf in einem 
engeren Sinne gebraucht wäre. Wollte man aber dieses Wort auch an 
letzterer Stelle in dem weiteren Sinne auffassen, so würden die Worte 
„oder ein Trennungsgrund“ völlig überflüssig sein, da sie in dem Worte 
„Scheidungsgrund“ bereits enthalten wären, und ihre Existenzberech- 
tigung auch nicht durch das Bedürfnis einer besonderen Hervorhebung 
der vorerwähnten Art gerechtfertigt werden können. Denn es liesse 
sich wohl fragen, warum ein solches Bedürfnis sich nicht bereits be- 
züglich des im Abs. 2 zuerst gebrauchten Wortes „Scheidungsgrund“, 
besonders aber bezüglich des Wortes „Scheidung“ im Abs. 1 fühlbar 
gemacht haben sollte. Es würde aber auch wiederum jeder Gesetzes- 
technik widersprechen und nur geeignet sein, irrezuführen, wenn das 
Gesetz als Voraussetzung eines Anspruchs entweder eine so, oder eine 
so qualifizierte Tatsache erfordert und in unmittelbarem Anschluss 
hieran nochmals die auf die eine Weise qualifizierte Tatsache zulässt. 

Aber auch die Entstehungsgeschichte des Art. 17 spricht nicht 
für, sondern gegen die Zulässigkeit einer Trennung von Tisch und 
Bett. Dass sich die Verfasser des ersten Entwurfes ebenso wie die 
zweite Kommission für die Zulässigkeit erklärt haben, und dass dies 
auch im Entwurfe zweiter Lesung zum Ausdrucke gelangt ist, kann 
allerdings keinem Zweifel unterliegen. Insbesondere hat sich die zweite 
Kommission in ihrer Majorität dafür entschieden, dass der Ansicht 
des Reichsgerichts von der Tragweite des S 77 Abs. 1 des Personen- 
standsgesetzes vom Standpunkte des Gesetzgebers aus nicht beizu- 
pflichten sei, es daher für zulässig erklärt, dass die deutschen Gerichte 
bei Ehen von Ausländern auf beständige Trennung von Tisch und 
Bett erkennen, auch den Satz, dass das massgebende Recht sich nach 
der Staatsangehörigkeit des Ehemannes zur Zeit der Erhebung der 
Klage auf Scheidung oder auf Trennung bestimme, gebilligt (Proto- 
kolle Bd. 6 S. 51 fig). Demgemäss ist 8 10 des Entwurfes eines Ge- 
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setzes über die räumliche Herrschaft der Rechtsnormen (abgedruckt 
in den Protokollen Bd. 6 S. 8 fig.) in das von der „Anwendung aus- 
ländischer Gesetze handelnde 6. Buch des Entwurfes in folgender Fas- 
sung aufgenommen worden: 

& 1247. 

Abs. 1 (= Rev. Entw. $ 2374). Die Auflösung der Ehe wird nach 
den Gesetzen des Staates beurteilt, welchem der Mann zur Zeit 
der Verwirklichung des für die Auflösung in Betracht kommen- 
den Tatbestandes angehört hat. 

Abs. 2 (— Rev. Entw. $ 2375 Abs. 1). Für die Ehescheidung und 
für die beständige oder zeitweilige Trennung der Ehegatten 
von Tisch und Bett sind die Gesetze des Staates massgebend, 
welchem der Mann zur Zeit der Erhebung der Klage auf Schei- 
dung oder auf Trennung angehört. 

Abs. 3 (= Rev. Entw. 8 2375 Abs. 2). Eine Tatsache, die sich er- 
eignet hat, während der Mann einem anderen Staate angehörte, 
kann als Scheidungsgrund oder als Trennungsgrund nur geltend 
gemacht werden, wenn die Tatsache auch nach den Gesetzen 
dieses Staates ein Scheidungsgrund oder ein Trennungsgrund ist. 

8 2249 (— Rev. Entw. $ 2375 Abs. 3). Auf Scheidung, sowie auf 
beständige oder zeitweilige Trennung von Tisch und Bett kann 
auf Grund eines ausländischen Gesetzes im Inlande nur erkannt 
werden, wenn zugleich nach den deutschen Gesetzen die Schei- 
dung zulässig sein würde. 

Allein der Verwertung dieser Vorgänge für die Auslegung des Art. 17 
steht entgegen, dass der Bundesrat Aenderungen an dem Entwurfe 
zweiter Lesung vorgenommen hat, die nicht anders zu erklären sind, 
als dass er die Trennung von Tisch und Bett auch bei Ausländerehen 
hat ausschliessen wollen. Er hat jene $$ 2247. 2249 im Art. 16 des 
Entwurfes eines Einführungsgesetzes in der Fassung der dem Reichs- 
tage gemachten Vorlage dahin abgeändert: 

Abs. 1. Für die Scheidung der Ehe sind die Gesetze des Staates 
massgebend, dem der Ehemann zur Zeit der Erhebung der Klage 
angehört. 

Abs. 2. Eine Tatsache, die sich ereignet hat, während der Mann 
einem anderen Staate angehörte, kann als Scheidungsgrund nur 
geltend gemacht werden, wenn die Tatsache auch nach den Gesetzen 
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dieses Staates ein Scheidungsgrund oder ein Trennungsgrund ist. 

Abs. 38.... 

Abs. 4. Auf Scheidung kann auf Grund eines ausländischen Ge- 
setzes im Inlande nur erkannt werden, wenn sowohl nach dem 
ausländischen Gesetze als nach den deutschen Gesetzen die Schei- 
dung zulässig sein würde. 

Bei unbefangener Betrachtung dieser Abänderungen erscheint die 
Annahme als die nächstliegende, dass der Bundesrat, indem er die 
Worte „Trennung von Tisch und Bett“ beseitigte und im übrigen die 
Bestimmungen des Entwurfes annahm, den Ausdruck „Scheidung“ in 
dem Sinne verstanden hat, wie dies von seiten der zweiten Kominis- 
sion geschehen war, dass er durch jene Aenderungen den Entwurf des 
Einführungsgesetzes mit den Bestimmungen des Entwurfes des Bür- 
gerlichen Gesetzbuches in Einklang bringen wollte. Dass er nur in 
diesem Sinne die Streichungen vorgenommen haben kann, beweist fer- 
ner, dass er im Abs. 2 des Art. 16 des Entwurfes die Worte „oder 
ein Trennungsgrund“ stehen gelassen hat. 

Auch der Hinweis darauf, es könne nicht angenommen werden, 
dass die gesetzgebenden Faktoren eine durchgreifende und ganz funda- 
mentale Aenderung der für Ausländerehen bis dalıin in dem Gesetz- 
entwurfe vorgesehenen Rechtsnormen, eine schwerwiegende Abwendung 
von dem bis dahin angenommenen Prinzip stillschweigend und ohne jede 
Begründung vollzogen hätten, ist schon an sich nicht gerechtfertigt. 
Denn der Bundesrat hat auch im übrigen an den im 6. Buch enthal- 
tenen Bestimmungen, soweit er sie in den Entwurf eines Einführungs- 
gesetzes übernommen hat, wesentliche Aenderungen vorgenommen, ohne 
eine Begründung dafür zu geben. Es kann aber auch der Meinung, 

vgl. Frantz, in der Zeitschr. für internat. Privat- und Strafrecht, 

Bd. 11 S. 355, 

nicht gefolgt werden, dass der Entwurf eines Gesetzes über die räum- 
liche Herrschaft der Rechtsnormen den Anschauungen des Bundesrates 
entsprochen habe, und dass der dem Art. 6 des ersten Entwurfes eines 
Einführungsgesetzes zugrunde liegende Gedanke der Zulässigkeit einer 
Trennung von Tisch und Bett bei Ausländerehen vom Bundesrat ge- 
billigt worden sei, dass es daher zunächst auffällig gefunden werden 
müsse, dass sich der Bundesrat auf einen ganz anderen, diesem direkt 
entgegengesetzten Standpunkt gestellt habe. Denn es ist eine durch 
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nichts begründete Annahme, dass der Bundesrat zu den hier einschla- 
genden Fragen früher Stellung genommen habe, als nachdem ihm der 
Entwurf der zweiten Kommission durch den Reichskanzler überreicht 
worden war; es ist insbesondere unbegründet, dass der Entwurf eines 
Gesetzes über die räumliche Herrschaft der Rechtsnormen den An- 
schauungen des Bundesrates entsprochen, dass dieser ferner den er- 
wähnten Art. 6 gebilligt habe. Beide Entwürfe, wie auch die Ent- 
würfe des Bürgerlichen Gesetzbuches selbst, sind lediglich Arbeiten 
der betreffenden Kommissionen, die die Ansicht der Majorität der 
Kommissionsmitglieder, nicht aber die des Bundesrates zum Ausdruck 
bringen, und den Entwurf eines Gesetzes über die räumliche Herr- 
schaft der Rechtsnormen wies — offenbar wegen des darin zum Aus- 
drucke gebrachten kosmopolitischen Standpunktes — der Reichskanzler 
zurück, so dass er sogar jede Veröffentlichung schlechthin untersagte. 
Vgl. Dernburg, Die allgemeinen Lehren des bürgerlichen Rechts 
des Deutschen Reichs 8 34 8.91; Niemeyer, Das internationale 
Privatrecht des Bürgerlichen Gesetzbuches S. 9. 

Indessen darf der Grund, den Frantz, a. a. OÖ. 8. 356, für die 
„plötzliche Schwenkung“* des Bundesrates angibt, bei Beantwortung 
der Frage verwertet werden, was die von diesem vorgenommenen Aen- 
derungen bedeuten. In der Zeit vom 25. Juni bis zum 13. Juli 1894 
hatte im Haag der zweite internationale Kongress für internationales 
Privatrecht getagt. Dieser Kongress, an dem auch Delegierte des 
Deutschen Reiches teilgenommen hatten, hatte u. a. auch den Satz 
vertreten, dass Ehegatten, deren Recht nur die Trennung von Tisch 
und Bett kennt, in einem Lande, dem nur die Scheidung bekannt ist, 
weder vom Bande geschieden, noch von Tisch und Bett getrennt wer- 
den können. In dem, auch von den deutschen Delegierten unterzeich- 
neten und den beteiligten Regierungen unterbreiteten, Protocole final 
des Kongresses von 1894 heisst es: 

„I ec. Divorce et separation de corps. 

art. 1. Les epoux ne sont admis & former une demande en di- 
vorce que si leur loi nationale et la loi du lieu oü la demande 
est formee les y autorisent. 

art. 3. Ta separation de corps peut &tre demande: 1. si la loi na- 
tionale des epoux et la loi du lieu oü l’action est intentee Vad- 
mettent egalement.* 
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Die zweite Kommission lehnte nun zwar ausdrücklich ab, sich 
diesem Vorgang anzuschliessen, da bei einer solchen Gestaltung Aus- 
länder, deren Heimatsstaat eine Scheidung von Tisch und Bett nicht 
kenne, in Deutschland rechtlos sein würden (Protokolle Bd. 6 S. 53); 
allein es darf angenommen werden, dass der Bundesrat die von den 
Delegierten aller beteiligten Staaten empfohlenen Grundsätze gebilligt 
und dies durch die Streichungen in: den SS 2247. 2249 hat zum Aus- 
druck bringen wollen. Einen Rückschluss hierauf gestattet auch der 
Verlauf, den die Verhandlungen der Haager Konferenzen genommen 
haben. In der Zeit vom 29. Mai bis zum 18. Juni 1900 hat die dritte 
Staatenkonferenz für internationales Privatrecht im Haag getagt. Sie 
hat die obigen Beschlüsse der zweiten Staatenkonferenz in folgende 
Artikel gefasst: 

art. 1. Les epoux ne peuvent former une demande en divorce que 
si leur loi nationale et la loi du lieu oü la demande est formee 
admettent le divorce Yune et l’autre. 
Il en est de meme de la separation de corps. 
art. 2. Le divorce ne peut etre demande que si, dans le cas dont 
il s’agit, le divorce est admis & la fois par la loi nationale des 
epoux et par la loi du lieu oü la demande est formee. 
Il en est de m&me de la separation de corps. 
art. 3. Nonobstant les dispositions des articles 1 et 2 la loi natio- 
nale sera seule observee, si la loi du lieu oü la demande est for- 
mee le prescrit ou le permet.“ 
Am 12. Juni 1902 sind dann die drei Haager Konferenzen durch die 
abschliessende Einigung der Mehrzahl der beteiligten Staaten — näm- 
lich von Deutschland, Belgien, Frankreich, Italien, Luxemburg, Hol- 
land, Oesterreich-Ungarn, Portugal, Rumänien, Schweden, Spanien und 
der Schweiz, wogegen Russland, Dänemark und Norwegen ihren Bei- 
tritt noch nicht erklärt haben — über die drei Konventionen: Heirat, 
Scheidung und Trennung von Tisch und Bett, Vormundschaft, zu einem 
Ergebnis gebracht worden. Der Text weicht von der vorstehenden 
Fassung nur insoweit ab, als Art. 2 Abs. 1 den Zusatz erhalten hat: 
„encore que ce soit pour des causes differentes®. 

Der Art. 16 des Entwurfes eines Einführungsgesetzes in der Fas- 
sung der dem Reichstag gemachten Vorlage ist Gesetz (Art. 17) ge- 
worden; nur Abs. 4 hat eine Aenderung dahin erfahren: 
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„Auf Scheidung, sowie auf Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft 

kann auf Grund eines ausländischen Gesetzes im Inlande nur er- 

kannt werden, wenn sowohl nach dem ausländischen Gesetze als 

nach den deutschen Gesetzen die Scheidung zulässig sein würde.“ 
Diese Aenderung ist auf Vorschlag der Reichstagskommission erfolet, 
als „eine andere Redaktion zur grösseren Klarstellung seines Gedankens 
und zugleich zur Berücksichtigung der neben der Scheidung der Ehe 
nach den Beschlüssen der Kommission zugelassenen Aufhebung der 
ehelichen Gemeinschaft“. 

Vgl. Kommissionsbericht zum Einführungsgesetze zu Art. 16, bei 

Mugdan, Materialien Bd. 1 8. 311. 
Da weder in der Reichstagskommission noch bei der Beratung im 
Reichstag selbst irgendwelche Bedenken oder Widersprüche gegen die 
vom Bundesrat vorgenommenen Streichungen erhoben worden sind, 
darf davon ausgegangen werden, dass der Reichstag die Bestimmungen 
in Art. 16 des Entwurfes in demselben Sinne aufgefasst hat, in dem 
sie nach dem Ausgeführten der Bundesrat verstanden wissen wollte. 

Für die Unzulässigkeit einer Trennung von Tisch und Bett spricht 

auch die Regelung, die das Verfahren in Ehesachen durch die Novelle 
zur Civilprozessordnung erhalten hat. Der 8 568 (a. F.) begriff unter 
Ehesachen „die Rechtsstreitigkeiten, welche die Trennung, Ungültigkeit 
oder Nichtigkeit einer Ehe oder die Herstellung des ehelichen Lebens 
zum Gegenstande haben“, und der $ 592 (a. F.) enthielt die Bestim- 
mung, dass im Sinne des betreffenden Abschnitts unter Ehescheidungs- 
klase zu verstehen sei „die Klage auf Auflösung des Bandes der Ehe 
oder auf zeitweilige Trennung von Tisch und Bett“. Die zweite Kom- 
mission war der Ansicht, dass gegenüber der nach den international- 
privatrechtlichen Vorschriften der $S 2247. 2249 zulässigen beständizen 
Trennung ausländischer Ehegatten von Tisch und Bett ein Mangel 
vorhanden sein würde, weil die Civilprozessordnung weder den Ge- 
richtsstand noch das Verfahren für Klagen auf eine solche Trennung 
geordnet habe, dass sich diesem Mangel aber leicht abhelfen lasse ent- 
weder durch die Aufnahme eines die entsprechende Anwendung der 
Scheidungsvorschriften anerkennenden Zusatzes, oder auch schon durch 
die Streichung des Wortes „zeitweilige“ im $ 592 (Protokolle Bd. 6 
S. 53). Im letzteren Sinne wurde auch von der Kommission be- 
schlossen, und, nachdem im $ 568 das Wort „Trennung“ durch das 
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Wort „Scheidung“ ersetzt worden war, dem 8 592 die bereits im 
Art. 11 des von der ersten Kommission ausgearbeiteten Entwurfes 
eines Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche enthaltene 
Fassung: „Im Sinne dieses Abschnitts ist unter Scheidung auch die 
Trennung der Ehegatten von Tisch und Bett zu verstehen“, gegeben 
(Protokolle Bd. 6 S. 682. 683). In der Zusammenstellung der aus 
Anlass des Bürgerlichen Gesetzbuches in Aussicht genommenen Aende- 
rungen und Ergänzungen der Civilprozessordnung und Konkursordnung 
(als Anlage II beigefügt der dem Reichstag überreichten Denkschrift 
zum Entwurf eines Bürgerlichen Gesetzbuches) wurde aber der $ 592 
als künftig wegfallend bezeichnet, und in dem nach Verabschiedung 
des Bürgerlichen Gesetzbuches dem Reichstag vorgelegten Entwurfe 
eines (Fesetzes, betr. Aenderungen der Civilprozessordnung, mit Rück- 
sicht auf das erst auf Vorschlag des Reichstages angenommene Institut 
der Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft dem 8 592 folgende, nach- 
mals auch in das Gesetz ($ 639) übergegangene Fassung gegeben: 
„Im Sinne dieses Abschnitts ist unter Scheidung auch die Aufhebung 
der ehelichen Gemeinschaft zu verstehen“. Die Civilprozessordnung 
enthält hiernach, und da auch der an die Stelle des & 568 getretene 
8 606 nicht mehr von „Trennung“, sondern von „Scheidung“ spricht, 
keine Vorschriften, die für eine Klage auf — beständige oder zeit- 
weilige — Trennung von Tisch und Bett einen Gerichtsstand sta- 
tuierten oder ein besonderes Verfahren regelten; es ist aber auch die 
Annahme völlig ausgeschlossen und von keiner Seite vertreten, dass 
über derartige Klagen im gewöhnlichen Prozessverfahren verhandelt 
werden könnte. 
Vgl. Planck, Kommentar zum Einführungsgesetze des Bürger- 
lichen Gesetzbuches Bem. 7 zu Art. 17, der aus jenem Mangel allein 
schon auf die Unzulässigkeit einer Klage auf Trennung von Tisch 
und Bett in Deutschland schliesst. 
Demgegenüber wird geltend gemacht, das Prozessrecht müsse sich dem 
materiellen Recht „akkommodieren*; das für die Scheidung vorge- 
schriebene Verfahren müsse auch auf die Trennung von Tisch und 
Bett analog angewendet werden. 
Vgl. die Kommentare zur Civilprozessordnung von Gaupp-Stein, 
4. Aufl., Vorbem. zu den $S 606 flg. Bem. II. 2a, und von Seuf- 
fert, 8. Aufl. Bem. II. 2b zu $ 606; ferner Mariolle, in der 
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Zeitschr. für internat. Privat- und Strafrecht Bd. 8 S. 458. 

Dieser Ausweg würde vielleicht eingeschlagen werden können, wenn 
feststände, dass das materielle Recht eine Klage auf Trennung von 
Tisch und Bett zulässt. Sind aber auch nur erhebliche Zweifel in 
dieser Beziehung vorhanden, so darf jene Lücke als ein Beweismoment 
für die Unzulässigkeit einer solchen Klage um so gewisser verwertet 
werden, als die zweite Kommission ihre Ausfüllung als nötig bezeich- 
net hatte, um die von ihr angenommene Zulässigkeit einer Klage auf 
Trennung von Tisch und Bett durchführen zu können, und als na- 
mentlich das Reichsgericht (vgl. Entsch. desselben in Civils. Bd. 11 S. 32) 
für seine Ansicht, dass sich aus $ 77 Abs. 1 des Personenstandsge- 
setzes die Unzulässigkeit einer beständigen Trennung von Tisch und 
Bett auch bei Ehen von Ausländern ergebe, dem Umstande mit aus- 
schlaggebendes Gewicht beigelegt hatte, dass die Civilprozessordnung 
nach den SS 568. 592 für auf solche gerichtete Klagen weder einen 
Gerichtsstand gegeben, noch das Verfahren geregelt habe. Unter diesen 
Umständen darf ohne weiteres angenommen werden, dass der Gesetz- 
geber, wenn er durch Art. 17 Einf.-Ges. zum B.G.B. eine Klage auf 
Trennung von Tisch und Bett bei Ehen von Ausländern hätte zulassen 
wollen, zum Ausdrucke gebracht haben würde, dass unter Scheidung 
der Ehe im Sinne des betreffenden Abschnittes der Civilprozessord- 
nung auch die Trennung von Tisch und Bett zu verstehen sei, oder 
dass die Vorschriften über das die Scheidung betreffende Verfahren 
auch auf das die Trennung von Tisch und Bett betreffende Verfahren 
anzuwenden seien. 

Diesen aus der Auslegung und der Entstehungsgeschichte des 
Art. 17 und der Novelle zur Civilprozessordnung gewonnenen Ergeb- 
nissen gegenüber kann inneren Gründen, die für die Zulässigkeit einer 
Trennung von Tisch und Bett bei Ehen von Ausländern etwa sprechen 
würden, ausschlaggebende Bedeutung nicht beigelegt werden. Als ein 
solcher Grund wird besonders geltend gemacht, dass, da in Ehestreitig- 
keiten von Ausländern, deren Heimatsrecht nur eine Trennung von 
Tisch und Bett zulässt, auch von deutschen Gerichten nicht auf Scheidung 
oder auf Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft erkannt werden kann, 

vgl. Entsch. des R.G.’s in Civils. Bd. 48 S. 144 fig. 
und weil die Zuständigkeit der Gerichte für Ehesachen sowohl in 
Deutschland wie in den meisten anderen Ländern durch den Wohnsitz 
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bestimmt wird und eine ausschliessliche ist, jene Ausländer völlig ent- 
rechtet sein würden, dass ihnen andrerseits innerhälb des Deutschen 
Reiches ein Freibrief zur Begehung der gröbsten Verfehlungen gegen 
die Ehe gegeben werden würde. Demgegenüber mag nur darauf hin- 
gewiesen werden, dass, wie der deutsche Gesetzgeber, um die Anwen- 
dung des deutschen Rechtes für die im Ausland wohnenden Reichs- 
angehörigen und unter Umständen auch für frühere Reichsaugehörige 
zu sichern, den Beteiligten im $ 606 C.P.O. für alle Ehesachen einen 
Gerichtsstand im Deutschen Reich eröffnet hat und damit dem Uebel- 
stand begegnet ist, der sich daraus ergibt, dass durch die Gesetzgebung 
des Auslandes vielfach die Mitwirkung der dortigen Gerichte in Ehe- 
streitigkeiten Deutscher, sei es überhaupt, sei es für gewisse Arten von 
Sachen, insbesondere für Scheidungsklagen, ausgeschlossen ist, so auch 
der österreichische Gesetzgeber in $ 100 des Jurisdiktionsnormgesetzes 
vom 1. August 1895 eine gleiche Bestimmung getroffen hat. Auch den 
im Auslande lebenden Franzosen, Schweizern, Italienern usw. ist ın 
Ehesachen ein Gerichtsstand in ihrem Heimatsstaat gegeben. 

Vgl. Pillicier, Le divorce 8. 85; Meili, Das internationale 

Civil- und Handelsrecht Bd. 1 S. 305; Jung, Die Ehescheidung 

im internationalen Privatrecht S. 40. 
Auch darf nicht ausser Betracht bleiben, dass deutsche Ehegatten, die 
in Oesterreich ihren Wohnsitz haben, bei einem österreichischen Ge- 
richt eine Scheidung der Ehe nicht erlangen können, wenn sie der 
katholischen Kirche angehören, oder wenn auch nur ein Teil schon 
zur Zeit der Eheschliessung ihr angehörte, und ebensowenig wird dies 
der Fall sein, wenn sie in einem Lande wohnen, das die Scheidung 
überhaupt nicht kennt, also in Italien, Spanien oder Portugal, bei einem 
Gerichte dieser Staaten. So konnten auch Ausländer, die in Frank- 
reich wohnten, vor dem die Scheidung einführenden (sesetze vom 27. 
Juli 1884 in Frankreich nicht geschieden werden, 

vgl. Pic, Mariage et divorce 8. 215 fig.; Pillicier, a. a. 0. S. 45, 
und andrerseits steht auch die Schweiz, die nur die Scheidung, nicht 
auch die Trennung von Tisch und Bett kennt, auf dem Standpunkte, 
dass in der Schweiz wohnende Ausländer, deren Heimatsstaat nur die 
Trennung von Tisch und Bett kennt, auf solche in der Schweiz nicht 
klagen können. 


Vgl. Pillicier, a. a.0. 8.141 fle.; Meili, a.a.O. Bd. 1 8. 309. 
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Die Ansicht, dass Art. 17 Abs. 1 Einf.-Ges. zum B.G.B. auch 
auf die Trennung von Tisch und Bett sich beziehe, würde unter Bei- 
halt der Vorschrift in Abs. 4 zur notwendigen Folge haben, dass für 
die Trennung von Tisch wıd Bett lediglich das ausländische Recht 
massgebend, der deutsche Richter also verpflichtet wäre, wegen jedes 
beliebigen Grundes, den irgend ein Staat als Trennungsgrund statuiert, 
soweit nicht etwa die Vorschrift in Art. 30 Einf.-Ges. in Betracht 
käme, die Trennung auszusprechen, ohne Rücksicht darauf, ob dieser 
Grund nach deutschem Rechte die Scheidung rechtfertigen würde. 
Auch dies spricht gegen jene Ansicht. Es soll zwar nicht verkanut 
werden, dass der Staat an der Frage der Scheidung der Ehe ein grös- 
seres Interesse haben muss, als an der einer blossen Trennung; allein 
auch deren Wirkungen sind von so tiefgreifender, die Heiligkeit und 
soziale Bedeutung der Ehe umfassender Bedeutung, dass der Gesetz- 
geber schwerlich sein Recht ausser acht lassen wird, wenn es sich 
auch nur um Trennung von Tisch und Bett bei Ehen von Ausländern 
handelt. Selbst die auf kosmopolitischem Standpunkte stehende erste 
Kommission wie die zweite Konimission haben sich zu einer solchen 
Auffassung nicht bekennen mögen. Bei den Beratungen der letzteren 
war vorgeschlagen worden, den Grundsatz des Abs. 4 ganz aufzugeben 
oder doch auf die Scheidung zu beschränken, dagegen für die bestän- 
dire und für die zeitweilige Trennung von Tisch und Bett die aus- 
schliessliche Anwendbarkeit des ausländischen Rechtes zu fordern. 
Demgegenüber wurde jedoch mit Erfolg geltend gemacht, dass es sich 
bei der Scheidung sowohl wie bei der Trennung um einen konstitu- 
tiven Akt der Staatsgewalt, um einen Eingriff des Gerichtes in den 
durch die Ehe begründeten Rechtszustand handle, und dass sich hieraus 
die Notwendigkeit ergebe, sowohl bei der Scheidung wie auch bei der 
— beständigen und zeitweiligen — Trennung von Tisch und Bett, 
wohl nach dem Beispiel aller anderen Staaten, neben den Gesetzen des 
Staates, dem der Ehemann angehöre, auch das einheimische Recht zu 
berücksichtigen (Protokolle Bd. 6 8. 55). 

Es mag endlich auch darauf hingewiesen werden, dass es nicht 
im Sinne des deutschen Gesetzgebers liegen kann, den Richter zur 
Trennung ausländischer Ehegatten von Tisch und Bett zu ermächtigen 
und zu verpflichten. Dagegen spricht der Standpunkt, den er einer 
solchen Trennung gegenüber eingenommen hat. Zwar ist der Gedanke 
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ohne weiteres abzuweisen, dass eine Trennung von Tisch und Bett 
gegen die guten Sitten verstossen würde; auch mag dahingestellt blei- 
ben, ob eine solche etwa dem Zweck, den das Bürgerliche Gesetzbuch 
mit seinen Vorschriften über die Scheidung der Ehe verbunden hat, 
entgegenstehen würde (Einführungsgesetz Art. 30). Das kann nicht 
bestritten werden, dass der deutsche Gesetzgeber den durch eine Tren- 
nung von Tisch und Bett herbeigeführten Zustand, die Nachteile und 
die Gefahren, die das Verbot der Wiederverheiratung für den Haus- 
stand, die Nahrungsverhältnisse, die Erziehung der Kinder und die 
Sittlichkeit mit sich bringt, schon seit dem Personenstandsgesetz als 
mit dem Wesen der Ehe nicht vereinbar angesehen, und dass er auch 
im Bürgerlichen Gesetzbuch jenem Institut die Anerkennung aus ethi- 
schen, sozialpolitischen und volkswirtschaftlichen Gründen versagt hat. 
Dieser Standpunkt trifft auch den Ausländern gegenüber zu, und es 
würde nicht der in der deutschen Gesetzgebung verkörperten Rechts- 
anschauung entsprechen, wenn die einheimischen Gerichte bei Begrün- 
dung eines Rechszustandes mitzuwirken hätten, den das deutsche Ge- 
setz für unzulässig erachtet. Es würde dies auch eine durch nichts 
zu rechtfertigende Bevorzugung der Ausländer sein: der Gesetzgeber 
hat es abgelehnt, den Gewissensbedenken der deutscheu Katholiken 
Rechnung zu tragen; er hat es besonders abgelehnt, dass die Scheidung 
für die der katholischen Kirche angehörenden Ehegatten nur die Auf- 
lösung der häuslichen und ehelichen Gemeinschaft unter .Ausschluss 
des Rechtes zur Wiederverheiratung bei Lebzeiten des anderen Ehe- 
gatten bewirken solle. Es kann nicht angenommen werden, dass er 
auf die Ausländer mehr Rücksicht hat nehmen wollen, als auf die kon- 
fessionellen Bedürfnisse der eigenen Bevölkerung.“ 


Staatliche Gesetze u. Aktenstücke betr. die kath. Kirche, 
sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 


2. Reichsgesetz, betreffend die Aufhebung des $ 2 des Gesetzes 
über den Orden der Gesellschaft Jesu vom 4. Juli 1872 (Reichs-Ge- 
setzbl. von 1872 S. 253). Vom 8. März 1904. (R.G.Bl. 139). 81. 
Der $ 2 des Gesetzes, betreffend den Orden der Gesellschaft Jesu, 
vom 4. Juli 1872 (Reichs-Gesetzbl. S. 253) wird aufgehoben. $ 2. Das 


gegenwärtige Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündigung in Kraft. 
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3. Erl.d. Preuss. Minist. der geistl. Angelegen- 
heiten v. 23./1. 04. Unter Aufhebung der Erlasse vom 4. Juli 1872 
(Zentralblatt S. 477) vom 22. Oktober 1874 (Zentralblatt S. 649), vom 
9. März 1875 (Zentralblatt S. 271), vom 24. Juli 1875 (Zentralblatt 
S. 537), vom 3. November 1875 (Zentralblatt von 1876 S. 106) und 
vom 19. Januar 1876 (Zentralblatt S. 106) bestimme ich, dass die 
Entscheidung darüber, ob und inwieweit die Schüler höherer Lehran- 
stalten von Schulwegen zur Erfüllung religiöser Pflichten und 
zur Teilnahme an Schulgottesdiensten anzuhalten sind, dem 
königlichen Provinzial-Schulkollegium zustehen soll. Die- 
ses hat in den vorkommenden Fällen vor der Entschliessung den An- 
staltsleiter und durch dessen Vermittlung in der Regel auch den Re- 
ligionslehrer zur Sache zu hören. Kommt dabei eine Aenderung des 
Zustandes in Frage, wie er gegenwärtig tatsächlich besteht, so ist zu 
beachten, dass nicht an mehr als zwei Wochentagen für die katholi- 
schen Schüler obligatorische Schulmessen eingerichtet werden sollen, 
und dass die Schule einen Zwang zum Empfange der Sakramente, so- 
wie zur Teilnahme an Prozessionen nicht ausübt. — Die Bildung von 
Schülervereinen mit religiösen Zwecken ist fortan mit 
(senehmigung des Königl. Provinzial-Schulkollegiums zulässig. Die 
(senehmigung darf indessen nicht allgemein, sondern nur für den ein- 
zelnen Fall unter Würdigung der bei der betreffenden Anstalt bestehen- 
den Verhältnisse und stets nur widerruflich und bezüglich der Ma- 
rianischen Kongregationen nur unter der Bedingung erteilt 
werden, dass die Leitung des Vereins dem Religionslehrer der Anstalt 
übertragen wird. Es ist dabei sorgfältig zu prüfen, ob durch Zulas- 
sung des Vereins der Schule oder den Schülern ein Nachteil erwachsen 
kann, und ob die Satzung auch nach dieser Richtung hin völlig un- 
bedenklich ist. Genehmigte Schülervereine unterliegen der Beaufsich- 
tigung durch den Direktor, dem es vor allem obliegt, zu verhüten, 
dass Schüler unmittelbar oder mittelbar zur Teilnahme an solchen 
Vereinen genötigt werden, und darüber zu wachen, dass das gute Ein- 
vernehmen unter den Schülern und das friedliche Verhältnis unter den 
Konfessionen keinen Schaden leidet. Auf die Teilnahme von Schülern 
an ausserhalb der Schule bestehenden Vereinen mit religiösen Zwecken 
finden die Bestimmungen in Absatz 2 entsprechende Anwendung. 

‚An die Kgl. Provinzial-Schulkollegien. gez.: Studt. 
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9. Kundgebung d. deutschen Ev. Kirchenausschus- 
ses betr. die Aufhebung des $2 des RG. über den Orden d. Gesellsch. 
Jesu v. 4/7. 1872 im April 1904. Preuss. K. G. u. VBl. 9. 

10. Preussen. KG. 13/1 04 betr. die Synodalverhältnisse d. 
reform. Kirchengemeinde Thorn. A. KBl. 177. 

ll. KG. betr. zusätzliche Bestimmung zum kirchl. Disziplinar- 
gesetz v. 16. Juli 86. v. 18/1 04. K. G. u. VBl. 1904, 2. 

12. KG. betr. Verteilung v. Ersparnissen d. landeskirchlichen Stol- 
gebühren-Ablösungsfonds. v. 3/2. 04. K. G. u. VBl. 2. 

13. KG. v. 25/3 04 betr. zusätzliche Bestimmungen zum Ruhe- 
gehaltsges. v. 26/1 80 in der Fassung des KG. v. 16/3. 1902. K. G. 
u. VBl. 7. Nach K. V. v. 26/3. 04 in Kraft seit 1/4. 04. 

14. Hannover NL. K. Bek. d. Landes-Konsist. v. 20/11. 03 
betr. Kandidaten-Ordnung. A. KBl. 1904, 180. 

15. Bayern. Erl. d. Kons. z. Speyer betr. ... die Einkom- 
mensaufbesserung d. protest. Pfarrer v. 12/9. 02. A.KBl. 1904, 209. 

16. Sachsen. VO, der in Ev. beauftragten Staats-NMinister v. 
3/4. 1903 über die Führung des Vorsitzes im Kirchenvorstande. Fi- 
scher, Zeitschr. 27, 185. 

17. VO. d. Landeskonsist. v. 21/1. 1903 betr. Beteiligung d. Kir- 
chenpatrons an der Feststellung des Haushaltsplaus. Fischer, Zeitschr. 
27, 187. 

18. Bek. d. Landeskonsist. v. 4/12. 1903 über den Zeitpunkt des 
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Zeitschr. 27, 191. 
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Den verehrlichen Kosnengen der Deutschen Zeitschrift für Kirchen- 
recht erlaube ich mir das erste Heft der Neuen Folge der 


Hefte zur Christlichen Welt (Herausgegeben von Martin Rade) 


Nr. 51. Der evangelische Sinn unserer Kirchenverfassung 
von Erich Foerster 
anbei in Prospektform unentgeltlich zu überreichen. Nach dem Vorwort des 
Herrn Herausgebers wird die Neue Folge der »Hefte« vornehmlich auf kirchen- 
politischem Gebiet sich bewegen. 

Ich bitte das Unternehmen gütigst durch Subskription zu unterstützen, 
Der Preis der Hefte soll äusserst nieder gehalten werden. 

Als Heft 52 ist die ausserordentlich interessante Behandlung des Themas 
»Kirche und Staat« von Schian, Foerster, Naumann, Katzer, von Soden, 
Baumgarten auf Grund der diesjährigen Eisenacher Verhandlungen der Freunde 
der Christlichen Welt in Aussicht genommen. 

Hochachtungsvoll 
J. ©. B. MOHR (Paul Siebeck) in ı Tübingen. 


EEE en u We 


303 


I. Abhandlungen. 


Die Reform des kirchlichen Steuerrechts in Preussen 
unter besonderer Berücksichtigung der Mischehen. 


Von 


Landgerichtsdirektor Bruno Winkler in Hagen i. W. 


Die fünfte ordentliche Generalsynode hat den ihr im Ok- 
tober 1903 vorgelegten Entwurf eines Kirchengesetzes, betreffend 
die Erhebung von Kirchensteuern in den Kirchengemeinden und 
Parochialverbänden in der evangelischen Landeskirche der älteren 
Provinzen der Monarchie angenommen. Die preussische Staats- 
regierung hat hierzu in Gemässheit des Art. 13 des Gesetzes 
vom 3. Juni 1876 (GS. 8. 87) den Entwurf eines bestätigenden 
und ergänzenden Staatsgesetzes (I) und zugleich den Entwurf 
eines Gesetzes, betreffend die Erhebung von Kirchensteuern in 
den katholischen Kirchengemeinden und Gesamtverbänden (II), 
in welchem der wesentliche Inhalt des kirchlichen Gesetzentwurfes 
entsprechende Aufnahme gefunden hat, dem Herrenhause vor- 
gelegt. Der kirchliche Gesetzentwurf ist mit Begründung in dem 
Kirchlichen Gesetz- und Verordnungsblatte Nr. 6 vom Jahre 1903, 
die beiden staatlichen Gesetzentwürfe sind mit der allgemeinen 
Begründung des ersteren in der 1. und 2. Beilage zum Deutschen 
Reichsanzeiger und Preussischen Staatsanzeiger Nr. 139 vom 
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Jahre 1904 veröffentlicht. Im Herrenhause sind am 22. Juni 
1904 die beiden Vorlagen an eine Kommission verwiesen. 

Nach diesen Gesetzentwürfen soll der evangelische und ka- 
tholische Teil einer gemischten Ehe von der Kirche seines Be- 
kenntnisses je von der Hälfte des der kirchlichen Besteuerung 
zu Grunde liegenden Steuersatzes, zu welchem der Ehemann 
staatlich veranlagt ist, zur Kirchensteuer herangezogen werden 
(K.G.E. 8 5, St.G.E. II 85)? °. Es fragt sich, ob eine gesetz- 
liche Regelung dieser Frage notwendig, und wenn dies der Fall 
ist, ob die vorgeschlagene Bestimmung zweckentsprechend und 
erwünscht ist. 

Gegenwärtig wird bei der Erhebung der Kirchensteuern von 
Eheleuten, welche in einer Mischehe leben, verschieden und zum 
Teil, wie z. B. in Westfalen, nicht einmal in derselben Provinz 
gleichmässig verfahren. Entweder wirddie Ehefrau über- 
haupt nicht, sondern nur der Ehemann von der Kirche 
seines Bekenntnisses nach Massgabe des vollen Betrages der 
staatlichen Steuerveranlagung besteuert, oder es wird jeder 
der beiden Eheleute von der Kirchengemeinde, zu welcher er 
gehört, zur Kirchensteuer herangezogen und zwar, wenn ich 
richtig unterrichtet bin, allgemein — soweit nicht im Einzel- 
falle gegen diesen Modus im Reklamationsverfahren Abhilfe ge- 


! Nach der allgemeinen Begründung soll der die evangelische Kirche 
betreffende staatliche Gesetzentwurf sich auch auf Westfalen und die Rhein- 
provinz beziehen, während der kirchliche Gesetzentwurf nach $ 31 diese 
Provinzen ausnimmt und die spätere Ausdehnung 'auf die letzteren vorbe- 
hält. Für die evangelischen Kirchen in den neuen Provinzen sind nach der 
Begründung ähnliche Gesetze in Vorbereitung. 

* Hierdurch ist die Frage, nach welchem Verhältnis der in einer Misch- 
che lebende Jüdische Ehegatte zu den persönlichen Abgaben an die Syna- 
gogengemeinde beizusteuern hat, nicht entschieden. 

’ Wird die Ehefrau auf Grund des $ 11 des Einkommensteuergesetzes 
vom 24. Juni 1891 staatlich selbständig veranlagt, so ist sie von der Kirche, 
zu welcher sie gehört, wie in den angegebenen Paragraphen weiter bestimmt 
wird, nach Massgabe dieser Veranlagung zu besteuern. Dieser Ausnahme- 
fall bleibt von den nachfolgenden Krörterungen ausgeschlossen. 
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schaffen wurde — unter Zugrundelegung je der Hälfte des staat- 
lichen Steuersatzes oder des staatlich veranlagten Einkommens 
bezüglich Gesamteinkommens der Eheleute. Eine gleichmässige 
feststehende Praxis konnte sich bisher nicht bilden, weil es 
für die Entscheidung der Reklamationen, welche in letzter In- 
stanz dem Oberpräsidenten zusteht, an einer Zentralinstanz, 
namentlich auch an einer verwaltungsrechtlichen höchsten Instanz 
fehlt!. In der Literatur ist die Frage nach meiner Kennt- 
nis bis jetzt nur von Frank im Verwaltungsarchiv 
Bd. 8, S. 572—575 eingehender behandelt, jedoch ohne dass 
ich ihre Lösung als eine befriedigende bezeichnen könnte. 

Die gegenwärtige Rechtslage der Frage ist folgende: Die 
Steuerpflicht der Mitglieder der Kirchengemeinden hat ihre all- 
gemeine gesetzliche Grundlage in dem $ 110 II 11 A.L.R. in 
Verbindung mit dem 8 42 II 6 daselbst (vgl. 8 235 II 11). Im 
8 261 IL 11 ist bestimmt, dass niemand zu solchen Abgaben und 
Lasten, zu denen die Kirchensteuer gehört, von einer anderen 
Parochialkirche als derjenigen Religionspartei, zu welcher er sich 
selbst bekennt, angehalten werden darf. Nach den 8S 269 und 
270 II 11 gehört die in einer Mischehe lebende Ehefrau nicht 
zur Parochie ihres Ehemannes, sondern zu der am Wohnsitze 
ihres Ehemannes bestehenden Parochie ihrer eigenen Religions- 
partei. 

Die besonderen Gesetzesvorschriften über das kirchliche 
Steuerrecht sind für de katholische Kirche in dem Ge- 
setze vom 20. Juni 1875 enthalten, welches — unter Aufhebung 
der sämtlichen entgegenstehenden Bestimmungen durch den $ 59 
— im $21 Nr. 8 anordnet, dass der Massstab für die auf die Ge- 
meindeglieder zu verteilenden Umlagen nach Massgabe entweder 


! Ueber die im Reklamationsverfahren zulässigen Rechtsmittel sind zu 
vergleichen $$ 1 und 3 des Ges. v. 18. Juni 1840 in Verbindung mit Art. 1 
d. VO. v. 30. Januar 1893, GS. S. 13 (für die katholische Kirche) und mit 
Art. III d. VO. v. 9. September 1876 (GS. S. 395) (für die evangelische Kirche 
in den 8 älteren Provinzen der Monarchie). 
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der direkten Staatssteuer oder der Kommunalsteuer festzusetzen 
ist!. Dieselbe Bestimmung gilt auch für das evangelische 
Kirchensteuerrecht (namentlich $ 31 Nr. 6 der Kirchengemeinde- 
und Synodalordnung vom 10. September 1873 für die sechs älte- 
ren Provinzen und 8 18 der Kirchenordnung vom 5. März 1835 
für Westfalen und die Rheinprovinz), soweit nicht in einzelnen 
Konsistorialbezirken nur die direkten Staatssteuern zu grunde zu 
legen sind (vgl. z. Be 833 Nr. 6 der KG. u. SO. für den 
Amtsbezirk des Konsistoriums zu Wiesbaden, GS. 1878 S. 193), 
oder die Beibehaltung eines althergebrachten abweichenden Re- 
partitionsmassstabes zugelassen ist (z. B. im $52 Nr. 7 der KG. u. 
SO. für Schleswig-Holstein GS. 1878 S. 156) ?. Eine besondere 
gesetzliche Bestimmung für Mischehen existiert nicht. 
Während m. W. die für die katholischen Kirchen- 
vorstände erlassenen Geschäftsanweisungen ® zu dieser Frage 


1 Diese Bestimmung findet nach $ 6 letzten Absatzes des Gesetzes vom 
29. Mai 1903 (GS. S. 179) auch Anwendung auf die für die Gesamtverbände 
in der katholischen Kirche zu erhebenden Umlagen. Vgl. auch Art. 3 Abs. 2 
des Gesetzes von demselben Tage (GS. S. 182) betreffend die Bildung kirch- 
licher Hilfsfonds für neu zu errichtende katholische Pfarrgemeinden. 

?® In der Pr.SO. für den Konsistorialbezirk Cassel (GS. 1886 S. 85) $ 22 
Nr 6 und in d. Kg.SO. für den Konsistorialbezirk Frankfurt a. M. (GS. 1899 
S. 425) $ 20 Nr. 6 ist im Anschlusse an die Vorschrift, dass der Beitrags- 
fuss für die Kirchenumlagen nach dem Fusse direkter Staatssteuern, soweit 
dieselben persönliche Steuern sind, festzusetzen ist, bestimmt: „Auch solche 
Gemeindemitglieder, welche gesetzlich direkte Staatssteuern nicht zahlen, 
können zur Kirchenumlage herangezogen werden®. Hiermit ist wohl nicht 
gesagt, dass Personen, welche kein Einkommen besitzen, kirchensteuerpflich- 
tig sind, sondern nur, dass Personen mit einem Einkommen von nicht mehr 
als 900 Mark (vgl. $ 74 des Einkonimensteuergesetzes) kirchlich besteuert 
werden können. Hinsichtlich der übrigen Kirchen- und Staatsgesetze sind 
zu vergleichen die Noten 1, 10, 12 bis 14 zu $ 288 im Handbuch der Ver- 
fassung und Verwaltung in Preussen und dem Deutschen Reiche von Hue 
de Grais 1904. 16. Auflage. S. 417 bis 420. 

® Berücksichtigt sind die Geschüftsanweisungen, welche bei Förster, 
„Die Preussische Gesetzgebung über die Vermögensverwaltung in den ka- 
tholischen Kirchengemeinden und Diözesen“, und bei von Schilgen, „Das 
kirchliche Vermögensrecht und die Vermögensverwaltung in den katholischen 
Kirchengemeinden der preussischen Monarchie“ abgedruckt sind. 
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keine Stellung nehmen, ist dieselbe in mehreren evangelischen 
Verwaltungsordnungen besonders geregelt. 

So bestimmt die Verwaltungsordnung für die 
östlichen Provinzen vom 15. Dezember 1896 und 17. Juni 
1893! im 8 56: 

„Zu den Verpflichteten gehört u. s. w. sodann evangelische 
Ehefrauen in gemischten Ehen, soweit sie eigenes Vermögen 
oder Einkommen bezw. Anteil am gemeinschaftlichen Ver- 
mögen oder Einkommen besitzen ($ 270, 260 A.L.R. II 11). 

Der 8 38 Absatz 3 der neuen seit dem 8. März 1903 geltenden 
Verwaltungsordnung für Westfalen vom ge- 
nannten Tage? ordnet an: 

„Bei Mischehen wird der evangelische Teil mit der Hälfte 
der Staatssteuern zur kirchlichen Umlage herangezogen (Min.- 
Erl. v. 5. Oktober 1839 Nr. 11412 zu den Beschlüssen der 
2. westfälischen Provinzialsynode vom 25. September 1838).*“ 

Wenn auch dieser Beschluss, gegen welchen das Ministerium 
nichts zu erinnern fand, lautete: 

„Bei gemischten Ehen wird die Hälfte der Steuern an- 
genommen“ 

so ist doch nach einer amtlichen Auskunft, welche das Konsi- 
storium zu Münster i. W. kürzlich in einer bei dem Landgericht 
Hagen anhängigen Civilprozesssache erteilt hat, anzunehmen, dass 
durch diese Vorschrift an dem bestehenden Rechte, dass die 
Halbteilung nur im Falle der — früher in Westfalen die 
Regel bildenden — Gütergemeinschaft angewendet wer- 
den soll, nichts geändert ist. 


ı Veröffentlicht im KG. und VO.Blatt 1893 8. 23 und herausgegeben 
von Crisolli und Schultz, J. Guttentag, Berlin 1904. 

* Anlage zum kirchlichen Amtsblatt des Konsistoriums zu Westfalen 
Nr. 2. 

s Von der 15. westfälischen Provinzialsynode im Jahre 1877 war der 
Antrag Nr. 255 der Kommission angenommen, nach welchem bei bestehen- 
der Gütergemeinschaft die Halbteilung, in anderen Fällen aber die Besteue- 
rung des betreffenden Ehegatten nach Massgabe seines Besitzes stattfinden, 
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In der Verwaltungsordnung für den Konsi- 
storialbezirk Cassel vom 22. November 1887 (Kirch- 
liches Amtsblatt für Cassel vom 30. November 1887 Nr. 9) ist 
im $ 78 bestimmt: 

„Bei gemischten Ehen ist ohne Rücksicht darauf, ob der 

Mann oder die Frau evangelisch ist, bei Gütergemeinschaft 

unter den Eheleuten in der Regel die Hälfte der nach dem 

Erhebungsfuss berechneten Umlage zu erheben. Wenn Güter- 

gemeinschaft nicht besteht, wird lediglich das Vermögen des 

evangelischen Gatten veranlagt.“ 

Da diese Vorschriften nur instruktioneller Natur und nicht 
gesetzlich verbindlich sind (vgl. Frank a. a. O. S. 573, 574), so 
ist zur Auslegung und Ergänzung der angeführten Gesetzesvor- 
schriften in erster Linie auf die Grundprinzipien des Einkommen- 
steuergesetzes vom 24. Juni 1861 zurückzugehen. Dies ist um 
so mehr gerechtfertigt, als mit den 88 74 bis 76 dieses Gesetzes 


es aber dem Presbyterium überlassen bleiben sollte, im einzelnen gegebenen 
Falle das Zweckentsprechende zu beschliessen. Hierauf erging der Erlass 
des evangelischen Oberkirchenrates vom 21. Juni 1879. Derselbe ist als 
ein nach der Ergänzung 3 der früheren Verwaltungsordnung vom 12. No- 
veımber 1887 für Westfalen gültiger Zusatz (17) der Kirchenordnung einver- 
leibt mit folgendem Wortlaute : 
„Der E.O.K.R. hat sich in dem Reskript vom 21. Juni 1879 — 2482 EO. 
— damit einverstanden erklärt, dass bei der Besteuerung evangelischer 
Gemeindemitglieder, welche in konfessionell gemischten Ehen leben, an 
dem von den Behörden bisher befolgten Grundsatz der Halbteilung des 
ehelichen Gesamtvermögens auch fernerhin festgehalten werde.“ 
vel. Müller-Schuster, Kirchenordnung vom 5. Mürz 1835 Berlin 1892, Merk- 
würdigerweise ist aber dort der folgende weitere Inhalt dieses Reskripts: 
„Wo aber im einzelnen Falle die Durchführung dieses Grundsatzes auf 
örtliche Schwierigkeiten stösst, wird selbstverstündlich von dem betreffen- 
den Presbyterium zu erwägen sein, wie es mit der Besteuerung des evan- 
gelischen Teiles unter Zugrundelegung seines Vermögens nach Massgabe 
der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen zu verfahren hat.® 
nicht abgedruckt. In der angegebenen Auskunft wendet sich das Konsi- 
storium auch gegen die in der Begründung zu $ 5 des kirchlichen Gesetz- 
entwurfes (a. a. O. S. 119) vorgetragene Ansicht, dass in seinem Bezirke 
nach einer Observanz die Uebung bestände, dass auch bei nicht bestehender 
Gütergemeinschaft die Halbteilung erfolge. 
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gerade die Tendenz verfolgt wurde, auch für die Erhebung der 
Kirchensteuern die geeignete gesetzliche Grundlage zu gewinnen. 
— vgl. Fuisting, Das preuss. Einkommensteuergesetz vom 
24. Juni 1892. 3. Aufl. 1894. zu $ 74-76 S. 243. — 
Folgende Grundsätze dürften feststehen: 
Die Einkommensteuer ist zwar eine persönliche Steuer — 
nicht aber eine Kopfsteuer 
— vgl. Fuisting Note 2 zu $S 118. 89 — 
sie ruht nicht, wie die Ergänzungssteuer nach dem Gesetze 
vom 14. Juli 1893, auf dem Vermögen, sondern auf dem 
Einkommen (vgl. Entsch. d. RG. in Civilsachen Bd. 24 
S. 232). Auch nach steuergesetzlichen Gesichtspunkten ist 
bei dem bestehenden Niessbrauchsrechte des Ehemannes die 
Einnahme aus dem Vermögen der Ehefrau Einkom- 
men des Ehemannes 
— vgl. Urt. d. Oberverwaltungsgerichts v. 15/1 1901 (Pr. 
Verwaltungsblatt Jahrgang 22 S. 527). — 
Grundsätzlich ist derjenige einkommensteuerfrei, welcher 
rechtlich kein eigenes Einkommen besitzt und jeder nach 
dem Umfange seines Einkommens steuerpflichtig. Dieser 
Grundsatz hat aber dadurch eine Modifikation erfahren, dass 
im Anschlusse an die frühere Gesetzgebung aus den Jahren 
1820, 1851 und 1873 das sog. Haushaltungsprinzip 
in das Gesetz aufgenommen ist, indem — abgesehen von 
bier nicht in Betracht kommenden Ausnahmefällen ? — dem 
Haushaltungsvorstande das Einkommen der Angehörigen der 
Haushaltung zugerechnet wird 
— vgl. Fuisting Note 2 fg. zu $ 11 S. 89—95, Ausfüh- 
rungen von Maatz in Pr. VBl. Jahrg. 21 S. 144 und Art. 6 
Ausführungsanweisung 8. 267, 268 bei Fuisting a. a. O. 
Nur der Ehemann, nicht auch getrennt die Ehefrau, wird 
nach der Höhe des Gesamteinkommens ohne Rücksicht da- 


! vgl. 8 11 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes. 
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rauf, wem das Einkommen rechtlich gehört und welches 
Güterrecht in der Ehe gilt, veranlagt. Der Ehemann ist 
der alleinige Schuldner der ganzen Einkommensteuer, 
da der Staat durch die Steuerveranlagung nur zu ihm in 
rechtliche Beziehungen tritt und zwar auch dann, wenn er 
selbst Einkommen nicht besitzt und infolgedessen die Steuer 
von ihm nicht beigetrieben werden kann 

— vgl. Entsch. d. Oberverwaltungsgerichts in Steuersachen 

Bd. 1 8. 282 fg. u. S. 322 f. und Ausführungen von Ja- 

cobi im Pr. V.Bl. Jahrg. 24 S. 595 fg. — 
Die Steuerveranlagung ist als eine tief in die pri- 
vate Rechtssphäre eingreifende Massregel ein ausschliess- 
lich dem Staate zustehendes Recht und kann dieses Recht 
selbständig auch nicht von den im $ 74 angegebenen 
Korporationen, also z. B. nicht von den Kirchengemeinden, 
ausgeübt werden 

— vgl. Entsch. d. RG. in Civilsachen Bd. 43 S. 324, 325, — 
jedoch ist trotz der durch die 8$ 52 und 69 des Ges. den 
Veranlagungskommissionen zur Pflicht gemachten Amtsver- 
schwiegenheit die Erteilung amtlicher Auskünfte insbeson- 
dere auch die Mitteilung von Veranlagungsmerkmalen an 
die im $ 74 erwähnten Verbände, soweit es zur Feststellung 
von Steuerschlägen erforderlich ist, nach Art. 50 Nr. 5 
Abs. 2 der Ausführungsanweisung zulässig 

— vgl. Fuisting S. 383, 384 auch 8. 208, 233, 234. — 
Wendet man diese Grundsätze auf das kirchliche Besteue- 


rungsrecht an, so bildet die Leistungsfähigkeit des 
Pflichtigen, wie sie sich aus der Veranlagung zur Ein- 
kommensteuer! ergibt, gesetzlich den Massstab für die 


nur 


ı Es ist der Einfachheit halber hier und bei den weiteren Ausführungen 
die Einkommensteuer berücksichtigt. Die Frage, ob es gesetzlich zu- 


lässig und zweckmässig ist, bei der Kirchensteuer auch die Grund-, Gebäude- 


und 


Gewerbesteuer mit zu Grunde zu legen, wird weiter unten im Text er- 


örtert werden. Die nach bisherigem Rechte zum Teil alternativ zulässige 
Verteilung nach dem Kommunalsteuerfusse ist in den vorliegenden Gesetz- 
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Verteilung der Kirchensteuern (vgl. auch Frank a. a. O. S. 561). 
Es ist deshalb grundsätzlich davon auszugehen, dass ein Mit- 
glied, welches rechtlich Einkommen nicht besitzt, von der 
Kirche zur Besteuerung nicht herangezogen werden darf. 

Gehören beide Eheleute zu derselben Konfession, so 
entstehen aus der Anwendung des Haushaltungsprinzips bei der 
Steuerveranlagung keine Schwierigkeiten, auch nicht hinsichtlich 
des etwa hier in Frage kommenden kirchlichen Wahl- 
rechts. Denn nach evangelischem wie katholischem Kirchen- 
rechte ! ist es für die Ausübung dieses Rechtes unerheblich, aus 
wessen Einkommen bei Eheleuten die Kirchensteuer bezahlt wird, 
und komnit es hierbei nicht darauf an, ob überhaupt eine recht- 
liche Verpflichtung zur Zahlung der Kirchensteuer besteht, viel- 
mehr ist nur entscheidend, ob, wenn diese Verpflichtung begrün- 
det ist, die Steuer wirklich bezahlt wird. 

Dagegen entstelit der Zweifel, ob die in einer Niediche le- 
bende Ehefrau, auch wenn sie rechtlich eigenes Einkommen 
hat, zur Kirchensteuer herangezogen werden kann, weil nur der 
Ehemann staatlich veranlagt wird und das Einkommensteuer- 
gesetz Bestimmungen für eine getrennte Veranlagung beider Ehe- 
leute nicht enthält. Offenbar beruht die oben an erster Stelle 
erwähnte Praxis auf der Auffassung, dass en Sonderbe- 
steuerungsrecht bezüglich einer solchen Ehefrau rechtlich 
nicht begründet ist. Man könnte zur Begründung dieser Ansicht 
noch geltend machen, dass nach dem evangelischen und katho- 
lischen Kirchenrechte die Ehefrau das kirchliche Wahlrecht nicht 
besitzt. Allein es besteht zwischen der kirchlichen Steuerpflicht 


entwürfen m. E.s mit Recht aufgegeben und ist hierüber auf die Begrün- 
dung zu $ 9 des kirchlichen Gesetzentwurfes (a. a. O. 8. 129) zu verweisen. 
Die Berücksichtigung der Erginzungssteuer ist nach $ 51 des Ges. v. 14. Juli 
1893 (GS. S. 134) unzulässig. 

ı vgl. Erlass des Oberkirchenrates vom 25. Januar 1878 (KG. und VO. 
1878 S. 18) und Erlass des Ministers der geistl. Angelegenheiten vom 8. No- 
vember 1876 bei Förster a. a. O. Note 4 zu S 25 S. 33. 

vgl. u. a. $ 34 KG. und SO. vom 10. September 1873 und 8 25 des 
Ges. vom 20. Juni 1875, sowie $ 356 II 11 A.L.R. 
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und dem Wahlrechte, wie auch die N. 1 8.311 angeführten Erlasse 
bezeugen, gesetzlich nicht dieser allgemeine sich gegenseitig be- 
dingende Zusammenhang beider Faktoren. Auch nötigt die recht- 
liche Natur der Kirchensteuer als einer Gegenleistung der Ge- 
meindeglieder für die Anteilnahme an den kirchlichen Rechten 
(SS 108 bis 110 II 11 A.L.R.) nicht dazu, bei der Versagung 
der Ausübung einer einzelnen, wenn auch wesentlichen Befugnis 
das kirchliche Steuerrecht in Wegfall zu bringen. Ausschlag- 
gebend ist, dass — wie auch in der Begründung des kirchlichen 
Gesetzentwurfes (vgl. a. a. ©. S. 119) hervorgehoben ist — das 
Prinzip der Sonderbesteuerung der iin einer 
Mischehe lebenden Ehefrau im 8 270I 11 A.L.R. 
anerkannt und durch eine andere gesetzliche Bestimmung nicht 
ausgeschlossen ist. Andererseits steht diese Uebung noch mit 
anderen gesetzlichen Vorschriften im direkten Widerspruche. 
Wennn nach diesem Verfahren allein der Ehemann nach 
Massgabe des vollen (ungeteilten) Steuersatzes von der Kirche 
seines Bekenntnisses zur Kirchensteuer herangezogen wird, so ist 
zwar hierin eine gewisse Folgerichtigkeit bei der formellen 
Zugrundelegung der staatlichen Veranlagung zu erkennen, aber 
materiell widerstreitet dieses Verfahren dem festgestellten 
Prinzipe, dass die Kirchensteuer auf das Einkommen des 
Ptlichtigen radiziert ist, indem dieselbe von dem Ehemanne ohne 
Rücksicht darauf erhoben wırd, ob das versteuerte Einkommen 
ihm überhaupt oder obesihm allein gehört. Soweit dem 
Ehemanne das Einkommen rechtlich nicht selbst gehört, wird 
hierdurch ferner der 8 261 II 1 A.L.R. verletzt. Denn wenn 
die Kirchensteuer gesetzlich nach der in dem Einkommen zum 
Ausdruck kommenden Leistungsfähigkeit des Pflichtigen zu er- 
heben und zu bemessen ist, so liegt hierin, wenn und soweit 
das Einkommen der Ehefrau, welche zu einer anderen Kon- 
fession gehört, versteuert wird, eine Zuwiederhandlung gegen den 
8 261 a. a. O., nach welchem niemand von einer anderen 
als derjenigen Religionspartei, zu welcher er selbst gehört, 
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zu kirchlichen Lasten und Abgaben angehalten werden darf. 
Hierdurch wird zugleich, soweit das Einkommen im Eigentum 
der zu einer anderen Kirchengesellschaft gehörigen Ehefrau 
steht, das gesetzliche Recht dieser anderen Kirchengemeinde 
auf Heranziehung dieses Einkommens ihres Mitgliedes zu der von 
ihr erhobenen Kirchensteuer unter Schädigung ihrer und ıhrer 
Mitglieder Gerechtsame verletzt (vgl. Frank a. a. O. S. 574). 
Bei dieser Rechtslage kann der für die Staatssteuer geltende 
Grundsatz, dass der Ehemann rechtlich der allemige Schuldner 
der Steuer ist, m. E.s auf das kirchliche Steuerrecht nicht ohne 
weiteres übertragen werden. Denn bei einer Mischehe kommen 
die beiden besonderen Schuldverhältnisse jedes der Ehe- 
gatten zu seiner Kirchengemeinde, nicht nur ein Schuldverhält- 
nis, wie bei der Veranlagung der Staatssteuer, in Frage und es 
ist nicht gerechtfertigt, wenn das Schuldverhältnis des Ehemannes 
zu seiner Kirche in der Art prävaliert, dass das zwischen der 
Ehefrau und ihrer Kirchengesellschaft bestehende Rechtsverhält- 
nis juristisch vollständig ignoriert wird. Es muss hiernach diese 
auf der Leugnung des Sonderbesteuerungsrechtes der Ehefrau 
beruhende Praxis als gesetzwidrig bezeichnet werden. 

Wird dieses Sondersteuerrecht anerkannt, so kann, wie auch 
Crisolli und Schultz a. a. OÖ. Note 4 zu $ 56 annehmen, das 
Problem nur dadurch gelöst werden, dass auf die konkreten Ein- 
kommensverhältnisse der Eheleute und deshalb auf das in der 
einzelnen Mischehe geltende Güterrecht zurückgegangen wird. 
Dies ergibt die Notwendigkeit folgende Fälle zu unterscheiden: 

1) Wenn unter den Eheleuten die allgemeine Gütergemein- 
schaft besteht, so wird das Einkommen aus dem Gesamtgute ge- 
meinschaftliches Eigentum der Eheleute ($ 1438 BGB.). Das- 
selbe ist der Fall bei der Errungenschaftsgemeinschaft (SS 1519 
und 1525 BGB.) und bei der Fahrnisgemeinschaft (SS 1549 und 
1550 BGB.). 

2) Leben die Eheleute in dem gesetzlichen Güterrechte des 
BGB. (88 1363 fg.), so ist der Ehemann Alleineigentümer des 
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Einkommens der Eheleute, da ıım nach $ 1383 BGB. auch das 
Einkommen aus dem eingebrachten Vermögen seiner Ehefrau 
gehört. 

3) Besteht unter den Eheleuten die Gütertrennung nach 
& 1426 BGB.! so ist jeder Ehegatte Eigentümer des aus sei- 
nem Vermögen aufkommenden Einkommens. 

4) Die Fälle zu 1 und 2 können dadurch eine erhebliche 
Modifikation erleiden, dass — soweit dies gesetzlich zulässig ist 
(vgl. SS 1526 Abs. 2 und 1555 BGB.) — einer der Eheleute 
oder beide Vorbehaltsgut besitzen, da das Einkommen aus 
dem Vorbehaltsgute Eigentum desjenigen Ehegatten wird, wel- 
chem das Vorbehaltsgut gehört (8S 1365, 1371, 1441, 1526 und 
1549 BGB.). z | 

5) Besondere Koniplikationen können in den vorstehenden 
Fällen noch entstehen, wenn ein vorhandenes Hauskind freies 
Vermögen besitzt oder sonst dem Vater die Nutzniessung an dem 
Vermögen des Hauskindes nicht zusteht und deshalb nicht der 
Vater, sondern das Hauskind Eigentümer des Einkommens 
aus dem ilım gehörigen Vermögen wird (vgl. $S 1649, 1652, 
1650, 1651, 1656, 1662, 1666, 1679 und 1680 BGB.). 

In den Fällen zu 1 und 2 bietet die staatliche Steuer- 
veranlagung in Verbindung mit dem Rechte der Kirche (8 42 
II 6 ALR.) den Güterstand ihrer Mitglieder festzustellen, die 
geeignete Grundlage für die Erhebung der Kirchensteuer. In 
dem Falle zu 1 entspricht es den erörterten Grundsätzen, wenn 
je unter der Halbteilung des Steuerbetrages beide Eheleute 
von der Kirche ihres Bekenntnisses zur Kirchensteuer herange- 
zogen werden. Im Falle zu 1 ist nur der Ehemann, da die 
Ehefrau rechtlich einkommenlos ist, von seiner Religionsgemein- 
schaft nach dem vollen Steuersatze zu besteuern. Dagegen 
ist auf Grund der staatlichen Steuerveranlagung eine den Ein- 
kommenverhältnissen und damit dem Prinzipe des kirchlichen 


ı Dieselbe tritt in den Füllen der $$ 1364, 1418 bis 1420, 1485, 1436, 
1470 und 1587 BGB. ein. 
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Besteuerungsrechtes völlig gerecht werdende Erhe- 
bung der Kirchensteuer in den Füllen 3, 4 und 5 rechtlich 
nicht möglich, da nach dem Haushaltungsprinzipe das Einkom- 
men der Ehefrau und des Hauskindes dem Ehemanne angerech- 
net wird und insbesondere aus der staatlichen Veranlagung nicht 
hervorgeht, welcher Teil des deklarierten Einkommens dem ein- 
zelnen Ehegatten gehört. Um für diese Fälle in der Steuer- 
veranlagung die erforderliche Grundlage zu gewinnen, müsste 
je eine besondere Veranlagung jedes der Ehegatten und zwar 
im Falle der Nummer 5 unter Ausscheidung des dem Hauskinde 
gehörigen Einkommens erfolgen. Mit Rücksicht auf die nach dem 
S 9 des Einkommensteuergesetzes zulässigen Abzüge und unter 
Berücksichtigung der Umstände, welche nach den $S 18 und 19 
desselben Gesetzes den Anspruch auf eine Ermässigung der Steuer 
begründen, müsste hierbei, soweit nicht die abzuziehenden Schul- 
den und Lasten nur auf dem Einkommen des einen Ehegatten 
ruhen, eine anteilige Verrechnung stattfinden. Es wäre dabei 
das in den $S 49 und 50 des Kommunalabgabengesetzes in der 
Fassung des Gesetzes vom 30. Juli 1895 (GS. S. 409) für eine 
Teilveranlagung aufgestellte Prinzip: 

„In allen Fällen ist das Gesamteinkommen des Steuer- 
pflichtigen einzuschätzen und der so ermittelte Steuerbetrag 
dem Verhältnis des ausser Berechnung zu lassenden Ein- 
kommens zu dem Gesamteinkommen entsprechend herabzu- 
setzen“ 

sinngemäss anzuwenden, vgl. Entsch. d. Oberverwaltungsgerichts 
Bd. 2 S. 103 fg. und Bd. 43 S. 61, 63, 65 u. 68. Eine solche 
getrennte Veranlagung der beiden Eheleute ist nach jetzigem 
Rechte unzulässig, vgl. Frank a. a. OÖ. S. 574. Anderseits ergibt 
die grössere Zahl der zu 3 und 5 in Betracht kommenden Fälle, 
sowie die erhebliche wirtschaftliche Bedeutung, die das Vor- 
behaltsgut nach den $8S 1366 bis 1370 BGB. haben kann, 
dass es sich nicht um eine Frage von nur unbedeuten- 
der praktischer Tragweite handelt. Wenn nach der 
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bisherigen Uebung, je nachdem im Bezirke das gesetzliche Güter- 
recht des BGB. oder eines der bei Nr. 1 angegebenen Güter- 
stände gilt, der Ehemann allein kirchlich besteuert oder die Be- 
steuerung nach dem Grundsatze der Halbteilung erfolgt und es 
dem Pflichtigen überlassen bleibt, im Reklamationsverfahren das 
Vorhandensein der unter Nummer 3 bis 5 angegebenen abwei- 
chenden oder besonderen Rechtsverhältnisse geltend zu machen, 
so ist dieses Verfahren insoweit gesetzwidrig, als der Kirchen- 
gemeinde diese Rechtsverhältnisse durch die Veröffentlichung der 
im Güterregister erfolgten Eintragungen oder auf andere Weise 
bekannt geworden sind!. Auch sonst ist das Verfahren höchst 
unbefriedigend, da der Steuerpflichtige bei dem Bestehen solcher 
Rechtsverhältnisse nur reklamieren wird, wenn er hiervon eine 
Ermässigung der Kirchensteuer erhofft, während er namentlich 
in dem Falle schweigen wird, wenn er bei der Herabsetzung der 
eigenen Kirchensteuer riskiert, dass seine Ehefrau von der Kirche 
ihres Bekenntnisses überhaupt oder zu einem höheren Betrage 
zur Kirchensteuer herangezogen wird. Bei dieser Praxis lassen 
sich erhebliche Ungerechtigkeiten und Benachteiligungen der einen 
oder der anderen oder der beiden beteiligten Kirchengemeinden 
nicht vollständig vermeiden, insbesondere wird aber auf diesem 
Wege die erforderliche Einheitlichkeit des Verfahrens 
nicht gewährleistet und damit eine offenbar ungerechte Doppel- 
besteuerung der in einer Mischehe lebenden Eheleute nicht 
ausgeschlossen. 

Es läge der Gedanke nahe, unter Berufung auf die kirch- 
liche Autonomie diesen Schwierigkeiten dadurch zu begegnen, 
dass in den kirchlichen Umlagebeschlüssen ohne Rücksicht auf 
die besonderen Reclıtsverhältnisse Nr. 3 bis 5 der eine oder 
der andere der beiden angegebenen Modus für die Erhebung 
der Kirchensteuern mit Rechtsverbindlichkeit für die Mitglieder 


i vgl. 8$ 1431, 1435, 1371, 1441, 1526, 1527, 1549 BGB., wegen der 
Ueberleitung der Güterstände bestehender Ehen vgl. Art. 44 bis 67 des 
Pr. AG. z. BGB. 
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festgesetzt wird. Bekanntlich ist in der ständigen Rechtsprechung 
des Gerichtshofes zur Entscheidung der Kompetenzkonflikte eine 
solche rechtskonstitutive Natur der von den Auf- 
sichtsbehörden genehmigten und für vollstreckbar erklärten Um- 
lagebeschlüsse behauptet!. Allein, wenn auch in Beziehung auf 
„rein innere kirchliche Fragen“ dieses autonomische Recht an- 
zuerkennen ist?, so handelt es sich doch bei der Ausübung des 
der staatlichen Aufsicht unterstehenden Besteuerungsrechts (II 
11 S 111 und II 6 SS 66 und 67 ALR.) um eine äussere in 
die allgemeine Rechtssphäre der Bürger übergreifende rechtliche 
Befugnis der Kirchengemeinde. Die Umlagebeschlüsse können, 
wie auch nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts anzuneh- 
men ist, als rechtsgültig nur anerkannt werden, wenn sie — 
abgesehen von hier nicht weiter interessierenden Observanzen — 
in dem Gesetze ihre rechtliche Grundlage finden. Ist aber, 
wie nicht zweifelhaft sein kann, das kirchliche Besteuerungsrecht 
auf das Einkommen der Pflichtigen radiciert, so verletzt ein Be- 
schluss, welcher hierbei die besonderen Einkommensverhältnisse 
der Steuerpflichtigen ignoriert, das Gesetz. Es kommt hierbei 
noch folgender rechtliche Gesichtspunkt in Betracht: Wenn eine 
Kirchengemeinde einen Teil ılırer Mitglieder gesetzmässig nach 


dem Betrage des Einkommens, andere aber — ihre in einer Misch- 


ı vgl. u. a. Stölzel, Rechtsprechung des Gerichtshofes zur Entscheidung 
der Kompetenzkonflikte (Berlin 1897) 8 23 S. 170 bis 178 und besonders das 
ausführlich im KG. u. VOBI. 1892 S. 149 fg. mitgeteilte Urteil desselben 
Gerichts vom 4. Mai 1892 und mit einer gewissen Einschränkung die Urteile 
vom 14. Januar und 1. Juli 1899 (Preussisches Verwaltungsblatt Bd. 21 
S. 91) a. M. Entsch. d. Obertribunals Bd. 36 S. 347 und Bd. 81 S. 75 fe. 
und das Reichsgericht in den Entsch. Bd. 1 S. 140, Bd. 2 S. 247 und 
Bd. 5 S. 300 und in der deutschen Juristenzeitung 8. Jahrgang S. 321. Zu 
vergleichen ferner u. a. Stölzel, Rechtsweg und Kompetenzkonflikt (1901 
S. 151 und 192. 

® vgl. u. a. Entsch. d. Reichsgerichts Bd. 12 S. 280, Bd. 26 S. 277 und 
Bd. 49 S. 150, sowie Urteil des Reichsgerichts bei Gruchot Bd. 48 S. 134. 

° Urteil des Reichsgerichts bei Gruchot Bd. 46 S. 1138, 1139 vgl. Entsch. 
d. Reichsgerichts Bd. 23 8. 26 fg. vgl. im übrigen die nachlolgenden Ausfüh- 
rungen unter E. 
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ehe lebenden Mitglieder — gesetzwidrig ohne Rücksicht auf ihr 
Einkommen und obwohl sie kein Einkommen haben, zur Steuer 
heranzieht, wiederum aber gesetzmässig andere Mitglieder, welche 
kein Einkommen besitzen, steuerfrei lässt, so behandelt sie ihre 
sämtlichen Mitglieder nicht gleichmässig und schafft vielmehr 
hierdurch eine besondere Klasse von Mitgliedern, welche 
sie vor den übrigen benachteiligt. Sie verletzt hiermit das Son- 
derrecht dieser Mitglieder auf Freiheit von der Kirchensteuer 
bezüglich auf geringere gesetzmässige Heranziehung zu dieser 
Steuer. Ein solcher Akt ist — wenn nicht das Einverständ- 
nis des benachteiligten Mitgliedes, das in der Regel fehlen wird, 
erklärt ist — nach den $S 64, 68, 69 II6 ALR. und bezüglich 
$ 35 BGB. rechtlich unverbindlich und gesetzwidrig !, 

Wenn bei dieser Rechtslage eine ergänzende gesetzliche Re- 
gelung der Frage erforderlich ist, so ist zu prüfen, ob der in 
den vorliegenden Gesetzentwürfen gemachte Vorschlag der all- 
gemein durchzuführenden Halbteilung zu billigen, oder ob 
nach der vorher von Frank (a. a. OÖ. S. 573, 574) gegebenen 
Anregung im Anschlusse an das Haushaltungsprinzip des Ein- 
kommensteuergesetzes nur der Kirchengemeinde des Ehemannes 
das Steuerrecht nach dem vollen Steuersatze zu gewähren, oder 
ob etwa ein dritter Weg einzuschlagen ist. 

Während Frank seinen Vorschlag lediglich mit Zweckmässig- 
keitsrücksichten rechtfertigt, wird in dem kirchlichen Gesetzent- 
wurfe in der Begründung zu SB (a. a. O. S. 120) folgendes 
ausgeführt: 

„Sie (d. h. die vorgeschlagene Bestimmung) ist innerlich 
begründet. Aus dem Begriffe der Ehe als dauernder Ver- 
einigung der Ehegatten zu vollständiger Gemeinschaft aller 


‘ Ueber den Begriff des Sonderrechts sind namentlich zu vergleichen 
Entscheidung des Reichsoberhandelsgerichts Bd. 8 S. 189. 190 und Entschei- 
dungen des Reichsgerichts Bd. 11 S. 271 bis 273. In dem Urteile des letz- 
teren Gerichts bei Gruchot Bd. 25 S. 501 ist die Verletzung eines solchen 
Sonderrechts auch in dem Falle angenommen, wenn ein Mitglied zu einer 
Umlage herangezogen wird, welche zur Deckung von Kosten, welche dem 
Patron zur Last fallen, bestimmt war. 


Pe © EEG 


Winkler, Die Reform des kirchlichen Steuerrechts in Preussen. 319 


Lebensverhältnisse ergibt sich bei verschiedenem religiösen 
Bekenntnis für jeden Ehegatten die Pflicht, zur Befriedigung 
der kirchlichen Bedürfnisse und Pflichten des anderen Ehe- 
gatten in gleichem Masse beizutragen. Es entspricht dies 
dem Wesen der Ehe in weit höherem Masse, als eine Be- 
messung der Steuerpflicht nach dem Einkommen jedes Ehe- 
gatten. Einer Anwendung des gleichen Grundsatzes auf die 
eigene etwaige Steuerpflicht des nicht evangelischen Eheteils 
gegenüber seiner Religionsgemeinschaft würde seitens der 

Landeskirche ein Bedenken nicht entgegenstehen.“ 

Beide Vorschläge haben wegen ihrer Einfachheit und wegen 
der Folge, dass die besondere komplizierte Steuerveranlagung 
beider Eheleute mit dem entsprechenden Kostenaufwande erspart 
wird, etwas sehr Bestechendes an sich und es mag 
darauf hingewiesen werden, dass z. B. auch im Art. 68 des 
Württembergischen Kirchengemeindegesetzes vom 14. Juni 1887 ! 
die Halbteilung für Mischehen bestimmt ist. Jeder der bei- 
den Vorschläge ist im Anschlusse an die bisherige staatliche 
Steuerveranlagung an sich praktisch durchführbar und es ist, 
wenn eine entsprechende gesetzliche Festlegung für beide Kon- 
fessionen erfolgt, wohl auch anzunehmen, dass unter den Kirchen- 
gemeinden der beiden Bekenntnisse eine Ausgleichung stattfindet 
und eine erhebliche Schädigung der einen oder der anderen 
Kirche wenigstens im Gesamtergebnisse nicht stattfindet. Beide 
Vorschläge stehen aber ım Widerspruche mit dem bestehenden 
Rechte. Wenn sich dies bezüglich des Frank’schen Vorschlages 
schon aus den früheren Ausführungen ergibt, so gilt dies auch 
von dem Vorschlage der Generalsynode. Denn wenn der letztere 
Vorschlag eine Beitragspflicht des einen Ehegatten für 
die kirchlichen Bedürfnisse des anderen statuiert und man ge- 
neigt wäre, diese Beitragspflicht aus der gegenseitigen gesetzlichen 
Alimentationspflicht der Eheleute ($S$ 174 und 185 II 1 ALR. 


1 abgedruckt im Ergänzungsband I, der geltenden Verfassungsgesetze 
der evangelischen deutschen Landeskirchen von Friedberg 8. 109 fg. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIV. 3. 9] 
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und & 1360 BGB.) herzuleiten, so steht doch dieser Annahme 
das geltende positive Recht entgegen, da durch die die sedes 
materiae darstellenden Bestimmungen der SS 270 und 261 II 11 
ALR diese Beitragspflicht und überhaupt jede kirchenrechtliche 
Verpflichtung des einen Ehegatten zu gunsten des einer fremden 
Religionsgemeinschaft angehörigen anderen Ehegatten direkt aus- 
geschlossen wird. Das Wesentliche ist aber, dass — wie 
auch in der mitgeteilten Begründung rückhaltlos zugestanden 
wird — das für das kirchliche Besteuerungsrecht bestehende all- 
gemein gültige Grundprinzip — die Bemessung der Kir- 
chensteuernach den Einkommensverhältnissen 
— vollständig durchbrochen und aufgegeben und das kirchliche 
Besteuerungsrecht ausnahmsweise für die Mischehen 
auf ein ganz anderes Prinzip gestellt wird. Hierüber muss man 
sich, wenn man zu diesen Vorschlägen Stellung nimmt, klar sein 
und es drängt sich daher die Frage auf, ob die Mischehe 
solche Charaktereigentümlichkeiten aufweist, dass zu ihren gun- 
sten eine spezielle grundsätzliche Abänderung des 
kirchlichen Steuerrechts erforderlich ist. Diese Frage muss 
ich verneinen. Wenn auch die Mischehe — sofern 
nicht religiöse Gleichgültigkeit der Beteiligten bei ihrer Eingehung 
mitwirkt — auf der Grundlage der gegenseitigen Duldung der 
religiösen Anschauungen der Eheleute aufgebaut ist, so folst 
doch aus dieser besonderen Betätigung des Paritätsgedankens 
noch nicht, dass der eine Ehegatte mit seinem Einkommen zu 
den Lasten der Kirchengemeinschaft des anderen beizusteuern 
hat, zumal die Bezahlung der Kirchensteuer nicht einmal die 
notwendige Bedingung für die Ausübung der kirchlichen Rechte 
ist. Es enspricht nicht dem gesunden Sinne des Volkes, aus 
‚eigenen Mitteln eine fremde Religionsgemeinschaft zu unterstützen, 
die begriftlich die eigene Konfession ausschliesst und, auch von 
eigentlichen Kanıpfesperioden abgesehen, mehr oder weniger heftig 
bekämpft. Und wenn der Grundsatz, dass jeder Ehegatte „in 
gleicher Weise“ wie für seine eigenen, so auch für die 
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kirchlichen Bedürfnisse des anderen Eheteils aus seinem Einkom- 
men beizusteuern hat, theoretisch zu billigen wäre, so wird er 
sich in der Praxis häufig, vielleicht in der überwiegenden Mehr- 
zahl der Fälle, als höchst problematisch herausstellen. 
Denn wenn die beiden Kirchengemeinden — wie es wahrschein- 
lich die Regel bilden wird — die Kirchensteuer nicht in der- 
selben Höhe erheben, sondern — mindestens zum Teil — recht 
erheblich von einander abweichende Prozentsätze von den staat- 
lichen Steuern berechnen !, so würde die Durchführung des Vor- 
schlages der Gesetzentwürfe zu einer krassen Ungerech- 
tigkeit führen, da der Einkommen besitzende Eheteil zu gun- 
sten des einkommenlosen anderen Ehegatten an die fremde Re- 
ligionsgemeinschaft erhebliche höhere Kirchensteuern als an seine 
Kirche zahlen müsste. Es kommt dazu, dass das Prinzip der 
Halbteilung sich rechtlich an die jetzt nur noch im geringeren 
Umfange in Preussen geltende Gütergemeinschaft anschliesst, wäh- 
rend es mit dem geltenden gesetzlichen Güterrechte des BGB. 
begrifflich unvereinbar is. Wenn in letzterer Beziehung der 
Frank’sche Entwurf materiell rechtlich den Vorzug verdient, so 
ist doch auf keinem dieser beiden Wege die Verletzung der 
berechtigten Individualinteressen der Kirchensteuerpflichtigen zu 
vermeiden. Und wenn namentlich von der Kirchensteuer gelten 
muss, dass Ausnahmebestimmungen unzulässig sind und 
dass die absolute Gerechtigkeit der Steuer möglichst ge- 
währleistet wird, so erscheinen beide Vorschläge als unannelımbar 
und ist es sicher zu erwarten, dass sie in den beteiligten Kreisen 
heftigen und zwar berechtigten Widerstand finden werden. Trotz 
alledem würde ich wegen der praktischen Handlichkeit und 
Einfachheit des Verfahrens eine gesetzliche Regelung der 
Frage in der Art, dass je nachdem an einem Orte im allge- 
meinen in der Ehe das gesetzliche Güterrecht oder die Güter- 


ı So werden z. B. in Hagen seit Jahren von der evangelischen Kirche 
300/, von der katholischen Kirche dagegen 750/, der Einkommensteuer als 
Kirchensteuer erhoben. 
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gemeinschaft gilt, die alleinige volle Erhebung der Kirchensteuer 
von dem Ehemanne oder die Halbteilung stattzufinden hat, em- 
pfehlen, wenn nicht auch in anderen Fällen zum Zwecke einer 
gerechten Verteilung der Kirchensteuern eine besondere Ein- 
kommensteuerveranlagung erforderlich ist. 

Nach den $$ 13 und 17 des kirchlichen Gesetzentwurfes und 
den entsprechenden 88 des staatlichen Gesetzentwurfes II soll 
in Fällen, in welchen die staatlich veranlagte Steuer nicht die 
unveränderte Grundlage der kirchlichen Steuerzuschläge bildet, 
eine besondere Veranlagung zur Kirchensteuer seitens der 
Kirchenbehörden stattfinden. Es sind dies nach den $$ 4, 7 
und 8 der beiden Gesetzentwürfe folgende Fälle: 

1) Hinsichtlich der Gemeindemitglieder mit 
mehrfachem Wohnsitz besteht nach den $$ 264, 265, 
739 II 11 ALR. ein Steuerrecht zu gunsten jeder Parochial- 
kirche als deren Eingepfarrter das Mitglied anzusehen ist!, Hier 
versagt die allgemeine staatliche Einkommensteuerveranlagung, 
weil nach $ 20 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes entweder 
die Veranlagung — nach der Wahl des Steuerpflichtigen — nur 
an einem Orte erfolgt oder, wenn die Veranlagung an meh- 
reren Orten stattgefunden hat, nur diejenige Veranlagung gilt, 
bei welcher die Einschätzung zu dem höchsten Steuerbetrage er- 
folgte und weil zum Zwecke der Vermeidung einer Doppelbe- 
steuerung wegen der kirchlichen Besteuerung für jeden Ort 
besondere Teileinkommensteuerveranlagungen erforderlich sind. 
Diese Frage ist in den $$ 4 der Gesetzentwürfe durchaus ange- 
messen in der Weise geregelt, dass die in den 88 49 bis 51 des 
Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 und 30. Juli 1895 
enthaltenen Rechtsgrundsätze auf das kirchliche Besteuerungsrecht 
sinngemäss angewendet werden sollen °. 


i vgl. die näheren Ausführungen in der Begründung des kirchlichen Ge- 
setzentwurfes zu & 4 a. a. OÖ. S. 114 bis 118 und Förster a. a. O. Note 18 
zu $ 21 8. 29. 

® vgl. auch Crisolli und Schulz a. a. O. Note 9 zu 8 56 S, 172 und 173 
und Müller-Schuster a. a, O. S. 23, 38. 

® Will man, wie dies die Entwürfe bezüglich der Mischehen vorschla- 
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2) Es ist anerkannten Rechtens, dass — wenigstens sofern 
nicht eine abweichende Observanz entgegensteht — Geistliche 
und Kirchenbeamte in Bezug auf ihr Diensteinkommen 
von der Kirchensteuer befreit sind und wird dieses Vorrecht 
durch die $8$ 7 der beiden Entwürfe noch erweitert!. Auch für 
diese Fälle bietet die allgemeine staatliche Einkommensteuerver- 
anlagung nicht eine ausreichende Grundlage für die Kirchen- 
steuer. Denn nach 8 7 des Einkommensteuergesetzes wird in 
der Rubrik Nr. 4 (Einkommen aus Gewinn bringender Beschäf- 
tigung u. s. w.) das Diensteinkommen nicht getrennt aufgeführt 
und andererseits genügt es nicht, rechnerisch dieses Einkommen 
zu kürzen, sondern es ist, wie bereits oben angegeben wurde, 
eine besondere Teileinkommensteuerveranlagung erforderlich. 

3) Ebenso verhält es sich, wenn in den Fällen der $$S 8 der 
beiden Gesetzentwürfe infolge spezieller Rechtstitel z.B. 
bei Lehrern ein Teil des Gesamteinkommens der Pflichtigen zur 
Kirchensteuer nicht herangezogen werden darf ?. 

Es tritt meines Erachtens noch folgender, in den Gesetz- 
entwürfen nicht erwähnter Fall hinzu: 

4) Nach $ 84 II 2 ALR. insbesondere in Verbindung mit 
den 88 272, 273 II 11 das. besitzen Hauskinder, welche 
das 14. Lebensjahr zurückgelegt haben, auch wenn sie in elter- 


gen, auf die Erreichung der materiellen Gerechtigkeit verzichten, so würde 
kaum ein Bedenken entgegenstehen, zur Vereinfachung des Verfahrens, hier 
eine Teilung der Steuer nach der Zahl der beteiligten Parochien eintreten 
zu lassen. Einen solehen Vorschlag macht in Beziehung auf das Württem- 
bergische Recht (vgl. oben S. 319 N. 1 Hermann Zeller 8. 10 der Nummer 2 
des Evangelischen Kirchenblattes für Württemberg vom 9. Januar 1904. Das 
" Kirchengesetz für Hamburg vom 27. Mai 1886, abgedruckt bei Friedberg 
(vgl. N. 1 S. 319) S. 173 schliesst eine Besteuerung an mehreren Orten aus 
und lässt ev. die Zentralkommission für die Kirchensteuer entscheiden. 

1 vgl. Begründung des kirchlichen GE. zu 87a. a. O. S. 126 bis 128, 
Förster a. a. O. Note 18 zu $ 21 S. 29, Crisolli und Schulz a. a. O. Note 8 
zu 8 56 S. 172 und Müller-Schuster Erg. 14 und 15 zu $ 3 8. 36, 37. 

2 vgl. Förster a. a. O. Note 18 zu $ 21 S. 29, Müller-Schuster Erg. 13 
und 15 S. 35 bis 37 und im übrigen Begründung a. a. 0. zu $8 S. 128, 129. 
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licher Gewalt stehen und wirtschaftlich unselbständig sind’, ein 
selbständiges kirchliches Mitgliedrecht?. Folgerichtig sind sie, 
soweit se eigenes Einkommen besitzen®, an sich kir- 
chensteu erpflichtig. Mag man auch, wie bei der Ehefrau 
in der Einheitsehe, von der Annalıme einer besonderen Steuer- 
pflicht absehen, wenn sie zu der Konfession ihrer beiden Eltern- 
teile gehören, so wird man doch ihre besondere Steuerpflicht 
anerkennen müssen, wenn die Eltern in einer Mischehe leben 
($ 272 II 11 ALR.) oder, wenn sie — mag eine Mischehe be- 
stehen oder nicht — zu einer anderen Religionspartei als die 
beiden Eltern gehören ($ 273 II 11 das... Für eine solche 
Besteuerung der Hauskinder ist in der staatlichen Veranlagung 
nicht durchweg die geeignete Grundlage vorhanden. Denn 
nach 8 11 des Einkommensteuergesetzes findet bei solchen Haus- 
kindern eine selbständige Veranlagung nur dann statt, wenn sie 
ein der Verfügung des Haushaltungsvorstan- 
desnicht unterliegendes Einkommen besitzen und 
wird auch hierbei dasjenige Einkommen, welches sie aus der 
Beihilfe in dem Geschäft des Haushaltungs- 
vorstandes beziehen, nicht berücksichtigt. Es findet also 
eine besondere Veranlagung des letzteren Einkommens über- 
haupt nicht und eine besondere Veranlagung ihres sonstigen 
Einkommens dann, wenn es von dem Haushaltungsvorstande 
(Vater, Vormund u. s. w.) verwaltet wird, nicht statt In 
diesen Füllen bedarf es demnach nach einer im $ Il a.a. O. 
nicht vorgesehenen besonderen Veranlagung, wenn die selb- 
ständige Steuerpflicht der Hauskinder verwirklicht wer- 


1 vgl. Fuisting a. a. O. Note 8 zu $ 11 S. 94, 9. 

” vgl. u.a. v. Rönne, Ergänzungen z. ALR. (7. Ausgabe 1888) Bd 4 S. 97 
unter 2® und Johow, Jahrbuch der Entscheidungen des Kammergerichts 
Bd. 20 S. A 248 fg. und Bd. 27 S. A 19 fg. 

° vgl. $3 1650, 1651, 1656, 1662, 1666 u. 1679, 1680 in Verbindung mit 
8 1649 BGB. 

* vgl. namentlich die $$ 1638, 1647, 1666 Abs. 2, 1670, 1676 bis 1681. 
1635 BGB. vgl. Leske, Allg. Landrecht und BGB. Bd. II $ 211 S. 860 fg. 
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den soll. Dies ist ausserdem noch in dem folgenden beson- 
deren Falle notwendig, Nach 8 34 Nr. 8 der Militär- 
kirchenordnung vom 12. Februar 1832 (GS. S. 69) ge- 
hören die Kinder von Eltern, welche Mitglieder der Militär- 
kirchengemeinden und als solche von der Kirchensteuer befreit 
sind, nur so lange, als sie sich im väterlichen Hause befinden, 
zu der Militärkirchengemeinde. Sind sie nicht mehr im väter- 
lichen Hause, so gehören sie zur Zivilkirchengemeinde ihres Wohn- 
ortes und sind demnach, sofern sie 14 Jahre alt sind und eigenes 
Vermögen besitzen, kirchensteuerpflichtig, müssen da- 
her an dem Orte, an welchem sie rechtlich ıhren Wohnsitz haben, 
besonders veranlagt werden (vgl. 88 278, 279 IT11 ALR.). Nach 
den Grundsätzen des Einkommensteuergesetzes werden aber Haus- 
kinder, welche sich z. B. zwecks ihrer Ausbildung auswärts auf- 
halten, nicht besonders veranlagt, sondern nach 8 11 als 
zum Haushalte gehörig betrachtet (vgl. Fuisting a. a. ©. Note 4 
zu 8 1 S. 9 und Note 2 zu $ 11 8. 90, 91). 

Es ist, wie ich glaube, eine Forderung der Gerechtig- 
keit, dieses Sonderbesteuerungsrecht der Hauskinder mit der 
angegebenen Einschränkung praktisch durchzuführen, denn ab- 
gesehen davon, dass bei der Konkurrenz mehrerer Kirchenge- 
meinden eine gerechte Verteilung der Kirchensteuer sonst nicht 
möglich ist, führt das bisherige Verfahren, das Einkommen der 
Hauskinder schlechthin dem Vater bezüglich bei der Misch- 
ehe beiden Eltern anteilig zuzurechnen, infolge der progres- 
siven Natur der Steuer zu einer ungerechten Mehrbelastung 
der Steuerpflichtigen ?. 

Wenn hiernach noch in einer grösseren Zahl von 
Fällen eine besondere Einkommen- und bez. 
_  tygl. $ 28 des kirchlichen GE. und dazu Begründung a. a. O. 8, 144, 
$ 34 des staatl. GE. II, Crisolli und Schulz a. a. OÖ. Note 7 zu 8 56 8. 171 
und 172 und Müller-Schuster Erg. 7 zu $ 2 S. 25, 26 und Erg. 21 zu $ 3 
S. 39. 


% Bleibt das Einkommen bis 900 Mark von der Kirchensteuer frei, so 
müsste es auch bei dem gleichen Einkommen des Hauskindes der Fall sein. 
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Teileinkommensteuerveranlagung geboten ist, 
um eine umfassende und gerechte Ausgestaltung des 
kirchlichen Besteuerungsrechtes zu ermöglichen, so liegt nach 
meiner Meimung kein Grund vor, das Steuerrecht bezüglich 
der Mischehen wegen der kaum grösseren Schwierigkeiten, 
welche in diesem Falle mit der besonderen Veranlagung verbun- 
den sein werden, anders als gegenüber den sämtlichen übrigen 
Steuerpflichtigen und noch dazu ganz prinzipwidrig zu 
behandeln. Es scheint mir daher dringend not- 
wendig, dassderinden&$S5 derbeiden Vorla- 
gen gemachte Vorschlag abgelehnt und die 
Kirchensteuer auch bei den Mischehen, wie 
ausnahmslos in allen anderen Fällen, streng 
nach den Einkommensverhältnissen der Ehe- 
leute, welche erforderlichen Falles durch eine besondere 
Veranlagung zu,ermitteln wären, bemessen und verteilt 
wird. Nur auf diesem Wege kann die absolute Gerech- 
tigkeit erreicht werden. Wenn dies das Ziel bei jeder Steuer 
sein muss, so muss dies — wie einem Widerspruche nicht be- 
geımen wird — ganz besonders von einer kirchlichen 
Steuer gelten. 

Es fragt sich weiter, ob diese erforderliche besondere 
Steuerveranlagung, wie in den 88 13, 16 und 17 des 
kirchlichen Gesetzentwurfes und des staatlichen Entwurfes II vor- 
geschlagen wird, den kirchlichen Organen! zu übertragen 
ist, oder ob hierfür namentlich mit Rücksicht auf die Notwen- 
digkeit, in Fällen der Konkurrenz mehrerer Kirchen- 
gemeinden eine dieselben bindende einheitliche Entschei- 
dung herbeizuführen, die Zuständigkeit der staatlichen V.er- 
anlagungskommission zu begründen ist. 

Unzweifelhaft muss die eigentliche Umlagenberechnung, 
d. h. die Berechnung der auf die einzelnen Pflichtigen auf der 


! dem evangelischen Gemeindekirchenrat (Presbyterium — Kirchenkol- 
legium) bez. dem katholischen Kirchenvorstande. 
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Grundlage der staatlichen Veranlagung entfallenden Beträge, den 
kirchlichen Behörden überlassen bleiben. Diese rechnerische 
Tätigkeit der kirchlichen Organe nimmt in folgenden Fällen 
einen weitergehenden Umfang an: 

a) Der Patron oder ein sonst speziell Verpflich- 
teter, welcher nach dem bestehenden Rechte für einzelne kırch- 
liche Zwecke, vor allen zu den Baukosten, nach besonderen 
Grundsätzen beizutragen hat, ist — wenn er in der Kirchenge- 
meinde wohnt und deshalb die allgemeine Kirchensteuer zu be- 
zahlen hat —, damit eine Doppelbesteuerung vermieden 
wird, von der Kirchensteuer inso weit freizulassen, als die Kıir- 
chensteuer zur Deckung dieser Bedürfnisse ausgeschrieben ist!. 

b) In den $$ 12 der beiden Gesetzentwürfe ist es, ähnlich 
wie im $ 20 Abs. 2 des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 
1893 vorgesehen, dass, wenn Einrichtungen oder Aufwendungen 
in besonders hervorragendem Masse einem Teile der Kirchen- 
gemeinde zugute kommen, diesem Teile der Mitglieder eine ent- 
sprechende Mehrbelastung (Sonderbelastung) auferlegt werden 
kann °. 

c) Hinsichtlich des Beitrages, den die Mitglieder der sog. 
Gastgemeinden nach den SS 297 fg. II 11 ALR. zu der 
Kirchensteuer der Parochialgemeinden zu zahlen haben, ist — 
soweit die Beitragspflicht nicht durch Beiträge geregelt ist — 
im Einzelfalle seitens der kirchlichen Organe mit Genehmigung 
der kirchlichen und staatlichen vorgesetzten Behörden besondere 
Bestimmung zu trefien® und wird in der Regel eine Heran- 


ı vgl. die $S 6 des kirchl. GE. und des staatl. GE. II, die Begründung 
zu dem 8 6 des ersteren GE. a. a. O. S. 121 bis 124, Crisolli und Schulz 
Note 2 zu $ 56 VO. S. 170 und Müller-Schuster Erg. Nr. 12 zu$3 KO. S. 35. 

* vgl. Begründung zu $ 12 des kirchl. GE. a. a. 0. S. 132 bis 134 und 
insbesondere die dort aufgeführten Fälle der Töchterkirchen ($ 245 
II 11 ALR.), der Kapellengemeinden $ 728 a. a. O.) und der besonderen 
Kirchhöfe ($$ 761, 762 a. a. O\. 

® vgl. Crisolli und Schulz Note 5 zu 8 56 VO. S. 170 und Müller-Schuster 
Erg. 10 zu $1 und Erg. 18 zu $S3 KO. S. 18, 19 und S. 37). In den Ge- 


328 Abhandlungen. 


ziehung nur zu einem Teile der aufzubringenden gesamten 
Kirchensteuer stattfinden. 

d) Nach dem 8 3 in Verbindung mit 8 1 des Gesetzes be- 
treffend den Austritt aus der Kirche vom 14. Mai 1873 (GS. 
S. 207) hat der Austretende und der von einer Kirche zu 
einer anderen Uebertretende zu den Kosten eines ausser- 
ordentlichen Baues, dessen Notwendigkeit vor Ablauf des Ka- 
lenderjahres, in welchem der Austritt oder Uebertritt erklärt 
wird, festgestellt ist, noch bis zum Ablaufe des zweiten auf diese 
Erklärung folgenden Jahres beizutragen '!. 

e) Nach den 88 15 der beiden Gesetzentwürfe kann bei der 
Veränderung von Pfarrbezirken sowie zur Ausgleichung für er- 
hebliche Aufwendungen einer Kirchengemeinde für eine bestimmte 
Zahl von Jahren ausser der Freilassung auch eine verminderte 
Heranziehung einzelner Steuerpflichtiger beschlossen werden? und 
kann dies unbedenklich auch in der Art geschehen, dass sie nur 
zu einem Teile der ganzen Kirchensteuer beizutragen haben. 

In diesen Fällen ist aus dem Gesamtbetrage des 
Steuerbedarfs derjenige Teil auszuscheiden, bezüglich besonders 
zu berechnen, welcher steuerfrei bleibt (Fall a, c, e), oder welcher 
Gegenstand einer besonderen Besteuerung wird (Fall b und d) 
und die Kirchensteuer in der Weise festzusetzen, dass im Ver- 
hältnisse dieser Teilbeträge zur Hauptsumme die Steuer in den 


Fällen a, c, d und e reduziert und im Falle zu b dem in Be- 


tracht kommenden Massstabe entsprechend erhöht wird. Selbst- 
verständlich kann anstatt dessen ın den Fällen zu c und e der 
Zuschlag auch abweichend von dem zu Grunde zu legenden Steuer- 
satz bestimmt werden. 

Da es sich auch in diesen Fällen nur um eine rechnerische 


setzentwürfenistdieseFrage nicht besonders geregelt, 
jedoch dürfte dieserwünscht sein. 

ı In den $S$ 3 der beiden Gesetzentwürfe ist diese Vorschrift des Ges. 
vom 14. Mai 1873 ausdrücklich aufrecht erhalten. 

* vgl. die Begründung zu $ 15 des kirchlich. GE. a. a. O. S. 135. 136. 
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Tätigkeit handelt, welche die kirchlichen Organe auf der Grund- 
lage der staatlichen Veranlagung ausführen, so wird hierdurch 
nicht die Notwendigkeit dargetan, ihnen auch die rein steuer- 
liche technische besondere Veranlagungsar- 
beit zu übertragen. 

Es ist schon oben unter Berufung auf eine Reichsgerichts- 
entscheidung angeführt, dass die Steuerveranlagung ein aus- 
schliesslich dem Staate vorbehaltenes Recht ist. Wie wichtig 
dieser Grundsatz ist, geht daraus hervor, dass nach dem Gesetze 
vom 14. Juli 1893 wegen Aufhebung direkter Staatssteuern (GS. 
S. 119) die Veranlagung der Grund-, Gebäude- und Gewerbe- 
steuer trotz ihrer Ueberweisung an die Gemeinden dem Staate 
verblieben ist. Allerdings hat dieses Prinzip bei dem Ge- 
meindesteuerrecht nicht vollständig aufrecht erhalten wer- 
den können, indem nach den 88 61 fg. des Kommunalabgaben- 
gesetzes vom 14. Juli 1893 namentlich mit Rücksicht auf das 
bestehende Beamtenprivileg ($S 41) und die erforderliche beson- 
dere Veranlagung von Teileinkommen ($$ 36, 47 bis 52) der Ge- 
meinde ein eigenes subsidiäres Veranlagungsrecht bewilligt werden 
musste, soweit die staatliche Veranlagung nicht die unveränderte 
Grundlage für die Veranlagung der Gemeindesteuern bilden kann. 
Wenn die vorliegenden Gesetzentwürfe nach dem Vorgange des 
Kommunalabgabengesetzes diese besondere Veranlagung auf die 
kirchlichen Behörden übertragen wollen, so könnte, nachdem das 
Prinzip einmal zu Gunsten des Gemeindesteuerrechts durchbrochen 
ist, hiergegen grundsätzlich ein Widerspruch nicht erhoben wer- 
den. Allein es scheinen mir doch folgende Erwägungen da- 
gegen zu sprechen: 

Abgesehen von der Analogie des Gemeindesteuerrechts ist 
für diese Art der Regelung der Frage in der Begründung zum 
kirchlichen Gesetzentwurfe nichts beigebracht, im Gegenteil ist 
zu $ 5 (a. a. O.) hervorgehoben, dass das Eindringen der Kir- 
chenbehörde in die güterrechtlichen Verhältnisse der Eheleute 
zum Zwecke der Steuerveranlagung für die Beteiligten „höchst 
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peinlich“ sei. Ein gleiches tieferes Eindringen in die Vermögens- 
verhältnisse der Steuerpflichtigen und in die ihnen zugrunde liegen- 
den besonderen rechtlichen Beziehungen müsste aber seitens der 
kirchlichen Organe auch in den anderen, oben unter 1 bis 4 er- 
örterten Fällen stattfinden, wenn das besondere Veranlagungs- 
geschäft in die Hände der Kirchenbehörde gelegt würde. Es 
kommt dazu, dass nach den Vorlagen nicht für eine ausreichende 
Sicherstellung des kirchlichen Veranlagungsrechts gesorgt ist. 
Es werden zwar die Strafvorschriften der 88 79 bis 81 des Kom- 
munalabgabengesetzes sinngemäss für anwendbar erklärt, auch 
den Kirchenbehörden die ihnen schon nach 8 42 II6 ALR. zu- 
stehenden analogen Befugnisse aus dem 8 63 Abs. 2 bis 5 des- 
selben Gesetzes eingeräumt’, allein eine dem $ 68 des Einkom- 
mensteuergesetzes bez. dem $ 82 des Kommunalabgabengesetzes 
entsprechende Strafvorschrift ist nicht in die Vorlagen aufge- 
nommen. Diesistaberunbedenklich notwendig, 
wenn die Befugnis der Kirchenbehörde zur Vorbereitung der 
besonderen Veranlagung von den Steuerpflichtigen Auskunft zu 
verlangen, genügend sichergestellt werden soll. Nun besteht zwar 
kein Bedenken, noch eine solche Strafvorschrift in das Gesetz 
aufzunehmen, wenn auch selbstverständlich den kirchlichen Be- 
hörden ein eigenes administratives Strafrecht nicht eingeräumt 
werden kann, allein es muss die Frage aufgeworfen werden, ob 
es den Wünschen und Interessen der Kirchenbehörden entspre- 
chen wird, ihre Mitglieder bei der Staatsanwaltschaft anzuzeigen, 
wenn sie sich der Auskunftspflicht entziehen oder eine Steuer- 
entziehung begehen. Soviel ist sicher klar, dass in der Hand 
einer staatlichen Behörde diese zur Sicherstellung des Veranla- 
gungsgeschäftes notwendigen Zwangsbefugnisse zu einer ganz an- 


! vgl. $ 17 des kirchlichen GE., Art. III des staatl. GE. I. und S$ 17 
und 31 der GE. II. Die $$ 79 bis 81 des Kommunalabgabengesetzes entspre- 
chen den $8$ 66, 69 und 70 des Einkommensteuergesetzes, der $ 68 des erste- 
ren Gesetzes ist durch den $ 82 des Kommunalabgabengesetzes ersetzt und 
erweitert. 
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deren tatkräftigen und wirksamen Ausübung gelangen, als wenn 
die Veranlagung kirchlichen Organen anvertraut wird. Wenn 
daher auch dieser Gesichtspunkt eine Berücksichtigung verdient, 
so spricht doch gegen die Berechtigung des Stand- 
punktes der Entwürfe m. E.s namentlich folgendes. 

Nach den Vorlagen selbst kann die besondere staat- 
liche Veranlagung nicht vollständig entbehrt werden. Es 
wird nämlich in dem 8 21 des kirchlichen GE. und in dem da- 
mit übereinstimmenden & 24 des staatlichen GE. II bestimmt '!. 

„Im Falle der Heranziehung zur Kirchensteuer seitens 
mehrerer Kirchengemeinden kann der Steuerpflichtige an 

Stelle des Einspruchs gegen die Heranziehung oder Veran- 

lagung in jeder einzelnen der beteiligten Gemeinden auch 

einen Antrag auf Verteilung des kirchensteuerpflichtigen Ein- 
kommens auf die mehreren Kirchengemeinden seitens der zu- 
ständigen Staatsbehörde stellen. 

Der Verteilungsantrag tritt alsdann an die Stelle des Ein- 
spruchs.* 

Bei dieser dem $ 71 des Kommunalabgabengesetzes nach- 
gebildeten Vorschrift ist diePrinzipwidrigkeit mit unter- 
gelaufen, dass auch über die nicht dem Steuerrecht, sondern dem 
Kirchenrecht angehörende Frage betr. die Berechtigung der Kir- 
chengemeinde zur Heranziehung des Pflichtigen die Staatsbehörde 
mitzuentscheiden hat, während in den übrigen Fällen hierüber 
auf eingelegten Einspruch der Gemeindekirchenrat und der Kir- 
chenvorstand entscheidet und es an sich folgerichtiger wäre, die- 
sen Verteilungsantrag erst zuzulassen, wenn durch Verwerfung 
des Einspruches feststeht, dass eine Heranziehung des Pflichtigen 
seitens mehrerer Kirchengemeinden stattfindet. Die vorgeschla- 
gene vorherige Anhörung der beteiligten Kirchengemeinden und 
Konsistorien würde kaum einen genügenden Ersatz für diese Be- 
schränkung des Rechts der kirchlichen Organe bieten. Ueberdies ist, 


! vgl. hierzu IV 8 2 des staatl. GE. und $ 25 staatl. GE. II. 
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wie aus den obigen Ausführungen hervorgeht, die Kirchenbehörde 
gar nicht in der Lage in befriedigender Weise die vorherige Ver- 
anlagung vorzunehmen, welche doch — ähnlich wie im & 71 des 
Kommunalabgabengesetzes die vorherige örtliche Einschätzung — 
die Grundlage dieses Verfahrens bilden müsste. Ausserdem ist 
es nicht recht verständlich, weshalb dieses Antragsrecht nicht 
auch den beteiligten Kirchengemeinden, die das- 
selbe Interesse, wie der Steuerpflichtige an der richtigen Ver- 
teilung der Kirchensteuer haben, gewährt werden soll. 

Wenig glücklich ist auch die Regelung der Zuständigkeits- 
frage, wenn Kirchengemeinden aus verschiedenen Verwaltungs- 
bezirken — unter Berücksichtigung der bisherigen Zuständigkeit 
des Regierungspräsidenten die Regierungsbezirke — kon- 
kurrieren, indem vorgeschlagen wird, dass die Verwaltungsbe- 
hörde desjenigen Bezirkes entscheiden soll, in welchem die Kir- 
chengemeinde liegt, derenZahlungsaufforderung dem 
Steuerpflichtigen „ausweislich seines Antra- 
ges* zuerst zugegangen ist. Die Zuständigkeit wird 
hienach durch einen rein zufälligen, materiell ganz bedeutungs- 
losen Umstand bestimmt. Richtiger ist es jedenfalls die Frage 
analog zu regeln, wie es bei der Gemeindesteuer geschehen ist!, 
oder noch einfacher und praktischer — da zunächst eine nach 
vorstehender Darlegung allerdings sachgemäss nicht ausführbare 
Veranlagung seitens der einzelnen Kirchenbehörden erfolgt — 
im Anschlusse an das im & 20 Absatz 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes ausgesprochene Prinzip die Verwaltungsbehörde desjeni- 
gen Bezirks für zuständig zu erklären, welchem diejenige Kir- 
chengemeinde angehört, in der die Einschätzung zu 
dem höchsten Steuerbetrage stattgefunden hat. Er- 


! vgl. die ähnliche Regelung der Verteilung der Steuer in dem $ 71 
Abs. 4 des Kommunalabgabengesetzes in Verbindung mit $ 58 des Gesetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883, hiernach wird die 
entscheidende Behörde vom Oberverwaltungsgericht bez. dem Oberpräsi- 
denten und dem Minister des Innern bestimmt. 
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scheint endlich in den hier in Betracht kommenden Fällen das 
Eingreifen der Staatsbehörde vom Standpunkte der Gesetzent- 
entwürfe als wünschenswert und ist. zu erwarten, dass von dieser 
Befugnis der weitgehendste Gebrauch gemacht wird, so ist es 
nicht recht einzusehen, weshalb man nicht diese Regelung obli- 
gatorisch macht. 

Tritt man diesen Ausführungen bei, so ergibt sich, dass 
schon von dem Standpunkte der Gesetzentwürfe aus in dem wich- 
tigsten oben erörterten Falle zu lL — wie es dann auch bei der 
Alischehe geschehen müsste — diese staatliche Veranlagung Platz 
greift, es ist dann nur folgerichtig, dieses Verfahren auch dann 
eintreten zu lassen, wenn — wie es im Falle zu 4 notwendig 
werden kann — gegenüber der allgemeinen staatlichen Gesamt- 
veranlagung — eine Verteilung der Kirchensteuer unter meh- 
rere Mitglieder derselben Kirchengemeinde erforderlich wird. 
Von hier aus bis zur konsequenten Durchführung 
derbesonderen staatlichen Veranlagung auch in 
den oben zu 2 und 3 angeführten Füllen ist nur ein kleiner 
Schritt, der nach meiner Ansicht aus folgenden Gründen getan 
werden müsste: 

I) Die Zusammensetzung der kirchlichen Organe, welchen 
nach den Entwürfen die Veranlagung und die Entscheidung über 
den Einspruch überlassen werden soll, erfolgt in der Regel nach 
ganz anderen Gesichtspunkten als die Zusammensetzung des Ge- 
meindevorstandes oder des besonderen Steuerausschusses der Ge- 
meinde, welchem nach & 61 des Komunalabgabengesetzes die 
besondere Veranlagung der Gemeindesteuer und nach 8 70 a. a. 0. 
die Entscheidung über den Einspruch obliegt. Es wird kaum 
einem begründeten Widerspruche begegnen, wenn ich behaupte, 
dass im Gegensatze zu den Gemeindebehörden den Mitgliedern 
der kirchlichen Organe diejenige Kenntnis der technisch-steuer- 
lichen Fragen, und des bürgerlichen und öffentlichen Rechts und 
diejenige praktische Erfahrung in der Anwendung dieser oft recht 
schwierigen Grundsätze fehlt, welche sie zu einer ordnungs- 
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mässigen, die Notwendigkeit der Einlegung von weiteren Rechts- 
mitteln möglichst ausschliessenden Erledigung des Veranlagungs- 
geschäfts befähigt und es ist auch kaum anzunehmen, dass die- 
selben bei längerer praktischer Uebung diese Fähigkeit erlangen. 
Die Gesetzesvorlagen enthalten hierübrigens 
eine recht fühlbare Lücke, da sie nicht bestim- 
men,nach welchen Grundsätzen diebesondere 
Veranlagung seitens der kirchlichen Organe 
ausgeführt werden soll. Nach der Art und Weise wie 
— nach meinen obigen Ausführungen — diese besondere Teil- 
einkommenveranlagung erfolgen muss, ist dieselbe in den 
meisten Fällen nicht ohne Kenntnis des gesamten Materials, 
welches den staatlichen Behörden bei der allgemeinen Einkom- 
mensteuerveranlagung vorgelegen hat, möglich. Ist es schon kaum 
wünschenswert, dass ohne dringende Not die Möglichkeit und 
die Gefahr begründet wird, die dem 8 80 des Kommunalabgaben- 
gesetzes entsprechende Strafvorschrift gegen die Mitglieder kirch- 
licher Organe in Anwendung zu bringen!, so ist es unzweifel- 
haft ausserordentlich unpraktisch mit dieser schwierigen, um- 
fangreichen und verantwortungsvollen Arbeit die Mitglieder des 
Gemeindekirchenrates und bez. des Kirchenvorstandes — sicher 
nicht ihren Wünschen entsprechend — zu belasten, wenn diese 
Arbeit von anderen Behörden, ich meine die staatliche Ver- 
anlagungskommission, die das gesamte Material schon 
kennt, viel leichter ohne besonders erheblichen Aufwand an 
Zeit und Kraft würde ausgeführt werden können. Mag man 
über die hier in Frage stehende Befähigung der Mitglieder der 
kirchlichen Organe denken, wie man will, das ist bestimmt 
nicht zu bestreiten, dass diese staatliche Kommission zur 
Erledigung des besonderen Veranlagungsgeschäfts die befähigt- 
ste und berufenste Behörde ist”. 


ı vgl. Art. III des staatl. GE. I und $ 31 des GE. II. 
? Würde die Frage so, wie in den Entwürfen geschehen ist, geregelt, 
so wird mit Rücksicht auf den zu 1 erörterten Fall den Kirchengemeinden 
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IH) Die Gesetzentwürfe (kirchl. GE. S 19 Abs. 3 und staatl. 
GE. II S 21 Abs. 3)! nehmen mit Recht den Standpunkt ein, 
dass die staatliche Veranlagung nicht mit den gegen die 
Heranziehung und Veranlagung zur Kirchensteuer gegebenen 
Rechtsmitteln angefochten werden kann, naturgemäss können 
gegenüber der staatlichen Veranlagung nur die im Einkommen- 
steuergesetz vorgesehenen Rechtsbehelfe Anwendung finden. Wenn 
in dieser Beziehung ein Dualismus der Rechtsmittel besteht 
und dieses bisher schon geübte Verfahren zu praktischen Schwie- 
rigkeiten nicht geführt hat, ist es folgerichtiger und praktisch 
einfacher, diesen Dualismus im kirchlichen Steuerrechte voll- 
ständig durchzuführen, während nach den Vorschlägen der Ge- 
setzentwürfe nur hinsichtlich der allgemeinen, nicht auch 
hinsichtlich der besonderen Veranlagung das Rechtsmittel- 
system des Einkommensteuergesetzes gelten würde. Es kommt 
hierbei insonderheit noch in Betracht, dass die Berufungs- 
kommission wegen ihrer grösseren praktischen Erfahrung in 
technisch steuerlichen Fragen und wegen ihrer Zusammensetzung 
mehr Gewähr für die Richtigkeit der Entscheidungen in der Be- 
schwerdeinstanz bieten wird als der nach den Entwürfen wohl 
in’s Auge gefasste Regierungspräsident. Wenn bei dieser 
Regelung der Zuständigkeitsfrage zu erwarten ist, dass die Be- 
schreitung der höchsten Rechtsmittelinstanz sich auf das ge- 
ringste Mass beschränken lässt, so wird andererseits zwischen 
dem allgemeinen und besonderen Veranlagungsgeschäft 
vielfach ein so enger Zusammenhang bestehen, dass auch für die 
Berufungskommission von dieser Einrichtung eine erheblich fühl- 
bare Mehrbelastung nicht zu besorgen ist. Ist dieses Verfahren 
zweckmässiger als das systemlose von den Entwürfen vorgeschla- 


auch die dem $ 62 Abs. 2 des Kommunalabgabengesetzes entsprechende Be- 
fugnis, von anderen Kirchenbehörden Auskunft zu verlangen, gewährt werden 
müssen. Demgemäss wären Art. IISIGE. I und SI8GE II 
entsprechend zu ergänzen. 

! Aehnlich auch $ 69 Abs. 3 des Kommunalabgabengesetzes. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIV. 3. 99 
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gene, so ist es erforderlich, dass die für die Kirchensteuer er- 
forderliche besondere Veranlagung in vollem Umfange 
der staatlichen Veranlagungskommission übertragen und dass ein 
zweifaches Rechtsmittelsystem angenommen wird. 

Aus diesen Erwägungen schlage ich vor, dass 
die Erledigung des besonderen Veranlagungsge- 
schäfts ausnahmslos in allen Fällen der staatli- 
chen Steuerveranlagungskommission zugewiesen 
wird, dass dem evangelischen Gemeindekirchen- 
rate (Presbyterium — Kirchenkollegium) und dem 
katholischen Kirchenvorstande nur die Entschei- 
dung der Frage über die Heranziehung der Pflich- 
tigen zur Kirchensteuer und die Umlagenberech- 
nung auf Grund der staatlichen allgemeinen und 
besonderen Steuerveranlagung zu überlassen ist, 
-dass dementsprechend der Dualismus im Rechts- 
mittelsystem in der Weise konsequent durchge- 
führt wird, dassbeider Anfechtung der staatlichen 
Steuerveranlagung die Rechtsmittel des Einkom- 
mensteuergesetzes, bei der Anfechtung der Be- 
schlüsse der Kirchenbehörde aber andere Rechts- 
mittel gegeben und dass zur Entscheidung der letz- 
teren besondere für die Beurteilung kirchenrecht- 
licher Fragen qualifizierte Behörden berufen 
werden. 

Bevor ich die dieserhalb noch notwendigen Vorschläge formu- 
liere und näher begründe, glaube ich noch zu folgenden Fragen 
Stellung nehmen zu sollen: 

A. Nach den SS 9 des kirchlichen Gesetzentwurfes und des 
staatlichen Gesetzentwurfes II sollen als Massstab der Umlegung 
der Kirchensteuer ausser der Staatseinkommensteuer! auch die 
staatlich veranlagten Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuer die- 


! Wegen der Ausscheidung der Kommunalsteuer vgl. oben Note S. 310, 
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nen!. Es mag sein, dass nach den 88 1, 3 und 5 des Gesetzes 
vom 14. Juli 1893 (GO. S. 119) die Heranziehung dieser Steuern 
zur Kirchensteuer an sich gesetzlich zulässig ist? und dass ihre 
Berücksichtigung dem geltenden Rechte entspricht?. Allein ein- 
mal wird kraft besonderer dinglicher Rechtstitel der Grundbesitz 
schon vielfach an sich als Träger der Kirchen- und Pfarrbaulast 
vornehmlich zu den Kirchenlasten herangezogen * und andererseits 
entspricht die Heranziehung der Realsteuern nicht dem per- 
sonellen, auf diepersönliche Leistungsfähigkeit des 
Pflichtigen gegründeten Charakter der Kirchensteuer. Auch 
ist schon in einzelnen Kirchenordnungen ausdrücklich bestimmt, 
dass die direkten Staatssteuern, nur soweit dieselben 
persönliche Steuern sind, bei der Festsetzung des 
Verteilungsfusses berücksichtigt werden dürfen ®. Wenn es not- 
wendig ist, dass bei der Aufbringung und Verteilung der Kir- 
chensteuer ein einheitlicher und gleichmässiger 
Massstab zu Grunde gelegt wird, so scheint es mir unbillig und 
prinzipwidrig hierbei die Realsteuern, die als Zusatzsteuern 
zu betrachten sind, mit heranzuziehen, richtiger ist es und sicher 


1 Ausgeschlossen wird nach den angegebenen Bestinnmungen der Gesetzes- 
vorlagen die Berücksichtigung der Ergünzungssteuer, der Steuer vom Ge- 
werbebetrieb im Umherziehen, der Betriebsteuer, und der Warenhaussteuer. 

? vgl. Begründung des kirchl, GE. zu $ 9 S. 129 und Förster a. a. O. 
Note 20 zu $ 21 S. 29. 

® Dies wird in der angegebenen Begründung behauptet, zweifellos je- 
doch scheint, soweit nicht ein althergebrachter Verteilungsmassstab ın Be- 
tracht kommt, die Frage nicht zu sein, vgl. Müller-Schuster a. a. O. Er- 
gänzung 9 zu $ 3 KO. S. 34, 35 und Ergänzung 9 zu $ 18 S. 73 bis 76, 
sowie Frank a. a. O. S. 562, 563. Selbstverständlich wären nur die Ein- 
nahmen aus dem in der Kirchengemeinde belegenen Grundbesitz und Ge- 
werbebetrieb zu berücksichtigen, vgl. KGE. und St.GE. II $ 10 Abs. 2. 

“8 710 IT 11 ALR. vgl. hierzu die in den Rrgänzungen v. Rönne z. 
ALR. S. 227 fg. erörterten provinziellen Bestimmungen und Entsch. d. Reichs- 
gerichts Bd. 31 S. 204 fg. 

® Pr. u. SO. für d. ev. Kirchengemeinschaften i. Bez. d. K. zu Cassel 
$ 22 Nr. 6 (GS. 1886 S. 82) und Kr.SO. für d. ev. Kirchengemeinschaften des 
KB. Frankfurt a. M. 8 20 Nr. 6 (GS. 1899 S. 426). 


22" 
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praktisch einfacher gestaltet sich das ganze Verfahren, wenn 
lediglich die Einkommensteuerleistung, als der für alle Pflichtigen 
gleiche und gemeinsame Ausdruck ihrer persönlichen Leistungs- 
fähigkeit, der Kirchensteuer zu Grunde gelegt wird '. Diesen 
Grundsatz möge man gesetzlich festlegen, wenn man, wie es doch 
die Absicht der vorliegenden Gesetzentwürfe ist, das kirchliche 
Besteuerungsrecht ausgestalten und kodifizieren will. Eine 
solche Regelung der Frage würde namentlich dazu 
beitragen, den vielfach beklagten Mangel der Ein- 
heitlichkeit im kirchlichen Steuerrecht zu besei- 
tigen (vgl. u. a. Frank a. a. O. 8. 587 und Gossner, Preussi- 
sches evangelisches Kirchenrecht 8. 457). Nach dem zu billi- 
genden Standpunkte, welcher am Schlusse der allgemeinen Be- 
gründung des staatlichen Gesetzentwurfes I hinsichtlich des kirch- 
lichen Besteuerungsrechtes über das Verhältnis der staatlichen 
zur kirchlichen Gesetzgebung eingenommen wird, dürfte hierin 
nicht ein unzulässiger Eingriff in die kirchliche Selbständigkeit 
liegen ?. 

B. Letzteres gilt auch von der Frage, ob in Gemässheit des 
85 des Einkommensteuergesetzes die Einkommen bis zu 900 Mark 
von der Kirchensteuer freizulassen sind und ob auch die übrigen 
gesetzlichen Befreiungen von der Einkommensteuer ohne weiteres 
auch die Befreiung von der Kirchensteuer nach sich ziehen sollen. 
Nach den SS 9 des kirchlichen Gesetzentwurfes und des staat- 
lichen Gesetzentwurfes II sollen die kirchliche Besteuerung von 
Personen mit Einkommen von nicht mehr als 900 Mark nach 
Massgabe der im $ 74 des Einkommensteuergesetzes angegebenen 
fingierten Normalsteuersätze nicht ausgeschlossen werden und nach 
den $S 7 a. a. O. zwar die „zur Zeit des Inkrafttre- 
tens dieser Gesetze“ bestehenden sonstigen Befreiungen 


! Eine abweichende Auffassung trägt bezüglich des Württembergischen 
Rechts vor Zeller a. a. O. (vgl. Note 3 S. 322) S. 11. 

? vol. Art. 13, 15 und 17 des Ges. v. 3. Juni 1876 (GS. S. 125) und Ges. 
v. 28. Mai 1894 (GS. S. 87). 
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von der Staatseinkommensteuer für das kirchliche Besteuerungs- 
recht massgebend sein, aber — wie in der Begründung des erste- 
ren Entwurfes zu 8 7 (a. a. OÖ. 8. 124) hervorgehoben ist, die 
kirchliche Gesetzgebung ın dieser Hinsicht nicht auf alle Ent- 
wicklungsphasen der späteren staatlichen Gesetzgebung festgelegt 
werden. Ich halte diese Art der Regelung der Frage nicht 
für eine glückliche. Das odium der Kirchensteuer würde da- 
durch erhöht werden, dass Personen, welche wegen Geringfügig- 
keit ihres Einkommens von der Staatssteuer befreit sind, seitens 
der Kirche besteuert werden, es widerspricht dies dem sozialen 
Geiste der Gegenwart und müsste und könnte wolı der hier- 
durch verursachte, wahrscheinlich nicht sehr bedeutende Ausfall 
der Kirchensteuer auf die leistungsfähigeren Schultern der ver- 
mögenden Kirchenmitglieder gelegt und verteilt werden!. Be- 
merkenswert ist es auch, dass nach den 8S 11 Absatz 4 der bei- 
den Gesetzentwürfe sogar eine Minderbelastung oder Freilassung 


der sechs untersten Stufen der Staatseinkommensteuer — wie 
sehr zu billigen ist — nicht ausgeschlossen sein soll. Hinsicht- 


lich der sonstigen Befreiungen von der Staatseinkommensteuer 
für die Zukunft zwischen dem Einkommensteuergesetz und 
dem kirchlichen Besteuerungsrechte eine Disformität zu 
schaften, ist kaum notwendig und auf alle Fälle nicht prak- 
tisch. Es kommt dazu, dass hinsichtlich der geringeren Ein- 
kommen die Durchführung des besonderen Veranlagungs- 
verfahrens ganz unpraktisch wäre. Verzichtet man aber 
hierauf, so ist es richtiger und praktischer überhaupt auszu- 
sprechen, dass unter entsprechender Ausserkraftsetzung des & 74 
des Einkonmensteuergesetzes die Erhebung der Kirchensteuer 
nur insoweit zulässig ist, als eine Heranziehung des Pflich- 
tigen zur Staatseinkommensteuer stattfindet. Wenn nach $ 38 
des Kommunalabgabengesetzes die Frage der Heranziehung der 


ı Nach $ 5 des Hamburgischen kirchlichen Gesetzes vom 27. Mai 1886 
(abgedruckt bei Friedberg a. a. O. S. 123) sind sogar Einkommen bis zu 
1500 Mark von der Heranziehung zur Kirchensteuer frei. 
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geringeren Einkommen zur Gemeindeeinkommensteuer anders 
geregelt ist, so möge man im Auge behalten, dass namentlich 
mit Rücksicht auf die in der Gegenwart weit verbreiteten An- 
schauungen das kirchliche Besteuerungsrecht eine viel penibelere 
— ich möchte sagen zartere — Behandlung als die Gemeinde- 
steuern beansprucht. 

Will man nicht auf eine einheitliche und durch- 
greifende Kodifikation des kirchlichen Besteuerungsrechtes 
verzichten, so sollte man nicht vor übermässiger Aengstlichkeit 
davor zurückschrecken, die vorstehend vorgeschlagenen Konse- 
quenzen zu ziehen!. Eine weitere Konsequenz dieser Auffassung 
ist es, dass abweichend von dem Standpunkte der Vorlagen (8 30 
des kirchl. GE. und $ 36 des staatl. GE. II) die Beseitigung der 
abweichenden älteren Bestimmungen über die Umlegung der Kir- 
chensteuern von mir befürwortet wird. 

Dies vorausgeschickt, würden die zur Ausführung meiner Vor- 
schläge erforderlichen gesetzlichen Bestimmungen etwa folgender- 
massen zu formulieren sein: 


sl. 

Die Kirchensteuer ist in der Form von gleichmässigen Zu- 
schlägen zur Staatseinkommensteuer zu erheben, eine Minder- 
belastung oder Freilassung der sechs untersten Stufen der 
Staatseinkommensteuer ist jedoch nicht ausgeschlossen. 

Die staatliche Veranlagung zur Staatseinkommensteuer bildet 
die Grundlage für die Festsetzung der Kirchensteuer. 

Die gesetzlichen Befreiungen von der Staatseinkommen- 
steuer haben die entsprechende Befreiung von der Kirchen- 
steuer zur Folge. Der $ 74 des Einkommensteuergesetzes vom 


ı Tritt man meinen Vorschlägen nicht bei, so wird es 
angemessen sein, inGemässheit des im $ 75 Abs. 4 des 
Einkommensteuergesetzes aufgestellten Prinzips un- 
ter Wegfallder Anrufung des Oberverwaltungsgerichts 
in Beziehung auf die Besteuerung der geringeren EBEin- 
kommen das Rechtsmittelverfahren zubeschränken. 
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24. Juni 1891 (GS. 8. 175) wird rücksichtlich der Kirchen- 
steuer ausser Kraft gesetzt. 


82. 


Bedarf es für die Erhebung und Festsetzung der Kirchen- 
steuer einer besonderen Veranlagung des Einkommens des 
Pflichtigen, so erfolgt dieselbe ohne Voreinschätzung durch den 
Beschluss der staatlichen Veranlagungskommission auf den An- 
trag des Steuerpflichtigen oder der zuständigen Kirchenbehörde 
(evangelischer Gemeindekirchenrat — Presbyterium — Kirchen- 
kollegium — und katholischer Kirchenvorstand). 

Auf dieses Verfahren finden die Vorschriften des Einkom- 
mensteuergesetzes vom 24. Juni 1891 (GS8. 8. 175) entspre- 
chende Anwendung mit folgenden Massgaben: 

1) Ist die Feststellung weiterer Besteuerungsmerkmale oder 
sonstiger Umstände erforderlich, so kann nach näherer Be- 
stimmung der Ausführungsvorschriften die nach den $$ 22 und 
68 des Einkommensteuergesetzes bestehende Auskunftspflicht 
auch auf diese Tatsachen erstreckt werden. 

Es kann — namentlich abweichend von dem $ 11 a.a. 0. 
— die Abgabe einer besonderen Steuererklärung oder die 
über die 887 und 26 a. a. O. hinausgehende, speziellere und 
getrennte Angabe der Einkommensquellen und der in Abzug 
zu bringenden Schuldenzinsen, Lasten u. s. w. verlangt werden. 

Im übrigen findet der $ 63 Absatz 2 bis 5 des Kommunal- 
abgabengesetzes vom 14. Juli 1893 (GS. S. 152) entsprechende 
Anwendung. 

2) Die wegen mehrfachen Wohnsitzes des Pflichtigen ge- 
botenen Veranlagungen erfolgen an jedem Orte unter sinnge- 
mässer Anwendung der Vorschriften der $$ 49 und 50 des 
Kommunalabgabengesetzes in der Fassung des Gesetzes vom 


1 Hier könnten sachgemäss die Bestimmungen der $$ 15, 25 und 29 des 
kirchl. Ges.E., des Art. V des staatl. GE. I und der $$ 15, 32 und 35 des 
staatl. GE. II angefügt werden. 
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30. Juli 1895 (GS. S. 409) und des $ 51 des Kommunalab- 
gabengesetzes vom 14. Juli 1893 (GS. 8. 152). 

Sind in anderen Fällen einzelne Teile des veranlagten Ge- 
samteinkommens ausser Berechnung zu lassen, so ist der von 
dem Gesamteinkommen ermittelte Steuerbetrag dem Verhältnis 
des ausser Berechnung zu lassenden Einkonmens zu dem Ge- 
samteinkommen entsprechend herabzusetzen. 

Abgesehen von dem Falle des Absatzes 1 erfolgt bei der 
Beteiligung mehrerer Steuerpflichtigen oder Kirchengemeinden 
die Veranlagung einheitlich unter Zuziehung der sämtlichen 
Beteiligten. 

3) Die Berufung und die Beschwerden ($S$ 40 bis 49 des Ein- 
kommensteuergesetzes) stehen dem Steuerpflichtigen und den 
beteiligten Kirchengemeinden zu. Das Verfahren bestimmt 
sich auch bezüglich der letzteren nach den für die Steuerpflich- 
tigen gegebenen Vorschriften. 

Kann bei der Beteiligung mehrerer Steuerpflichtigen oder 
mehrerer Kirchengemeinden die Veranlagung nur einheitlich 
erfolgen, so sind auch die übrigen .Steuerpflichtigen oder Kir- 
chengemeinden zu dem Verfahren zuzuziehen. 

Die Berufungs- und Beschwerdeschrift ist den sämtlichen 
an dem Verfahren beteiligten Steuerpflichtigen und Kirchen- 
gemeinden zur schriftlichen Gegenerklärung innerhalb einer be- 
stimmten von einer bis zu vier Wochen zu bemessenden Frist 
zuzufertigen. 

Die Rechte der Kirchengemeinde werden, sofern nicht ein 
besonderer Vertreter von der zuständigen Kirchenbehörde be- 
stellt ist, von dem Vorsitzenden der zuständigen Kirchenbe- 
hörde ($S 2) wahrgenommen. 

Im Falle der Nummer 2 Absatz 1 ist diejenige Berufungs- 
kommission ausschliesslich zuständig, in deren Bezirke die Ver- 
anlagung zu dem höchsten Steuerbetrage stattgefunden hat. 

Auf das Verfahren vor dem Oberverwaltungsgerichte finden 
die Bestimmungen des Gesetzes vom 26. März 1893 (GS. S. 60) 
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entsprechende Anwendung. 

4) Das Ergebnis der Veranlagung ist in den Fällen der 
Nummer 2 Absatz 3 und die auf die Berufung und die Be- 
schwerde ergehenden Entscheidungen sind den sämtlichen be- 
teiligten Steuerpflichtigen und Kirchengemeinden bekannt zu 
machen. 

5) Die Kosten der Veranlagung fallen der Kirchengemeinde, 
und wenn sie im Interesse mehrerer Kirchengemeinden erfolgt, 
denselben nach der Höhe des festgesetzten Steuerbetrages an- 
teilig zur Last, jedoch hat die Kosten eines unbegründeten 
Rechtsmittels derjenige, welcher dasselbe eingelegt hat, zu tragen. 

6) Die SS 66, 68 bis 70 des Einkommensteuergesetzes finden 
entsprechende Anwendung. 

S 3. 

Die zuständige Kirchenbehörde (S 2) beschliesst über die 
Heranziehung des Pflichtigen zur Kirchensteuer und setzt auf 
Grund des ihr mitzuteilenden Ergebnisses der staatlichen Steuer- 
veranlagung die Kirchensteuer bezüglich des einzelnen Pflichtigen 
dem Betrage nach fest. Auf die Mitglieder der Kirchenbe- 
hörde findet die Vorschrift des $ 80 des Kommunalabgaben- 
gesetzes vom 14. Juli 1893 sinngemässe Anwendung! 

S4. 

Die $$S 57, 58, 67 u. 80 des Einkommensteuergesetzes und 
die SS 85 Absatz 1, 86 und 88 des Kommunalabgabengesetzes 
finden sinngemässe Anwendung ?. 


8 5. 


Durch die Rechtsmittel, welche gegen die im $ 3 ange- 
gebenen Beschlüsse zulässig sind, kann die denselben zugrunde- 


i Hier wären zuzusetzen die Bestimmungen des & 26 des kirchlichen 
GE. und des $ 33 des staatl. GE. II. 

® Würde hier noch die Bezugnahme auf die 8$ 20 Abs. 2 und 43 des 
Kommunalabgabengesetzes eingefügt, so möchten sich die Vorschriften der 
$$S 12 und 14 des kirchl. GE, und des staatl. G. II erübrigen, vgl. aller- 
dings noch Satz 2 der beiden $$ 12 und Abs. 2 des $ 12 des staatl. GE. II. 
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liegende staatliche Veranlagung nicht angefochten und, vor- 
behaltlich einer im Einzelfalle zweckmässig anzuordnenden 
Aussetzung des Verfahrens, das staatliche Veranlagungsver- 
fahren nicht aufgehalten werden. 

Die auf Grund der Rechtsmittel, sowie in den Fällen der 
ss 57, 58, 67 und 80 des Einkommensteuergesetzes erfolgte 
Erhöhung oder Ermässigung der veranlagten Staatssteuer zieht 
die entsprechende Aenderung der Festsetzung der Kirchen- 
steuer nach sich. Hatte eine Festsetzung der Kirchensteuer 
überhaupt nicht stattgefunden , so erfolgt sie seitens der zu- 
ständigen Kirchenbehörde nachträglich auf Grund der staat- 
lichen Steuerveranlagung bezüglich der staatlichen Nachsteuer- 
festsetzung. 


& 6. 
Alle diesem Gesetz zuwiderlaufenden Bestimmungen ins- 
besondere auch hinsichtlich einer abweichenden Umlegung der 
Kirchensteuer werden aufgehoben !. 


S 7. 

Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Aus- 
führungsvorschriften erlassen der Finanzminister und-der Mi- 
nister der geistlichen, Unterrichts-- und Medizinalangelegen- 
heiten gemeinschaftlich ?. 


i Hier wäre anzufügen die Bestimmung, dass das Gesetz auf Militär- 
und Anstaltsgemeinden keine Anwendung findet ($ 28 des kirchl. GE. und 
8 34 des staatl. GE. II) und, soweit es noch erforderlich ist, der weitere 
Inhalt des Art. VIII des staatl. GE. 1. 

2 Es wäre wohl möglich und praktischer auch den übrigen Teil der 
3 Vorlagen — nach diesseitigem Vorschlage unter Weg- 
lassung der die Mischehe betreffenden $ 5 — in ein für beide Kir- 
chen gemeinschaftliches und für die ganze preussische Monarchie 
geltendes Staatsgesetz hineinzuarbeiten. Angeregt sei dabei 
noch die Frage (vgl. oben N.2S.304) ob nicht, wenn rücksicht- 
lich kirchlicher oder ähnlicher Abgaben mit einer evange- 
lischen oder kirchlichen Kirchengemeinde eine andere Re- 
ligionsgemeinschaft namentlich eine Synagogengemeinde — 
besonders im Falle der Mischehe — in Konkurrenz tritt, 
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Zu diesen Vorschlägen ist im einzelnen noch folgendes zu 
bemerken: 

Zu Sl. 

Diese Regelung entspricht meinen obigen Ausführungen zu 
A und B, aus denen die Konsequenz zu ziehen ist, dass es der 
fingierten Veranlagung zur Einkommensteuer für die Zwecke der 
Kirchensteuer nicht mehr bedarf. 

Zu82. 

Die Voreinschätzung (S$ 31 und 32 des Einkommensteuer- 
gesetzes) kann bei der besonderen Veranlagung entbehrt werden. 
Mit den hervorgehobenen Abweichungen können die Bestimmungen 
des Einkommensteuergesetzes auf das besondere Veranla- 
gungsverfahren angewendet werden. 

Zu82Nr.]l. 

Damit die Personenstandsaufnahme ($ 21 a. a. O.) auch für 
die besondere Veranlagung die genügende Grundlage bilden kann, 
empfiehlt sich eine sachgemässe Erweiterung des im $ 22 a. a. 0. 
angegebenen Inhalts des Personenstandszettels. Schon jetzt pflegt 
derselbe durch die Aufnahme einer das Religionsbekennt- 
nis betrefienden Spalte ergänzt zu werden, offenbar um hier- 
durch die Unterlage für die Kirchensteuererhebung in einer 
Mischehe zu gewinnen ’. Für die Durchführung der beson- 


auszusprechen würe, dass derjenige Teil des Gesetzes — auf 
welchen sich die Vorschläge im Text beziehen — sinnge- 
mässe Anwendung zu finden habe. Dass bei Mischehen zwischen Chri- 
sten und Juden ähnliche Schwierigkeiten wie bei einer christlichen Misch- 
ehe bestehen, ergibt u. A. der Rechtsfall, welcher vom Oberverwaltungsge- 
richt in dem Urteile des 2. Senats vom 6. Dezemlser 1901 in Sachen L. A. 
c/a Synagogengemeinde inR. entschieden ist. Für ein die ganze Monarchie 
umfassendes Gesetz tritt auch Frank a. a. O. S. 587 ein. 

! Sofern diese Ergänzung des Personenstandszettels nicht auf eine all- 
gemeine Anordnung des Finanzministers zurückzuführen ist, wäre der Ge- 
meindevorstand mit Genehmigung des Vorsitzenden der Einkonimensteuer- 
Berufungskommission zu einer solchen Anordnung zuständig (vgl. Art. 36 
Abs. 8 und 9 und Art. 65 der Ausführungsanweisung des Finanzministers 
vom 5. August 1891 — Fuisting a. a. 0. S. 319, 320, 374 — in Verbindung 
mit den $$ 42, 74 und 85 des Einkommensteuergesetzes. 
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deren kirchlichen Besteuerung der Hauskinder (oben unter Num- 
mer 4) ist diese Ergänzung des Personenstandszettels ebenfalls 
notwendig. Ob sich noch eine sonstige Erweiterung des Inhalts 
des Personenstandszettels, namentlich bei den in einer Mischehie 
lebenden Eheleute hinsichtlich des unter ihnen bestehenden Gü- 
terstandes, empfiehlt, wäre noch näher zu prüfen und der Aus- 
führungsanweisung vorzubehalten, in letzterer müsste 
aber noch bestimmt werden, dass in der vor der Personenstands- 
aufnahme zu erlassenden Bekanntmachung des Vorsitzenden der 
Veranlagungskommission darauf hingewiesen wird, dass die Per- 
sonenstandsaufnahme auch zum Zwecke der Veranlagung 
der Kirchensteuer erfolgt. Die vorgeschlagene gesetz- 
liche Erweiterung des $ 22 a. a. O. ist notwendig, damit auf die 
Auskunftserteilung über diese besonderen Umstände die Straf- 
vorschrift des 8 68 des Einkommensteuergesetzes angewendet 
werden kann und hierdurch die Sicherstellung des besonderen 
Veranlagungsverfahrens ermöglicht wird. 

Die weiteren für die besondere Veranlagung erforderlichen 
Unterlagen lassen sich in der Weise, wie in der Nummer 1 Ab- 
satz 2 und 3 vorgeschlagen wird, in Verbindung mit der Aus- 
dehnung der Strafvorschriften (Nr. 6) sachgemäss beschaffen. 
Eine besondere Steuererklärung wird in dem Falle 1 (Heran- 
ziehung von Gemeindemitgliedern mit mehrfachem Wohnsitze zur 


ı Die Notwendigkeit und Zweckmässigkeit dieser Vorschläge hat der 
bereits erwähnte am Landgericht zu Hagen verhandelte Zivilprozess ergeben. 
Der evangelische Beklagte sollte seine in der Form des Gesetzes vom 14. Mai 
1873 aus der katholischen Kirche nicht ausgetretene Ehefrau zu Unrecht in 
den Personenstandszetteln als evangelisch bezeichnet und hierdurch die Nicht- 
erhebung der katholischen Kirchensteuer, welche jetzt von ihm nachgefor- 
dert wurde, verschuldet haben. Er behauptete seine Schuldlosigkeit und 
Gutgläubigkeit und hob besonders hervor, nicht gewusst zu haben, dass die 
Personenstandsaufnahme zugleich die Grundlage für die Erhebung der Kir- 
chensteuer bilde Wenn nicht überall, wie es z. B. für Westfalen vorge- 
schrieben ist (vgl. Müller-Schuster a. a. O. S. 285 und S. 327) besondere 
Mischehenlisten geführt werden, so ist dies sicherlich ein fühlbarer Mangel, 
der bald beseitigt werden müsste. 


en a N N nn > nu m 
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Kirchensteuer) nicht entbehrt werden können und in komplizier- 
teren Fällen bei den Mischehen und der besonderen Besteuerung 
der Hauskinder zweckmässig verlangt werden. Das erforderliche 
besondere Formular (8 24 des Einkommensteuergesetzes) wäre in 
der Ausführungsanweisung vorzuschreiben. Im übrigen, nament- 
lich zu der erforderlichen Feststellung des Teileinkommens (Fälle 
2 und 3) wird es genügen, wenn abweichend von den 88 7 und 
26 des Einkommensteuergesetzes in Gemässheit des oben erör- 
terten und in der Nr. 2 Absatz 2 wiedergegebenen Prinzipes 
über die Teileinkommenveranlagung eine speziellere und erfor- 
derlichen Falles getrennte Angabe der Einkommensquellen und 
der in Abzug zu bringenden Lasten u. s. w. erfolgt. Entspre- 
chend den 88 17 des kirchlichen Gesetzentwurfes und des staat- 
lichen Gesetzentwurfes II war die Auskunftpflicht der Steuer- 
pflichtigen in dem besonderen Veranlagungsverfahren im An- 
schlusse an den $ 63 des Kommunalabgabengesetzes näher zu 
begrenzen. 

Zu 82 Nr. 2. 

Grundsätzlich muss das Veranlagungsverfahren bei der Be- 
teiligung einer Mehrheit von Steuerpflichtigen und Kirchenge- 
meinden unter Zuziehung der sämtlichen Beteiligten einheit- 
lich von derselben Veranlagungskommission er- 
folgen. Dieser Grundsatz liesse sich auf der Grundlage des 
Artikels IV 8 2 des staatlichen Gesetzentwurfes I und des $ 25 
des Entwurfes II auch dann durchführen, wenn bei der Heran- 
zielhung von Gemeindemitgliedern mit mehrfachem Wohnsitze zur 
Kirchensteuer die Veranlagung in mehreren Verwaltungsbezirken 
erfolgen müsste, sofern die ausschliessliche Zustän- 
digkeiteiner der in Betracht kommenden Ver- 
anlagungkommissionen begründet würde. Wenn 
ich auch nicht verkenne, dass die Frage recht diskutabel ist, so 
habe ich mich doch aus den oben bei dieser Frage erörterten 
Gründen für den abweichenden m der Nummer 2 niedergelegten 
Vorschlag entschieden. Es war dabei namentlich zu berücksich- 
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tigen, dass auch in dem vorbildlichen $ 71 des Kommunalabga- 
bengesetzes eine vorherige Einschätzung seitens der beteiligten 
einzelnen Gemeinden vorausgesetzt wird, dass in Beziehung auf 
das kirchliche Besteuerungsrecht an die Stelle der Einschätzung 
die lokale Veranlagung, weil die erstere ohne die letztere nicht 
möglich ist, tritt und dass es für die Praxis genügen wird, wenn 
die gebotene Einheitlichkeit des Verfahrens, wie ich in 
der Nummer 3 Absatz 5 vorschlage, in der Rechtsmittel- 
instanz durchgeführt wird. Nach dem hier vertretenen Du- 
alismus der Rechtsmittel (vgl. 8 5 des Vorschlages) 
könnte übrigens dem Standpunkte der Vorlagen nur die Kon- 
zession gemacht werden, dass über den Verteilungsantrag eine 
der ausschliesslich für zuständig zu erklärenden Veranlagungs- 
kommissionen zu entscheiden hätte, nachdem im Zuge der 
Rechtsmittel, welche gegen die Heranziehung des Pflichtigen zur 
Kirchensteuer zulässig sind, rechtskräftig festgestellt ist, dass die 
kirchliche Besteuerung stattfinden soll. Bis zu diesem Zeitpunkte 
bliebe, da ein entgegengesetztes Verfahren in den meisten Fällen 
unpraktisch wäre, — recht unerwünscht für die übrigen beteilig- 
ten Kirchengemeinden — das einheitliche Gesamtverteilungsver- 
fahren in der Schwebe. Dagegen kann nach meinem Vorschlage 
die Veranlagung in den einzelnen Bezirken — mindestens in den 
übrigen Bezirken, in welchen Zweifel bezüglich der Besteuerung 
des Pflichtigen nicht bestellen — erfolgen und nach erfolgter 
Veranlagung mit Rücksicht auf den $ 63 des Einkommensteuer- 
gesetzes die Erhebung der Kirchensteuer stattfinden (vgl. auch 
den Vorschlag $ 5 Absatz 1 Satz 2). 


Zu$2Nr 3. 
Da der Staat an dem Ergebnisse der besonderen Veran- 
lagung ein rechtliches Interesse nicht hat, so fällt hier die Be- 


Ü 


fugnis der Vorsitzenden der Kommissionen, die Rechtsmittel ein- 
zulegen (S$ 40 und 44 des Einkommensteuergesetzes) fort und 
ist dafür den beteiligten Kirchengemeinden diese Befugnis ein- 
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zuräumen !. Das Verfahren in betreff der Rechtsmittel der Kır- 
chengemeinden ist zweckmässig zu ordnen nach den Bestim- 
mungen, welche bezüglich der von den Steuerptlichtigen einge- 
legten Rechtsmittel gelten. Zur Durchführung der Einheitlichkeit 
des Verfahrens sind die Vorschläge Absatz 2, 3 und 5 erforder- 
lich. Der zweckentsprechende Vorschlag des Absatzes 4 ist dem 
$S 70 des Kommunalabgabengesetzes nachgebildet und wird be- 
sonders in dem Falle des $ 46 Absatz 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes praktisch werden. Da es sich bei dem besonderen Ver- 
anlagungsverfahren nur um technisch steuerliche Fragen handelt, 
ist es angezeigt, auch hier die Bestimmungen des Gesetzes vom 
26. März 1893 (GS. S. 60) in Anwendung zu bringen. Durch 
die Zulässigkeit der Entscheidung in Kammern ın der Besetzung 
von 3 Mitgliedern wird hierdurch einer erheblichen Mehr- 
belastungdesOÖberverwaltungsgerichts nach Mög- 
lichkeit vorgebeugt ?. 

Zus2Nr 4 

Dieser Vorschlag trägt dem Grundsatze der Einheitlich- 
keit des Verfahrens Rechnung und bedarf keiner weiteren Be- 
gründung. 

Zu$2Nr.5. 

Die Kostenfrage ist hinsichtlich des besonderen Veranla- 
gungsverfahrens im Anschlusse an den $ 89 des Kommunalab- 
gabengesetzes, wie im & 22 des kirchlichen Gesetzentwurfes und 
in $ 29 des staatlichen Gesetzentwurfes II geschehen ist, geregelt. 


! Nach den Vorlagen wird den Kirchengemeinden nur das Rechtsmittel 
der Klage bei dem Oberverwaltungsgericht gegeben (staatl. GE. I Art. IV 
$ 3 und GE. II 8 26). Dass ihnen ohne erkennbaren Grund das Recht, den 
Verteilungsantrag zu stellen, versagt ist, wurde bereits oben im Text hervor- 
gehoben. 

* Wenn bei der Neuordnung des Verfahrens jede nicht dringend gebo- 
tene Vermehrung der Geschäftslast des Oberverwaltungsgerichts sorgsam zu 
vermeiden ist, bei der Entscheidung rein kirchlicher Fragen im Wege der 
Klage aber eine solche Kammerentscheidung nicht tunlich ist, so spricht 
auch dieses Moment für den von mir vertretenen Standpunkt des Dua- 
lismus der Rechtsmittel. 
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Zu82 Nr. 6. 

Die Notwendigkeit der Geltung der Strafvorschriften für das 
besondere Veranlagungsverfahren ist bereits oben wiederholt er- 
örtert. Wenn, wie hier vorgeschlagen wird, das besondere Ver- 
anlagungsverfahren ganz in die Hände der staatlichen Behörden 
gelegt wird, so besteht kaum ein Bedürfnis, das der Kirchenge- 
meinde nach $ 42 IT 6 ALR. unbedenklich zustehende Recht, 
Auskunft von ihren Mitgliedern zu verlangen, durch eine Straf- 
vorschrift zu sichern, mag sie dasselbe auch ausüben, um ent- 
scheiden zu können, ob die besondere Steuerveranlagung zu be- 
antragen ist '. 

Zus 3. 

Die Regelung der Zuständigkeit der Kirchenbehörde ($ 2) 
entspricht meinem oben dargelegten, von den Vorlagen grund- 
sätzlich abweichenden Standpunkte. Da es immerhin nicht aus- 
geschlossen ist, dass die Mitglieder der kirchlichen Organe in 
Beziehung auf das ihnen behufs der Berechnung (Festsetzung) 
der Kirchensteuer mitgeteilte Ergebnis der staatlichen Steuer- 
veranlagung Indiskretionen begehen können, war in Beziehung 
auf sie die sinngemässe Anwendbarkeit des $ 80 des Kommunal- 
abgabengesetzes auszusprechen °. 

Zu SS 4. 

Die hier vorgeschlagene sinngemässe Anwendbarkeitserkli- 
rung von Vorschriften des Einkommensteuergesetzes und des 
Kommunalabgabengesetzes deckt sich inhaltlich mit den 
ss 13 Abs. 2 und 23 des kirchlichen Gesetzentwurfes, Artikel III 
des staatlichen Gesetzentwurfes I und $$ 13 Abs. 2 und $ 30 


i Nach dem abweichenden Standpunkte der Vorlagen waren naturre- 
mäss der Kirchengemeinde die dem $ 63 Abs. 2 bis 5 des Konm- 
munalabgabengesetzes entsprechende Befugnisse einzuräumen und war dem- 
entsprechend der $ 79 a. a. O. sinngemäss für anwendbar zu erklären. 

” vgl. staatl. GE. I Art. II und GE. II $ 31 Abs. 2. Der nach der Num- 
mer 6 des $ 2 meines Gegenvorschlages anzuwendende $ 69 des Einko- 
mensteuergesetzes bezieht sich auf die Mitglieder der staatlichen Be- 
hörden. 
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des staatlichen Gesetzentwurfes II, jedoch mit der Abweichung, 
dass auch die Vorschriften des Einkommensteuergesetzes heran- 
gezogen sind, weil die Veranlagung durch die staatlichen Be- 
hörden erfolgen soll und dass, wie im $5 Abs. 2 geschehen ist, 
in Gemässheit des Vorschlages im $ 3 auch bei der Nachforde- 
rung der Kirchensteuer die Veranlagung durch die Staatsbehörde 
und nur die auf Grund derselben vorzunehmende Festsetzung der 
Kirchensteuer durch die Kirchenbehörde erfolgt. Wenn infolge 
der Einlegung von Rechtsmitteln und im Falle des $ 57 des Ein- 
kommensteuergesetzes eine Erhöhung der Kirchensteuer eintritt, 
so ist die Erhebung des ursprünglich zu wenig festgesetzten Kir- 
chensteuerbetrages — wie dies auch in den Vorlagen ausgespro- 
chen ist — in Gemässheit des analog anzuwendenden $ 86 des 
Kommunalabgabengesetzes nur innerhalb eines Jahres, vom 
Tage der ergangenen endgültigen Entscheidung ab, zulässig. 
Korrekter wäre diese Bestimmung dahin zu fassen, dass die 
Nachforderung nur innerhalb des Jahres erfolgen darf, 
dass dieses Jahr vom Tage der Bekanntmachung der 
Entscheidung an die Kirchenbehörde zu rechnen ist und dass auch 
bezüglich dieser Rückstände die allgemeine Verjährungsvorschrift 
des $ 88 des Kommunalabgabengesetzes Platz greift. Auf die Ver- 
jährungsfrage komme ich noch unten unter y zu sprechen. 

ZuS$5. 

Im Absatz 1 ist das im $ 19 Abs. 3 des kirchlichen Gesetz- 
entwurfes und im $ 21 Abs. 3 des staatlichen Gesetzentwurfes II 
aufgestellte Princip folgerichtig durchgeführt! und im zweiten 
Teile desselben dem praktischen Bedürfnisse entsprechend das 
Verhältnis der beiden Arten der Rechtsmittel untereinander ge- 
regelt. Wegen des Absatzes 2 wird auf die Begründung zu $ 4? 
und wegen der gegen die Beschlüsse des $ 3 zulässigen Rechts- 
mittel auf die nachstehenden Erörterungen unter x verwiesen. 


! vgl. die entsprechende Vorschrift des 8 69 Abs. 2 des Kommunalab- 
gabengesetzes. 
2 vgl. $ 36 Abs. 3 des Kommunalabgabengesetzes. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIV. 3. 23 
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Zus 6. 

Dieser Vorschlag wird, soweit er von den Vorlagen abweicht, 
durch meine obigen Anführungen im Anschlusse an die Darlegung 
unter B gerechtfertigt. 

Zus. 

Wird die Veranlagung in die Hände der staatlichen Behör- 
den gelegt, so ist es notwendig, dass die erforderlichen Ausfüh- 
rungsvorschriften unter Mitwirkung des Finanzministers erlassen 
werden (vgl. $ 85 des Einkommensteuergesetzes). Selbstverständ- 
lich wird hierdurch hinsichtlich des eigentlichen kırchenrechtlichen 
Teiles des Gesetzes die alleinige Zuständigkeit des Ministers 
der geistlichen u. s. w. Angelegenheiten (vgl. Art. X bezw. $ 40 
der staatlichen Gesetzentwürfe) nicht berührt. 

Wenn ich gegenüber den kirchlichen und den staatlichen Ge- 
setzentwürfen in diesem, allerdings besonders wich- 
tigen Teile der Vorlagen einen grundsätzlich ah- 
weichenden Standpunkt einnehmen muss, so finde ich mich 
dagegen mit ihnen im allgemeinen in Uebereinstimmung in 
der Behandlung der übrigen wesentlichen Fragen und erkenne 
rückhaltlos an, dass hinsichtlich ihrer Regelung die Vorlagen 
in der Entwickelung des kirchlichen Steuerrechts einen segens- 
reichen Fortschritt bedeuten. Es kommen hierbei folgende Haupt- 
fragen in Betracht: 

«) Das Rechtsmittelverfahren, welches nach 
diesseitiger Auffassung nur gegen die Entscheidungen der Kir- 
chenbehörde in der nach $ 3 des Vorschlages beschränkten Zu- 
ständigkeitsgrenze Anwendung finden würde, ist durch die $$ 19 
und 20 des kirchlichen Gesetzentwurfes, Art. IV SS 1 bis 5 des 
staatlichen Gesetzentwurfes I und die $S$ 21 bis 23, 26 bis 28 
des Gesetzentwurfes II zweckentsprechend neu geregelt ?. Die 


! Nach der hier vertretenen Auffassung wären selbstverständlich die Be- 
stimmungen über den Verteilungsantrag auch hier auszuscheiden. 

* Ueber das bestehende Recht sind zu vergleichen die 8$ 1 und 3 des 
Gesetzes vom 18. Juni 1540 (GS. S. 140) Verordnung vom 9. September 1876 
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Fristen für den Einspruch (bisher Reklamation) und für die Be- 
schwerde (bisher Rekurs) sind angemessen abgekürzt und an Stelle 
der bisher gegen die Rekursentscheidung des Regierungspräsi- 
denten zulässigen Beschwerde an den Oberpräsidenten, welcher 
endgültig entschied, wird die Klage bei dem Oberverwal- 
tungsgericht! wegen materieller und wesentlicher formeller 
Rechtsverletzung eingeführt . Nach dem Vorgange der Ent- 
wickelung des staatlichen und kommunalen Steuerrechts wird hier- 
durch einem längst schon fühlbaren Bedürfnisse entsprechend für 
das kirchliche Besteuerungsrecht die erforderliche Reclıtskontrolle 
und Einheit der Rechtsprechung gewährleistet. Auf das Ver- 
fahren vor dem Oberverwaltungsgericht finden die SS 63 bıs 81 
des Gesetzes vom 30. Juli 1883 (GS. 8. 195) Anwendung‘. Da 
bei der Entscheidung über die Heranziehung des einzelnen Ptlich- 
tigen zur Kirchensteuer bei der Konkurrenz einer Mehrheit von 


(GS. S. 395), Verordnung vom 25. September 1897 (GS. S. 406), Erlass des 
Ministers der geistlichen u. s. w. Angelegenheiten vom 15. Januar 1831 (KG. 
und Vbl. S. 10) und bezüglich des katholischen Kirchenrechts noch Art. 1 
und 2 der Verordnung vom 30. Januar 1893 (GS. S. 13) und hierzu Förster 
a.a. O. Note 5 zu Art. 18. 78, 79. 

ı Eine solche Klage war bisher nur im Falle der Zwangsetatisierung der 
Kirchenbehörde gegeben (vgl. Art. 27 Abs. 3 des Ges. v. 3. Juni 1876, $ 6 
des Ges. v. 7. Juni 1876 und $ 53 Ges. v. 20. Juni 1875 — unrichtig Förster 
a. a.0. Note 8 zu 853 —). Durch die $ 25 des kirchlichen GE., Art. V 
staatl. GE. I und 832 GE. II wird — wie eventuell im Gesetze noch beson- 
ders auszusprechen wäre — dieses besondere Klagerecht der kirchlichen Or- 
gane nicht berührt, vgl. hierzu die Begründung zu $ 25 a.a.O. S. 142 und 
8 659 II 11 ALR. 

® Hinsichtlich der Abgaben an die Synagogengemeinden findet das Ver- 
waltungsstreitverfahren nach $ 54 des Ges. v. 1. August 1883 statt. 

® vgl. die allgemeine Begründung des staatl. GE. und des kirchl. GE. 
a. a. O. S. 99, Frank a. a. O. S. 587, 

* Da nach diesem Verfahren anstatt der Urteilssprechung auf Grund 
einer mündlichen Verhandlung die ohne dieselbe erfolgende Beschlussfassung 
vielfach zulässig ist, so wird es nicht notwendig sein, um möglichst eine 
Belastung des Oberverwaltungsgerichts zu vermeiden (vgl. $ 28 des Ges. v. 
3. Juli 1875/2. Aug. 1880 GS. S. 328) das Verfahren nach dem Vorbilde des 
Beschwerdeverfahrens der $$ 44 bis 49 des Einkommensteuergesetzes umzu- 
gestalten. 


237 
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Kirchengemeinden und Steuerpflichtigen die Einheitlichkeit 
des Verfahrens nicht dieselbe Bedeutung hat wie bei der Ver- 
anlagung, wird hier die Vorschrift des $ 70 a. a. O. genügen !. 
Dagegen dürfte es sich empfehlen (vgl. 8 74 a. a. O.) auch be- 
züglich des Verfahrens vor dem Oberverwaltungsgericht eine ähn- 
liche Bestimmung zu trefien, wie ich sie oben im $ 2 Nummer 3 
Absatz 4 vorgeschlagen habe. 

3) In den SS 3 des kirchlichen Gesetzentwurfes und des staat- 
lichen Gesetzentwurfes II ıst der Beginn und die Beendigung 
der Steuerpflicht neu geordnet und damit die Streitfrage, ob der 
Fälligkeitstermin für die Dauer der Steuerpflicht ent- 
scheiden soll, aus der Welt geschafft?. Es fehlt aber an einer 
Vorschrift, wann bei einem, nicht mit einer Veränderung des 
Wohnortes zusammenfallenden Uebertritte von einer christlichen 
Kirche zu einer anderen bez. dem Beitritte zu einer christlichen 
Kirche die Steuerpflicht beginnen soll. Bekanntlich erfolgt 
nach der zu den $$ 41 u.42 II11 ALR. ergangenen Rechtsprechung 
dieser Uebertritt oder Beitritt auch durch eine der ausdrücklichen 
Erklärung gleichstehende konkludente Handlung, ohne dass es 
der Anzeige bei der Kirchengesellschaft bedarf?. Der Beginn 
der Steuerpflicht wird sich bei dieser Rechtslage kaum an eine 
andere Tatsache als an die Beitrittserklärung zu der 
neuen Kirchengemeinschaft anknüpfen lassen und wäre demgemäss 


! Würde jedoch, wie die Vorlagen bestimmen, die Klage bei dem Ober- 
verwältungsgericht auch die Veranlagung zum Gegenstande haben, so müsste 
doch meinen Vorschlägen im $ 2 wenigstens insoweit Rechnung getragen 
werden, dass die gebotene Einheitlichkeit der Feststellung ermöglicht wird. 

2 vgl. Begründung z. kirchl. GE. $ 3 a. a. O. 113, 114 und $& 1 Abs. 4 
des Ges. v. 18. Juni 1840. Zeller a. a. O. S. 10 u. 11 tritt für das Württem- 
bergische Recht dafür ein, dass der Normaltag für den zeitlichen Eintritt 
und die Dauer der Steuerpflicht massgebend sein soll. 

3 vgl. Zusätze unter 1 bei v. Rönne, Ergänzungen a. a. O. Bd. 4 S. 97. 
Die unterbliebene Beachtung der Form des $ 1 des Ges. vom 14. Mai 1873 
hindert nicht, dass der Beitretende oder Uebertretende der neuen Konfessions- 
gemeinde gegenüber kirchensteuerpflichtig wird (vgl. die $$ 2 des kirchlichen 
GE. und des staatlichen GE. ID. 
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zu bestimmen, dass die Steuerpflicht mit dem ersten 
Tagedesaufdie Beitrittserklärung folgenden 
Monatsbeginnt!. 

y) Nach den $$ 5, 6, 10 und 14 des Gesetzes vom 18. Juni 
1840 ? in Verbindung mit $ 1 Absatz 2 des Gesetzes vom 29. Juni 
1876 (GS. S. 177) ist eine Nachforderung von Kirchensteuern 
wegen eines zu geringen Ansatzes vollständig ausgeschlossen und 
bei gänzlicher Umgehung nur für das Etatsjahr?, worin die 
Nachforderung geltend gemacht wird, zulässig. Wie in der Be- 
gründung des kirchlichen Gesetzentwurfes zu $23 a. a. O. näher 
ausgeführt wird, ist die Fortdauer dieses Rechtszustandes unhalt- 
bar und besonders im Hinblick auf die Erweiterung des Nach- 
forderungsrechts im staatlichen und kommunalen Steuerrecht ganz 
unbillig. Es wird daher im $ 23 des kirchlichen Gesetzentwurfes 
und im $ 32 des staatlichen Gesetzentwurfes IL (vgl. auch mei- 
nen inhaltlich übereinstimmenden Vorschlag im $ 4) bestimmt, 
dass die diese Materie regelnden $$ 83 bis 86 des Kommunal- 
abgabengesetzes auf die Kirchensteuer sinngemäss anzuwenden 
sind. Wie dringend diese Reform und wie unbefriedigend die 
gegenwärtige Rechtslage ist, möge diejenigen, welchen die Erwei- 
terung des Nachforderungsrechtes mit Rücksicht auf die eine 
schonende Behandlung erfordernde Natur der Kirchensteuer nicht 
recht sympathisch ist, der am Landgericht Hagen verhandelte 
Rechtsfall lehren. Wie bereits in der N. S. 346 erwähnt ist, stützte 
die klagende Kirchengemeinde die Nachforderung der an sich ver- 


! Recht wünschenswert wäre es, wenn bei dieser Gelegenheit in eine 
Revision der angegebenen vagen und unbefriedigenden landrechtlichen Be- 
stimmungen eingetreten würde. 

* Ss 10 des Gesetzes vom 18. Juni 1840 konnte bisher nicht angewendet 
werden, da zur Zeit ein Delikt der Kirchensteuerhinterziehung nicht besteht. 
Die zur Hebung gestellten Rückstände verjähren nach 8 8 a.a. O. in 4 Jah- 
ren. Letzteres ist ebenfalls in den Vorlagen, durch die sinngemässe An- 
wendungserklärung des $ 88 des Kommunalabgabengesetzes in den Vorlagen, 
bestimmt. 

® Das Kalenderjahr kommt nach dem Gesetze von 1876 nicht melır in 
Betracht, vgl. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 20 S. 152 fg. 
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jährten Kirchensteuer resp. ihren Schadensersatzanspruch darauf, 
dass der Beklagte seine katholische Ehefrau in den Personen- 
standszetteln unrichtigerweise als „evangelisch“ bezeichnet und 
hierdurch die Nichterhebung der Kirchensteuer herbeigeführt habe. 
Dieser Anspruch konnte von dem Landgericht nur für den Fall 
des Nachweises, dass der Beklagte bei der unrichtigen Angabe 
des Religionsbekenntnisses seiner Ehefrau arglistigerweise 
und in der Absicht, die Kirchensteuer zu hin- 
terziehen gehandelt hat, für rechtlich begründet erachtet wer- 
den!. Wie schwer aber dieser Beweis gegenüber der von dem Be- 
klagten behaupteten gutgläubigen, wenn auch objektiv rechtsirri- 
gen Handlungsweise zu erbringen ist, ergab gerade der Verlauf 
dieses Prozesses. Es kann daher im Interesse der Gerechtig- 
keitund Billigkeit diese Ausgestaltung des kirchlichen Steuer- 
rechts nur mit Befriedigung erfüllen, zumal die materiell unge- 
rechtfertigte Nichterhebung der Kirchensteuer von einzelnen Pflich- 
tigen zu einer als Rechtsverletzung empfundenen Prägravation 
der übrigen zur Steuer herangezogenen Gemeindemitglieder füh- 
ren muss. 

©) Nach dem bestehenden Rechte hat der Regierungspräsi- 
dent in zwei getrennten Akten vor der Vollstreckung der Kir- 
chensteuerbeschlüsse eine doppelte Prüfung vorzunehmen, einmal 


ı Das Landgericht bezog sich zur Begründung dieser Ansicht nament- 
lich auf die Urteile des Reichsgerichts vom 15. März 1884 (Juristische Wo- 
chenschrift 1884 S. 120) und vom 14. December 1893 (Entsch. Band 32 S. 141), 
in welchen verwandte Fälle entschieden sind und ausgesprochen ist, dass 
der Schuldner sich mit Erfolg auf die Verjährung nicht berufen kann, 
wenn er dem Gläubiger durch absichtliche Verheimlichung von Uniständen, 
aus denen dieser die Existenz seines Anspruches hätte erkennen können, 
während der Verjährungszeit die Verfolgung seines Rechtes unmöglich ge- 
macht hat. Auf eine Fahrlässigkeitsschuld des Beklagten, welche leichter 
hätte festgestellt werden können, konnte nach der Ansicht des Gerichtshofes 
der Klageanspruch nicht gegründet werden, ebenso erschien der eventuell 


erhobene Bereicherungsanspruch (vgl. Note S. 321) dem Landgericht nicht 


als rechtlich begründet. Diese nach dem preuss. Allgemeinen Landrecht 
getroffene Entscheidung würde bei der Anwendung des Bürgerlichen Gesetz- 
buches nicht anders ausgefallen sein. 
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den Umschlagebeschluss, welcher den Zweck, den Betrag, den 
Verteilungsfuss und den Fälligkeitstermin zu enthalten hat, zu 
genehmigen und dann die Heberolle, in welcher die einzelnen 
Steuerpflichtigen mit den auf sie entfallenden Beträgen aufzu- 
führen sind (Individualheberolle), für vollstreckbar zu erklären!. 
Dieses Verfahren ist, wie in der allgemeinen Begründung zum 
kirchlichen Gesetzentwurf (vgl. Note 1) näher dargelegt wird, 
ausserordentlich schwerfällig und unpraktisch. Die Staatsregie- 
rung hat dies in der allgemeinen Begründung zum Gesetzentwurf I 
anerkannt und durch die Beseitigung der staatlichen Vollstreck- 
barkeitserklärung der Individualheberolle Abhilfe schaffen wollen. 
Sıeistaber, wie mirscheinenwill, hierbei auf hal- 
bem Wege stehen geblieben. Nachdem im Art. I S1 
(GE. D) und in dem entsprechenden $ 20 (GE. II) bestimmt ist, 
dass die Zwangsvollstreckung wegen der genehmigten Kirchen- 
steuer auf Ersuchen der zuständigen kirchlichen Gemeindeorgane 
durch die staatlichen Vollstreckungsbehörden oder durch die die 
Einziehung der Staatssteuern besorgenden kommunalen Voll- 
streckungsbehörden nach den Vorschriften über das Verwaltungs- 
verfahren ? erfolgt, ist folgender Schlussabsatz 3 beigefügt: 
„Die Vollstreckungsbehörde hat vor zwangsweiser Einziehung 


ı vgl. hinsichtlich des evangelischen Kirchenrechts Art. 3 des Ges. v. 
25. Mai 1874 (GS. S. 147), welcher die ?2te Prüfung anordnet und der bereits 
in der N. 28. 352—53 erwähnte Ministerialerlass vom 15. Januar 1881, welcher 
die Genehmigung des Umlagebeschlusses vorschreibt, $$ 53 bis 55 und 57 der 
Verwaltungsordnung vom 15. Dezember 1886 /17. Juni 1893 und die Ausfüh- 
rungen in der allgemeinen Begründung des kirchl. GE. S. 91 u. 94 tg. Be- 
züglich der katholischen Kirche ist zwar im $ 50 Nr. 9 des Ges. v, 20. Juni 
1875 nur schlechthin von einer Genehmigung des Umlagebeschlusses die 
Rede, wie aber die Entstehungsgeschichte dieser Bestimmung ergibt, um- 
fasst diese Genehmigung die Vollstreckbarkeitserklärung mit (vgl. von Schil- 
gen a.a. 0. (N.3 5.306) Bd. 1 Note 181 S. 192) und tritt also auch nach ka- 
tholischem Kirchenrechte die zwiefache Prüfung des Regierungspräsidenten 
ein. So auch von Schilgen a. a. O. Note 191 S. 193 und Förster a. a. O. 
Note 20 zu $ 50 S. 57 vgl. auch AKO. v. 19. Juni 1836 (GS. 8. 198) Nr. 1 
und Ges. v. 24. Mai 1861 $ 15 (GS. S. 241). 

” gegenwärtig nach der Verordnung vom 15. November 1899 iGS. S. 545). 
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der Steuerbeträge deren Uebereinstimmung mit den Festset- 
zungen des genehmigten Umlagebeschlusses zu prüfen.“ 

Nach der vagen Fassung dieser Bestimmung kann diese 
Prüfung der nach dem Wunsche der Generalsynode zu besei- 
tigenden Prüfung der Individualheberolle wenigstens nahe kom- 
men und diese Neuregelung ist noch dazu recht unpraktisch, weil 
diese Prüfung dann gewöhnlich dm Gemeindevorstande 
obliegen würde, da, soweit mir wenigstens bekannt ist, die Bei- 
treibung der Kirchensteuer in der Regel von kommunalen Voll- 
streckungsbehörden ausgeführt wird. Dann wäre die Aufrecht- 
erhaltung des geltenden Rechtes vorzuziehen. Ich meine 
aber, diese Nachprüfung der Heberolle seitens 
eineranderen Behörde könnte ganz wegfallen. 
Abgesehen davon, dass durch eine gelegentliche Ausübung des 
allgemeinen staatlichen Aufsichtsrechtes die gebotene Kon- 
trolle erfolgen kann, liegt in der kollegialen Behandlung dieser 
Angelegenheit in den kirchlichen Körperschaften, in der vorge- 
schriebenen ortsüblichen Bekanntmachung der zu erhebenden Pro- 
zentsätze ? und in der durch die Gesetzesvorlagen nicht besei- 
tigten und unentbehrlichen Offenlegung der Heberolle? die ge- 
nügende Gewähr dafür, dass bei der Aufstellung der Heberolle 
nicht absichtlich von dem genehmigten Umlagebeschlusse abge- 
gangen wird. Gegen vorkommende Versehen schützen den ein- 
zelnen Steuerpflichtigen, welcher zu selbständiger Kontrolle, ob 
der ilım auferlegte Beitrag stimmt, imstande ist, die Rechtsmittel, 
welche ilım gegen den Umlagebeschluss zustehen, und würde es 
aus diesem Grunde zweckmässiger sein, das Erfordernis der Offen- 
legung der Heberolle gesetzlich festzulegen. Andererseits erscheint 
mir einbesonderer behördlicher Akt, durch welchen 
die Uebereinstimmung der Heberolle mit dem genehmigten Be- 
schlusse und die formgerechte Ausführung der erforderlichen Be- 


! kirchl. GE. & 18, staatl. GE. II $ 19. 
? vgl. Begründung des kirchl. GE. zu $ 18 S. 159, S57 der in der N. 1 
S. 357 angeführten Verwaltungsordnung. 
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kanntmachung und Offenlegung beurkundet wird, vor Abgabe 
der Heberolle an die Vollstreckungsbehörde mindestens recht 
wünschenswert und es würde m. E. durchaus genügen, wenn 
diese Beurkundung als Vollstreckbarkeitserklärung der Vorlage von 
dem Vorsitzenden des Gemeindekirchenrates u.s.w, 
welcher auch das Beitreibungsersuchen zu stellen hat, vorgenom- 
men wird. Demgemäss empfehle ich, die Schluss- 
absätze 3 zu streichen und an deren Stelle die Voll- 
streckbarkeitserklärung der Heberolle seitens des 
Vorsitzenden des zuständigen Kirchenorganes vor- 
zuschreiben. In den Gesetzesvorlagen wird dann noch Stel- 
lung genommen werden müssen zu den noch gültigen Vorschriften 
Nummerl und 2 derAÄ.Kabinettsorder vom 19. Juni 
1836 (GS. S. 198). 

e) Diese Frage steht im inneren Zusammenhange mit der 
Zulässigkeit des ordentlichen Rechtsweges gegen 
die Heranziehung zur Kirchensteuer. In dieser Richtung be- 
stimmen Artikel IV $ 6 des staatlichen Gesetzentwurfes I und 
8 28 des Entwurfes II: 

„Der ordentliche Rechtsweg findet gegen die Heranziehung 
zur Kirchensteuer nur in den Fällen der SS 9 und 10 des 
Gesetzes vom 24. Mai 1861 (GS. S. 241) statt ?.* 


! Ich schliesse mich hier den Ausführungen Zellers a. a. O., welcher in 
Beziehung auf das in dieser Beziehung mit dem preussischen Rechte über- 
einstimmende Württembergische Gesetz vom 14. Juni 1887 denselben Vor- 
schlag gemacht hat, an. Hinzuweisenisthierbeinoch darauf, 
dass nach 849 des Ges. v. 25. November 1899 (GS. S. 565) 
nicht einmal die vom OÖberpräsidenten genehmigten, 
im Verwaltungszwangsverfahren zu vollstreckenden 
Umlagebeschlüsse der Aerztekammern einervon einer 
anderen Behörde zu erteilenden Vollstreckbarkeits- 
bescheinigung bedürfen. Ein gleiches Vertrauen wird 
manden kirchlichen Gemeindeorganen nichtversagen 
dürfen. 

? Die $8$ des Gesetzes von 1861 lauten: 

„$ 9. Wegen allgemeiner Anlagen und Abgaben /$$ 36, 41 der V. vom 

26. Dezember 1808 (GS. v. 1817 S. 283) $$ 78, 79 II. 14 ALR.) kann auf 
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Damit werden für das kirchliche Steuerrecht ausser Kraft 
gesetzt der $ 15 des Gesetzes vom 24. Mai 1861! und die SS 79, 
4 bis 9 II 14 ALR., welche nach dem bestehenden Rechte auf 
die Kirchensteuer Anwendung finden. Nach der auch im Satze 1 
des $ 15 a. a. O. in Bezug genommenen Nummer 1 der AKO. 
vom 19. Juni 1836 fand das Verwaltungszwangsverfahren ın Be- 
ziehung auf die Kirchensteuer bei Säumigkeit des Debenten nur 
hinsichtlich der laufenden und der aus den letzten zwei Jahren 
rückständig verbliebenen Beträge statt. Soweit nach den be- 
stehenden Vorschriften über die Verjährung ältere Rückstände 
eingefordert werden konnten und in dem Falle der Nr. 2 a. a. O., 
wenn der in Anspruch Genommene eine Exemption behauptet 
und wenigstens seit 2 Jahren sich im Besitze der Freiheit be- 


Grund der Behauptung, dass die einzelne Forderung bereits früher getilgt 
oder verjährt sei, die Klage auf Erstattung des Gezahlten angestellt wer- 
den, jedoch bei Verlust des Klagerechts nur binnen spätestens sechs Mo- 
naten nach erfolgter Beitreibung oder geleisteter Zahlung. 

$ 10. Der Rechtsweg findet ferner statt, wenn der Herangezogene be- 
hauptet, dass die geforderte Abgabe keine öffentliche Abgabe sei, sondern 
auf einem aufgehobenen privatrechtlichen Fundamente, insbesondere einem 
früheren gutsherrlichen, schutzherrlichen oder grundherrlichen Verhältnis 
beruhe.* 

Ob die Anwendung des $ 10 hinsichtlich der Kirchensteuer, deren Natur 
als einer öffentlichen Abgabe unanfechtbar feststehen möchte, überhaupt 
noch praktisch werden kann, erscheint mir zweifelhaft. 

ı Der für die Kirchensteuer allein in Betracht konımende Satz 2 $S 15 

des Ges. v. 1861 lautet: 

„In,Beziehung auf solche Abgaben und Leistungen, welche auf einer 
allgemeinen gesetzlichen Verbindlichkeit bezüglich auf einer, von der auf- 
sichtführenden Regierung in Gemässheit gesetzlicher Bestimmung angeord- 
neten oder exekutorisch erklärten Umlage beruhen, findet der Rechtsweg 
aber nur insoweit statt, als dies bei öffentlichen Abgaben der Fall ist.“ 

Nich den im Text angegebenen Bestimmungen des ALR. findet der Rechts- 
weg statt, wenn auf Grund besonderer privatrechtlicher Titel (Vertrag, Pri- 
vileg, Erwerb der Freiheit durch Verjährung (sS 656 bis 659 I 9 ALR., noch 
gültig nach Artikel 89 des preussischen Ausfülrungsgesetzes z. BGB. vom 
2. September 1899 GS. 8. 177) die Freiheit von der Abgabe behauptet wird, 
sowie wenn die Mitglieder unter einander wegen Prägravation streiten. 
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findet !, musste bei der Zahlungsverweigerung des Pflichtigen der 
ordentliche Rechtsweg beschritten werden, weil auf andere Weise 
ein zur Zwangsvollstreckung geeigneter Titel nicht erlangt wer- 
den konnte ?. Nach der Art, wie in den Gesetzesvorlagen die 
Nachforderung der Kirchensteuer geordnet ist und da die Zu- 
lässigkeit der Zwangsvollstreckung durch die Verwaltungsbehörde 
ın keiner Weise, namentlich auch nicht zeitlich beschränkt ıst, 
ist es — vorbehaltlich der Prüfung des ın der 
Nummer2 der AKO. angegebenen Falles — klar, 
dass vom Standpunkte der Vorlagen aus auch bei der Einfor- 
derung von Kirchensteuerbeträgen aus früheren Vorjahren an 
sich der ordentliche Rechtsweg ausgeschlossen sein soll. Wenn 
diese Aenderung des bestehenden Rechtszustandes durchaus zweck- 
mässig und unbedenklich ist, so fragt es sich jedoch weiter, ob 
nicht unter gleichzeitiger Aufrechterhaltung der Bestimmungen 
der Nummer 2 der KO. von 1836 und des $ 80 IL 14 ALR. die 
fortdauernde Zulässigkeit des Rechtsweges in den Fällen der 
ss 79, 4 bis 9 ALR. auszusprechen wäre oder ob der ordent- 
liche Rechtsweg in Beziehung auf das kirchliche Besteuerungs- 


recht — selbstverständlich unter Beibehaltung des Rechtsweges 
wegen der kirchlichen Baulast® — ganz auszuschliessen und denı- 


gemäss die Bestimmung der Vorlagen entsprechend zu ändern 
ist. Beabsichtigen die Gesetzentwürfe, wie man annehmen muss, 
den ordentlichen Rechtsweg in Beziehung auf die Kirchensteuern 
einzuschränken, so wäre die Regelung der Materie im Sinne der 
letzteren Alternative folgerichtiger, als die Beschränkung der Zu- 
lässigkeit des ordentlichen Rechtsweges auf die Fälle der Ss 9 
und 10 des Gesetzes von 1861. Da auch abgeschen von den 
noch zu erwähnenden Fällen des $ 160 des Zuständigkeitsgesetzes 
vom 1. August 1883 GS. S. 237 schon jetzt im Verwaltungs- 


! vgl. auch S 80 II 14 ALR. 

2 vgl. Entsch. des Reichsgerichts Bd. 2 S. 249 und Bd. 33 8. 34 fg., so- 
wie Gruchots Beiträge BJ. 41 S. 417 fg. 

8 709 IT 11 ALR. vgl. Entsch. d. Reichsgerichts Bd. 1 S. 142. 
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streitverfahren über Inzidentpunkte privatrechtlicher Natur 
vielfach entschieden wird! und insbesondere auch über die Ver- 
jährungsfrage geurteilt werden kann ?, so bestände kein 
grundsätzliches Bedenken, den ordentlichen Rechtsweg vollständig 
auszuschliessen. Dies ist um so weniger der Fall, als durch den 
8 160 des Zuständigkeitsgesetzes für eine grosse Zahl von Ma- 
terien zu Gunsten des Verwaltungsstreitverfahrens die vollständige 
Ausschliessung des ordentlichen Rechtswegs erfolgt ist. Insbe- 
sondere ist dies nach $ 34 Nr. 2 a. a. O. hinsichtlich des für 
die Ausgestaltung des kirchlichen Steuerrechts vorbildlichen ko nı- 
munalen Steuerrechtes geschehen? Ausschlag- 
gebend ist aber, dass für die Frage, ob das Civilprozessver- 
fahren durch das Verwaltungsstreitverfalıren zu ersetzen ist oder 
nicht, im wesentlichen Zweckmässigkeitsgründe mass- 
gebend sind, indem kraft positiver Gesetzesbestimmung aus Zweck- 
mässigkeitsrücksichten die Aburteilung einzelner an sich privat- 
rechtlicher Ansprüche wegen ihrer nahen Beziehungen zum öffent- 
lichen Rechte den ordentlichen Gerichten entzogen und den Ver- 
waltungsgerichten überwiesen wurde 4. Solche besonderen 


ı vgl, u. a. das im Pr. Just.Mbl. 1904 S. 172 veröffentlichte Urteil des 
Reichsgerichts, wie umgekehrt die ordentlichen Gerichte solche Fragen des 
öffentlichen Rechtes zu entscheiden haben vgl. u. a. Plenarbeschluss des 
Reichsgerichts vom 27. April 1898 (Euntsch. Bd. 41 S. 267 tg.). 

= vgl. Entsch. d. Oberverwaltungsgerichts Bd. 9 S. 168. 

® Leber die Bedeutung des $ 7 Abs. 1 des Landesverwaltungsgesetzes 
vom 30. Juti 1883 (GS. S. 195), welcher bestimmt, dass die Entscheidungen 
in Verwaltungsstreitverfahren unbeschadet aller privatrechtlichen Verhält- 
nisse ergehen, sind zu vergleichen die Urteile des Reichsgerichts in den 
Entscheidungen Bd. 25 S. 306 und im Pr. Just.Mbl. 1904 S. 174. Da auch 
im Absatz 2 des $ 160 des Zuständigkeitsgesetzes dieser Satz wiederholt 
ist, würde sich eventuell auch die Uebernahme einer entsprechenden Vor- 
schrift in das Kirchensteuergesetz empfehlen. Ueber die infolge der Kon- 
kurrenz des Verwaltungsstreitverfahrens notwendig eintretende Beschränkung 
der Zuständigkeit der ordentlichen Rechtspflege ist besonders zu vergleichen 
Entsch. d. Reichsgerichts Bd. 22 3. 289, 29V und Köhne im Pr. VBl. Jahrg. 24 
S. 467. 

* vgl. den oben erwähnten Plenarbeschluss des Reichsgerichts in den 
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Zweckmässigkeitsgründe scheinen mir aber für die voll- 
ständige Ausschliessung des ordentlichen Rechtsweges hinsicht- 
lich des kirchlichen Steuerrechts zu sprechen, wenn es auch in 
dieser Richtung nicht ohne Bedeutung ist, dass in den unteren 
Instanzen Verwaltungsbehörden (der Gemeindekirchenrat u. s. w. 
und der Regierungspräsident) entscheiden und nur in der obersten 
Rechtsmittelinstanz das Verwaltungsstreitverfahren eingeführt wird 
und dass das Rechtsmittelverfahren nicht in anderer Weise ge- 
regelt werden konnte. Zunächst handelt es sich in den Fällen, 
in welchen die Beibehaltung des ordentlichen Rechtsweges in Be- 
tracht käme, unzweifelhaft um Ansprüche, die trotz ihrer Zuge- 
hörigkeit zum Privatrecht in ganz naher Beziehung zu dem 
Kirchenrecht stehen, um Rechtsverhältnisse, bei denen die pri- 
vatrechtliche Seite gegenüber den mitzuentscheidenden öffentlich 
rechtlichen Fragen mehr oder weniger zurücktritt und bei den 
privatrechtlichen Fragen um solche, deren Entscheidung in Be- 
ziehung auf andere Rechtsverhältnisse (vgl. $ 160 des Zuständig- 
keitsgesetzes) schon jetzt im weitesten Umfange, ohne dass sich 
m. Ws. hieraus Missstände ergeben haben, im Verwaltungsstreit- 
verfahren erfolgt. Letzteres gilt insbesondere von den Rechts- 
fällen, bei denen die Anwendung der SS 79, 4 bis 8II 14 ALR. 
in Frage kommt. Würde man übrigens, wie die Gesetzesvorlagen 
beabsichtigen, die Entscheidung dieser Rechtsfälle den ordent- 
lichen Gerichten entziehen, so bestelıt doch kaum ein Bedürfnis 
in den Fällen der $S 9 und 10 des Ges. von 1861, die ungleich 
weniger wichtig sind als die ersteren, den ordentlichen Rechts- 
weg noch zuzulassen. Ich meine aber, dass der Gesichtspunkt, 
welcher nach der allgemeinen Begründung des kirchlichen Gesetz- 
entwurfes und des staatlichen Gesetzentwurfes I die Einführung 
des Verwaltungsstreitverfahrens notwendig macht, nämlich das 
Bedürfnis nach einer einheitlichen Rechtskontrolle 
auf dem Gebiete des kirchlichen Steuerechts, für unsere Frage 


Entsch.. Bd. 41 S. 279 und Urt. desselben Gerichts vom 15. Febr. 1904 im 
Pr. JMbl. 1904 S. 148. 
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den Ausschlag geben muss. Kann dieses Ziel bei der Konkur- 
renz des Verwaltungsstreitverfahrens mit der Zulassung des ordent- 
lichen Rechtsweges erreicht werden? Nach dem Ergebnisse der 
bisherigen Rechtsprechung ist diese Frage entschieden und 
vorbehaltlos zuvereinen, wenn man einen Blick 
auf die sich in wesentlichen Fragen wıder- 
sprechenden Entscheidungen des Kompetenzge- 
richtshofes und des Reichsgerichts wirft. Es besteht, 
wie schon bei der N.1 8.317 hervorgehoben wurde, in der Recht- 
sprechung dieser Gerichte eine einander direkt wider- 
sprechende Auffassung in der Beantwortung der Grund- 
frage, wie nach dem gegenwärtigen Rechte hinsichtlich der 
Kirchensteuern die Zuständigkeit des Gerschts von der der Ver- 
waltungsbehörde abzugrenzen, wie weit gegenüber dem $ 15 des 
(Gesetzes vom 24. Mai 1861 von dem Gericht das Vorhandensein 
der allgemeinen gesetzlichen Voraussetzungen dieser Gesetzesvor- 
schrift zu prüfen und demgemäss in Anbetracht der Autonomie 
der Kirchengemeinden bei dem Vorliegen vollstreckbar erklärter 
Umlagebeschlüsse der ordentliche Rechtsweg zuzulassen oder 
auszuschliessen ist. Während der Kompetenzgerichtshof 
in ständiger Rechtsprechung angenommen hat, dass die Frage, 
ob der von einer Kirchengemeinde Herangezogene Mitglied der- 
selben ist, der ausschliesslichen Zuständigkeit der 
Verwaltungsbehörde unterliegt!, hat das Reichsge- 
richt gegensätzlich über diese Frage den ordentlichen 
Rechtsweg stets zugelassen”. Das Kompetenzge- 


ı vgl. u. a. Urteile dieses Gerichtshofes bei Stölzel Rechtsprechung (vgl. 
N.1S.8317) Nr. 2044 (8.171) und Nr. 2343 (S. 178), im Preussischen Verwal- 
tungsblatte 21. Jahrgang Nr. 2404 und Nr. 2436 S. 91 und 92 und in der 
Deutschen Juristenzeitung Jahrg. 6 S. 511. 

2 vgl. Entsch. d. Reichsgerichts Bd. 5 S. 300 fg., Juristische Wochen- 
schrift 1901 S. 340 und Deutsche Juristenzeitung 8 Jahrg. S. 321. Dass 
übrigens solche Umlagebeschlüsse nur gegen die Mitglieder der Kirchenee- 
meinde wirken, wird von der Rechtsprechung des Kompetenzgerichtshotes 
selbst anerkannt (vgl. u. a. Urteil v. 8. Januar 1831 (KG. und VBl, 1881 
S. 42 fg.). 
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richt hat besonders in dem Urteile vom 4. Mai 1892 (vgl. 
N.1S. 317) näher ausgeführt, dass vollstreckbar erklärte kirchliche 
Umlagebeschlüsse kraft der Autonomie der kirchlichen Or- 
gane, weil sie auf der Grundlage der bestehenden Gesetze gefasst 
seien, die nächste Rechtsnorm für das Verhältnis der Betei- 
ligten bilden, die Anwendung der entfernteren Rechtsnormen 
wie z. B. Observanzen oder allgemeine Gesetze ausschliessen und 
daher in ihrer rechtlichen Gültigkeit durch abweichende gesetz- 
liche Bestimmungen nicht berührt werden können. Unter folge- 
richtiger Anwendung dieses Grundsatzes hat daher der Kom- 
petenzgerichtshof trotz der feststehenden subsidiären 
Natur der Kirchensteuer! in der früheren ständigen Rechtspre- 
chung? über die Frage, welche Ausgaben durch die Kirchen- 
steuern gedeckt werden können, namentlich ob auch Beiträge zur 
Kirchenbaulast in der Form der Kirchensteuern erhoben werden 
können und ob es in diesen Fällen darauf ankommt, dass die 
Kirchensteuer den Charakter einer beständigen auf 
allgemeiner gesetzlicher Grundlage beruhenden 
Last? an sich trägt, den ordentlichen Rechtsweg nicht zugelassen. 
Hinsichtlich der in der Form einer Umlage erhobenen Beiträge 
zur Kirchenbaulast hat der Kompetenzgerichtshof in den letzten 
Urteilen vom 14. Januar und 1. Juli 1899 (vgl. N. 18.317), in- 
dem er anerkennt, dass es sich hierbei nicht um beständige 
Abgaben im Sinne der angegebenen Gesetzesvorschriften handele, 
diesen Standpunkt aufgegeben und den Rechtsweg zugelassen, 
aber — immerhin bemerkenswert — am Schlusse des letzten Ur- 
teils bemerkt, dass hiermit die Frage, wieweit die Autono- 
mie der Kirchengemeinden greife, nicht entschieden werden solle. 
Das Reichsgericht hat dagegen in Konsequenz seines schon 

ı vgl. u. a. 8 31 Nr. 6 der Kr.SO. vom 10. September 1873 (GS. $. 417) 
und $ 21 Nr. 8 des Ges. v. 20. Juni 1875. 

? vgl. Stölzel a. a. 0. 8 23 S. 170 bis 178. 

® nur hinsichtlich solcher Lasten ist durch den 8 15 des Gesetzes vom 


15. Mai 1861 in Verbindung mit der Nummer 1 der AKO. von 19. Juni 1536 
der ordentliche Rechtsweg beschränkt. 
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oben dargelegten Standpunktes — übrigens in Uebereinstimmung 
mit dem Obertribunal (vgl. N.1 8.317) — auch über diese Fragen 
die Entscheidung im ordentlichen Rechtswege zugelassen und be- 
sonders den für vollstreckbar erklärten Umlagebeschlüssen, welche 
die Deckung von Ausgaben für Reparaturen und Bauten zum 
Gegenstande hatten, die Rechtsgültigkeit abgesprochen !. Wenn 
ich auch für meine Person die Auffassung des Reichsgerichts für 
die richtige halte, so ist mir andererseits der Standpunkt des 
Kompetenzgerichtshofes wohl verständlich, da es sich in diesen 
Rechtsfällen um spezifisch kirchenrechtliche Fragen handelt. 
Sicher ist dieser Rechtszustand höchst unerquicklich und erscheint 
es notwendig, dass der ordentliche Rechtsweg allgemein ausge- 
schlossen und auf diese Weise ın der Instanz des Oberver- 
waltungsgerichts die erforderliche einheitliche, die Ver- 
waltungspraxis autoritativ beeinflussende Rechtskontrolle auf dem 
Gebiete des kirchlichen Steuerrechts geschaffen wird. Ich schlage 
daher vor, den Art. IV.$6 des GE.I und den $28 GE.I 
durch folgende Bestimmung zu ersetzen: 

„Wegen der Heranziehung zu der genehmigten Kirchen- 


1 vgl. Urteile des Reichsgerichts in den Entscheidungen Bd. 1 S. 140 
und bei Gruchot Bd. 25 S. 501. Vgl. auch das oben in der N. 3 S. 317 citierte 
Urteil des Reichsgerichts bei Gruchot Bd. 46 S. 1134. Die grundsätzliche 
Verschiedenheit der Standpunkte der beiden Gerichtshöfe tritt namentlich 
grell hervor, wenn man dem Urteile des Reichsgerichts bei Gru- 
chot Bd. 25 S. 501 das im Pr. Just.Mbl. 1873 S. 254 veröffentlichte Er- 
kenntnis des Kompetenzgerichtshofes vom 7. Juni 1873 
gegenüberstellt. In dem letzteren Rechtsfalle waren zur Deckung der Ver- 
teidieungskosten, die einem Presbyter und Lehrer in einem Strafprozesse 
erwachsen waren, eine demnächst vollstreckbar erklärte Umlage ausgeschrie- 
ben. Auf die Klage eines zur Zahlung herangezogenen Steuerpflichtigen, 
welcher die Gesetzwidrigkeit der nicht für kirchliche Zwecke bestimmten 
Umlage behauptete, wurde vom Kompetenzgerichtshofe der Rechtsweg für 
unzulüssig erklärt. In dem vom Reichsgerichte entschiedenen Falle drang 
dagegen der Kläger der vollstreckbar erklärten Umlage gegenüber unter 
Zulassung des Rechtsweges durch, nachdenı festgestellt war, dass durch die 
Umlage Ausgaben bestritten werden sollten, welche der Patron zu tragen 
hatte. 
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steuer und der Zurückforderung der Kirchensteuer ist der or- 
dentliche Rechtsweg nicht zulässig’. 

Ueber den Anspruch auf Erstattung der Kirchensteuer be- 
schliesst der Gemeindekirchenrat u. s. w., welcher die Steuer 
festgesetzt hat. Die Anfechtung dieses Beschlusses erfolgt 
durch die nach diesem Gesetze gegen den Kirchensteuerfest- 
setzungsbeschluss gegebenen Rechtsmittel. Der Erstattungs- 
anspruch kann nur innerhalb eines Jahres erhoben wer- 
den. Diese Frist beginnt, wenn die Ermässigung der Steuer 
infolge Einlegung von Rechtsmitteln oder im Falle des $ 58 
des Einkommensteuergesetzes stattgefunden hat, mit dem Tage 
der Zustellung der die Steuerermässigung endgültig ausspre- 
chenden Entscheidung, sonst vom Tage der Zahlung der Kir- 
chensteuer. 

Die Vorschrift des $ 160 des Zuständigkeitsgesetzes vom 
1. August 1883 (GS. S. 237) findet sinngemässe Anwendung. 

In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten ist die auf Grund dieses 
(Gesetzes ergangene Entscheidung über die Heranziehung zu der 
genehmigten Kirchensteuer für das Gericht bindend. 

Nur die bestehenden Vorschriften über die Zulässigkeit des 
Recltsweges bei den Streitigkeiten, welche die Kirchenbaulast 
betreffen, werden durch die vorstehenden Bestimmungen nicht 
berührt.“ 


Zu diesem Vorschlage ist noch folgendes zu bemerken: 

Infolge Wegtfalles des $ 9 des Gesetzes vom 24. Mai 1861 
und der Aufhebung des $ 4 des Gesetzes vom 18. Juni 1840, 
welch’ letzterer durch die Gesetzesvorlagen, ohne dass die hier- 
durch verursachte Lücke ausgefüllt wurde, beseitigt ist?, bedurfte 


ı Durch den Artikel 90 des Württembergischen Gesetzes ist die Ver- 
handlung über die kirchlichen Umlagen ebenfalls den Verwaltungsgerichten 
überwiesen. 

? Art. VIII Abs.2 GE. I, im GE. Il ist die Aufhebung des Ges. von 1840 
nicht besonders hervorgelioben, wohl aber nach $ 38 anzunehmen (vgl. $ 30 
daselbst). 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIV, 3, 94 
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es einer Regelung des Anspruches auf Erstattung der Kirchen- 
steuer. Da dieser Anspruch im engsten Zusammenhange mit der 
Rechtsbeständigkeit der Kirchensteuerforderung steht, erschien 
es angemessen, auch bezüglich dieses Anspruches den Rechtsweg 
vollständig auszuschliessen, wie schon bisher — abgesehen von 


dem besonderen Falle des $ 9 des Gesetzes von 1861 auf 
solche Ansprüche die die Zulässigkeit des Rechtsweges beschrän- 
kende Vorschrift des $ 15 a. a. O. mit Recht angewendet ist!. 
Die erforderliche Fristbestimmung für die Geltendmachung dieses 
Anspruches ist angemessen dem nach den Gesetzesvorlagen für 
anwendbar erklärten $ 86 des Kommunalabgabengesetzes nach- 
gebildet. 

Uıin die Rechtseinheit im kirchlichen Steuerrecht auch in den 

Fällen zu sichern, in welchen ein privatrechtlicher An- 
spruch z. B. aus der Geschäftsführung erhoben wird ?, derselbe 
aber zu seiner Grundlage die Bezahlung einer Kirchensteuer hat, 
erscheint es zweckentsprechend, auszusprechen, dass das Gericht 
die kirchenrechtliche Vorfrage, ob die Kirchensteuer über- 
haupt und in dem erhobenen Betrage zu zahlen war, nicht selbst 
entscheidet, sondern hierbei an die Entscheidung der Verwaltungs- 
behörde und des Oberverwaltungsgerichts gebunden ist. Dieser 
Vorschlag folgt dem Vorgange verschiedener Gesetze, in welchen 
in gleicher Weise die Beurteilung öffentlich rechtlicher Vorfragen 
den Gerichten entzogen Ist ?. 
ı vel. u. a. Entsch. d. Reichsgerichts Bd. 25. S. 306 und Bd. 28 S. 14, 15. 
und die Urteile des Kompetenzgerichtshofes bei Stölzel, Rechtsprechung S. 170, 
173 und 178. Durch die Cession des Anspruches wird die Frage der Zu- 
lässigkeit des Rechtsweges nicht berührt (vgl. Urteil des Reichsgerichts 
v. 10. April 1900, im Pr. Verwaltungsblatte Jahrgang 23 S. 131, 132 und in 
der Jur. Wochenschrift 1900 S. 423). 

2 verl. das in der vorigen Note citierte Reichsgerichtsurteil vom 10. April 
1900, 

® vel.u. a. $ 11 des EG. z. Gerichtsverfassungsgesetz, $$ 2, 5 und 6 des 
Ges. v. 24. Mai 1861, 8$ 2, 4 und 5 des Ges. v. 11. Mai 1842, 8 155 des 
Reichsbeamtengesetzes vom 31. März 1373 vgl. hierzu Stölzel, Rechtsweg und 
Kompetenzkonflikt 3. 37, 38. Der Mangel einer derartigen Regelung der 
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Mit Rücksicht auf das Verhältnis der Kirchenbau- 
last zum subsidiären kirchlichen Steuerrecht und die erörterte 
in der Rechtsprechung bestehende Streitfrage möchte es prak- 
tisch sein, die im letzten Absatze vorgeschlagene Bestimmung zu 
treffen. Es wird hierbei der reichsgerichtlichen Auffassung ge- 
folgt, nach welcher sich die Kirchengemeinden kraft ihrer Au- 
tonomie bei der Ausübung des subsidiären Besteuerungsrechtes 
nicht mit den hinsichtlich der Kirchenbaulast nach Gesetz, Ver- 
trag oder Observanz bestehenden Rechtsverhältnissen in Wider- 
spruch setzen dürfen. Wenn insoweit nach dem Vorschlage 
der ordentliche Rechtsweg offen bleibt, so genügt m. Es. in an- 
deren praktisch weniger bedeutungsvollen Fällen (vgl. z. B. den 
vom Kompetenzgerichtshofe entschiedenen, in der Note S. 366 
erwähnten Rechtsfall) die Rechtskontrolle des Regierungspräsi- 
denten und des Oberverwaltungsgerichts, um gegenüber etwaigen 
Uebergriffen der Kirchengemeinden dem einzelnen Steuerptlich- 
tigen den erforderlichen Rechtsschutz zu gewähren. 

Tritt man vorstehenden Vorschlägen nicht bei, so wäre es 
folgerichtiger, unter Aufrechterhaltung des $ 15 des Gesetzes von 
1861, der Nummer 2 der AKO. vom 19. Juni 1836 und der 


Frage wurde auch in dem mehr erwähnten Hagener Zivilprozesse recht fühl- 
bar. Die Klägerin hatte den Beklagten nachträglich wegen der nicht be- 
zahlten Kirchensteuer veranlagt. Im Verwaltungsverfahren wurde auf die 
von denı Beklagten eingelegten Rechtsmittel durch den Oberpräsidenten der 
Anspruch der Klägerin im vollen Umfange endgültig festgestellt. Das Ge- 
richt hielt sich aber namentlich auf Grund des oben erwähnten Plenarbe- 
schlusses des Reichsgerichts an diese Entscheidung der Verwaltungsbehörde 
nicht für gebunden, prüfte die Frage, ob die Heranziehung der Ehefrau zur 
Kirchensteuer berechtigt war, selbständig und kanı für die Zeit nach dem 
1. April 1900 aus hier nicht weiter interessierenden Gründen zu der von der 
Verfügung des Oberpräsidenten abweichenden Entscheidung, dass die Er- 
hebung der Kirchensteuer nicht berechtigt war. 

Selbstverständlich ist der Oberprüsident an diese — an sich für die Zu- 
kunft präjudizielle — Entscheidung, auch wenn sie von den höheren Gerich- 
ten bestätigt wird, nicht gebunden. Dies zum Beweise dafür, wie wünschens- 
wert die Regelung der Frage im Sinne des im Text geniachten Vorschla- 
ges ist! 


241 * 
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SS 4 bis 9, 79 und 80 II 14 ALR. es bei dem bisherigen Rechts- 
zustande zu belassen, als die den Charakter der Halbheit an 
sich tragende Neuordnung der Materie, wie sie in den Gesetzes- 
vorlagen empfohlen wird, anzunehmen. 

Wenn nach diesen die wesentlichsten Fragen der beabsich- 
tisten Reform des kirchlichen Steuerrechts behandelnden Aus- 
führungen, namentlich auch hinsichtlich der Grundprinzipien, recht 
erhebliche Bedenken gegen die in den Gesetzesvorlagen nieder- 
gelegten Vorschläge bestehen, so ist ihre eingehendste 
Prüfung und sorgfältigste Durcharbeitung geboten 
und möge hierbei der schon in der N.2 S. 344 hervorgehobene Ge- 
sichtspunkt nicht ausser acht gelassen werden, ob nicht eine 
einheitliche, die sämtlichen im Staate zuge- 
lassenen Religionsgesellschaften umfassende 
gesetzlicheNeuregelung des kirchlichen Steuer- 
rechts möglich ist. 


Zum Schlusse noch eine Bemerkung: Nach den 
Erklärungen des Finanzministers in der Sitzung des preussischen 
Abgeordnetenhauses vom 18. April 1904 steht eine umfang- 
reiche Revision des Einkommensteuergesetzes vom 
24. Juni 1891 unmittelbar bevor. Ich weiss nicht, ob 
eine Reform des Haushaltungsprinzips bereits geplant 
ist’; ohne hier die Frage näher zu erörtern, ist so viel klar, der 
Formalismus der Steuerveranlagung nach dem Haushaltungs- 
prinzip? ist materiellrechtlich unvereinbar mit dem 


! Auf die Unzulänglichkeit des Haushaltungsprinzips weist auch hin 
Fuisting in der Deutsch. Jur.Zeitg. (Jahrg. 8 S. 283, 284). Geplant wird nach 
der Kanımerverhandlung besonders eine weitere Ausgestaltung des $ 18 des 
Gesetzes und mehrfach angeregt ist bereits die Hinaufrückung der Steuer- 
grenze (vgl. u. a. den Aufsatz des Professors Dr. v. Mayr im Heft 1/3 Bd. XII 
des Verwaltungsarchivs). Nach beiden Richtungen hin würde hierdurch nach 
dem von mir vertretenen Standpunkte die Regelung des kirchlichen Steuer- 
rechts unniittelbar berührt. 

* vgl. die oben angeführten Abhandlungen von Maatz, welcher nament- 
lich die abweichende Regelung dieser Frage in anderen Gesetzgebungen dar- 
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bürgerlichen Rechte, nach welchem die Ehefrau mit ihrem eigenen 
Einkommen und Vermögen hinsichtlich der öffentlichen Lasten 
dem Gläubiger haftet! und ist praktisch unbefriedigend, weil, 
wie schon oben erwähnt wurde, wenn der Ehemann eigenes Ein- 
kommen oder Vermögen nicht besitzt, bei der Unzulässigkeit des 
Rückgriffes auf die Ehefrau die Steuer nicht beigetrieben werden 
kann. Es dürfte Zeit sein, diese Auswüchse der Haushaltungs- 
veranlagung, durch welche in ganz unbilliger Weise die 
Staatskasse und das Gemeindevermögen und damit die übrigen 
Steuerzahler benachteiligt werden, zu beseitigen? Und wenn 
dies nur dadurch erreicht werden kann, dass über die Grenze 
des $ 11 des Ges. hinaus eine besondere selbständige Veran- 
lagung namentlich der Ehefrau stattfindet, so ergibt sich hieraus 
ohne weiteres, welchen Einfluss die in Aussicht 
genommene Reform der Einkommensteuer für 
die Ausgestaltung des kirchlichen Steuer- 
rechts haben kann. Es wäre deshalb zurzeit insbesondere 
voreilig, das Steuerrecht bezüglich der Misch- 
ehen so zu ordnen, wie es in den Gesetzesvorlagen vorgeschla- 


legt, und Jacobi im Pr. Verwaltungsblatte Jahrgang 21 S. 144 u. 24 S. 595 
und Fuisting a. a. O. Note 2 zu $ 11 8. 89 bis 9%. 

i vgl. besonders die $$ 1371, 1385 Nr. 1, 1388, 1426 BGB. Da der Ehe- 
mann nach $ 1388 BGB. rücksichtlich der auf dem Vermögen seiner Ehe- 
frau lastenden Abgaben, soweit dieselben nicht auf dem Vorbehaltsgute haf- 
ten, nach dem gesetzlichen Güterstande dem Gläubiger neben der Ehefrau 
als Gesamtschuldner haftet, so liesse sich die Veranlagung nach dem Haus- 
haltungsprinzip allenfalls bei der auf dem Vermögen haftenden Ergän- 
zungssteuer (vgl.$4 Ergänzungssteuergesetz vom 14. Juli 1893 Ges.S. S. 134) 
materiell rechtfertigen. 

" Weshalb liesse sich das Rückgrifisrecht des Staates gegen die Ehefrau 
nicht gesetzlich bestimmen unter Einführung einer besonderen Nach- 
veranlagung der Ehefrau? Ks würde dann wenigstens auf diesem 
Umwege die erforderliche Uebereinstimmung des Steuerrechts mit dem Pri- 
vatrecht erzielt werden und dabei das Prinzip, auf welchem die Haushal- 
tungsveranlagung beruht, dass die im Haushalte verbundenen Mittel eine bei 
der progressiven Besteuerung zu berücksichtigende erhöhte Leistungsfähig- 
keit bedingen, an sich unberührt bleiben. 
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gen wird. Es möchte unter diesen Umständen zu prüfen sein, 
ob nicht die Verabschiedung dieser Gesetzentwürfe bis zur Er- 
ledigung der Einkommensteuerreform auszusetzen ist. So wün- 
schenswert die baldige Reform des kirchlichen Steuerrechts ist, 
als ganz besonders dringlich wird sie jedoch nicht 
bezeichnet werden können. 


313 


Die Bestimmungen über Gewissensfreiheit und reli- 
giöse Duldung in den deutschen Schutzgebieten. 


Yon 


Regierungsrat Dr. E. Jacobi, 
Königsberg i.!Pr. 


Das Kirchenrecht der deutschen Schutzgebiete ist noch sehr 
in den Anfängen, wie dies in der Natur der Sache liegt, da eben 
hier alle tatsächlichen Verhältnisse wie ihre rechtliche Regelung 
erst noch im Werden sind. Als Grundlage jedoch, auf der sich 
der weitere Aufbau vollziehen muss, ist von vornherein die Ge- 
währleistung der Gewissensfreiheit und religiösen Duldung fest- 
gelegt. In Europa erst das Ergebnis einer langen historischen 
Entwickelung, steht für die Schutzgebiete dieser Grundsatz von 
vornherein gesetzlich fest. Die Bestimmungen, die ıhn enthalten, 
sind nicht an einer, sondern an mehreren Stellen zu finden. 
Wenn ich dieselben hier einer Erörterung unterziehen will, aus 
der sich ergeben wird, dass sie freilich nicht überall klar und in 
ihrer Bedeutung zweifelsfrei sind, so gehe ich dabei von der für 
die deutschen Schutzgebiete wichtigsten grundlegenden Rechts- 
quelle, dem „Gesetz über die Rechtsverhältnisse der deutschen 
Schutzgebiete“, kurz „Schutzgebietsgesetz“ genannt, aus, das sich 
in seinem $ 14 über unser Thema verhält. Der $ 14 des Schutz- 
gebietsgesetzes in der Fassung vom 25. Juli 1900 (RGBl. S. 809) 
lautet: 

„Den Angehörigen der im Deutschen Reiche anerkannten 
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Religionsgemeinschaften werden in den Schutzgebieten Ge- 
wissensfreiheit und religiöse Duldung gewährleistet. Die freie 
und öffentliche Ausübung dieser Kulte, das Recht der Er- 
bauung gottesdienstlicher Gebäude, und der Einrichtung von 
Missionen der bezeichneten Religionsgemeinschaften unterliezen 
keinerlei gesetzlicher Beschränkung noch Hinderung.“ 

Der 8 14 ist in das Schutzgebietsgesetz durch Beschluss des 
Reichstags eingefügt worden. Dieser Beschluss wurde auf einen 
Antrag des Zentrums gefasst. In der Sitzung vom 12. Juni 19001! 
begründete der Zentrumsabgeordnete Grocher den Antrag. Er 
erwähnte, dass schon in der Session 1885/86 ein Versuch gemacht 
worden sei, eine ähnliche Bestimmung in das Schutzgebietsgesetz 
hineinzubringen. Man habe damals ursprünglich beabsichtigt, den 
Artikel 6 Abs. 3 der Kongoakte wörtlich in das Gesetz aufzu- 
nehmen. Dieser Artikel lautet in Absatz 3: 

Gewissensfreiheit und religiöse Duldung werden sowohl den 
Eingeborenen wie den Landesangehörigen und Fremden aus- 
drücklich gewährleistet. Die freie und öftentliche Ausübung 
aller Kulte, das Recht der Erbauung gottesdienstlicher Ge- 
bäude und der Einrichtug von Missionen, welcher Art Kultus 
dieselben angehören mögen, soll keinerlei Beschränkung noch 
Hinderung unterliegen. 

Der Gedanke, diese Bestimmungen wörtlich in das Schutz- 
gebietsgesetz aufzunehmen, sei aber damit bekämpft worden, dass 
dieser Antrag „auch dem Molamedanismus einen gesetzlichen 
Schutz gewähren würde“. Man habe ılın daher fallen gelassen 
und an seine Stelle die jetzt vorgeschlagenen Bestimmungen ge- 
setzt. Der jetzige Antrag solle sich „auf die im deutschen Reiche 
anerkannten Religionsgesellschaften“ beschränken. 

Die Debatte über den Antrag war nur sehr kurz, kürzer, 
als es vielleicht der Wichtigkeit des Gegenstandes angemessen 
war. Es äusserte sich ausser dem Abgeordneten Gröber nur 


ı Verhandl. d. Reichstags 1893—1900. Sten. Ber. S. 6008. 
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noch ein einziger Redner, der konservative Abgeordnete Graf 
von Bernstorff (Lauenburg). Dessen Erklärungen sind aber für 
die hier behandelte Frage doch so interessant, dass ich sie wört- 
lich wiedergebe. Graf Bernstorff sagte: „Im ganzen steht ja 
die Religionsfreiheit ın den Schutzgebieten, namentlich in Afrika, 
wesentlich unter dem Schutz der Kongoakte. Ich würde sonst 
auch bedauert haben, dass diese Bestimmung nur für die inlän- 
dischen Gesellschaften gegeben wurde. Denn ich muss daran 
erinnern, dass eine Anzahl deutscher Missionare in fremden Län- 
dern arbeiten, und dort den Schutz gniessen, den wir anch den 
fremden Missionaren bei uns nicht vorenthalten möchten. Aber 
da wir in Bezug auf die ausländischen Missionare schon durch 
die Kongoakte für Afrika gebunden sind, da wir andererseits 
das Zutrauen haben können, dass unsere Regierung immer auf 
dem Grundsatz der Religionsfreiheit stehen wird, und da es viel- 
leicht seine Bedenken hätte, Ausländern gesetzliche Rechte zu- 
zuerkennen, so werde ich aus diesem Grunde dem Antrage zu- 
stimmen.“ 

In diesen Ausführungen des Grafen Bernstorff sind bereits 
einige Zweifelsfragen angeregt, zu denen die Bestimmungen des 
8 14 Anlass geben. Er hebt bereits hervor, wie dies ja auch der 
Antragsteller Gröber getan hatte, dass als sedes materiae für 
die Frage der Religionsfreiheit in den Schutzgebieten ausser dem. 
S 14 des Schutzgebietsgesetzes auch die Kongoakte in Frage 
komme, wenn er deren Bedeutung auch überschätzt. Er hebt 
ferner hervor, dass sich der & 14 nur auf die „inländischen Ge- 
sellschaften“, wie er sich ausdrückt, beziehe. Er erwähnt aber 
nicht, dass für die Verhältnisse der Ausländer in Bezug auf die 
Religionsfreiheit noch eine dritte Rechtsquelle m Frage kommt, 
nämlich die internationalen Verträge, die das Deutsche Reich 
mit verschiedenen Staaten über die Abgrenzung der gegenseitigen 
Besitzungen in Afrika und der Südsee abgeschlossen hat. 

Es bestehen also drei Rechtsquellen: 

1) das Schutzgebietsgesetz, 
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2) die Kongoakte, 

3) die verschiedenen Verträge. 

Von diesen sind die Festsetzungen der Kongoakte räum - 
lich beschränkt. Sıe beziehen sich nur auf ein bestimmtes 
Gebiet. 

Die Festsetzungen des & 14 des Schutzgebietes sind per - 
sönlich beschränkt. Sie beziehen sich zwar räumlich auf 
sämtliche Schutzgebiete, aber persönlich nur auf die „im Deu- 
schen Reiche anerkannten Religionsgemeinschaften“. Die Fest- 
setzungen der Verträge mit fremden Mächten sind räumlich 
und persönlich beschränkt. Sie beziehen sich nur auf be- 
stimmte Schutzgebiete und auf bestimmte Personen. Es kommen 
in dieser Beziehung in Betracht: 

l) Die „Erklärung betreffend die gegenseitige Handels- und 
Verkehrsfreiheit in den deutschen und englischen Besitzungen 
und Schutzgebieten im westlichen Stillen Ozean vom 10. April 
1886"). In dieser „Erklärung“ heisst es unter Il: „Die Kai- 
serliche Regierung und die Königlich grossbritannische Regierung 
kommen überein, dass die beiderseitigen Staatsangehörigen be- 
fugt sein sollen, alle Besitzungen oder Schutzgebiete des anderen 
Staates in dem westlichen Stillen Ozean zu besuchen, sich da- 
selbst niederzulassen .... unter denselben Bedingungen und Ge- 
setzen, und im Genuss derselben Freiheit des religiösen Bekennt- 
nisses wie die Angehörigen desjenigen Staates, welcher dort die 
Souveränitäts- oder Protgktoratsrechte ausübt.“ Unter „West- 
lichem Stillen Ozean“ ist nach Nr. I der Erklärung zu verstehen 
der Teil des Ozeans zwischen dem 15. Grad nördlicher und dem 
30. Grad südlicher Breite und dem 165. Längegrad westlich und 
dem 130. östlich von Greenwich. Es fallen in diesen Teil des 
Ozeans die unter deutschem Schutz stehenden Marschall-Inseln, 
Karolinen, Palau, Kaiser-Wilhelmsland und der Bismarckarchi- 
pel, die deutschen Salomonen und Samoa. Dagegen die deut - 
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schen Marianen nur zum Teil. 

2) Das deutsch-englische Abkommen über Samoa und Togo 
vom 14. November 1899!. In der am Ende desselben angefüg- 
ten „Erklärung“ heisst es: „Es ist gleichfalls ausgemacht, dass 
die Bestimmungen der von den beiden Regierungen am 10. April 
1886 zu Berlin unterzeichneten Deklaration betreffend die Han- 
delsfreiheit im westlichen Stillen Ozean auf die in der vorstehen- 
den Konvention erwähnten Inseln anwendbar sind. (Es handelt 
sich um die Samoa- und Salomonsinseln.) 

3) Das deutsch-englische Abkommen vom 1. Juli 1890? sagt 
in seinem Artikel 10: 

„In allen Gebieten Afrikas, welche einer der beiden Mächte 
gehören, oder unter ihrem Einfluss stehen, sollen Missionare bei- 
der Länder vollen Schutz geniessen. Religiöse Duldung und 
Freiheit für alle Formen des Gottesdienstes und für geistlichen 
Unterricht werden zugesichert“. 

4) Der „Vertrag zwischen dem Reich und Spanien zur Be- 
stätigung der am 12. Februar 1899 in Madrid unterzeichneten 
Erklärung, betreffend die Inselgruppen der Karolinen, Palau und 
Marianen, vom 30. Juni 1899°. Er enthält in Artikel 2 fol- 
gende Bestimmung: „Deutschland gewährt .... auf den genann- 
ten Inseln den spanischen religiösen Ordensgesellschaften die 
gleichen Rechte und die gleichen Freiheiten, wie den deutschen 
religiösen Ordensgesellschaften. 

Welchen Inhalt und welche rechtliche Bedeutung haben nun 
diese drei Rechtsquellen und wie ist ıhr Verhältnis zu einander? 

Fassen wir zuerst die Bestimmungen des $ 14 des Schutz- 
gehietsgesetzes ins Auge, um uns über ihre Tragweite klar zu 
werden, so fällt uns auf, dass diese Bestimmungen sich be- 
ziehen sollen auf die „Angehörigen der im Deutschen Reiche an- 
erkannten Religionsgemeinschaften.“ An dieser Fas- 
sung ist zuerst merkwürdig das Wort „Religionsgemeinschaften“. 


u mn 
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Dieses Wort ist meines Wissens sonst in der deutschen Gesetzes- 
sprache nicht üblich. Charakteristischerweise wurde auch von 
dem Abgeordneten Gröber selbst, als er im Reichstag seinen An- 
trag empfahl, nicht das Wort „Religionsgemeinschaften“, 
sondern „Religions gesellschaften“ gebraucht. Ebenso ist 
dem ersten deutschen Rechtslehrer, der über das Recht der 
Schutzgebiete geschrieben hat, Professor Frh. von Stengel in 
seinem Buch über das Recht der Schutzgebiete unwillkürlich bei 
der Besprechung des $ 14 das Wort „Religions gesellschaf- 
ten“ in die Feder geflossen!. Nun steht aber doch tatsäch- 
lich im Text des Gesetzes „Religiinsgemeinschaften“. Es 
fragt sich also, was das Gesetz mit diesem Ausdruck gemeint 
hat. Das Wort „Religionsgesellschaften“ entstammt bekanntlich 
der naturrechtlichen Gesetzessprache des 18. Jahrhunderts. Die 
grösste deutsche Kodifikation jener Zeit, das Preussische Allge- 
meine Landrecht, sagt in S 10 des Tit. 11 Th. II unter der 
Ueberschrift „Religionsgesellschaften“, es könnten „mehrere Ein- 
wohner des Staates, unter dessen Genehmigung, zu Religions- 
übungen sich verbinden.“ In $ 11 heisst es dann „Religions- 
gesellschaften, welche sich zur öffentlichen Feier des Gottes- 
dienstes verbunden haben, werden Rirchengesellschaften genannt. ® 
Die weiteren hierhergehörigen Bestimmungen sind dann noch 
8 17 „die vom Staate ausdrücklich aufgenommenen Kirchenge- 
sellschaften haben die Rechte privilegierter Korporationen“ und 
S 20: „Eine Religionsgesellschaft, welche der Staat genehmigt, 
ihr aber die Rechte öffentlich aufgenommener Kirchengesellschaf- 
ten nicht beigelegt hat, geniesst nur die Befugnis geduldeter Ge- 
sellschaften.“ 

Die Bezeichnung und der Begriff der „Religionsgesellschaf- 
ten“ sind auch in die Preussische Verfassung vom 31. Januar 
1850 übergegangen. Hier lautet Artikel 12: „Die Freiheit des 
religiösen Bekenntnisses, der Vereinigung zu Religionsgesellschaf- 
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ten, und der gemeinsamen häuslichen und öffentlichen Religions- 
übung wird gewährleistet“, und Artikel 13 „die Religionseesell- 
schaften, sowie die geistlichen Gesellschaften, welche keine Kor- 
porationsrechte haben, können diese Rechte nur durch besondere 
Gesetze erlangen“. Es werden also in Preussen unterschieden 
die „ausdrücklich aufgenommenen Kiırchengesellschaften® — es 
sind dies bekanntlich die evangelische Landeskirche und die rö- 
misch-katholische Kirche — und die „nur geduldeten Religions- 
gesellschaften“. Letztere können durch Gesetz Korporationsrechte 
erlangen. Solche haben erlangt die Altlutheraner, die Memo- 
niten Baptisten, die niederländisch-Reformierten und die Herren- 
huter (Brüdergemeinde). Ausserdem haben ordnungsmässig ge- 
bildete jüdische Synagogengemeinden die Rechte juristischer Per- 
sonen. Aehnliche Bestimmungen wie in Preussen finden wir auch 
ın den Verfassungen und Gesetzen anderer Bundesstaaten. So 
findet sich das Wort „Religionsgesellschaften“ ın den Verfassungen 
von Baiern, Sachsen, Württemberg, Baden, Oldenburg, Sachsen- 
Koburg und Gotha. Korporationsrechte besitzen ausser der 
evangel. Landeskirche und der römisch-katholischen Kirche in 
Baiern und Sachsen die Juden, in Württemberg die Herrnhuter 
und die Deutschkatholiken, in Baden die Deutschkatholiken. 
Die Notwendigkeit für die Entscheidung der Frage, wer mit 
den „Angehörigen der im Deutschen Reiche anerkannten Reli- 
gionsgemeinschaften eigentlich“ gemeint ist, auf die Gesetzgebung 
der einzelnen Bundesstaaten zurückzugehen ergibt sich von selbst 
aus der angeführten Fassung des $S 14. „Vom“ Deutschen 
Reiche sind überhaupt keine Religionsgemeinschaften anerkannt. 
Ein gesetzgeberischer Akt des Reiches der „Religionsgemeinschaf- 
ten“ anerkennte ist nicht vorhanden. Sofern eine solche Aner- 
kennung überhaupt durch bestimmte Akte erfolgt ıst, sind solche 
nur „im“ Deutschen Reiche „von“ den Bundesstaaten ausgegangen. 
Sollte also der Ausdruck des & 14: „im Deutschen Reiche 
anerkannte Religionsgemeinschaften“ bedeuten, dass darunter Re- 
ligionsgesellschaften verstanden werden sollen, die irgendwo im 
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Deutschen Reiche durch einen gesetzlichen Akt Anerkennung er- 
langt haben, so müsste in jedem einzelnen Falle untersucht wer- 
den, ob dieses auf eine in den Schutzgebieten irgendwie tätige 
Religionsgesellschaft zuträfe und ihr daher freie Ausübung ihres 
Kultus, Erbauung gottesdienstlicher Gebäude u. s. w. zu gestat- 
ten sei. Es könnte dies z. B. fraglich werden, wenn die Apo- 
stolische Gemeinde (Irvingianer) oder die Heilsarmee in den 
Schutzgebieten eine Tätigkeit entwickeln wollte. In Deutschland 
stehen diese Gemeinschaften lediglich unter den Vereinsgesetzen 
und wenn ihnen die allgemein durch die Verfassung z. B. in 
Preussen Artikel 12 gewährleistete Religionsfreiheit auch zu gute 
kommt, so ist doch ein besonderer Akt, durch den sie „aner- 
kannt“ wären, nicht vorhanden. 

Es ist nun aber kaum anzunehmen, dass der Ausdruck „in 
Deutschland anerkannte Religionsgemeinschaften“ in diesem engen 
Sinne gemeint ist, dass er nur die durch besonderen Akt in einem 
Bundesstaate anerkannten Religionsgemeinschaften bezeichnen soll. 
Fr soll vielmehr eine weit umfassendere Bedeutung haben. Ich 
schliesse das aus der Aeusserung des Abgeordneten Gröber 
(siche oben), dass man die jetzige Fassung des Gesetzes gewählt 
habe, weil durch die wörtliche Hinübernahme der Fassung der 
Kongoakte „auch dem Mohamedanismus ein gesetzlicher Schutz 
gewährt worden wäre“. Aus diesen Worten wird man schliessen 
müssen, dass wenn auch der Islam ausgeschlossen sein soll, doch 
sonst dem Ausdruck „im Deutschen Reiche anerkannte Religions- 
semeinschaften“ eine möglichst weite Auslegung gegeben werden 
sollte. Es werden als solche zunächst alle auf dem Boden des 
Christentuns stehenden Gemeinschaften, ebenso aber auch reli- 
giöse Gemeinschaften der Juden zu betrachten sein. Alle auf 
dem Boden des Christentums stehende Gemeinschaften, also nicht 
nur solche, die heute im Deutschen Reiche aus Reichsangehöri- 
ven bestehende Organisationen bilden, sondern auch ausländische, 
ılso z. B. die griechisch-katholische Kirche, die Kirche von Eng- 
land, die Wesleyaner und ähnliche Gemeinschaften. Alle christ- 
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lichen Gemeinschaften sind in sofern „im Deutschen Reiche an- 
erkannt“, als sie die in den Verfassungen der Bundesstaaten 
gewährleistete Religionsfreiheit geniessen, und ihrem Kultus keine 
Schwierigkeiten in den Weg gelegt werden, wobei es ja immer 
möglich ist, dass zu bestimmten Dingen, z. B. Errichtung öffent- 
licher Gotteshäuser, Umzügen oder dgl. eine besondere staatliche 
(Genehmigung erfordert wird. 

Freilich können auch dabei schon Zweifel entstehen, wenn 
es sich um Denominationen handelt, die Einrichtungen haben, 
ddenen im Deutschen Reiche die Anerkennung versagt wird, wie 
z. B. die in Deutsch-Samoa tätigen Mormonen. Jedoch wird 
auch hier der Grundsatz festzuhalten sein, dass auch diesen im 
allgemeinen die Gewissensfreiheit und religiöse Duldung garantiert 
ist, dass aber die selbstverständliche Voraussetzung besteht, dass 
sie sich den für das Schutzgebiet ihrer Niederlassung geltenden 
bürgerlichen und Strafgesetzen unterwerfen, und soweit sie etwas 
tun, was diesen widerspricht, sich auf die gewährleistete Gewis- 
sensfreiheit nicht berufen können. Immerhin sind hier im Ein- 
zelfall Konflikte möglich. Fraglicher noch ist es, ob auch nicht- 
christliche Religionsgemeinschaften ausser dem Mohamedanismus 
ausgeschlossen sein sollen. Jedenfalls nicht das Judentum, denn 
dies ist eine im Deutschen Reiche anerkannte Religionsgemein- 
schaft. Aber der Buddhismus. Es wäre doch wohl möglich, 
dass in dem deutschen Pachtgebiet Kiautschou oder auf den 
Südseeinseln ein buddhistischer Tempel errichtet werden sollte. 
Ob, wenn dabei von den Behörden Schwierigkeiten gemacht wür- 
den, sich die buddhistische Gemeinschaft auf den $ 14 des Ge- 
setzes berufen könnte, ist nicht sicher, aber doch wohl eher an- 
zunehmen, da das Wort „christliche“ in dem Wortlaut des Ge- 
setzes nicht vorkommt, und nach den im Reichstage gegebenen 
Erklärungen doch eben nur der Mohamedanismus ausgeschlossen 
sein sollte. 

Jedenfalls wird aber gefordert werden müssen, dass es sich 
um eine „Religionsgemeinschaft“ handelt, die im europäischen 
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Sinne als solche anerkannt werden kann, so dass die afrıkanı- 
schen heidnischen Kulte natürlich nicht in Frage kommen. 

„Den Angehörigen“ der bezeichneten Religionsgemeinschaften 
ist also Gewissensfreibeit u. s. w. gewährleistet. In den oben 
angeführten Aeusserungen des Grafen Bernstorff wird angenon- 
ınen, dass die Bestimmungen des Gesetzes „nur für die inländi- 
schen Gesellschaften gegeben wurden“ und dass dadurch nicht 
den „Ausländern Rechte zuerkannt“ seien. Aus dem Wortlaut 
des Gesetzes lässt sich diese Auffassung freilich nicht rechtfer- 
tigen. Denn darin ist nirgends gesagt, dass nur deutschen Reichs- 
angehörigen die Greewissensfreiheit gewährleistet werde. Graf 
Bernstorfi hatte wohl nur im allgemeinen das Gefühl, dass ein 
auf deutsche Schutzgebiete bezügliches deutsches Gesetz nur für 
deutsche Reichsangehörige Rechte begründen könne. Das ist 
aber doch nicht der Fall e Auch in andern deutschen Gesetzen 
werden Ausländern Rechte verliehen z. B. in dem Unfallversiche- 
rungsgesetz u. a. Ich nehme deshalb an, dass allen Angehörigen 
der bezeichneten Religionsgemeinschaften, auch wenn sie nicht 
deutsche Reichsangehörige sind, die gewährleisteten Rechte zu- 
kommen. | 

Diese Rechte sind: Gewissensfreiheit und religiöse Duldung, 
freie und öffentliche Ausübung der Kulte, Recht der Erbauung 
öffentlicher (sebäude. Ferner unterliegt „die Einrichtung von 
Missionen der bezeichneten Religionsgemeinschaften keinerlei ge- 
setzlicher Beschränkung noch Hinderung“. 

In den Schutzgebieten geniessen also die sämtlichen im 
Deutschen Reiche anerkannten Religionsgemeinschaften diejenigen 
Rechte, die in Preussen (und ähnlich in andern Bundesstaaten) 
nur die ausdrücklich aufgenommenen Kirchengesellschaften be- 
sitzen, nämlich die öffentliche Ausübung des Kultus und das 
Recht zur Errichtung in ihrem Eigentum stehender öffentlicher 
Kultusgebäude. Eine besondere Betrachtung erfordert der Passus 
über die Missionen. Deren „Einrichtung“ unterliegt keinerlei 
„gesetzlicher“ Beschränkung oder Hinderung. Unter „Einrich- 
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tung“ ist jedenfalls nicht nur die erste Einrichtung, sondern auch 
der weitere Betrieb zu verstehen. Dazu gehören u. A. auch die 
Missionsschulen. Auch diese unterliegen keinerlei gesetzlichen 
Beschränkung und Hinderung. Damit ist m. E. auf eine Auf- 
sicht, wie sie der Staat ın Deutschland über Privatschulen — 
und solche sind doch die Missionsschulen -—— in Anspruch nimmt, 
für die Schutzgebiete verzichtet. Ich habe dies an anderer Stelle 
bereits näher ausgeführt’. Mit dem Wort „gesetzlicher Be- 
schränkung“ soll ferner jedenfalls nicht gesagt sein, dass etwa 
eine Beschränkung im blossen Verordnungswege, oder durch Ein- 
zelverfügung zulässig sei. Das Weitere, nämlich die Beschrän- 
kung durch Gesetz, umfasst hier auch das Engere, die Be- 
schränkung durch blosse Verordnung oder Einzelverfügung. 

Wenden wir uns nun zu der zweiten Rechtsquelle für die 
Behandlung der religiösen Dinge in den Schutzgebieten, der 
Kongoakte, so können wir uns hier wesentlich kürzer fassen. Die 
hier in Frage kommende Bestimmung ist enthalten in dem Ar- 
tikel 6 der „Generalakte der Kongokonferenz“ und zum Teil 
schon oben angeführt. Ich setze aber den ganzen Artikel 6 noch 
einmal hierher. Er lautet: 

Artikel 6. 

Bestimmungen hinsichtlich des Schutzes 
der Eingeborenen, der Missionare und Reisen- 
den, sowie hinsichtlich der religiösen Freiheit. 

Alle Mächte, welche in den gedachten Gebieten Souveräni- 
tätsrechte oder einen Einfluss ausüben, verpflichten sich die Er- 
haltung der eingeborenen Bevölkerung und die Verbesserung ihrer 
sittlichen und materiellen Lebenslage zu überwachen, und an der 
Unterdrückung der Sklaverei und insbesondere des Negerhandels 
mitzuwirken; sie werden ohne Unterschied der Nationalität oder 
des Kultus alle religiösen, wissenschaftlichen und wohltätigen 
Einrichtungen und Unternehmungen schützen, und begünstigen, 

ı Eine koloniale Schulrechtsfrage. Zeitschr. für Kolonialpolitik, Kolonial- 
recht und Kolonialwirtschaft. Jahrgang VI Heft 5. 
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welche zu jenem Zwecke geschaffen und organisiert sind, oder 
dahin zielen, die Eingeborenen zu unterrichten, und ihnen die 
Vorteile der Zivilisation verständlich und wert zu machen. 

Christliche Missionare, Gelehrte, Forscher, sowie ihr Gefolge, 
ihre Habe und ihre Sammlungen bilden gleichfalls den Gegen- 
stand eines besonderen Schutzes. 

Gewissensfreiheit und religiöse Duldung werden sowohl den 
Eingeborenen wie den Laudesangehörigen und Fremden ausdrück- 
lich gewährleistet. Die freie und öffentliche Ausübung aller Kulte, 
das Recht der Erbauung gottesdienstlicher Gebäude, und der 
Einrichtung von Missionen, welcher Art Kultus dieselben ange- 
hören mögen, soll keinerlei Beschränkung noch Hinderung un- 
terliegen. 

Diese Bestimmungen, die von den auf der Koungokonferenz 
vertretenen Mächten, also auch von dem Deutschen Reiche, an- 
genommen sind, sind nun aber in Ihrer Anwendbarkeit räumlich 
beschränkt, nämlich auf das sogenannte konventionelle Kongo- 
becken, und die sich daran anschliessende sogenannte Freihan- 
delszone. Von den deutschen Schutzgebieten fallen in diese 
Grenzen natürlich die Südseeschutzgebiete überhaupt nicht, und 
von den afrikanischen nur Teile von Kamerun und Deutsch- 
Ostafrika. Sachlich gehen diese Bestimmungen ja weiter als die- 
jenigen des $ 14 des Schutzgebietsgesetzes, da hier auch den 
„Eingeborenen* Gewissensfreiheit und religiöse Duldung gewährt 
wird, und ebenso den Missionen „welcher Art Kultus dieselben 
auch angehören mögen“ keine Beschränkung auferlegt werden 
soll. Damit ist also zweifellos auch die Propaganda des Islam, die 
in den Gebieten, auf die die Kongoakte Anwendung findet, neben 
den christlichen Kulten wohl allein ın Frage kommt, unter den 
Schutz dieses Artikels gestellt. Durch den & 14 des Schutzge- 
bietsgesetzes sollte wenigstens nach der Absicht des Reichstages, 
ein gesetzlicher Schutz des Mohamedanismus ausgeschlossen sein. 
Kontlikte sind hier also wohl möglich. Sollte ein solcher vor- 
konmen, so wird das Recht der Kongoakte vorgehen müssen. 
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Denn deren Bestimmungen sind durch einen internationalen Ver- 
trag festgelegt, in dem auch das Deutsche Reich andern Staaten 
gegenüber Verpflichtungen übernommen hat, die es nicht ein- 
seitig durch seine Gesetzgebung aufheben kann. 

Die dritte Rechtsquelle auf unserm Gebiete ist gegenüber 
den beiden bisher besprochenen eine partikulare, in ihrer An- 
wendung auf bestimmte Personen und Gebiete eingeschränkte. 
Die oben angeführten Verträge zu 1, 2 und 3, gewähren den 
englischen Staatsangehörigen, aber nur diesen, dieselben 
Rechte, wie sie den deutschen Reichsangehörigen zustehen in 
sämtlichen deutschen Schutzgebieten mit Ausnahme des nörd- 
lichen Teils der deutschen Marianen und des Pachtgebiets Ki- 
autschou. Der Vertrag zu 4 begründet sogar nur Rechte für 
die spanischen religiösen Ordensgesellschaften und zwar nur in 
dem Gebiete der Inselgruppen der Karolinen, Palau und Ma- 
rianen. Hier sind ilınen dieselben Rechte gewährt wie den deut- 
schen religösen Ordensgesellschaften. 

Das Verhältnis der drei Rechtsquellen zu einander ist also 
dieses: die Kongoakte gewährt allen Kulten, Religionsgemein- 
schaften und Missionen — auch nichtchristlichen — die weit- 
gehendsten Rechte und geht allen andern Bestimmungen, auch 
dem Schutzgebietsgesetz vor. Sie ist aber in ihrer Geltung räum- 
lich auf nur einen Teil der Schutzgebiete eingeschränkt. Das 
Schutzgebietsgesetz umfasst räumlich alle Schutzgebiete, verleiht 
aber Rechte nur den, im Deutschen Reiche anerkannten Reli- 
gionsgemeinschaften.“ Freilich hat diese Einschränkung wie oben 
ausgeführt, nur geringe Bedeutung. Endlich die Verträge bilden 
nur Ergänzung zu den Bestimmungen des Schutzgebietsgesetzes 
zur grösseren Sicherheit für bestimmte Ausländer. 

Der Artikel 6 der Kongoakte und auch der $ 14 des Schutz- 
gebietsgesetzes gehören mehr in die Kategorie der „Erklärung 
der Menschenrechte“ von 1791, und deren Nachbildungen wie 
der „Rechte der Preussen“ in der Preussischen Verfassung, als 
dass sie gesetzliche Regelungen bestimmter Rechtsverhältnisse 
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darstellen. Wie man schon 1791 bei der Erklärung der Men- 
schenrechte befürchtete, „dass die Rechte des Menschen gar 
zu leicht von dem Bürger gemissbraucht werden könnten“, 
so könnte man vielleicht auch hier befürchten, dass sich aus der 
schrankenlosen Religionsfreiheit im Einzelfalle Uebelstände und 
Kontlikte ergeben könnten. Aber jenen Bedenken gegenüber 
hat man doch mit Recht hervorgehoben, dass man den lIdealis- 
ınus, der in der Erklärung der Menschenrechte lag nicht tadeln 
sollte. „Er hat eine edle Begeisterung bei den Besten erregt 
und in ganz Europa so grosse moralische Eroberungen gemacht, 
dass man ihn doch nicht nur als einen Irrtum oder eine Art von 
geistiger Trunkenheit bezeichnen sollte“!. Ebenso wird man auch 
ın der so ausdrucksvoll in der Kongoakte bekundeten interna- 
tionalen Uebereinstimmung der europäischen Mächte in dem 
Grundsatz der Religionsfreiheit, der sich das Deutsche Reich in 
seinem Schutzgebietsgesetz dann noch einmal ausdrücklich an- 
geschlossen hat, eine wertvolle Kundgebung des gesanteuropäi- 
schen Geistes auf dem Gebiet der Religionspolitik erblicken 
müssen, deren wohltätige Wirkung für die Behandlung derartiger 
Fragen in der ganzen Welt auf die Dauer nicht verloren gehen 
kann. 


! G. Koch, Beiträge z. Geschichte der politischen Ideen und der Re- 
gierungspraxis. T. II Demokratie und Konstitution S. 228. 
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Die rechtliche Stellung der evangelischen Kirche im 
alten Danzig. 


von 


Lic. theol. Hermann Freytag, 


Pfarrer in Reichenberg. 


Eine der weitestverbreiteten Anschauungen über die Ent- 
wicklung der evangelischen Kirche ist die, dass die Entwicklung 
ihrer rechtlichen Stellung sich im Gegensatz gegen die reforma- 
torische Grundanschauung von dem Verhältnis von Staat und 
Kirche vollzogen habe, dass sie „von Anfang an nichts anderes 
als ein fortgesetzter Abfall von dem Ideal sei, das den Refor- 
matoren, besonders Luthern vorgeschwebt habe“!. Darf man 
so schon die landläufige Ansicht über die Entwicklung der evan- 
gelischen Kirche in Deutschland charakterisieren, so noch weit 
mehr die von der Entwicklung in den ausserdeutschen Ländern, 
besonders denjenigen, in denen die evangelische Kirche sich nur 
mit Mühe gegen die Uebermacht einer streng katholischen Lan- 
desherrschaft halten konnte. Zu diesen Ländern gehörte das 
polnische Preussen und damit auch die Stadt Danzig. Ueber 
die rechtliche Stellung der evangelischen Kirche Danzigs ist 
wohl bisher allgemein das Urteil massgebend gewesen, welches 
Hirsch und Schnaase ausgesprochen haben?. Jener sagt in be- 

ı Karl Riecker, Die rechtliche Stellung der evangelischen Kirche Deutsch- 


lands. Leipzig 1893, S. 1. 
* Dr. Theodor Hirsch, Die Ober-Pfarrkirche von St. Marien in Danzig, 
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treff der durch den Rat in Anspruch genommenen Regierungs- 
gewalt auch gegenüber der Kirche: „Zunächst lag es in der 
Natur der Umstände, dass der städtische Rat, während er nach 
aussen hin für die Anerkennung und die Rechte der neuen Kirche 
kämpfte, sich über die innere Organisation derselben die unum- 
schränkteste Verfügung vorbehalten musste. Auch abgesehen 
von der Eifersucht, mit der er jede selbständige Regung der in 
der sogenannten dritten Ordnung vertretenen Bürgergemeinde 
oder der von jeder Vertretung ferngehaltenen Handwerkerzünfte ! 
niederhielt; abgesehen von der Abneigung die er aus alten schnierz- 
lichen Erinnerungen gegen Priesterherrschaft hegte, so hing das 
Gedeihen aller damals schwebenden Unterhandlungen zu sehr 
von der Beseitigung jeder innern Zwietracht ab, als dass er durch 
Beteiligung der Gemeinden oder ihrer Geistlichen am Kirchen- 
regimente die Veranlassung zu Zerwürfnis selbst hätte herbei- 
ziehen mögen.“ Und später, wo er von dem 1570 seitens des 
Ministeriunıss dem Rat überreichten Entwurf einer „Kirchenor- 
dinanz“ berichtet, sagt er: „Solche Forderungen stritten zu sehr 
mit den in Danzig herrschenden Begriffen von den Hoheitsrechten 
der Obrigkeit und mit den bis daher gemachten Erfahrungen, 
als dass sie namentlich unter den Mitgliedern der Regierung leb- 
hafte Unterstützung gefunden hätten“?. Schnaase führt die Stel- 


Danzig 1843. Diese leider nicht vollendete Schrift ist bis heute die beste 
Darstellung der ältern Danziger Kirchengeschichte geblieben. D. Eduard 
Schnaase, Geschichte der evangelischen Kirche Danzigs, aktenmässig darge- 
stellt. Danzig 1863. Dieses mit ausserordentlichem Fleiss gearbeitete Werk 
beruht durchweg auf den Akten des Danziger Ministeriums, aber eben nur 
auf diesen, so dass es viel mehr eine Geschichte des geistlichen Ministeriums, 
als eine solche der Kirche ist. 

' Hier irrt Hirsch, auch den Gewerken. wenigstens den Hauptgewerken 
der Schuster, Bäcker, Schmiede und Fleischer war durch die Statuta Sigis- 
mundi ihre Vertretung in der dritten Ordnung gesichert. Salka Goldmann, 
Danzigs Verfassungskämpfe unter polnischer Herrschaft, Leipzig 1901, 29: 
Gottfried Lengnich, Jus publieum eivitatis Gedanensis, herausgegeben vou 
Dr. Otto Günther, Danzig 1900, 271; Paul Simon, Geschichte der Stadt Dan- 
zie, Danzig 1903, 92. 

"a.a. O. 11, 6 und 53. 
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lung des Rates gegenüber der evangelischen Kirche darauf zu- 
rück, dass durch die Statuta Sigismundi von 1526, sowie durch 
das Toleranzedikt von 1557 und endlich durch das Religions- 
privilegium von 1577 die bischöflichen Rechte allmählich auf den 
Rat übergegangen seien!. 

Gegenüber diesen Auffassungen in betreff der auf die Ge- 
staltung der evangelischen Kirchenverfassung in Danzig wirken- 
den Motive möchte ich die These aufstellen, dass wir in der 
Entwicklung der rechtlichen Stellung dieser Kirche nicht eine 
Umbildung reformatorischer Gedanken, nicht ein Abweichen von 
evangelischen Grundsätzen, sondern die konsequente Durchfüh- 
rung solcher Grundsätze zu schen haben. 

Zum Beweis dieser These wird es nötig sein, in der Kürze 
einen Blick auf die Anschauungen der Reformatoren über diese 
Fragen zu werfen. Es kann hier ja nicht der Ort sein in eine 
durchdringende Untersuchung dieser Anschauungen einzutreten 
und es mag deshalb im allgemeinen auf die Darstellung Riekers 
in seiner Schrift „die rechtliche Stellung der evangelischen Kirche 
in Deutschland“ verwiesen werden. Es kommt dabei vor allem 
auf die Frage an, wie dachte sich Luther und die Seinen das 
Verhältnis von Kirche und Staat. Darauf wird zunächst geant- 
wortet werden müssen, dass sie sich diese Frage wohl gar nicht 
vorgelegt haben. Der moderne Begriff des Staates war ihnen 
noch fremd. Wo wir vom Staat reden, da reden sie von Obrig- 
keit und weltlichem Regiment, und wenn wir jenem als dem recht- 
lich geordneten Gesamtverband des weltlichen Lebens die Kirche 
gegenüberstellen als die rechtlich geordnete Gemeinschaft des 
religiösen Lebens, so stellen sie dem weltlichen Regiment das 
geistliche gegenüber?. Aber sie denken dabei keineswegs an eine 
Kirche, die etwa nach Art der mittelalterlichen als ein selbstän- 
diger Organismus dem Staate gegenübersteht, sondern sehen da- 
rin zwei Funktionen eines und desselben Organismus, der Chri- 


ı a.a. 0. 20, 32, 43. : ieker, a. a. O. 51 ft. 
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stenheit. Den klassischen Ausdruck hat diese Anschauung in 
Luthers Schrift „An den christlichen Adel deutscher Nation von 
des christlichen Standes Besserung“ gefunden. Nachdem Luther 
in derselben nachgewiesen hat, dass der von der alten Kirche 
gemachte Unterschied zwischen dem geistlichen und weltlichen 
Stande keine Berechtigung in Gottes Wort hat, fährt er fort: 
„So folgt aus diesem, dass Laien, Priester, Fürsten, Bischöfe 
und, wie sie sagen, Geistliche und Weltliche, keinen andern Un- 
terschied im Grund wahrlich haben, denn des Amts oder Werks 
halben, und nicht des Standes halben, denn sie sind alle geist- 
lichen Standes, wahrhaftig Priester, Bischöfe und Päpste, aber 
nicht gleich einerlei Werks, gleichwie auch unter den Priestern 
und Mönchen nicht einerlei Werk ein jeglicher hat. Und das 
steht bei St. Paul Röm. 12 und 1 Kor. 12 und bei Petrus 1 Petr. 2, 
wie ich droben gesagt !, dass wir alle ein Körper sind des 
Hauptes Jesu Christi, ein jeglicher des andern Gliedmass. Christus 
hat nicht zwei noch zweierlei Art Körper, einen weltlich und 
den andern geistlich. Ein Haupt ist und einen Körper hat er. 
Gleichwie nun die, so man jetzt geistlich heisst oder Priester, 
Bischöfe oder Päpste sind von den andern Christen nicht weiter 
noch würdiger geschieden, denn dass sie das Wort Gottes und 
die Sakramente sollen handeln, das ist ihr Ant und Werk: also 
hat die weltliche Obrigkeit das Schwert und die Rute in der 
Hand, die Bösen damit zu strafen, die Frommen zu schützen. 
Ein Schuster, ein Schmied, ein Bauer, ein jeglicher seines Hanll- 
werks Anıt und Werk hat, und doch alle gleich geweihte Prie- 
ster und Bischöfe, und ein jeglicher soll mit seinem Amt und 
Werk dem andern nützlich und dienstlich sein, dass also vielerlei 
Werke alle in eine Gemeine gerichtet sind, Leib und Seele zu 
fördern, gleichwie die Gliedmasse des Körpers alle eins dem an- 
dern dienet. Nun sich wie christlich das gesetzt und gesagt sei, 
weltliche Obrigkeit sei nicht über die Geistlichkeit, soll sie auch 


! Luthers Werke, Weimarer Ausgabe Bd. VI 40%. 
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nicht strafen. Das ist eben so viel gesagt: Die Hand soll nichts 
dazu tun, ob das Auge grosse Not leidet. Ist’s nicht unnatür- 
lich, geschweige unchristlich, dass ein Glied dem andern nicht 
helfen, seinem Verderben nicht wehren soll? Ja, je edler das 
Gliedmass ist, je mehr die andern ihm helfen sollen. Darum 
sage ich: dieweil weltlich Gewalt von Gott geordnet ist, die Bösen 
zu strafen und die Frommen zu schützen, so soll man ihr Amt 
lassen frei gehen unverhindert durch den ganzen Körper der 
Christenheit, niemands angesehen, sie treffe Papst, Bischof, Pfaffe, 
Mönch, Nonne oder was es ist. 

Also meine ich, diese erste Papiermauer liege darnieder, 
sintemal weltlich Herrschaft ıst ein Mitglied worden des christ- 
lichen Körpers, und wiewohl sie ein leiblich Werk hat, doch 
geistliches Standes ist, darum ihr Werk soll frei ungehindert gehen 
in alle Gliedmasse des ganzen Körpers, strafen und treiben, wo 
es die Schuld verdienet oder Not fordert“ !. 

„Was wider Gott ist und den Menschen schädlich an Leib 
und Seel hat nicht allein eine jegliche Gemeinde, Rat oder Obrig- 
keit Gewalt abzutun und zu wehren ohne Wissen und Willen 
des Papstes oder Bischofs, ja ist auch schuldig bei seiner Seelen 
Seligkeit, dasselbe zu wehren, ob es gleich Papst und Bischof 
nicht wollten, die doch die ersten sein sollten solches zu wehren. ® 

Die in dieser Stelle ausgesprochene Anschauung fasst Richter 
in der Geschichte der evangelischen Kirchenverfassung in diese 
Worte zusammen: „In dieser Auffassung verschwindet der Dua- 
lismus der römischen Lehre und an seine Stelle tritt die Idee 
der Einheit alles christlichen Lebens“ ?. Es gibt eben nach Luther 
nur eine einzige christliche Gesellschaft, in der ein jeder sein 
bestimmtes Amt auszurichten hat. Da nun der Obrigkeit Amt 
ist für das Wohl ihrer Untertanen zu sorgen, so übt sie dieses 
Amt als ein von Gott ıhr übertragenes ohne jede Einschränkung 


ıa.2 0. 408 ft. 
® Richter, Geschichte der evangelischen Kirchenverfassung in Deutsch- 
land S. 18. 
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ganz gleich um welches Gebiet menschlichen Lebens es sich han- 
delt, sei es um das des leiblichen, des geistigen, des sittlichen 
oder religiösen Lebens. Daraus folgt mit logischer Notwendig- 
keit das von den Reformatoren der Obrigkeit beigelegte jus re- 
formandi, das so viel besagen will, als dass die Obrigkeit das 
Recht und die Pflicht habe, die auf Grund der heiligen Schrift 
als recht erkannte reformatorische Lehre auch wider den Willen 
der bestehenden Kirchengewalt zur Geltung zu bringen!. Dabei 
ist Luther so fest davon überzeugt, dass die Schrift klar und 
deutlich rede und dass die evangelische Lehre die schriftgemässe 
sei, dass er später geradezu den Rat gibt, die weltliche Obrig- 
keit solle bei Streitigkeiten zwischen Papisten und Lutherischen 
die Sache verhören, und „welcher Teil nicht bestehet mit der 
Schrift, dem das Stillschweigen gebieten“ ?. 

Diese Andeutungen über die Anschauung Luthers von den 
Pflichten der Obrigkeit und von dem einheitlichen Charakter der 
christlichen Gesellschaft mögen hier genügen. Es ist nun für 
uns die Frage, ob diese reformatorische Anschauung von be- 
stimmendem Einfluss auf die Gestaltung der rechtlichen Lage 
der evangelischen Kirche im alten Danzig gewesen ist. 

Es ist bekannt, dass die ersten Anfänge reformatorischer 
Bewegung in Danzig unter direktem Einfluss der Wittenberger 
Bewegung sich vollzogen?. Da ist es wohl sehr beachtenswert 
was das erste offizielle Dokument dieser Bewegung, das bereits 
den Versuch macht, die aus dem Volke erwachsenen Bestre- 
bungen rechtlich zu sanktionieren, über unsere Frage sagt. Jenes 
Dokument ist der Artikelbrief von 1525. Die Veranlassung dieses 
merkwürdigen Schriftstücks ist folgende. Die tiefgehende Er- 


’ Ueber die hiermit zusammenhängende Frage nach der Stellung der 
Reformatoren zu dem Problem der Gewissensfreiheit s. Riecker a.a.O. STH. 

: In der Erklärung des 82. Psalms, s. Rieker a. a, 0. 92. 

® Siehe darüber Freytag, Die Beziehungen Danzigs zu Wittenberg in 
der Zeit der Reformation, Ztschr. d. westpr. Gesch.V. XXXVIIL; derselbe, 
Die Preussen auf der Universität Wittenberg und nichtpreussischen Schüler 
Wittenbergs in Preussen von 1502 bis 1602. Leipzig 1903. 
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regung des Volkes, in der sich die religiösen Momente mit so- 
zialen und politischen aufs engste verbanden, hatte am 22. Januar 
1525 zu offenem Aufruhr geführt. Der alte Rat wurde abge- 
setzt und ein neuer, zu dem die Führer der Reformpartei ge- 
hörten, trat an seine Stelle. Sein Regierungsprogramm war der 
Artikelbrief, den zwar notgedrungen noch der alte Rat unter- 
zeichnet hatte, dessen Durchführung aber erst der neue unter- 
nehmen konnte. Zwar zeigt das Schriftstück fast in jeder Zeile 
die deutlichen Spuren der politischen Unerfahrenheit und Kurz- 
sichtigkeit seiner Verfasser, aber ebenso deutlich verrät es, wie 
gerade die Liebe zum Evangelium im Vordergrunde des Inter- 
teresses steht, so dass alle andern Wünsche und Hoftnungen da- 
gegen zurücktreten '). 

Uns interessiert vor allem die Frage, wer nun in dieser 
Schrift als der Träger der Reform erscheint. Der Artikelbrief 
ist ausgestellt im Namen der Bürgermeister, Ratmänner, Schöppen 
und ganzen Gemeimheit der Stadt Danzig. Diese Gesamtheit gibt 
ın demselben ihren Willen kund, fortan zu leben und zu sterben 
bei dem heiligen Evangelium und Gottes Wort, sie erklärt die 
Pfarrherren, die in der Ferne lebten, sollten zurückgerufen wer- 
den und, wenn sie diesem Ruf nicht. Folge leisteten, abgesetzt 
werden, sie gibt als ihren Willen kund, dass die evangelischen 
Geistlichen, die bisher ihre Lehrer und Berater gewesen, als Pre- 
diger an die verschiedenen Kirchen gesetzt würden, sie verlangt 
eine Armenordnung, sie fordert die Einrichtung einer griechi- 
schen Schule und die Sammlung der Mönche und Nonnen in 
bestimmte Klöster. Kurz, die Gesamtheit formell, tatsächlich 
aber das aufrührerische Volk gibt hier seinen Willen kund, die 
Ausführung aber ist und bleibt Sache der Obrigkeit, des Rates, 
und weil man dem alten Rat wohl kaum die Bereitwilligkeit zur 
Durchführung des Volkswillens zutraute, so entschloss man sich 
zur teilweisen Umgestaltung desselben. Der neue Rat, in der 


ı 8. Hirsch, a. a. O. I, 282 fi.; I, (26), hier der Wortlaut des Artikel- 
briefs. Freytag, Beziehungen 8. 30. 
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(Gesinnung mit dem Volke einig, geht auch sofort daran, das Re- 
formprogramm des Artikelbriefs zur Ausführung zu bringen. Jene 
Mahnschreiben an die Pfarrherren werden erlassen, und als sie 
keinen Erfolg haben, im Sinne des Artikelbriefs die Pfarren für 
erledirt erklärt und mit evangelischen Geistlichen besetzt. Der 
Rat tritt mit den Wittenbergern in Beziehung, um von ihnen 
sich Männer für ein Predigtamt, für die Leitung der in Aussicht 
senommenen griechischen Schule, für das Physikat und für die 
Stelle eines Syndikus zu erbitten. Auch die Armenordnung tritt 
ins Leben’, und die Forderungen der Menge inbetreft der Klöster 
werden ausgeführt. Kurz wir sehen hier, ganz im Sinne der 
Reformatoren, die Obrigkeit bemüht, die Erneuerung des kirch- 
lichen Lebens durchzuführen. Man könnte nun wohl sagen, es 
sei hier doch nicht von einer geordneten Tätigkeit die Rede, 
sondern von einer Herrschaft der Menge. Das ist aber doch 
nicht richtig. Wohl war der alte Rat abgesetzt und ein neuer 
durch den Volkswillen an seime Stelle getreten, aber sogleich 
tritt dann das Volk wiederum zurück, ganz und gar der gewählten 
Obrigkeit die Durchführung der Reformen im ganzen wie Im ein- 
zelnen überlassend. Jedenfalls tritt nirgend der Versuch hervor, 
die Kirche als einen selbständigen Organismus neben den welt- 
lichen Staat zu stellen, vielmehr wird ganz konsequent der evan- 
gelische Gedanke von der Einheit der christlichen Gesellschaft 
zur Geltung gebracht, in der ein jeder sein Amt hat, die Obrig- 
keit speziell das Amt, zu leiten und zu regieren. 

Dieser ganzen Entwicklung wurde aber ein jähes Ende be- 
reitet durch das Strafgericht, das ım folgenden Jahre über die 
Stadt hereinbrach *. Der polnische König im Verein mit dem 
Bischof stellten die alte Ordnung auf politischem wie religiösem 
(sebiete wieder her, und wie durch die Statuten Sigismunds bei 
aller Rücksichtnahme auf die Forderungen der Gemeinde, doch 


i Freytag, Zwei Danziger Armenordnungen des 16. Jahrhunderts, Ztschr. 
d. Westpr. Gesch.V. XXXIX, S. 99 fi. 
" Freytag, Beziehungen S. 42 ff. Hirsch, a. a.O. I, 305 ff. 
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die Wiederkehr einer ähnlichen Bewegung auf politischem Ge- 
biete für alle Zeiten verhindert werden sollte, so sollte auch auf 
religiösem die Alleinherrschaft der katholischen Kirche sicher- 
gestellt werden . Das gelang nicht, da der Geist des Evange- 
liums bereits zu mächtig geworden war, aber mächtige Fesseln 
waren ihm angelegt, dass er nur ganz allmählich sich geltend 
machen konnte, stets durch die ängstlich gehüteten alten gottes- 
dienstlichen Formen beengt, oft in einem solchen Masse, dass 
ernste Gemüter nur unter schweren Gewissensskrupeln sich dieser 
Fessel fügen konnten *. Gerade der Rat, der stets bedacht sein 
ınusste, dem König jeden Vorwand die Freiheit der Stadt anzu- 
tasten, zu nehmen, musste deshalb mit ängstlicher Gewissenhaf- 
tigkeit darüber wachen, dass äusserlich der Bestand der katlho- 
lischen Kirche durchaus gewahrt wurde, mochten seine Mitglieder 
vermöge ihrer Bildung oft auch noch mehr unter diesem Zwie- 
spalt leiden, als die grosse Menge. 

Am lebhaftesten machte sich dieser Zwiespalt bis zum Jahre 
1557 fühlbar, in welchem die Stadt endlich das Toleranzprivi- 
legium erhielt, das die Abendmahlsfeier unter beiderlei Gestalt 
freigab. Wenn wirklich in der Danziger Reformbewegung eine 
Tendenz zur Selbständigmachung der Kirche gegenüber dem 
Staate gelegen hätte, so hätte sie in dieser Zeit einsetzen müssen. 
Aber wir hören nirgend von einem solchen Versuch. Wenn 
auch hin- und wieder ein Prediger den Versuch macht, vielleicht 
gedrängt von seiner Gemeinde, etwas in den gottesdienstlichen 
Formen zu ändern, so wird doch dem sofort eintretenden Ver- 
bot des Rates gegenüber nie ein Selbstverwaltungsrecht der Ge- 
meinde geltend gemacht, sondern nur der göttliche Befehl, dem 
man folgen müsse, was doch nur den Sinn hat, dass dem Rate 
der versteckte Vorwurf gemacht wird, dass er durch irdische 
Rücksichten sich hindern lasse, dem göttlichen Befehl, der doch 


1 Simson a. a. 0.52 ff. Dogiel, Codex diplomatieus Poloniae IV, Nr. 183. 
: Freytag, Beziehungen 59 ff.; derselbe, Wie Danzig evangelisch wurde, 
Danzig 1902 S. 32 ff.; Hirsch, Der Prediger Pancratius, Danzig 1842 S. 37. 


396 Abhandlungen. 


auch für ıhn gilt, Folge zu geben, wie es eigentlich seine Pflicht 
wäre. 

Merkwürdig ist die Art, wie Luther selbst einmal in dieser 
Sache geurteilt hat. Pankratius Klemme hatte sich mit seinen 
Gewissensbedenken an ihn gewandt. Darauf antwortete er 
ihm: „De sacramenti usu quod scribis, ab omnibus scilicet de- 
siderari, sed obstare Regis et Episcoporum edictum: si tam fortes 
essent in fide, ut praeferre voluntatem Dei auderent voluntati 
hominum, vellem ut tentarent. Forte Senatus, cum non prohi- 
beat, sed fieri sinat, habebit facile, quo se excuset apud Regem, 
scilicet sui officii non esse, ministeria Ecclesiarum vel regere vel 
mutare h. e. Deum docere*!. Man wird dies keineswegs so auf- 
fassen dürfen, als habe Luther sagen wollen, die Leitung der 
kirchlichen Angelegenheiten sei nicht Sache des Rates, sondern 
er gibt nur dem Rat die Möglichkeit an die Hand sich damit 
zu entschuldigen, dass es nicht seine Sache sei, dem Gottesdienst 
seine Formen vorzuschreiben, die im Grunde doch auf göttlichem 
Befehl berulien. Es wird dem Rat hier nicht das Recht abge- 
sprochen, die Angelegenheiten der Kirche zu leiten, sondern ihm 
nur der nahe gelegt, den Dienern der Kirche die Freiheit des 
Handelns in einem Punkte zu geben, in dem die eigene Aktivität 
dem Rate Schwierigkeiten bereiten konnte. Uebrigens gesteht 
Luther selbst zu, dass er die Verhältnisse in Danzig nicht ge- 
nügend kenne, um ein abschliessendes Urteil fällen zu können. 

Trotz seiner ängstlich diplomatischen Haltung, die ihn auch 
Luthers Vorschlag nicht befolgen liess, hatte aber der Rat keines- 
wegs die Pflicht vergessen, die ıhm seine Stellung auferlegte. 
Mit nie ruhendem Eifer verfolgte er das Ziel, die Freiheit des 
Glaubens wenigstens insofern zu erreichen, dass die Spendung 
der Sakramente nach evangelischer Weise möglich war. End- 
lich erhielt er im Jahre 1556 zunächst die Sicherheit, dass der 
Bischof von Wloclawek bereit wäre, den Abendmahlsgenuss unter 
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beiderlei Gestalt zu gewähren, und sodann zum Schluss des Jahres 
die Zusicherung, dass, wenn die gewünschte Neuerung in aller 
Stille eingeführt würde, kein Einspruch erfolgen solle!. Sofort 
übernimmt der Rat die Sorge für die angemessene liturgische 
Form. Nachdem er zunächst '„von den Seinen“ das heisst doch 
wohl von den Predigern ein Formular hat aufstellen lassen, tritt 
er sofort mit dem elbinger und thorner Rat ın Verhandlung, 
deren Ergebnis ist, dass jenes Formular nach der Breslauer 
Asende revidiert und dann mit möglichster Schonung des alten, 
selbst der lateinischen Sprache in Gebrauch genommen werden 
solle. So lässt der Rat Ostern in den Hospitalkirchen, dann 
nachdem am 4. Juli 1557 ein förmliches Toleranzprivilegium 
seitens des Königs erteilt war, am Reformationsfest 1557 in allen 
Kirchen das heilige Abendmahl nach evangelischer Weise aus- 
teilen. 

Musste nun schon an sich dieser seitens des Rates für das 
evangelische Bekenntnis errungene Erfolg die Stellung desselben 
als des Leiters auch der kirchlichen Angelegenheiten befestigen, 
so geschah dies noch mehr durch das erteilte Privilegium selbst. 
Natürlich existierte für den König eine evangelische Kirche nicht. 
Er erteilte also das Privilegium nicht der Kirche oder der kirch- 
lichen Gemeinde sondern der Stadt d. h. der gesamten politi- 
tischen Gemeinde, ın deren Namen der Rat als Bittsteller vor 
ihm erschien. So wurden im Grunde genommen die reforma- 
torischen Prinzipien von der Einheit der Christenheit und die 
Ablehnung der Geschiedenheit zweier Organismen weltlichen und 
religiösen Charakters wenigstens für die evangelische Stadt ge- 
rade von der Instanz anerkannt und gekräftigt, bei der der Wille 
bestand sie aufs schärfste zu bekämpfen. Weil man eine evan- 
gelische Kirche nicht anerkennen wollte, musste man den evan- 
gelischen Charakter der gesamten Bürgerschaft anerkennen. Da 


ı Hirsch a. a. O. I, 349. ® Hirsch a. a. ©. II, 13. 
3 Abgedruckt bei Lengnich, Geschichte der preussischen Lande königlich 
polnischen Anteils Bd. II, Dokument 22. 
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dies den reformatorischen Grundsätzen durchaus entsprach, so 
nahm man diese Inkonsequenz gern hin und machte sie sich zu 
nutze. War die Stadt eine evangelische, so musste naturgemäss 
auch ihre Obrigkeit eine evangelische sein. Man hörte auf, Ka- 
tholiken in obrigkeitliche Aemter zu wählen, so dass am Ende 
der Regierung Sigismund Augusts nur noch Evangelische in den 
drei Ordnungen sassen, ein Zustand, der schliesslich durch Ge- 
wohnheit Recht wurde und es blieb, solange die alte Stadtver- 
fassung bestand '. 

War so politische und kirchliche Gemeinde tatsächlich ein 
einheitlicher Organismus geworden, so lag keine besondere Schwie- 
rigkeit darin, dass der Rat seine obrigkeitlichen Funktionen auf 
beide Lebensgebiete dieses Organismus ausdehnte das weltliche 
und religiöse, ja, es war das gerade das den reformatorischen 
Anschauungen von Recht und Pilicht der Obrigkeit Entsprechende. 

Auf jene Zeit des Kampfes um die äussere Freiheit des 
Bekenntnisses folgte die Zeit innerer Kämpfe um die reine Lehre. 
Die Lehre vom heiligen Abendmahl und die Lehre von der Taufe 
gaben wie im evangelischen Deutschland so auch in Danzig den 
Anlass zu Streitigkeiten, die hier nicht weniger erbittert geführt 
wurden wie dort”. Der Rat aber behielt, abgesehen von der 
privaten Stellungnahme einzelner seiner Mitglieder, seine Stellung 
über den Parteien bei und schreckte, als alle Bemühungen die 
Streitenden zu versöhnen nichts halfen, auch davor nicht zurück, 
ein entscheidendes Urteil in dem Streite zu fällen. Dabei war 
nıan so sehr von der Klarheit des göttlichen Wortes überzeugt, 
dass man ohne weiteres bei der Ausarbeitung der dieses Urteil 
inbetreff' des Abendmahlstreites enthaltenden Schrift die Hilfe 
der Theologen entbehren zu können glaubte. Man nahm also 
den von Luther gegebenen Rat, die Obrigkeit solle bei Streitig- 
keiten zwischen Katholiken und Evangelischen auf Grund der 


1 Ueber eine vorübergehende Unterbrechung dieses Zustandes siehe 
Lengnich a. a. O. 277. 
: Schnaase a.a.0. 8. 43 ff. Hirsch &a.0. II, S. 16 ff. 
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heiligen Schrift die Entscheidung treffen, ohne weiteres auch für 
die veränderten Verhältnisse als gültig an, indem man ihn auch 
für die Entscheidung des Streites der evangelischen Theologen 
befolgte.e Mit Abfassung jener Entscheidungsschrift wurde der 
Jurist Dr. Jakob von Barthen beauftragt und sein Werk, das 
von dem Rat den Theologen zur Unterschrift vorgelegt wurde, 
war die Notula oder Formula concordiae Gedanensis!. Tatsäch- 
lich hatte von Barthen überall das Wort Gottes zum Richter 
gemacht, indem er Satz für Satz seine Aufstellungen biblisch 
begründete. 

Allerdings sah sich der Rat infolge des über die Notel sich 
erhebenden Streites genötigt, ein theologisches Urteil über die- 
selbe einzuholen, und wählte zum Gutachter die Wittenberger 
Fakultät, deren Urteil auch zustimmend lautete. Doch hatte 
dieser Schritt keine Bedeutung für die Stellung des Rates zur 
heimischen Kirche und Geistlichkeit. 

Ebenso selbständig steht der Rat der letzteren gegenüber 
in den Streitigkeiten über den Exorzismus bei der Taufe und 
über das corpus doctrinae. Auch hier traf der Rat selbständig 
seine Entscheidung, indem er dort die Weglassung des Exorzismus 
verfügte, hier die Annahme des corpus doctrinae Philippicum 
d. h. die unmittelbar nach Melanthons Tode herausgegebene 
Sammlung melanthonischer Lehrschriften verfügte ?. 

Unterdessen waren aber bereits Versuche gemacht worden, 
den Rat zur Aufgabe dieser seiner Stellung zu bestimmen. Wohl 
angeregt durch die in andern Landeskirchen eingeführten Kon- 
sistorialordnungen hatten 1568 die beiden Pastoren an St. Marien 
Kittel und Weidner dem Rate die Bitte vorgetragen, er möchte 
dem gesamten geistlichen Ministerium zwei Personen des Rates 
vorsetzen und diesem Kollegium die Abschaffung kirchlicher Ge- 
brechen auftragen. Zwei Jahre später forderte der Rat selbst 
die Geistlichen auf, Vorschläge zu einer neuen Ordnung der 


! Abgedruckt bei Hartknoch, Preussische Kirchenhistoria S. 690 ff. 
2 Freytag, Beziehungen S. 99, Hirsch II, 63. 
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Kirchenceremonien zu machen. Darauf überreichten sie vor 
Weihnachten 1570 eine Kirchenordinanz, in welcher sie in Bezug 
auf die kirchliche Verfassung folgende Forderungen stellten: Neue 
Prediger sollten nach ihrer Berufung vom geistlichen Ministerium 
geprüft, bestätigt und ordiniert, kein Geistlicher ohne seiner Kol- 
legen Vorwissen und Einwilligung suspendiert oder abgesetzt wer- 
den. Das Ministerium allein solle mit Zuziehung einiger Rats- 
mitglieder alle unter den Geistlichen vorfallenden Irrungen ver- 
hören, richten und entscheiden, auf dass der Kirchen Anliegen 
nicht allezeit für einen ganzen Rat gelangen und in aller Leute 
Mäuler getragen werden; man hoffe dadurch den Rat viel be- 
schwerlicher Arbeit und Mühe zu entheben !. 

Der Rat war weit entfernt solchen tief einschneidenden For- 
derungen Folge zu geben. Erst im Jahre 1575 in demselben 
Dekret, in welchem das Philippische Lehrsystem als Norm für 
die Lehre der Danziger Geistlichen festgestellt wurde, übertrug 
der Rat dem Ministerium für die Folgezeit die Prüfung und Or- 
dination der neu anzustellenden Geistlichen, die er bisher aus- 
wiärts hatte vornehmen lassen?. Das war und blieb das einzige 
Zugeständnis, das er in Bezug auf die Verfassung der Geistlich- 
keit gemacht hat. Das geistliche Ministerium, das eigentlich erst 
infolge dieses Ratsschlusses als Korporation auftrat, hat weitere 
kirchenregimentliche Funktionen nie geübt. Das geht daraus klar 
hervor, was Gottfried Lengnich in seinem „jus publicum Gedanense*“ 
über den Geschäftskreis des Ministeriums sagt. „Das Ministe- 
rium ist aufmerksam, dass keine neue irrige Lehren einschleichen, 
nichts zum Nachteil der Lutherischen Religion verstattet noch 
gewissen Öffentlichen Lastern freier Lauf gelassen und von den 
Amtsbrüdern, es sei in der Lehre oder im Leben kein Aergernis 
gegeben werde. In dem letzteren Fall pflegt das Ministerium 
eimen solchen Amtsbruder freundschaftlich zu besprechen, und 
da solches nichts fruchtet, entweder abzuwarten, bis der Rat 
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etwas verfügt, oder den Rat anzutreten, sowie das letztere in 
den andern Fällen geschieht, damit dem Uebel mit dienlichen 
Mitteln begegnet und ilım abgeholfen werde“. 

„vor sich ist das Ministerium nicht befugt etwas beim Gottes- 
dienst zu ändern oder etwas Neues einzuführen, sondern muss 
desfalls seine Gedanken an den Rat gelangen lassen und den 
Erfolg von dessen Entschliessung abwarten“ !, 

Karl Benjamin Lengnich, Archidiakonus an St. Marien, hat 
in seinem 1779 erschienenen Schriftchen über das geistliche Mi- 
nisterium und die Kirchenverfassung in Danzig gerade die Mo- 
mente hervorgehoben, die die Bedeutung des Aimisteriums in 
günstigerer Beleuchtung zeigten. Aber auch er weiss doch nur 
das folgende zu sagen: „In Sachen, die den Zustand der Reli- 
gion und Kirche überhaupt. oder Danzigs kirchliche Verfassung 
insonderheit betreften, oder die sonst auf E. E. Ministerium und 
dessen Glieder eine nähere Beziehung haben, wird zwischen E. 
Hochw. Rat und deın Ministerio allemal ein wechselseitiges Be- 
nehmen gepflogen. Folgende Beispiele mögen hierin zur Erläu- 
terung dienen. In der elırenvollen Instruktion, die E. Hochw. 
Rat den zu dem bekannten Religionsgespräch in Thorn depu- 
tierten fünf Pastoren der Hauptkirchen m sehr verbindlichen 
Ausdrücken 1645 schriftlich erteilte, wurden die deswegen an 
E. H. Rat von E. Min. vorher übergebenen Gedanken und Vor- 
schläge zum Grunde gelegt. Die von E.E. Min. in älteren und 
neueren Zeiten dem Druck übergebenen Schriften als z. B. die 
Apologie der Konkordienformel oder sogenannten Notel, die Er- 
klärung des Katechismus Luthieri und der Auszug aus derselben, 
die Kirchenagenda, das Gesangbuch, Gebetsformeln bei ausser- 
ordentlichen Veranlassungen und dergl. sind entweder auf Ver- 
ordnung oder mit Genehmhaltung E. H. Rats nach vorher an 


! 2.2.0. Kap. XLVII$ 18 u 19, S. 512 £. 

® Das geistliche Ministerium und die Kirchenverfassung in Danzig be- 
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denselben von E. Min. deswegen ergangenen Ansuchen, ausge- 
fertigt worden®?, Gerade diese Sätze und Beispiele beweisen aufs 
klarste, dass dem Ministerium keine kirchenregimentlichen Macht- 
befugnisse zustanden, während sie zugleich zeigen, dass der Rat, 
nachdem die Zeit der schlimmsten Religionskämpfe vorüber war, 
es nicht verschmähte , in kirchlichen Fragen die Gutachten der 
theologisch gebildeten Männer, zugleich der Seelsorger der Ge- 
meinden, welche der Rat zu regieren hatte, einzuholen, obgleich 
ein rechtlicher Zwang dazu nicht bestand. 

Anders stand es mit dem Anteil an dem Kirchenregiment, 
welchen der Rat den Ordnungen zugestehen musste. Wohl haben 
die Ansprüche der letzteren sicher zum Teil ihren Grund in den 
unter dem Einfluss naturrechtlicher Anschauungen im 17. Jahr- 
hundert aufkommenden Theorieen von der Autonomie der Ge- 
meinde, aber die Form, in der sie zur Geltung kamen, bedeutet 
doch keine Aenderung der rechtlichen Stellung der evangelischen 
Kirche. Es handelte sich ja nur um die Frage, in welchem 
Masse die verschiedenen Kollegien der Stadtregierung an der 
Behandlung kirchlicher Angelegenheiten beteiligt werden sollten, 
dass die Stadtohrigkeit nach wie vor alleinige Leiterin in kirch- 
lichen Dingen blieb, war ganz ausser Zweifel. 

In einem Punkt haben allerdings die Concordata von 1677, 
die die ebenberührten Fragen zur Entscheidung brachten, jenem 
Verlangen nach einer Beteiligung der Gemeinden an ihren kirch- 
lichen Angelegenheiten nachgegeben, nämlich inbetreff der Pfurr- 
wahl. Jene Konkordate haben nämlich die Grundsätze aufse- 
stellt, welche in der Hauptsache noch heute für die Besetzung 
der Pfarrstellen in der Stadt Danzig massgebend sind, dass näm- 
lich die Gemeinden das Recht haben dem Magistrat, früher 
dem Rat und den Ordnungen, zwei Kandidaten für die zu be- 
setzende Stelle auf Grund einer Gemeindewahl zu präsentieren ?. 
Aber auch hier müssen wir wieder sagen, für die Stellung der 
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politischen Obrigkeit zum Regiment der Kirche hat das keine 
Bedeutung. Es handelte sich hier ja gar nicht um das Recht 
des Rates zur Leitung der evangelischen Kirche, wie es aus der 
Reformation ihm zugewachsen war, sondern um das auf viel äl- 
teren Verhältnissen beruhende Patronatsrecht über die Kirchen 
der Stadt. Am 15. Mai 1457 hatte der König von Polen der 
Stadt Danzig die geistlichen Lehen verlichen, d. h. er hatte ihr 
das Recht gegeben, die Pfarrstellen an sämtlichen Kirchen der 
Stadt und ihres Gebietes zu besetzen mit alleiniger Ausnahme 
der Pfarrstelle an St. Marien, deren Besetzung der König sich 
selbst vorbebielt!. Als Empfänger dieses Privilegiums wurden 
ausdrücklich die Bürgermeister, Ratmänner, Schöppen und die 
ganze (Gremeinde genannt. Der Rat aber als das die Rechte der 
Stadt wahrnehmende Kollegium hat in der Folgezeit ausschliess- 
lich das Patronatsrecht ausgeübt?. Daran änderte auch die Re- 
formation nichts. Bei allen Kämpfen des Bischofs und seiner 
Beamten wider die Berufung evangelischer Prediger seitens des 
Rates dreht sich der Streit nie um das Recht des Rates zur 
Besetzung der Stellen, sondern nur um die Art und Weise der 
Ausübung. Ebenso wurde von seiten des Rates auch bei der 
Ausgestaltung des Danziger Kirchenwesens vorsichtig nie das 
Recht des Königs auf die Besetzung der Pfarrstelle an St. Marien 
angetastet, sondern an dieser Kirche zuerst das Pastorat dann 
das Seniorat gegründet, um diese mit evangelischen Geist- 
lichen besetzen zu können, während das katholische Pfarramt 
nach wie vor bestehen blieb, und trotz aller im Laufe der Zeit 
vollzogenen Wandlungen die Rechtsnachfolgerschaft des alten 
Pfarramts an St. Marien fortsetzte°. 

Das Patronatsrecht wurde noch während des ganzen 16. Jahr- 

i Toeppen, Akten der Ständetage Ost- und Westpreussens Bd. IV Leip- 
zig 1884 S. 557 #f. 

2 Vol. Freytag, Das Kirchenpatronatsrecht der Kölmer in den Marien- 
burger Werdern, Dtsche Zeitschrift für Kirchenrecht 1902 S. 29. 
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hunderts von dem Rat allein ausgeübt und noch 1587 machte er 
der dritten Ordnung gegenüber dies ausdrücklich als sein Recht 
geltend, ohne dass sich ein Widerspruch dagegen erhoben hätte!. 
Erst nach der Mitte des 17. Jahrhunderts wurde von dem Rat die 
alleinige Ausübung des Patronatsrechts streitig gemacht, indem 
unter dem Einfluss des Dr. Acgidius Strauch in der Bürger- 
schaft der Grundsatz Anhänger fand, dass die Gemeinden an 
der Wahl ihrer Prediger Anteil haben müssten. 1674 erklärte 
dann auch die dritte Ordnung, dass sie sich das jus patronatus, 
welches sie bisher dem Rat allein überlassen habe, fortan vor- 
behalte. Ihre endgültige Entscheidung fand diese Angelegenheit 
durch den Vergleich vom 8. Dezember 1677, durch welchen den 
Gemeinden das schon oben erwähnte Recht einer Mitbeteiligung 
bei der Besetzung ihrer Pfarrstellen zugestanden wurde. 

Wie wir also sehen, handelte es sich bei diesem Vergleich 
um ein Recht, das mit der Kirchenregierung nichts gemein hat, 
also auch keinen Wechsel in der rechtlichen Stellung der evan- 
gelischen Kirche begründen konnte. 

Es mag also hier als Ergebnis unserer Untersuchung festge- 
stellt werden, dass in Danzig sich die rechtliche Stellung der Kirche 
genau in den Balhınen entwickelt hat, die durch die grundlegen- 
den Anschauungen der Wittenberger Reformatoren vorgezeichnet 
waren. Bis zum Ende der polnischen Herrschaft kennt man in 
Danzig kein Auseinanderfallen der beiden Organismen des bür- 
gerlichen und religiösen Lebens. Es gibt nur einen Organismus, 
der sämtliche Beziehungen der zu ihm gehörigen Individuen um- 
fasst, nämlich die evangelische Bürgerschaft. Deren Obrigkeit 
hat von Anfang an als ihre Pflicht erkannt, für das religiöse Leben 
ihrer Untertanen in derselben Weise und mit derselben Treue 
zu sorgen, wie für das bürgerliche, und hat sich nie von dieser 
Pflicht entbunden, aber auch nie das Recht dazu an irgend eine 
andere Instanz abgegeben. 
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Allerdings darf nicht vergessen werden, dass dennoch tat- 
sächlich dieses Recht von einer Seite eine Einschränkung erlitt. 
Der Bischof von Wloclawek hatte zwar dulden müssen, dass die 
ganze Stadt, die bei weitem bedeutendste seines Bistums, evan- 
gelisch wurde, eins aber war ihm geblieben, die geistliche Ge- 
richtsbarkeit. Sein Offizial in Danzig hat diese bis zum Ende 
der polnischen Herrschaft ausgeübt, seinen Urteilen durch die 
Hilfe des Königlichen Burggrafen, der als der weltliche Arm 
des Oftizials galt, Nachdruck verschaftend. Vor sein Gericht 
gehörten Hurerei und Ehesachen, mit Ausnalime des Ehebruchs, 
der von den weltlichen Richtern abgeurteilt wurde. In den er- 
steren Sachen konkurrierte ausserdem das weltliche Gericht mit 
dem Oftizialat so, dass dasjenige Amt, an welches die Sache 
zuerst gelangte, für diesen Fall zuständig war. Es blieb dem 
Oftizial also im der Hauptsache nur die Urteilsfällung in betreff 
nicht gehaltenen Eheversprechens, die Scheidung von Tisch und 
Bett und die Dispensation von verbotenen Graden zwecks Heirat, 
soweit dazu der Bischof zuständig war!. Doch hatte die Macht 
des Offizials wiederum seine Grenzen an den Grenzen der Amts- 
befugnis des Burggrafen, ohne den seine Befehle keinen Gehor- 
sang fanden. Da aber der Burggraf nur innerhalb der Stadt zu 
befehlen hatte, so waren die Vorstädte sowie das gesamte Ter- 
ritorium der Stadt von der Gerichtsbarkeit des Offizials frei?. 

Diese ganzen rechtlichen Verhältnisse wurden geändert, als 
Danzig dem preussischen Staate einverleibt wurde. 

In dem Reglement für den Magistrat der Königlichen West- 

1 Gottfr. Lengnich a. a. O. 505 f. Wenn Johanna Schopenhauer in „Ju- 
gendleben und Wanderbilder“ (neue Ausg. v. W. Cosack, Danzig 1884, S. 33) 
erzählt, der Offizial habe das Recht gehabt, katholische und evangelische 
Personen ohne elterliche Einwilligung und ohne vorheriges Aufgebot zu 
trauen, so ist dazu zu bemerken, dass er dasselbe wohl in Anspruch genom- 
men und zeitweise ausgeübt hat, dass dies aber vom Rat stets als ein Miss- 
brauch des Amtes bekämpft und beim Bischof darüber Klage geführt wor- 
den ist. Gottfried Lengnich S. 507. 
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preussischen See- und Handlungs-Stadt Danzig vom 3. Juni 17941, 
das die städtische Verwaltung einer durchgreifenden Verände- 
rung unterzog, hatte König Friedrich Wilhelm II „sich in An- 
sehung der geistlichen Kirchen- und Schulangelegenheiten vor- 
behalten, ein besonderes Reglement, wie es mit der Bearbeitung 
und Verwaltung sowolıl in der Stadt als in dem Territorio künftig 
gehalten werden soll, abfassen und dabei die dem Magistrat und 
übrigen städtischen Collegiis sowohl als den Gemeinden bisher 
zugestandene ihnen möglichst zu konservierende Gerechtsame mit 
den allgemeinen Grundsätzen der preussischen Staats-, Landes- 
und kirchlichen Verfassung in gehörige Uebereinstimmung bringen 
zu lassen“. 

Dieses Reglement erschien unter dem 31. Dezember 17992. 

Es war natürlich, dass die veränderten Verhältnisse auch 
eine Aenderung der kirchlichen Verfassung zur Folge haben 
mussten. In Preussens Kirchenverwaltung gab es zwei Punkte, 
die mit der alten Danziger Verfassung nicht vereinbar waren. 
Das war die dort längst zur allgemeinen Annahme gelangte 
Theorie vom Summepiskopat des Landesherrn und die Konsi- 
storialverfassung. Beiden musste die Verwaltung der evangeli- 
schen Kirche Danzigs angepasst werden. Aber man ging dabei 
schonend genug zu Werke. Zur Verwaltung der kirchlichen An- 
gelegenheiten wurde ein „Kirchen- und Schulkollegium der Stadt 
Danzig“ gegründet, dem dauernd als Mitglieder der Ober-Bürger- 
meister, der Oberrichter, der erste lutherische Inspektor (d. i. 
der Senior an St. Marien) der älteste reformierte Prediger? und 
der Rektor des Gymnasiums angehören sollten. Ferner sollte 
der Magistrat dazu wählen drei Stadträte aus dem Magistrat, 
drei Stadträte aus dem Stadt-Gericht, ein Mitglied des geistli- 


i Gedruckt Danzig bei Daniel Ludwig Wedel. 
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chen Ministeriums und einen Professor des Gymnasiums, die eben- 
falls auf die Dauer ihres Hauptamtes gewählt wurden. Endlich 
wählte das Corpus der Stadtverordneten auf je drei Jahre zwei 
Mitglieder aus der Kaufmannschaft, eins aus der Kramerzunft, 
zwei aus den Hauptgewerken. Diesem so aus 18 Mitgliedern 
bestehenden Kollegium, dem auch die nötigen Subalternen bei- 
geseben wurden, wurden nun die gesamten kirchlichen Angelegen- 
heiten zur Bearbeitung überlassen, mit der wohl zu beachtenden 
Einschränkung, dass von seiner Kompetenz ausgenommen und 
der Westpreussischen Regierung vorbehalten bleiben sollten „alle 
aus den Hoheits- und bischöflichen Rechten des Landesherrn 
fliessende Verfügungen in Kirchen-, Schul- und milden Stiftungs- 
Sachen“. 

Es hatte also dieses Kollegium im allgemeinen die Rechte 
wahrzunehmen, die früher der städtischen Obrigkeit als Leiterin 
der kirchlichen Verhältnisse zugestanden hatten. Es war daher 
nicht ganz konsequent, wenn man ihr auch die Ausübung des 
Patronatsrechtes übertrug, das doch, wie wir oben gezeigt haben, 
auf ganz andern Voraussetzungen beruhte. Gerade das Patro- 
natsrecht hat die verschiedensten Beeinträchtigungen durch das 
genannte Reglement erfahren. Die Besetzung des Seniorats und 
des Rektorats des Gymnasiums behielt sich der König vor. Das 
Patronatsrecht des Rates über die reformierten Kirchen wurde, 
indem dem Kirchen- und Schulkollegium jede Einwirkung auf 
dieselben entzogen wurde, ganz unterdrückt!. Kurz man kann 
nur sagen, dass das Reglement von 1799 der neuen Behörde Rechte 
des verschiedensten Charakters in nichts weniger als glücklicher 


i Ursprünglich stand das jus patronatus über alle Kirchen ohne Aus- 
nahme dem Rat zu. Wenn Gottfried Lengnich Kap. XLVI 8 16 (S. 492) 
sazt, das jus patronatus der Ordnungen erstrecke sich nur über die Luthe- 
rischen Prediger, so bezieht sich das eben nur auf die Mitbeteiligung der 
Ordnungen an der Ausübung dieses Rechtes. Gegenüber den reformierten 
Kirchen wurde es durch Bestätigung der durch die Vorsteher vollzogenen 
Wahl seitens des Rates allein ausgeübt, wie auch der 2. Bürgermeister Pa- 
tron der Petrikirche war (ebenda $. 192). 
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und klarer Mischung zugewiesen hat. Die späteren Verfassungs- 
änderungen besonders des Jahres 1816, des Gründungsjahres 
eines westpreussischen Konsistoriums haben ja zum Teil diese 
Unklarheiten wieder beseitigt, Jedenfalls ist aber infolge des Ueber- 
gangs an Preussen der alte Charakter der Kirchenverfassung 
Danzigs verschwunden und die evangelische Kirche Danzigs ein 
Glied der nach durchaus andern Grundsätzen organisierten preus- 
sischen Landeskirche geworden. 

In einer Hinsicht hat aber dieser Uebergang in die preus- 
sische Landeskirche keine Aenderung hervorrufen sollen und her- 
vorrufen können, nämlich in betreff der Geltung der evangelischen 
Symbole in der Kirche Danzigs. Als Danzig an Preussen kam, 
war die gesamte Geistesrichtung der Zeit nicht darnach ange- 
tan, diese Frage besonders in den Vordergrund zu stellen. 
Ausserdem hätte man sich auch wohl gehütet, durch ein Berüliıren 
dieser Frage den Widerstand der evangelischen Bevölkerung zu 
reizen. Jedenfalls berührt das Reglement von 1799 diese Frage 
mit keinem Wort, und als 1816 die Neuordnung der kirchlichen 
Verhältnisse geschah, hatte man am Vorabend der Union ge- 
wiss noch weniger Neigung konfessionellen Streit heraufzube- 
schwören. Wir können also nur sagen, dass in der evangeli- 
schen Kirche Danzigs auch heute noch nur die Symbole gelten, 
die in der Kirche des alten Danzig gegolten haben. Das können 
aber nur die sein, deren Normativität durch den gesetzlichen 
Vertreter der Kirche d. h. durch den Rat festgestellt ist. Das 
ist der Punkt, an welchem auch für die heutige Zeit die kirch- 
liche Verfassung des alten Danzig noch ihre Bedeutung hat. 

Zu aller Zeit hat die Augsburgische Konfession als das 
Grundbekenntnis unserer Kirche gegolten. Auf Grund desselben 
hatte sie die Religionsprivilegien und damit die Sicherung ihrer 
Existenz erlangt und so fest stand dieser Grundsatz, dass auch 
die Reformierten, um ihre Existenzberechtigung nachzuweisen, 
sich allezeit zur Augsburgischen Konfession bekannt haben!. 


ı Schnaase 571 fl. 
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Die nächste in Danzig zur Geltung gekommene Bekenntnisschrift 
war die Danziger Notel, jenes schöne Denkmal eines milden ver- 
söhnlichen Geistes, wie er in jener Zeit des konfessionellen Ha- 
ders gar selten war. Neben diesen Bekenntnissen wurde im 
Jahre 1575 das corpus doctrinae Philippieum, die bekannte Samın- 
lung melanthonischer Lehrschriften als Grundlage der Lelire 
der evangelischen Kirche Danzigs angenommen !. Aber man 
wird kaum sagen können, dass es wirklich symbolische Geltung 
erlangt hat. Die ıım günstige Stimmung schwand bald bei der 
Obrigkeit und in den Gemeinden ist sie nie vorhanden gewesen. 
Viel richtiger ist, was die Deklaration vom 1. Juli 1587 fest- 
stellt 2, dass die in dem Konkordienbuche enthaltenen alten Be- 
kenntnisschriften d. h. die ungeänderte Augsburgische Konfession, 
deren Apologie und die beiden Katechismen Luthers? allezeit 
die Norm evangelischer Lehre in Danzig gewesen sei. Kaum 
etwas hört man hier von den Schmalkaldischen Artikeln* und 
ausdrücklich verboten wurde es durch das Dekret vom 23. Ok- 
tober 1586 der Konkordienformel symbolische Bedeutung beizu- 
legen®. Damit ist der symbolische Besitz der evangelischen Kirche 
Danzigs festgestellt. Es ist jedenfalls durch den Ausschluss der 
Konkordienformel der Geist dieser Kirche als fremd der starren 
Orthodoxie festgestellt, und wenn auch das evangelische Mini- 
sterium oft dieser Orthodoxie zuneigte, so fehlte seinen Aeusse- 
rungen doch die gesetzliche Autorität, um den symbolischen Cha- 
rakter der Danziger Kirche ändern zu können ®. 


ı Hirsch II, 63. 2 Curicke IV, 10. ® Schnaase 213 Anm. 1. 

* Nur einmal werden sie bei Gelegenheit des Streits um das Corpus 
ldoctrinae erwähnt. 

® Hirsch Il. 213 f. Abgedruckt in Curickes Danziger Chronik Lib. IV, 
Kap. 10. 

6 Wenn das Danziger Ministerium 1680 in der Einleitung zum Agenden- 
Entwurf sich „zum Konkordienbuch, der Danziger Notel und Unseres Ehr- 
würdigen Ministerii Verwahrung gegen alle Religionsmengerei und Synkre- 
tisterei, die vormals in Druck ergangen, bekennt, so weiss ich nicht, ob 
Schnaase S. 133, richtig unter Konkordienbuch die Notel versteht und wenn 
C. B. Lengnich a. a. O. S. 27 mitteilt, dass die Kandidaten vor der Ordi- 
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Wir können also nur sagen, dass in dieser Kirche bis zum 
heutigen Tage nur die genannten Symbole, also nicht die Schinal- 
kaldischen Artikel und vor allem nicht die Konkordienformel 
gelten. Aufgegeben ist nur die Danziger Notel, diese Vorläu- 
ferin der Union, die übrigens in dem städtischen Territorium nie 
Geltung gehabt hat. 


nation die Symbolischen Bücher unterschreiben mussten, so ist auch hier 
leider nicht gesagt, welche Bücher das waren. 


all 


Il. Literaturübersicht'. 
Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines. 


25. Niedner, Kirchenrecht als akademische Disziplin. Antritts- 
rede gehalten am 14. Mai 1904. Berl. 04. 

29. Otto*, D. Organisation d. griech. Priesterschaft im helleni- 
stischen Acgypten. (II. Abschn. d. II. Kapitel aus der Abhandl. Prie- 
ster u. Tempel im hellenist. Aegypten.) Berl. In.-Diss. Leipz. 04. 

In dieser Dissertation ist für die Kanonisten der Abschnitt über 
die griechischen Kultvereine mit ihrer Bezeichnung sWvocg und deren 
Beamten iezebs, Emistaing von Interesse (S. 165 ff... Ebenso aber auch 
der Nachweis, dass bei den Griechen Eigentempel existiert haben. 
(S. 169). E. Fr. 

30. Revue des &tudes historiques. Annee 70, 1904, Mai- 
Juin: L. Mirot, La France et le grand schisme d’Oceident (fin.). 

31. Susta, D. röm. Curie u. d. C. v. Trient unter Pius IV. 1. 
Wien 04. 

32. Nuntiaturberichte aus Deutschlaud nebst ergänzenden 
Aktenstücken. II. Abt. 1560—1572. Hrsg. v. der histor. Kommission 
der kaiserl. Akademie der Wissenschaften. 3. Bd. Nuntius Delfino 
1562—1563. Im Auftrage der histor. Kommission bearb. v. 8. Stein- 
herz. Wien 04. 

33. Cauchie et Maere*, Recueil des instructions generales 
aux nonces de Flandre (1596—1635) Brux. Kiessling & Co. 04. 

Wir haben schon oben 8. 254 auf dieses Buch aufmerksam ge- 
macht. Jetzt liegt es uns vor. Es enthält die Generalinstruktionen für 
die Brüsseler Nuntien d. h. die diesen bei Beginn ihrer amtlichen 


! Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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keineswegs zusammenfiel. In wie weit die Sammlung für die Kenntnis 
des Verhältnisses von Staat und Kirche von Bedeutung ist, haben wir 
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gratis, für Nichtabonnenten nicht käuflich. Berl. Liebmann 04). 

Das Unternehmen stellt die Präjudizien der in der Ueberschrift 
genannten Gerichte zusammen, welche auf Grund des BGB. und seiner 
sog. Nebengesetze ergangen sind. Der Stoff ist nach den Rubriken 
Bürgerliches Recht und Verfahren und Handelsrecht gegliedert. Die 
Angaben über die Entscheidungen folgen unter Angabe des Fundortes 
in legaler Reihenfolge auf einander. Das Unternehmen ist nützlich 
und dankenswert. Für uns kommt es wesentlich nur bezüglich des 
Eherechts des BGB. und des Eheprozesses in Betracht. E. Fr. 
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38. Merkle*, Reformationsgeschichtliche Streitfragen. Ein Wort 
zur Verständigung aus Anlass des Prozesses Berlichingen. München 
04. Kirchheim Mk. 1,20. 

Gegen die gedruckten Vorträge, in welchen der Exjesuit von Ber- 
lichingen die Geschichte der Reformation misshandelte, hatte ein evan- 
gelischer Volksschullehrer ‚Jacob Beyl eine Gegenschrift erscheinen 
lassen. Berlichingen erwiderte, indem er Beyl für eine bloss vorge- 
schobene Person erklärte und ihm sowie seinem Hintermanne Ignoranz 
vorwarf, und als Beyl seine eigene Verfasserschaft behauptete, be- 
zichtigte er ihn der Lüge, die nach Luthers Vorgang in der evange- 
lischen Kirche als zulässig angesehen werde. In dem infolge dessen 
von Beyl angestrengten Prozesse wurde Merkle seitens des Würzburger 
(serichtes als Sachverständiser vernommen und zu einem (zutachten 
veranlasst. Dieses konnte für den Beklagten Berlichingen nur ver- 
nichtend ausfallen. Die gröbste Irnoranz wurde ihm nachgewiesen, die 
grösste Frivolität, mit der er seine unqualifizierbaren Angriffe auf Luther 
erhoben hatte, bei denen die Rohheit des Tones mit der Unwahrhattirkeit 
des Inhaltes gleichen Schritt hielt. Obgleich aber Merkle mit einer Cap- 
tatio benevolentiae den Beklagten von dem Vorwurfe doloser Fälschung 
zu retten versuchte, fiel doch die sog. gesinnungstüchtige katholische 
Presse wie eine Meute über ihn her. Hatte er doch einen Prote- 
stanten gegen einen Katholiken zu verteidigen unternommen, war er 
doch als Verteidiger Luthers aufgetreten gegenüber den unberechtigten 
Schmähungen, mit denen Berlichingen die Person des Reformators zu 
besudeln versucht hatte. Dies hat schliesslich Merkle zur Publikation 
der vorliegenden Schrift veranlasst. Mit Recht hebt er hervor, dass 
der Titel „Streitfragen“ eigentlich ein unzutreffender sei. Denn für 
den nur einigermassen Geschichtskundigen seien die erörterten Fragen 
überhaupt nicht streitig. Wir brauchen auf sie daher und um so we- 
niger materiell einzugehen, als sie nicht kirchenrechtlicher sondern 
rein geschichtlicher Natur sind. Aber unsere Anerkennung wollen wir 
dem Verf. darum doch nicht vorenthalten. Denn es gehört unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen für einen katholischen Gelehrten ein männ- 
licher Mut dazu, die geschichtliche Wahrheit zu vertreten, für einen 
katholischen Theologen, Luther geren unwahre Verdächtigungen zu 
verteidigen und wenn das auch nur auf Grund eines gerichtlich ge- 
stellten Verlangens geschehen ist. E. Fr. 

39. Niederhuber*, Die Lehre des hl. Ambrosius vom Reiche 
Gottes auf Erden. Eine patristische Studie, Mainz, Kirchheim & Co. 04. 
8Mk. (Ehrhard u. Kirsch, Forschung. zur christl. Literatur- u. Dog- 
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mengeschichte Bd. 4. S. 3. 4). 

Ambrosius ist für die Entwickelung auch des Kirchenrechts be- 
deutungsvoll gewesen. Man denke nur an den (zebrauch, den für die 
Feststellung des Verhältnisses von Kirche und Staat Gregor VII. von 
ambrosianischen Aeusserungen gemacht hat. Wir haben daher mit 
Interesse in dem gelehrten, gut geschriebenen und mühevollen Buche 
— denn die Theorie des Kirchenvaters muss aus zerstreuten Stücken 
aufgebaut werden — gelesen. Indessen haben wir uns von dem durch- 
aus theologisch-dogmatischen Inhalt des Buches dabei überzeugen müssen. 
Für das Kirchenrecht fällt in den Untersuchungen des Verf. gar nichts 
ab, und darum entfallen sie der Besprechung in dieser Zeitschrift. E. Fr. 

40. Liepmann*, Duell u. Ehre. Berlin, Liebmann, 04. 0,75 Mk. 

Die kleine Schrift gibt im wesentlichen einen Vortrag wieder, 
den der Verf., Professor des Strafrechts an der Universität Kiel, über 
die Duellfrage gehalten hat. Sie zeichnet sich durch grosse Objekti- 
vität aus, indem sie das Für und Wider gebührend würdigt, und ist 
wohl geeignet, in weiteren Kreisen orientierend und aufklärend zu 
wirken. Vom kirchenrechtlichen Standpunkt aus kommt sie nur in- 
direkt in Betracht, wie denn die katholische Kirche auch die studen- 
tischen Mensuren als unter das Duellverbot fallend ansieht, während 
ihnen der Verf. mit Recht den Charakter des Zweikampfes mit töd- 
lichen Waffen abspricht. Der Verf. bekennt sich als einen Gegner der 
Duelle, will sie aber nicht direkt durch höhere Pönalisierung auszerottet 
wissen, zumal er sich davon einen Erfolg ebensowenig verspricht, wie 
die kirchlichen Verbote einen solchen erzielt haben. Das von ihm be- 
fürwortete Mittel gegen die Duelle ist freilich nicht originell, es läuft 
im wesentlichen auf die von Klein gemachten Vorschläge hinaus, aber 
doch mit recht beachtenswerten Modihkationen. E. Fr. 

41. Joseph Schmid*, Die Österfestberechnung auf den bri- 
tischen Inseln v. Anfang des IV. bis z. Ende des V11l. Jahrh. Eine 
histor.-chron. Studie. Regensb. 04. Verlagsanstalt vormals G. J. Manz. 

Die Schrift hat mit dem Kirchenrecht nichts zu tun und entfällt 
dem Bereiche dieser Zeitschrift. Wohl aber muss es auch den Kano- 
nisten interessieren, wenn er den Nachweis erhält. wiein wichtirer Be- 
ziehung die britisch-keltische Kirche sich von der römischen getrennt 
hielt und deren ursprüngliche Osterberechnung mit unglaublicher ZAähig- 
keit festhielt, nachdem Rom selbst sie schon aufgereben hatte. Dar- 
um sei diese Königsberger Inaugural-Dissertation hier erwähnt, wel- 
cher demnächst eine weitere Arbeit desselben Verfassers über die Ni- 
cänischen Beschlüsse betreffs der Osterfeier folgen soll. B...Fr. 
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Die erste Auflage dieses Buches hat der Vert., damals Präsident 
des Konsistoriums i. J. 1894 erscheinen lassen. Sie war keine wissen- 
schaftliche Arbeit und prätendierte das auch nicht. Sie berührte nir- 
gends die geschichtliche Entwickelung ; sie versuchte es nicht das braun- 
schweigische Recht zu demjenigen der übrigen Landeskirchen in ir- 
gendwelche Beziehung zu setzen; sie ging nicht auf die grundlegenden 
Fragen ein und nahm von einer Benützung der wissenschaftlichen Li- 
teratur durchaus Abstand. Sie wollte nichts sein als ein Hilfsmittel, 
welches dem Leser den gegenwärtigen Stand des Braunschweigischen 
Rechtes vor die Augen führen sollte. Dass sie dies Ziel erreicht 
hatte, dafür spricht schon der Umstand, dass sie bald nach ihrem Er- 
scheinen vergriffen war. Die neue Auflage hat der Sohn des inzwischen 
verstorbenen Verf. zu besorgen übernommen. Selbstverständlich hat 
er den Charakter des Buches weder ändern können noch wollen. Er 
hat sich damit begnügt, die seit 1894 erlassenen Normen in das Buch 
hineinzuarbeiten. Diese sind aber — wenn wir von dem BGB. alsehen 
— nicht sehr einschneidender Natur. So ist denn auch der Umfang 
des Buches nur um wenige Seiten gewachsen. Es wird allen Inter- 
essenten nach wie vor gute Dienste zu leisten im Stande sein, wenn 
es auch die bisherige Lücke in der wissenschaftlichen Bearbeitung des 
Braunschweigischen Landeskirchenrechts auch jetzt noch nicht ausfüllt. 

E. Fr. 
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5. Gebser*, Verwaltungsordn. f. d. kirchl. Vermögen in d. östl. 
Provinzen d. preuss. Landeskirche. Erläutert. Berl. 04. Carl Hey- 
mann. Mk. 2. 

Die neue Fassung dieser Verwaltungsordnung datiert v. J. 1893. 
Seit der Zeit sind in Deutschland durch das BGB. und speziell auch 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIV. 8. 27 


416 Literaturübersicht. 


noch in Preussen durch die bürgerliche und kirchliche Gesetzgebung 
so viel Aenderungen eingetreten, dass ein neuer Kommentar als er- 
forderlich angesehen werden muss, zumal die älteren von Trusen und 
Nitze sogar die alte Fassung der Ordnung v. J. 1886 ihrer Ausgabe 
zu Grunde gelegt hatten. Der Her. druckt zunächst die Verwaltungs- 
ordnung ab, wobei er die veralteten Stellen durch lateinische Typen 
hervorhebt. Dann aber gibt er zu den einzelnen Normen Erläuterungen. 
Dabei ist für ihn der Gesichtspunkt massgebend gewesen, sein Buch 
wesentlich für den praktischen Gebrauch, namentlich auch der Land- 
gemeinden nutzbar zu machen. Darum begnügt er sich auch nicht 
mit Zitaten der Erlasse und gerichtlichen Entscheidungen, sondern 
gibt sie, sowie die in der Ordnung in Bezug genommenen gesetz- 
lichen Bestimmungen fast durchweg im Wortlaute wieder. Weiter 
nimmt er aus demselben Grunde von juristischen Erörterungen prinzipiell 
Abstand. Wir meinen, dass das Buch dem praktischen Bedürfnisse 
vollständig Genüge leistet. E. Fr. 
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d. K. Akad. in Wien. Phil.-hist. Klasse. Bd. 147. Wien, Carl (re- 
rold, 03. 

Bekamntlich hat Hinschius die Meinung aufgestellt, dass Pseudo- 
isidor den von ihm gewählten Beinamen Mercator dem Marius Mer- 
eator entlehnt habe, dessen Schrift Varii sermones von Pseudoisidor zwei- 
mal benutzt worden sei. Schulte fechtet nun nicht etwa die Auf- 
fassung von Hinschius an, sondern unternimmt es im Gegenteile ibr 
neue Stützpunkte zu geben. Er weist nach, dass in einer der Stadt- 
bibliotiek zu Grenoble angehörigen, Hinschius unbekannten Hand- 
schrift Pseudoisidors noch andere Stücke sich als dem Marius Mer- 
cator entlelint darstellen. Wir freuen uns dem Altmeister kanonischer 
Quellenforschung wieder auf dem Plane zu begegnen. 

45. Schrörs, Papst Nikolaus I. u. Pseudo-Isidor. Hist. Jahrb. 
25,1: ' 

46. Tamassıa, Le opere di Pier Damiano., Atti del R. Isti- 
tuto Veneto LAII, 6. 

47. Antonio Mocci*, Nota storica giuridica sul decreto di 
Graziano. Sassari 04. 

Die kleine Schrift verdankt ihre Entstehung der italienischen Sitte 
Neuvermählten eine kurze Abhandlung zu dedizieren. Der Verfasser 
ist zu seinem Stoff gekommen, weil er mit der Herausgabe von Do- 
cumenti inediti sul canonista Paucapalea beschäftigt ist. Von Inter- 
esse ist, dass er die Entstehungszeit des Decretum in das Jahr 11-40 
verlegt, wofür er in seinem Buche über Paucapalea den Nachweis er- 
bringen will. Leider scheinen ihm sowohl die einschlagenden Abhand- 
lungen von Fournier und Thaner, wie auch die Ausgabe des Rufinus 
von Singer unbekannt geblieben zu sein. E. Fr. 

48. Leon XIII, Lettres apostoliques. (Encycliques, Brefs etc.) 
Texte latin, avec la traduetion frane. en regard. T. 7 et dernier. Paris 04. 

49. Concil. Basiliense. Studien u. Quellen z. Gesch. d. 
Konz. v. Basel. Bd. 5. Tagebuchaufzeichnungen 1431—1435 u. 1438. 

27* 
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Akten der Gesandtschaft nach Avignon u. Konstantinopel 1437—143S; 
Brief des Enea Silvio 1433; Tagebuch des Andrea Gatari 1433—35. 
Her. v. Beckmann, Wackernagel, Coggiola. Basel O4. 

50. Merkle, Konzilsprotokolle oder Konzilstagebücher. Frör- 
terungen zu den (seschichtsquellen d. Basler u. Trienter Konzils. Hist. 
Jahrb. 25, 82. 459. 

5l. Susta, Die römische Kurie u. das Konzil v. Trient unter 
Pius IV. Aktenstücke zur Geschichte des Konzils v. Trient. 1. Bd. 
Wien, 04. 

52. Concilium Tridentinum*. Diariorum, actorum, epistu- 
larum, tractatuum nova collectio. KEdidit societas goerresiana pronmo- 


vendis inter germanos catholicos litterarum studiis. Opus Brevi pri- 
rato Leonis P. P. XII ornatum. Tomus quartus. Actorum pars 
prima: Monumenta Coneilium praecedentia, trium priorum Sessionun 
Acta. Collegit, edidit, illustravit Stephanus Ehses. In 4° (CXLIV 
et 620 pp.) M. 48.— (Friburgi, Herder, 04). 

Auf den ersten 1. J. 1901 erschienene, von Merkle besoreten Band 
des grossen Unternehmens hat jetzt Ehses den 4. folzen lassen, wel- 
cher von der Abteilung Acta den Anfang bildet. Er ist im wesent- 
lichen der Vorgeschichte des Konzils gewidmet, die denn auch den 
grössten Teil des stattlichen Bandes einnimmt. Er ist in folgende 
Abschnitte gegliedert. Der Her. beleuchtet zunächst die Umstände, 
die unmittelbar, nachdem das V, Laterankonzil am 16. März 1517 ger 
endet hatte, den Wunsch nach Berufung eines neuen herbeigeführt 
haben, der zunächst von Luther am 28. November 1518 geÄussert wor- 
den ist, indem er von dem übel beratenen Papst an ein zukünftires 
ordnungsmässig zu berufendes Konzil appellierte. Der Her. schildert 
die geneigte Aufnahme, welche der Konzilsplan bei Clemens VII. ge- 
funden hatte. Kapitel 2 beleuchtet die zwischen Papst und Kaiser 
ausbrechenden Feindseligkeiten, durch welche zunächst die Konzils- 
frage von der Tagesordnung abgesetzt wurde. Kap. 3 behandelt den 
Kongress von Bologna 1529 und 1530, Kapitel 4 den Reichstag zu 
Augsburg 1530. Schon hier finden wir grössere bisher ungedruckte oder 
doch noch nicht im Original gedruckte Urkunden eingereiht, wie denn 
ja stets beachtet werden muss, dass der Her. nicht eine Geschichte 
des Konzils schreiben, sondern dessen Urkunden herausgeben will. Das 
9. Kapitel berichtet über die Legation des Bischofs Hubert v. Gam- 
bare an den Kaiser 1531, wobei die Verhandlungen des in Rom am 
23. November 1530 abgehaltenen geheimen Konsistoriums im Wort- 
laute mitgeteilt werden, sowie die von Cajetan für Hubert entworfene 
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Instruktion, die dieser indessen bei seiner Konferenz 16/1 mit dem 
Kaiser noch nicht besass, so dass er deren Ergebnis selbst schriftlich 
fixierte und dem Kaiser sowie dem Papste überreichte (S. LV). Erst 
am 25/1 war er in der Lage, die päpstlichen Propositionen dem Kaiser 
in Brüssel zu übergeben. Auch diese sowie die Antwort des Kaisers, 
die übrigens schon ediert sind, werden abgedruckt. Auch das bisher 
ungedruckte Aktenstück, welches Hubert an die Räte Karls V. ge- 
richtet hat, wird S. LXAI mitgeteilt. Kapitel 6 schildert die Hinder- 
nisse, welche Franz I. von Frankreich dem Konzilsplane entgegen- 
stellte, wobei wieder wichtige bisher unbekannte Aktenstücke zum Ab- 
drucke gelangen: Kapitel 7 ist dem Regensburger Konvent von 1532 
gewidmet und beleuchtet die jetzt von den deutschen Fürsten aus- 
sehenden gegen das Konzil gerichteten Tendenzen. Wieder sind die 
einschlagenden Aktenstücke abgedruckt, namentlich auch der Bericht 
Aleanders über die zwischen Kaiser und Fürsten gepflogenen Ver- 
handlungen. Kap. 8 behandelt den zweiten Kongress von Bologna 
1532, 1533 und gibt den vom Papst am 10/1 33 an den Kaiser gerich- 
teten Brief, sowie die Instruktion, welche dem nach Deutschland in 
der Konzilsache abresandten Nuntius mitgegeben wurde. Kapitel 9 
schildert die Erfolge dieses und des nach Frankreich und England als 
Nuntius abgesandten Ubaldini. Dabei erhalten wir auch die schon 
von Sleidanus excerpierten Propositionen, welche der eine Nuntius, 
Hugo Rangonus dem Kurfürsten von Sachsen übergab, und dessen vom 
4/6 1533 datierte Antwort, sowie diejenige der Gesamtheit der Glieder 
des Schmalkaldischen Bundes. Kap. 10 behandelt den Kongress, wel- 
cher der Papst 1533 mit dem französischen König in Marseille abhielt, 
und den im J. 1534 erfolgten Tod des ersteren. Hier wird das Schrei- 
ben Franz I an die deutschen Reichsfürsten v. 25/2 35 und das vom 
Papste nach seiner Rückkehr aus Marseille an die 7 deutschen Kreise 
erlassene v. 21. März 1534 mitgeteilt. Kapitel 11 schildert den Be- 
einn der Regierungszeit Pauls III. und die Gesandtschaft des Ver- 
gerius nach Deutschland 1534/5. Die diesem durch den Schmalkaldi- 
schen Bund gegebene auch in das Corpus Reformatorum aufgenommene 
Antwort ist S. UXVI abgedruckt. Das 12. Kapitel setzt die Darstel- 
lung des 11. fort und berichtet über die päpstlichen nach Frankreich 
und Spanien abgeordneten Gesandtschaften 1535/6, aus deren nach Rom 
gerichteter Korrespondenz die auf das Konzil bezüglichen Stellen wört- 
fach mitgeteilt werden. Endlich berichtet das 13. Kapitel über die 
Weigerung des Herzogs Friedrich, Mantua als Konzilsort anzuerkennen, 
unter Mitteilung der Korrespondenz des Kardinals Hercules Gonzaga 
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mit dem Herzog. Auf diese urkundliche Darstellung folgt ein Ap- 
pendix, der 5 Aktenstücke enthält, die dem Her. zu spät zu Händen 
kamen, um sie noch seiner Darstellung eingliedern zu können. Die 
Zeit von 1536—45 wird nicht mehr erzählend dargestellt, sondern nur 
durch Aktenstücke beleuchtet. Nicht weniger als 343 Nummern werden 
hier mitgeteilt, zum grossen Teile bisher ungedrucktes Material, aber 
auch das schon gedruckte, um dem Benutzer das vollständige zur Ver- 
fürung zu stellen, das letztere, wo es angeht, unter Kollation mit neuer 
handschriftlicher Ueberlieferung. Gleichfalls nur aus Urkunden besteht 
der nächste Abschnitt, welcher über die von Paul III. ausgegangenen, 
dem Konzil vorangehenden Versuche informiert, die Kirche und spe- 
ziell die römische Kurie zu reformieren. Auch hier werden 19 zum 
Teil sehr umfangreiche Aktenstücke mitgeteilt. Endlich folgt der 
letzte Abschnitt, der sich auf das am 13/12 1545 eröffnete Konzil be- 
zieht und in 22 Nummern bis zur I]. Sessio des Konzils geht. Das 
an letzter Stelle mitgeteilte Aktenstück datiert v. 4. Februar 1546. 
Ein ausführliches Sach- und Personenregister bildet den Schluss. 
Uebersehen wir das Ganze, so kann unser Urteil nur dahin lauten, 
dass das Verfahren des Her. als ein mustergültiges zu bezeichnen ist. 
Ein immenses Material wird in dem Werke überliefert. Teils ist es 
bisher ganz unbekannt gewesen und den jahrelangen mühevollen For- 
schungen des Her. zu verdanken, teils ist es schon gedruckt gewesen, 
aber wer seiner benötigte, hatte in zahlreichen Werken nachzusuchen, 
ohne doch die Gewissheit zu erlangen, dass ihm nichts entgangen 
sei, und ob die bisherigen Abdrucke als wortgetreue Wiedergabe des 
Originals anzusehen seien. Dass der Verf. mit grosser Akribie ver- 
fahren sei, lässt sich ja nur von demjenigen vollkommen beurteilen, 
welcher eine allseitige Nachprüfung und Vergleiehung der Abdrucke 
mit den Originalen, deren Fundorte überall angeseben werden, vorzu- 
nehmen in der Lage wäre. Aber die (renauiskeit des Her. sprin«t 
dem Leser doch schon an allen denjenigen Stellen entgegen, wo der 
Her. an den bisherigen Abdrücken Kritik ausübt. Der bis jetzt vor- 
liegende erste Band der Acta wird wesentlich dem Kirchen- und dem 
politischen Historiker zu gute kommen. Für den Kanonisten kommen 
bis jetzt nur die Reformversuche Pauls III. in Betracht, da die drei 
ersten Sessionen des Konzils eine grössere materielle Bedeutung nicht 
besitzen. Aber das wird sich schon beim nächsten Bande ändern, der 
dann auch für die Theologen bedeutsam sein wird. Wir möchten diese 
Anzeige nicht schliessen, ohne dem Her. den Dank auszusprechen, 
welchen die Wissenschaft ihm schuldet und auch gleichzeitig der Görres- 
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gesellschaft, die das ganze Unternehmen angeregt und fundiert hat. 
Möge es rüstig weiter fortschreiten zur Ehre der deutschen Wissen- 
schaft. E. Fr. 

53. Muller, Rechtsbronnen van den Dom van Utrecht. s’Gra- 
venh. 03. 

54. Quellen Abhandlungen zur Geschichte der Abtei 
u. der Diözese Fulda. Im Auftrage des histor. Vereins der Diözese 
Fulda hrsg. v. Prof. D. Dr. Greg. Richter. I. Statuta maioris eccle- 
siae Fuldensis. Ungedruckte Quellen zur kirchl. Rechts- u. Verfassungs- 
geschichte der Benediktinerabtei Fulda. Hrsg. u. erläutert v. Dr. G. 
Richter. Fulda 04. 

59. K.-O. der ehemal. Stiftskirche St. Martin zu Colmar 
während d. Mittelalters. Colmar 04. 

56. Freisen*, Manuale Lincopense, Breviarium Scarense, Ma- 
nuale Aboense. Katholische Ritualbücher Schwedens und Finnlands 
ım Mittelalter. Mit Einleitung und Erläuterungen herausgegeben. Pa- 
derborn 04. Junfermann, Mk. 7,50. 

Mit diesem Bande, der sich an die beiden früher erschienenen an- 
schliesst, hat der gelehrte Verf. seine Ausgabe mittelalterlicher nordi- 
scher Ritualbücher zum Abschlusse gebracht. Der vorliegende Band 
enthält einen Abdruck der Ritualbücher der schwedischen Diözese Lin- 
köping (gedruckt 1525) und Skara (gedruckt 1498), sowie der finnlän- 
dischen Äbo. Der Her. schickt eine Einleitung voraus, in welcher er 
die liturgischen Bücher des mittelalterlichen Schwedens und Norwegens 
behandelt und hat dann dem Manuale Lincopense einen ebenso aus- 
führlichen wie gelehrten Kommentar beigegeben. Interessant ist dabei 
der Nachweis des Zusammenhanges der nordischen Ritualien mit dem 
englischen von Salisbury und damit auch der heutigen englischen Staats- 
kirche, da das book of common prayer auf derselben Grundlage be- 
ruht. Auch norddeutsche katholische, das Rituale Romanum und end- 
lich auch evangelische sind zur Vergleichung herangezogen. Dass diese 
nordischen Ritualbücher vom römischen Rituale mannigfach abweichen, 
springt in die Augen, und darum ist ihre Edition dem Her. von man- 
chen Seiten verargt worden — unbegreiflicher Weise, da das Rituale 
Romanum selbst prinzipiell eine Beibehaltung provinzieller Uebungen 
ins Auge fasst. Möge es dem Verf. beschieden sein, das in Aussicht 
gestellte Werk über nordisches katholisches und protestantisches Ehe- 
schliessungsrecht bald folgen zu lassen. E. Fr. 

57. Consalvi’s Briefe aus den J. 1795—96 u. 1798. Mitgeteilt 
v. + Paul Wittichen. [Aus: „Quellen u. Forschgn. aus ital. Archiven 
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u. Bibliotheken“.] Rom 04. 

58. Rösch, D. Kirchenrecht im Zeitalter d. Aufklärung. A. f. 
K. K.R. 84, 244. 

59. Duker, Gisbertus Voetius II Deel. 1. st. Leiden O4. 

60. Hauviller, Franz Xaver Kraus. Ein Lebensbild aus der 
Zeit des Reformkatholizismus. Colmar ı. E. 04. 

61. Livre synodal contenant les articles resolus dans les sy- 
nodes des &rlises wallones des Pays-Bas. Publ. par la Commission de 
V’hist. des eglises wailon. II. 1656—88. La Haye 1904. 

62. Simon, Synodalakten d. ref. Gem. in Cöln. Bonn 04. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassune. 


52. Lowrie, Walter, The church and its organization in primi- 
tive and Catholic times: an interpretation of Rudolph Sohm’s „Kirchen- 
recht“: The primitive age. New York. 04. 

53. Dunin-Borkowski, Methodologische Vorfraren z. ur- 
christl. Verfassungsgesch. 7. f. k. Thieol. 28, 217. 

54. Dorsdy, Z. Hierarchie des Hirten. Z. f. k. Theol. 28, 250. 

55. Chabatier, Les Lapsi dans l’egl. d’Afrique au temps de 
saint Cyprian. These Lyon O4. 

56. Meinert, Rom og Kartago i. det 6 kristelige Aarhundrede. 
Teolog. Tidsskrift. Bd. 5. H. 2. 

57. Keller*, Die sieben römischen Pfalzrichter im byzantinischen 
Zeitalter. Stutte. Ferd. Enke 04 (Stutz, kirchenrechtliche Abhand- 
lungen H. 12). Mk. 5,40. 

Der Verf. hat die Institution der römischen Pfalzrichter schon vor 
einigen Jahren in einer Abhandlung, die in dieser Zeitschr. Bd. 9 zum 
Abdruck gelangt ist, behandelt. Jetzt beschränkt er sich nieht mehr 
darauf, die Einführung der gedachten Aemter zu untersuchen, sondern 
er dehnt seine Darstellung bis zum Beginn der Fränkischen Herrschaft 
aus. Es gebührt ihm das Verdienst, durch eingehendes Studium ge- 
druckten und auch ungedruckten Materiales eine klaffende Lücke unserer 
bisherigen Kenntnis auszufüllen. Deimn seit Gallottis übrigens ganz 
unzureichender Schrift 1. J. 1776 war die Materie nicht mehr behan- 
delt worden. Freilich ist das Material auch heute noch lückenhatt; 
aber da keine Aussicht vorhanden ist, dass in dieser Beziehung jemals 
eine Aenderung eintreten werde, so war der Versuch gerechtfertigt, aus 
diesem trümmerhaften Materiale diese Institution zu konstruieren. 
Selbstverständlich ist der Verf. gerade deswegen auch mannigfuach zu 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 423 


hypothetischen Sätzen gekommen. Aber man wird ihm nachsagen 
müssen, dass er stets besonnen operiert und seine Meinungen immer 
genügend begründet. Allein der Leser des Buches empfängt mehr als 
der Titel erwarten lässt. Denn die 7 Beamten, mit denen sich die 
Schrift beschäftigt, greifen so tief in die gesamte Verwaltung Roms 
während des früheren Mittelalters ein, dass eine Untersuchung über sie 
sich zu einer Verwaltungseeschichte Roms erweitern ınusste. Und eine 
solche ist denn auch hier in ihren Grundzügen mit guter Beherrschung 
des Quellenmateriales gegeben worden. E. Fr. 

58. Blasel, D. kirchl. Zustände Italiens z. Z. Gregors d. Gr. 
A. f. K. K.R. St, 225. 

59. Duchesne, Les premiers temps de l’Etat pontifical. Par. 04°. 

60. Scala, Sargio storieco-eritico sul corpo del Dir. can.; ossia 
evoluzione storica del dir. can. nel medio evo. Napoli 04. 

61. Lane, Beiträge z. (Geschichte der apostol. Pönitentiarie jm 
13. u. 14. Jahrh. Mitt. d. Inst. f. österr. Gesch.forschg. VII. Erg.Bd. 
S, 20. 
62. Hourat, Le syllabus. Etude documentaire. Par. 04. 

63. Viollet*, Linfallibilite du pape et le syllabus. Etude hi- 
stor. et theolog. Besancon Jaequin. Paris Lethielleux. 04. 2 Fres. 

Der alte Satz, dass es kein gefährlicheres genus hominum gebe, 
als theologische Juristen, wird durch diese Sehrift in hervorragendem 
Masse bestätigt. Verfasst von einem Gelehrten, der sich auf juristi- 
schem Gebiete auch bei uns einen guten Namen gemacht hat, ele- 
gant und flüssig geschrieben, augenscheinlich auf eingehenden Studien 
beruhend, ist sie wohl geeienet, den Zwecken des Comite catholique 
pour la defense du droit zu dienen und auf weitere Kreise Eindruck 
zu machen. Dem deutschen Leser wird indessen zunächst auffallen, dass 
die deutsche Literatur keine Berücksichtigung erfahren hat. Nur 
Hefele und Fessler, beide in französischen Uebersetzungen, sind be- 
nutzt worden. Von Döllinger weiss der Verf. nichts oder will er nichts 
wissen. — Der Aufbau der Deduktion scheint überall schlüssig zu sein; 
diese gelangt zu dem Ergebnisse, das Doxma der Infallibilität hat 
nichts Neues geschaffen; es stimmt, richtig aufgefasst, sogar mit der 
Declaratio cleri Gallieani überein. Es ist nicht staatsgefährlich, wie 
denn die Superiorität der Kirche über den Staat auch nätürlich und 
selbstverständlich ist. Der Syllabus ist nicht ex cathedra erlassen; er 
hat also für die Katholiken keine dogmatisch bindende Kraft. — Wollten 
wir den Verf. Schritt für Schritt widerlegen, so müssten wir eine 
ganze Schrift der seinigen entgegenstellen. Es mag hier genügen, 
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hervorzuheben, dass er sein ganzes Gebäude auf einer untauglichen 
Unterlage errichtet hat. Er beginnt gleich damit, dass er den wich- 
tiren Satz aufstellt, neue Dogmen könnten nicht kreiert, sondern in 
ihnen nur das, was stets geglaubt worden sei, formuliert werden. Stets 
sei aber geglaubt und gelehrt worden, dass der Papst dogmatisch irren 
und in Ketzerei verfallen könne. Folglich habe das Vaticanum daran 
nichts geändert, zumal ja bier anerkannt sei, dass der Papst Infalli- 
bilität nur besitze, wenn er ex cathedra lehre. Er übersieht dabei 
ganz die Einwürfe derjenigen, welche die verpflichtende Kraft des Va- 
ticanum leugnen, weil eben durch dieses ein neues Dogma geschaffen 
sei. Fr verwendet das dogmatische Dekret des Vaticanum, um es mit 
der Geschichte in Uebereinstimmung zu setzen, ganz in derselben Weise 
wie die Jesuiten zu dem gleichen Zwecke die Geschichte verwendet 
haben. Er interpretiert dann, gestützt auf die Ansicht Gregors XVI. 
die Worte ex cathedra dahin, dass der Papst nur dann lehrend spreche, 
wenn er den Gegensatz zu seinen Lehren ausdrücklich verurteile und 
verdamme, kommt dabei zu dem Resultat, dass eigentlich nur die Pro- 
klamation der immaculata conceptio ein Beispiel solchen kathedralen Aus- 
spruches darbiete, bei diesem aber der consensus ecclesiae vorhanden 
gewesen sei, da die Bischöfe, einzeln vorher befragt, ihre Zustimmung 
abgegeben hätten. Dabei ist indessen übersehen, dass er keineswees, 
wie er behauptet, die communis opinio über das Wesen des ex ca- 
thedra wiedergibt, dass der consensus ecclesiae nicht durch die Ueber- 
einstimmung der einzelnen Bischöfe, sondern nur des zum allgemeinen 
Konzil versammelten Episkopates erzielt werden kann. Geradezu merk- 
würdig wirkt es, wenn der Verf. die noch von Leo XIII. in Anspruch 
genommene potestas indireeta über den Staat damit indentifiziert, dass 
ja jeder Mensch staatliche Gesetze vom sittlichen, naturrechtlichen 
Standpunkt aus kritisieren dürfe. Demnach selbstverständlich auch 
der Papst. Wir glauben, dass diese Eskamotage der Begriffe nicht eines 
\Worts der Widerlegung bedarf. Betreffs des Syllabus treibt der Vert., 
was wir Motivenjurisprudenz nennen. Er sei schlecht redigiert und 
müsse daher aus den ursprünglichen Aktenstücken, deren Inhalt er ott 
in nur zu missverständlicher Weise wiedergebe, interpretiert werden. 
Kennt denn der Verfasser nicht Schraders Interpretation, die von 
Pius IX. gebilligt worden ist? Der Syllabus sei ein anonymes Mach- 
werk, das der Papst nie als Gesetz promulgiert habe. Gibt es demn 
eine notwendige Form der Promulgation im kirchlichen Recht und ist 
nicht der Syllabus offiziell versendet und zur Nachachtung empfohlen 
worden? Wir können von unserem evangelischen Standpunkte aus be- 
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greifen, dass sich ein bedrücktes katholisches Gewissen Infallibilität 
und Syllabus in der Weise zurechtlege, dass es nicht zum vollständigen 
sacrifizio d’intelletto verurteilt zu sein wünscht. Aber dass ein Jurist 
im Wege scheinbar logischer geschichtlicher Deduktion wie der Verf. 
— wir wollen zugeben, gewiss optima fide — seine juristischen Qua- 
litäten so ausnutzt, können wir nur als tief bedauerlich bezeichnen. E. Fr. 

64. Bliemetzrieder, Das Generalkonzil im grossen abend- 
ländischen Schisma. Paderborn 04. 

65. Kirsch, D. Behandlung d. erimma eapitalia in d. morgen- 
länd. K. im Unterschied zur abendländischen. A. f. K.K.R. S4, 263. 

66. Breitenbach, D. Besetzung d. Bist. Prax u. Olmütz bis 
zur Anerkennung d. ausschliesst. Wahlrechts d. bisch. Domkapitel. Z. 
d. deutsch. V. f. Gesch. Mährens 8, 1. 

67. Cantiniau, Du mode de nomination des evenes de France 
de T’epoqne meroving. A nos jours. Rouen 08. 

68. Scholz, Patronatsstreit über die Kirche in Kaidling zwi- 
schen der Brucker Abtei u. d. Pölterberger Propstei. Z. d. deutsch. 
Vereins f. d. (iesch. Mährens u. Schlesiens. Jahre. 7. 

69. Lux*, Constitutionum Apostolicarum de generali benefieiorum 
reservatione ab a. 1265 usque ad a. 1375 emissarum, tam intra quam 
extra corpus iuris exstantiun, collectio et interpretatio. Una cum 
documentis ex tabularıis Vaticanis et Bibliotheca Barberiniana de- 
sumptis. Wratislaviae, Müller & Seiffert, Ob Mk. 5. 

Der Verf., mit der Herauszabe eines Werkes über die auf Schle- 
sien bezüglichen päpstlichen Reservationen beschäftigt, gibt hier einen 
Vorläufer über die generalen päpstlichen Reservationen. Darunter 
versteht er im Gegensatz zu den für einzelne Benefizien ergangenen 
Reservationen, die für eine ganze Katerorie erlassenen, gleichviel ob 
in perpetuum oder nicht. Das Buch besteht aus Text und Urkunden. 
Im ersteren Teile bekennt der Verf. sich zu der von Philipps vertre- 
tenen Auffassung des Reservationsrechtes, welches er als ein natives 
dem päpstlichen Stuhle aus seinem primatus iurisdietionis erwachsenes 
hinstellt, und wenn er auch nicht verkennt, dass durch die Reserva- 
tionen Missstände erzeurt worden seien, so weiss er doch auch von 
Lichtseiten der Institution za berichten. Die Urkunden bestehen zu- 
nächst aus den im Corpus juris enthaltenen Reservationsvorschriften. 
Die Textkollationen, welehe der Verf. hier mit drei Codices der Bres- 
lauer Universitätsbibliothek vorgenommen hat, fallen nicht {weiter ins 
(zewicht, da diese Handschriften für die Dekretalensammlung Gre- 
gors IX. minderwertig und für die Extravaganten schon von mir be- 
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nutzt worden sind. Doch hat er für c.27 X (1,3) und . 26 X (3.5) 
auch die Regesta Vaticana verglichen und ebenso für c. 13 in Extr. 
comm. (3, 3) die von Avignon. Zweckmässiger wäre es übrigens «e- 
wesen, wenn der Verf. für Gregors Dekretalen nicht den Text einer 
Pariser Ausgabe von 1535 — warum gerade dieser? — und für die 
Extravaganten nicht den meiner Ausgabe, sondern den Originaltext zu 
Grunde gelegt haben würde. Von grösserer Bedeutung sind die S. 59 ff. 
mitgeteilten 53 bisher ungedruckten Urkunden. In der Tat wird eine 
wissenschaftliche Bearbeitung des Reservationrechtes in erschöpfender 
Weise erst möglich sein, wenn das Urkundenmaterial zugänglich ge- 
macht sein wird, und da muss immer wieder und wieder darüber we- 
klagt werden, in wie unglaublich lässiger Weise die Regestenpublikation 
der &eoles francaises von statten geht. Dem Verf. gebührt für seine 
nützliche Arbeit, deren Grundanschauung ich freilich nicht zu teilen 
vermag, der Dauk der Wissenschaft. E. Fr. 

0. Korth, Die Patrocinien der Kirchen u. Kapellen im Erzbist. 
Köln. Ein Beitrax zur Geschichte des religiösen Lebens u. der kirchl. 
Organisation in den Rheinlanden. Düsseldorf O4. 

71. Geiges, D. Bussstreitigkeiten in Rom um die Mitte d. VI. 
Jahrh. 2. f. K.Gesch. 25, 161. 

72. Göttler, Zur Lehre d. hl. Thomas v. Aquino über die Wir- 
kungen des hl. Busssakramentes. Diss. Münch. 03. 

73. Dietterle, Die Summae confessorum (sive de casibus con- 
scientiae) — vor ihren Anfängen bis zu Silvester Prierias — (unter be- 
sonderer Berücksichtigung ihrer Bestimmungen über den Ablass. T. 'T. 
Forts. 7. f. K.Gesch. 25, 248 vgl. 24, 353. 520. 

74. Holzapfel, D. Anfänge d. Montes Pietatis (1462 —1515). 
Diss. Münch. 03. | 

75. Daux, Le cens pontifical dans V’Egl. de France. Par. (Rev. 
des quest. hist. 1904). 

76. Perels*, Die kirchlichen Zehnten im Karolingischen Reiche. 
Berl. 04. Dissert. 

‚Je mehr wir einer befriedigenden, dem heutigen Stande der Wissen- 
schaft entsprechenden Darstellung des Zehntrechtes entbehren, um so 
dankbarer nehmen wir jede Förderung auf diesem Gebiete auf. Eine 
solehe haben unsere Kenntnisse unstreitig durch die nüchternen und 
besonnenen Untersuchungen des Verf. empfangen, welcher das gesamte 
Material der Gesetze und Urkunden zusanımengestellt, kritisch gesichtet 
und wissenschaftlich verarbeitet hat. Wir empfehlen die kleine Schrift 
der Beachtung der kirchenrechtlichen Kreise, und würden uns freuen, 
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wenn der Verf. seinem Vorsatze treu bliebe, auch eine Fortsetzung 
seiner Untersuchungen zu geben. Sollte es übrigens dann nicht zweck- 
mässig sein, auch die weltlichen Zehnten in den Kreis der Untersuchung 
mit hineinzuziehen ? E. Fr. 

77. Batcave, Les deeimes eceles. en Bearn (1615—90). Par. 03. 

78. Steyaert, De la propriete des eglises sous l’anc. regime. 
Gand 03. | 

79. Samaran, La jurisprudence pontificale en matiere de droit 
de depouille (jus spolii) dans la seconde moitie du XIV. sieele. Me- 
langes d’archeol. et d’hist. 22, 141. 


VI. Staat und Kirche. 


37. Hoedemaker, De Kerk en het moderne staatsrecht. 1. 
Amsterd. 04. 

38. Holder, Beitr. z. (resch. d. Amortisationsgesetzgebung unter 
d. Regierung d. Kaiserin Maria Theresia (1740—80). A. f£ K. K.R. 
84, 253. 

39. Stooff, D. Reliriondelikte im Schweizer. Strafgesetzentwurf. 
Schweiz. Zeitschr. f. Strafrecht 17, 163. 

40. Linsenmayer, D. religiöse Politik d. röm. Staatsregierung 
gersenüber dem Christent. vor Konstantin. Hist. pol. Blätter 133, 259. 

41. Solmi, Stato e chiesa secondo gli seritti politici da Carlo 
magno fino al Concordato di Worms. Rezens. Cauchie, R. d’hist. 
eccles. 5, 573. 

42. Flach, La royaute et l’erlise en France du IN. au XI. siecle. 
R. d’hist. eceles. IV. 3. 

43. Brosch, Bonifaz VIII. u. d. Republik Florenz. Z. f. K.Gesch. 
25, 233. 

44. Guggenheim, Marsilius v. Padua u. d. Staatslehre des 
Aristoteles. Hist. V.Schr. 7, 343. 

45. Ziekursch, Papst Klemens XI. Protest gegen d. preuss. 
Königswürde. Festgabe Heigel gewidm. 361—77. 

46. Champion, La söparation de l’egl. et de l’etat en 1794. 
Introduction A Y’hist. relie. de la Revolut. france. Par. 03. 

47. Grente, Le culte cath. A Paris, de la Terreur au Concordat. 
Par. 04. 

48. Sevestre, l’hist., le texte et la destinee du concordat de 
1501. Angers 03. 

49. Crouzil, Le concordat de 1801. Etude hist. et juridique. 
Par. 04. 64 8. | 
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50. Noblemaire, Concordat ou separation. Reflexions sur les 
rapports de l’egl. cathol. et de V’etat frang. Par. 04. 

5l. Crouzil, La publieite du eulte cathıol. Par. 04. 

52. Hegemann*, Friedr. d. Gr. u. d. kath. K. in dem reichs- 
rechtl. Territorium Preussens. Nach d. ıi. Auftr. d. kgl. Archivver- 
waltung publizierten Akten d. k. preuss. Geh. Staatsarchivs darge- 
stellt. München 04. J. F. Lehmann. Mk. 3. 

Das grosse Material, welches Lehmann und seine Nachfolger der 
Forschung aus den Schätzen des Preussischen Staatsarchives gewährt 
haben, ist im wesentlichen noch nicht ausgenützt worden. Nur für 
den 1. Band hat Lehmann selbst eine gute Zusammenstellung gereben, 
die aber auf Betreiben der Zentrumsfraktion des Preussischen Abre- 
ordnetenhauses in den folgenden Bänden keine Wiederholung gefunden 
hat. Dann hat Pigre i. J. 1599 seine auch in dieser Zeitschrift be- 
rücksichtigte Abhandlung geschrieben und neuerdings Lochmann in 
einer Göttinger Dissertation die Frage für Schlesien behandelt, Dit- 
terich für Ostpreussen, sowie auch Bachem und Bellesheim in den 
historisch-politischen Blättern. Aber alle diese — abgesehen von Loch- 
mann, den ieh nicht kenne — haben vom ultramontanen Standpunkt 
aus geschrieben. Ihre Schriften münden in eine Anklage gegen Frie- 
drich II. aus, dessen Regierungszeit sie allein behandeln, wie denn ja 
auch erst unter diesem König die katholische Frage eine für Preussen 
bedeutsame wurde. Alle diese Autoren haben aber ein falsches Bild 
gezeichnet, und es ist das wesentliche Verdienst des Verf. der vorlie- 
genden Schrift nicht nur die Wahrheit aufgedeckt, sondern auch die 
Fehlerquelle jener Autoren, ihre falsche Methode nachgewiesen zu ha- 
ben. Zunächst betont Hegemann mit Recht, dass der grosse preus- 
sische König nach dem Standpunkt seiner Zeit beurteilt werden müsse. 
Erst, wenn man vergleichend betrachtet, wie im achtzehuten Jahrhun- 
dert in anderen evangelischen Territorien die Katholiken, vor allen 
Dingen, aber wie in den katholischen die Evangelischen behandelt wurden, 
wird man den Fortschritt zu würdigen im Stande sein, der für Preussen 
durch Friedrich den Grossen vollbracht worden ist. Nur eine inner- 
lich jedem Kirchentum so fern stehende Persönlichkeit wie die Frie- 
drich des Gr. vermochte so vorurteilslos seine katholische Untertanen 
zu regieren, wenn ihm auch persönlich Papsttum und Klerus als miss- 
bräuchliche Institutionen erscheinen mochten. Und dabei erhellt noch 
ausserdem deutlich, dass die Vorurteilslosigkeit des Königs oft mit 
den eingewurzelten Tendenzen des Preussischen Beamtentums zu käm- 
pfen hatte und diesem gegenüber nicht immer durchzudringen ver- 
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mochte. Dann aber betont H. richtig, — und es ist der erste der dies 
tut — dass Friedrichs Haltung den verschiedenen Teilen seines Ge- 
bietes gegenüber verschiedenartig war und sein musste. Für Schlesien 
und Preussen war er souveräner Herrscher, und nicht an die Gesetze 
des deutschen Reiches, die hier nie gegolten hatten, gebunden. Aber 
durch die Friedensschlüsse war ıhm eine bestimmte Position der ka- 
tholischen Kirche gegenüber auferlegt worden und damit eine Be- 
schränkung gegenüber der evangelischen. Diese hat er im grossen 
und ganzen eingehalten und es ist charakteristisch für die katholischen 
Autoren, dass sie es für vollständig gerechtfertigt ansehen und ihr To- 
leranzgefühl gar nicht dadurch alteriert wird, dass in Schlesien die 
Evangelischen an die katholischen Pfarrer die Stolgebühren zahlen 
mussten, während sie rührend klagen, dass in den andern Provinzen 
das Umgekehrte Rechtens war. In diesen andern Provinzen, war aber 
der König durch das Reichsrecht, namentlich den Westphälischen Frie- 
den und das Normaljahr gebunden, für die reformierten Gemeinden teil- 
weise durch Vertrag mit der Pfalz. Hier war seiner Toleranz eine 
rechtliche Schranke gezogen. Hegemann aber behandelt ausschliess- 
lich die Stellung des Königs zu den katholischen Splittern in diesen 
Landen. Die Ergebnisse seiner Untersuchungen, die sich übrigens 
nicht auf das gedruckte Material des Preussischen Staatsarchives be- 
schränken, sondern auch noch anderes gleichfalls gedrucktes heranziehen, 
sind m. E. unumstösslich, und das Bild, welches er zeichnet, nicht nur 
für die Person des Königs ungenein charakteristisch, sondern auch 
für die Art der Kabinettsregierung im XVIIl. Jahrh. Wunderbar ist 
dabei, dass das Ungeschick, welches die heutige preussische Regierung 
der römischen Kurie gegenüber betätigt, als ein dem Berliner Kabinett 
von jeher anhaftendes sich herausstellt, und dass sich auch bei dem 
grossen Realpolitiker Friedrich, wie bei den gleichartigen Napoleon ]. 
und Bismarck dieselbe Verkennung der religiösen Imponderabilien zeigt. 
Den katholischen Verfechtern der Toleranz möchten wir aber die auf 
S. 115 der Schrift eitierten Worte entgegenhalten, welche Friedrich den 
reformierten Geistlichen zuruft: Wenn sie verfolget werden, so schreien 
sie; also müssen sie die anderen auch nicht verfolgen. E. Fr. 

53. König, Pius VII. die Säkularisation u. d. Reichskonkordat. 
Innsbr. 04. 

54. Koch, Daniel Coneina u. d. sog. reinen Pönalgesetze. Thieol. 
Qu.-Schr. 86, 400. 

55. Gagliani*, Soluzione della questione dei rapporti tra Stato 
e Chiesa. Napoli 04 (Estratto da l’Ateneo del 5 giugno 04). 
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Der Artikel knüpft an Verhandlunsren an, welche in der Depu- 
tiertenkammer stattgefunden haben. Er konstatiert die Fortschritte, 
welche die kirchliche Macht seit dem Gesetz v. 13.5. 91 gemacht hat, 
und wünscht ein (iegengewicht dagegen durch staatlichen Unterricht 
und staatliche Fürsorre für die Bürger, damit diese in dem Staate 
ihren Freund und Wohltäter erkennen, dessen Wesen verstehen lernen 
und ihre Interessengemeinschaft mit ihm begreifen. Ob das Rezept 
ausreicht, um den kirchlichen Einfluss zu untergraben? Wir können 
uns eines gelinden Zweifels nieht erwehren. Die Macht der Kirche 
beruht auf der unreflektierten Hingabe ihrer Glieder. Diejeniren, die 
nicht reflektieren, werden aber immer die Majorität ausmachen und 
die Majorität beherrscht den konstitutionellen Staat durch das Par- 
lament. Wenn das italienische schon jetzt, wo die Katholiken vom 
Papste angewiesen sind, sich von den Wahlen fern zu halten, nicht 
einmal mehr eine Debatte zulassen will über die Umgestaltung des 
Verhältnisses von Staat und Kirche, wie wird erst der Zustand werden, 
wenn sie wählen? Dann wird das italienische dem belgischen Parla- 
mente entsprechen und der Staat vollkommen gelähmt der Kirche geren- 
überstehen. E. Fr. 

56. Gaglianı* A propos des rapports entre l’etat et les Errlises 
en Italie. Bruxelles 04. (Extr. delaR. de Univ. de Bruxelles Juillet 04). 

Kurzes Plaidover für die Notwendigkeit staatlichen Unterrichts 
um den staatsfeindlichen Einfluss des Klerus zu unterbinden. E. Fr. 


VII. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lischen Kirche. 


21. Benedicti XIV* Papae Opera inedita primum publicavit 
France. Heiner. Friburgi Brisgoviae, Herder, 1904 Mk. 18. 

Der lateinische Titel des Buches könnte insofern irre führen, als 
er die Deutung zulässt, dass in ihm sämtliche noch nicht herausgegebenen 
Werke Beneliets zur Ausgabe gelangten. Das will aber der Her. war 
nicht behaupten. Denn es ist nicht ausgeschlossen, dass ausser den 
in diesem Bande publizierten, noch irgendwo andere Werke des frucht- 
baren Autors existieren, wie denn auch von den jetzt publizierten die 
Originalhandschriften einstweilen nicht nachweisbar sind. 

Dem Her. sind von Kirsch, der eine Biographie Benedicts XIV. 
vorbereitet, 3 von diesem herrührende, bisher noch nicht publizierte 
Abhandlungen, die sich im vatikanischen Archive vorfanden, nachee- 
wiesen und zur Herausgabe überlassen worden. Alle drei sind in der 
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Zeit von 1753 und 1758 entstanden. Die erste handelt de ritibus quae 
intersit differentia inter TLatinos et graecos. Sie ist die kürzeste und 
umfasst in dem jetzigen Drucke nur 59 Seiten. Sie wird nicht im ita- 
lienischen Originaltext. sondern in einer lateinischen Uebersetzung wie- 
dergegeben. Die zweite Abhandlung sulle feste dei SS. Apostoli ist 
in italienischer Sprache wie geschrieben, so auch ediert. Sie umfasst 
S. 65—190. Ebenso ist die dritte, über die Sakramente, italienisch 
herausgegeben. Sie ist bei weitem die umfangreichste, 8. 193 —455. 
Ein Inhaltsverzeichnis bildet den Schluss des vortrefflich ausgestatteten 
Buches. — Werfen wir die Frage auf, ob es gerechtfertigt erscheint, 
diese drei vor ungefähr 150 Jahren geschriebenen Abhandlungen jetzt 
noch zu publizieren, obgleich wir von Benediet XIV. schon so viel be- 
sitzen, dass die Venetianische Ausgabe, allerdings einschliesslich des 
Bullarium, 16 Folio-Bände umfasst, so möchten wir diese Frage doch 
bejahen. Nicht wegen der Bedeutsamkeit der in den Abhandlungen 
behandelten Materien — die ist wohl nicht sehr hoch anzuschlagen — 
auch nicht wegen der Art der Behandlung des Stoffes. Denn diese 
ist doch, wenn sie auch für ihre Zeit hervorragend genug gewesen ist, 
heute antiquiert. Nein, allein des Autors wegen. Benediet XIV. nimmt 
unter den katholischen Kanonisten einen so hervorragenden Platz ein, 
dass jedes von ihm nen entdeckte Werk die Veröffentlichung lohnt. 
Es ist also wesentlich nur ein literarhistorisches Interesse, welches 
durch die Publikation befriedigt wird, wobei wir allerdings zugestehen 
wollen, dass wir den Wert der Abhandlungen nach ihrer theologischen 
und speziell liturgischen Bedeutung nicht zu würdigen vermögen. 
Aber wir meinen, dass das literarhistorische Interesse gross genug ist, 
um die Publikation zu rechtfertiren. Die Arbeit des Verf. ist nicht 
so leicht gewesen, wie man meinen könnte, denn die ilım vorliegenden 
Abschriften der Originale boten so viele Fehler, dass ständig Korrek- 
turen erforderlich waren. E. Fr. 

22. Giobbio, Prof. Mons. Adf., Oesterreich, Frankreich u. Spa- 
nien und das Ausschliessungsrecht im Konklave. Uebers. von Louis 
(raf Blome. Paderborn (04). 

23. Delepouve, Je conclave et le veto d’exelusion des puis- 
sances CRJD 32, 492. 

24. Joseph Hilgers 8. J.*, Der Index der verbotenen Bücher. 
In seiner neuen Fassung dargelert und rechtlich-historisch gewürdigt. 
Freiburg i. B. 04. Herder. Mk. 9. 

Wir besitzen über den Index das grosse Werk von Reusch. Dies 
ist ein Produkt umfassender Quellenstudien, wenn auch der Verf., wie 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIV. 3. 28 
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Hilgers betont, den Zaccaria benutzt hat, von stupender Gelehrsamkeit 
und von allzemeinem Interesse schon dadurch, dass der Verf. sein Thema 
zu einer Geschichte der kirchlicherseits verbotenen Literatur erweitert 
hat. Der Institution des Index steht Reusch antipathisch gegenüber. 

Seit dem Erscheinen dieses Buches hat aber die ganze Frage eine 
neue (testalt angenommen. Leo XIII. hat den Index durch seine Bulle 
offieiorum ac munerum zu neuem Leben erweckt und auch ein neuer 
Index, umfassend die zwischen 1600 und 1900 erlassenen Kirchenver- 
bote, ist von ihm veröffentlicht worden. Dieser hat schon mehrfach 
katholischerseits eine juristische Behandlung gefunden, während evan- 
gelischerseits nur eine Polemik gegen das ganze Institut erfolgt ist, 
nicht immer mit genügender Sachkunde. Das vorliegende Buch hat 
die Tendenz, zunächst den neuen Index in seinem äusseren und inneren 
Wesen klar zu legen, daun aber auch eine Apologie des Standpunktes 
zu geben, welchen die katholische Kirche der Literatur gegenüber ein- 
nimmt. Es beruht auf ernsten und langjährigen Studien, und dem 
Verf. ist es gelungen, manche Irrtümer Reuschs zu berichtigen, und 
manchen bisher übersehenen Fehler nachzuweisen, manchen dunklen 
Punkt aufzuhellen. Im ganzen trägt indessen das Buch nicht das wissen- 
schaftliche Gepräge des Werkes von Reusch. Es ist nicht scharf dis- 
poniert und gelangt daher zu vielfachen Wiederholungen, es ist nicht 
streng aus den Quellen selbst geschöpft, sondern beruht vielfach auf 
den Studienfrüchten anderer; so Döllingers, ‚Janssens u. s. w., es ist 
von populärer und gleichzeitig wissenschaftlicher Tendenz und wird so 
keiner von beiden vollkommen gerecht. Vor allen Dingen aber mansrelt 
es an einer scharfen Begriftsbestimmung. Die präventiven Massnahmen 
gegen die Literatur, d. h. die Zensur, werden mit den repressiven auf 
völlig gleiche Linie gestellt und beide unter dem Namen Zensur zu- 
sammengefasst. Das Plazet des Staates kirchlichen autoritativen Er- 
lassen gerenüber ist dem Verf. Zensur, und mag es auch in der ab- 
geschwächten Gestalt auftreten, dass der Staat nur die Vorlegung des 
kirchlichen Aktenstückes zur Einsichtnahme verlangt. Der Anspruch 
des Staates, die Lehr- und Lesebücher in den öffentlichen Schulen 
festzustellen, ist Zensur. ‚Jedes staatliche Bücherverbot wird denen 
des kirchlichen Index gleichgestellt und dabei verschwiegen, dass der 
Staat wohl die Verbreitung solcher Schriften, nie aber die Lektüre 
bestraft, und nicht verlangt, dass Schriften vor ihrer Herausgabe seiner 
(Genehmigung bedürfen. Die Apologie des kirchlichen Standpunktes. 
welche der Verf. gibt, ıst u. E. eigentlich unnötig. Freilich von einem 
„Naturgesetz“, das die Lektüre schlechter Schriften verbietet, kann 
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nur derjenige reden, welcher das Naturrecht als Rechtsquelle betrachtet. 
Den Index auf die Autorität von Christus selbst oder von Paulus zu- 
rückzuführen, lehnen wir ab. Wohl aber ıst der von der katholischen 
Kirche der Literatur gegenüber eingenommene Standpunkt nichts an- 
deres als die logische Konsequenz der potestas magisterii der Kirche. 
Ist das einzige Ziel der Menschheit die (rewinnung der ewigen Selig- 
keit, dann hat die Kirche auch die Berechtigung und Verpflichtung, 
alle Hindernisse für die Erreichung dieses Zieles aus dem Wege zu 
räumen. Dass dadurch auch dem Staate genützt und Revolution hinter- 
trieben werde, ist eine Illusion des Verf. Man braucht nur an die 
romanischen Staaten zu denken, in welchen die Kirche ihre volle Au- 
torität ausüben durfte, und die gerade ein Hauptschauplatz revo- 
lutionärer Bewegungen geworden sind. Hat die Congregatio Inquisitionis 
und Indieis den Kirchenstaat vor Revolution bewahren können? Der 
Verf. rühmt die Milde, welche den Index Leos XIII. charakterisiert. 
In der Tat sind ja eine Anzahl früher interdizierter Schriften aus dem 
Index verschwunden. Aber das ist doch ganz gleichgültig gegenüber 
dem Umstande, dass der Index früher kaum noch eine praktische Be- 
deutung gehabt hat, und dass Leo XIII. ihn zu neuem Leben zu er- 
wecken versucht hat. Wir sagen absichtlich versucht hat, denn schon 
fängt man auch innerhalb der Kirche an, gewisse neue Normen als 
unerfüllbar anzusehen, und unternimmt es auf dem Wege melır oder 
weniger problematischer Deduktion die unerträgliche Fessel abzustreifen. 
Aber der Verf. tritt den Bekämpfern der kirchlichen Zensur und des 
Index auch mit dem Nachweise entgegen, dass wer in einein Glashause 
wohne, nicht mit Steinen werfen dürfe, dass auch Luther, Calvin, die 
evangelische Kirche und alle Staaten Zensur ausgeübt haben. Dieser 
Teil seines Buches beruht zwar nicht auf zureichenden Quellenstudien, 
aber er gibt doch eine immerlin dankenswerte Uebersicht über die ge- 
schichtliche Entwickelung der Zensur. Indessen bestreiten wir diese kei- 
neswegs. Ebensowenig wie wir den Reformatoren Toleranz in der heu- 
tigen Bedeutung des Wortes zuschreiben, ebensowenig behaupten wir, 
dass sie sich von den Anschauungen ihrer Zeit überhaupt haben voll- 
kommen freimachen können. Selbst heutzutage haben wir diese noch 
nicht vollkommen abstreifen können, wie der Fortbestand der T'heater- 
zensur ergibt. Nur möchten wir beileibe nicht dem Verf. in der Be- 
urteilung des heutigen Rechtsstandes beipflichten. Wir sehen keine 
Zensur darin, wenn eine evangelische Synode gegen bestimmte Riclh- 
tungen der wissenschaftlichen Theologie und deren Vertreter die Hilfe 
des Staates in Anspruch nimmt; wir muten keinem Autor zu, seine 
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Meinungen nach der Richtschnur einer Autorität zu regulieren, und 
verbieten jene zur Lektüre, wenn er sich nicht fügt. Wir verlangen 
kein sacrifizio dell’ intelletto. Wir lassen jeden lesen, was er will; wir 
beschränken nicht selbst die Studien Gelehrter, indem wir ihre Be- 
nutzung verbotener Bücher von einer obrigkeitlichen Erlaubnis abhängig 
machen. Und wenn der Verf. triumpbierend hervorhebt, dass ihm auf 
der Pariser Nationalbibliothek ein Buch von Mirabeau nicht ohne wei- 
teres ausgehändigt worden sei, so kann dieser Beweis für die Existenz 
heutiger staatlicher Zensur wohl kaum ernst genommen werden. Ebenso 
braucht wohl nichts darüber gesagt zu werden, wenn der Verf. die 
Kirche gegen den Vorwurf, sie sei betreffs ihrer Stellung zur Literatur 
rückständig geblieben, dadurch wahren will, dass er ihr nachrühmt. 
sie sei sich stets konsequent geblieben, während die Staaten einen stets 
wechselnden Standpunkt eingenommen hätten. Dies konsequente Fest- 
halten am Alten ıst es eben, was man als Rückständigkeit zu bezeich- 
nen pflegt. — Besonders dankenswert sind zwei — und dies sind rein ge- 
lehrte — Abteilungen des Buches: die eine, in welcher alle im Index 
Leos XIII. enthaltenen Bücher nach der chronologischen Reihenfolge der 
für sie ergangenen Verbote angeführt werden, und der Anhang, welcher 
einschlagende gedruckte und ungedruckte Aktenstücke enthält. Zuletzt 
möchte ich noch ein Wort pro domo reden. Der Verf. bezeichnet 
mich als „preussischen Hofkanonisten®. Wodurch ich diese Bezeich- 
nung verdient habe, weiss ich nicht. Ich bin 1868 aus dem preussi- 
schen Staatsdienst und Staatsverbande ausgeschieden und habe 
seitdem in keinerlei Beziehung zum preussischen Staate gestanden. 
ausser dass ich einmal zur Teilnahme an einer gesetzgeberischen Kon- 
ferenz nach Berlin eingeladen worden bin. Der Verf. behauptet ferner. 
ich hätte meine „Grenzen“ nach Wunsch und Willen der preussischen 
Regierung abgefasst. Die Grenzen sind aus der Probevorlesung her- 
vorgegangen, die ich 1862 bei meiner Habilitation in Berlin gehalten 
habe, also zu einer Zeit, wo an den sog. Kulturkampf noch gar 
nicht gedacht werden konnte; sie sind dann bruchstückweise in der 
Zeitschr. f. Kirchenrecht erschienen und 1872 nur im Zusammenhange 
und ergänzt neu herausgegeben worden. Alles das ist sattsamı bekannt. 
Wozu also die abwegigen Bemerkungen des Verf.? Wenn er aber 
schliesslich sagt, dass Bismarck meine Ratschläge ausgeführt habe, so 


habe ich mich über diese Insinuation des Bischofs Kettler — wieder- 
holt von Brück — schon früher mit genügender Deutlichkeit in mei- 


nem offenen Briefe an Kettler ausgesprochen und begnüge mich daher 
den Verf. auf diesen zu verweisen. E. Fr. 
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23. Dolhagaray, De l’absolution des excommunicat. reservees 
au St.-Siege Il. R. des sciences eceles. 9 Serie T. 9 Mars. 

26. Berjon y Varquez, Disciplina general de la iglesia y 
partieular de Espana sobre la provision de parroquias mecdiante con- 
curso desde el Cone.Trident. hasta nuestros dias. Astorja 04. 

27. D. Rich. Gönner* (Rechtspraktikant) und D. Josef Se- 
ster (Kaplan), Das Kirchenpatronatrecht im Grossherzogt. Baden. 
Stuttg. Ferd. Enke. 1904. 10 Mk. (Stutz, Kirchenrechtliche Abhand- 
Jungen H. 10 u. 11.) 

Der vorliegende Band gibt nicht etwa eine gemeinschaftliche Ar- 
beit der beiden Autoren, sondern zwei selbständige Behandlungen des- 
selben 'T'hemas, welches die Freiburger juristische Fakultät ı. J. 1901 
als Preisaufgabe gestellt hatte. Dennoch rechtfertigt sich die gleich- 
zeitire Publikation durch den Umstand, dass die Tendenz beider Ar- 
beiten nicht die gleiche ist. Ich sehe davon ab, dass der Verf. der 
einen ein Jurist, der anderen ein katholischer Theologe ist, und dadurch 
eine Verschiedenheit des kirchenpolitischen Standpunktes gegeben wird. 
Ein soleher tritt bei beiden Arbeiten nicht prononciert hervor, und 
äussert sich, wo überhaupt, nur in der Beurteilung der geschichtlichen 
Vorgänge. Aber die Arbeit (önners ist wesentlich historischer Natur 
— was sie aber an dogmatischen Ausführungen ursprünglich enthalten 
haben mochte, ist beim Abdrucke entfernt worden — die Sesters wesent- 
lich dogmatischer. Die erstere hat das ungedruckte Material der Staats- 
behörden benutzt und des Evangelischen Oberkirchenrates, die andere 
dasjenige der Freiburger Kurie. So ergänzen sieh die Arbeiten gegen- 
seitig. Wir können die Wahl des Themas und die Art der Behand- 
lung gleichmässig loben. Das badische Patronatrecht ist noch gar 
nicht monographisch behandelt worden, und doch lagen bei dem lang- 
wierigen Streite zwischen Regierung und Ordinariat eingehende Unter- 
suchungen über die Patronate aller Patronatskirchen vor, die ein vor- 
treffliches, noch unbenutztes Material darboten, welches durch die Re- 
gierung einerseits und die Kurie andererseits den Verfassern zur Ver- 
fürung gestellt werden konnte und gestellt worden ist. Weiter ist es 
gewiss richtig, von mir stets betont und auch von Stutz in der Vor- 
rede zu dieser Publikation richtig hervorgehoben worden: Was wir 
für unsere Wissenschaft brauchen, sind nicht stets neue Kompendien, 
sondern hauptsächlich monographische Arbeiten, sei es historischer 
sei es dogmatischer Natur und namentlich auf dem Gebiete des ganz 
zur Ungebühr vernachlässigten Partikularrechts. Darum ist die Wissen- 
schaft Stutz zu Danke verpflichtet, dass er während seiner Freiburger 
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Wirksamkeit zu Arbeiten über das badische partikulare Kirchenrecht- 
Anregung gegeben hat. Darum können wir aber auch nicht unser Be- 
dauern unterdrücken, dass die Stutz’sche Professur nicht wieder durch 
einen Kanonisten besetzt worden ist. Es liegt doch hier auch eine 
merkwürdige Kurzsichtigkeit der badischen Regierung vor. Sie hat 
zwei Universitäten und an keiner ein von einem Kanonisten bekleidetes 
Ordinariat, wenn wir von dem durch einen katholischen Theologen in der 
Freiburger theologischen Fakultät versehenen absehen. Ist die badi- 
sche Regierung eines dauernden Friedens mit der katholischen Kirchen- 
organisation so sicher, dass sie auf jede wissenschaftliche Beratung für 
die Zukunft Verzicht leisten kann, und dass sie es für unnötiz er- 
achtet, die akademische Jugend tiefer in das kirchenrechtliche Gebiet 
einführen zu lassen? Ist die Ausbildung des badischen evangelischen 
Kirchenrechts so abgeschlossen, dass von jeder Teilnahme sachverstän- 
diger Kirchenrechtslehrer an der Synode abgesehen werden kann? 

Was die beiden Abhandlungen selbst anlangt, so erfreuen sie durch 
den Fleiss, mit welchem das gedruckte und ungedruckte Material be- 
nutzt worden ist, durch die Klarheit der Darstellung und durch eine 
Reife des Urteils, wie sie sonst bei Anfängerarbeiten nicht oft auge- 
troffen wird. E. Fr. 

28. Gouffier, La legislat. des funerailles et des pompes fu- 
nebres. Par. 02. 

29. Bertrand, La legislat. de la sepulture. Par. these. 

30. Heiner, D. Famecker Friedhofsstreit. A. f.K. KR. 84, 299. 

3l. Petrakakos* Die Toten im Recht nach der Lehre und 
den Normen des orthodoxen morgenländischen Kirchenrechts und der 
Gesetzgebung Griechenlands. (Leipzig, A. Deichert 05.) 

Der Verf., ein junger griechischer Gelehrter, der seine weitere 
Ausbildung in Deutschland erhalten hat, führt sich mit diesem deutsch 
geschriebenen Buche auf das Vorteilhafteste in die Literatur ein. Der 
Inhalt der Schrift erhellt aus deren Gliederung: Der I. Teil ist dem 
heidnischen und Jüdischen Rechte gewidmet und behandelt Kap. 1 das 
Bestattungsrecht im allgemeinen. Kap. 2: Versagung, Beschränkung 
und Unausführbarkeit der Bestattung. Kap. 3: Gräber und Begräbnis- 
plätze. Kap. 4 Ehrungen und Schutz des Andenkens der Toten. Das 
IT. Buch erörtert das christliche Recht und zwar Kap. 5: Lehre, 
(resetzgebung und Praxis der Kirche und des Staates in der Bestat- 
tungsfrage. Kap. 6: Verweigerung des kirchlichen Begräbnisses. Kap. 7: 
Christliche Gräber und Begräbnisplätze. Kap. 8: Ehrung der Toten 
in christlicher Zeit. Anhang: die Totengebräuche im heutigen König- 
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reich Griechenland während der Türkenherrschaft bis zum Befreiungs- 
krieg 1821. Der ILL. Teil wendet sich speziell Griechenland zu. Kap. 9: 
Rechte und Pflichten vom Ableben bis zur Beerdigung. Kap. 10: das 
Recht der Regelung der Bestattung. Kap. 11: das kirchliche Begräb- 
nis. Kap. 12: die Begräbnisplätze. Kap. 13: die Toten im Strafrecht. 
Der IV. Teil endlich bespricht die Privatrechtsverhältnisse an den Lei- 
chen und Leichenteilen. Aus dem Gesagten erhellt, dass das Buch 
nicht bloss für riechenland von Interesse ist, sondern auch für Deutsch- 
land, um so mehr als die deutsche Literatur für die Materie ungemein 
lückenhaft ist. Das russ.-katholische und evangelische Kirchenrecht 
hat der Verf. dagegen unberücksichtigt gelassen. Der Verf. hat eine 
ungeheure Literatur — namentlich die reichhaltige französische und die 
deutsche — mit grösstem Fleisse bewältigt und in seinem Buche den 
Grundstein gelegt zu einer hoffentlich weiteren ergiebigen literarischen 
Tätigkeit auf dem Gebiete des Kirchen- wie auch des Verwaltungs- 
rechts. E. Fr. 

32. Havelka*, Studien z. österr. Friedhofsrecht. Wien u. Leipz., 
Franz Deutiche, 04. (Bernatzik und Philippovich, Wiener staatswissen- 
schaftl. Studien. Bd. 6. H. 1.) Mk. 2,50. 

Unsere deutsche Literatur über Begräbnis- und Friedhofwesen ist 
ziemlich dürftig und wird durch die französische bei weitem übertroffen. 
Darum ist die kleine Arbeit des Verf. dankbar hinzunehmen, wenn sie 
auch vorzugsweise dem österreichischen Rechte gewidmet ist. Auch 


der von ihm vorgetragenen Meinung stimme ich zu — vgl. auch mein, 
dem Verf. freilich unbekannt gebliebenes Lehrbuch — dass an den 


Friedhöfen ein privatrechtliches Eigentum existiere, lediglich modifiziert 
durch das Recht der res publicae. \Veniger befriedigt die vom 
Verf. behauptete rein publizistische Natur des Rechtes an Erbbegräb- 
nissen. Das „subjektiv öffentliche Recht“. E. Fr. 

33. Castellano, Diritto di scelta del sepolero, in particolare 
nei rapporti dei coniugi. Nap. 04. 

34. Boudinhon, Le nouveau decret sur les honoraires de 
messes. Le Can. cont. 27. 449. 

35. Ruffini, La quota di concorso. Studio di diritto finanziario 
ecclesiastico. Il Filangieri 21, 401. 

36. Das* Kollegiat-Stift St. Annual, die (feneral-Kirchen-Schaffnei 
der Grafsch. Saarbrücken und die Bruderschaftsgüter der Ortskirche 
St. Johann. Von Rechtsanwalt Dr. Muth zu St. Johann, als Mskpt. 
gedruckt auf Wunsch des Presbyteriums der ev. Pfarrgemeinde St. Jo- 
hann. St. Joh. a/Saar. Druck von Friedr. Coarths. 1904. 
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37. Roquejorre, De l’administrat. eivile des cures et succur- 
sales. Par. 04. 


VII. Ordenswesen. 


33. Schiwietz* Das morgenländische Mönchtum. Bd. 1. Das 
Ascetentum der drei ersten christl. Jahrhunderte u. d. egyptische Mönch- 
tum im vierten Jahrh. Mainz 04, Kirchheim u. Co. Mk. 7. 

Die lJieser dieser Zeitschrift haben wir in den Jahren 1598 —1905 
auf die im Archiv für katholisches Kirchenrecht erschienenen gelehrten 
Abhandlungen von Schiwietz über das morgenländische Mönchtum aut- 
merksam gemacht. Wir haben das um so mehr getan, als sie auf ernsten 
Studien beruliten und die Wissenschaft wirklich förderten, wenn man 
auch in Einzelfragen von der Meinung des Verf. abweichen mochte. 
Die zwei ersten Teile des vorliegenden Buches sind nun nichts anderes 
als ein Abdruck jener Abhandlungen, den man dankend entgegennehmen 
wird, da ja jedermann weiss, wie unangenehm es für das Studium ist, 
sich die einzelnen Teile einer zusammenhängenden Untersuchung aus 
den verschiedenen Bäuden einer Zeitschrift zusammensuchen zu müssen. 
Doch das vorliegende Buch gibt auch einen im wesentlichen bisher 
noch nicht publizierten Teil, welcher die Ergebnisse der beiden voran- 
gehenden unter der Rubrik: Rückblick auf das eryptische Mönchtum 
des IV. Jahrh. zusammenfasst. Zum Schluss hat der Verf. noch zu 
den schon früher gedruckten Teilen seines Buches einige Nachträre 
hinzugefügt. Ein zweiter Band soll folgen. E. Fr. 

34. Prutz, Die exemte Stellung des Hospitaliter-Ordens. Ihre 
Entwickelung, ihr Wesen und ihre Wirkungen. Sitzgsber. d. bayer. 
Ak. d. Wissensch. München 04. 

35. Böhmer, Analekten z. Gesch. d. Franeiseus v. Assisi. S. 
Frane. opuscula regula paenitentium, antiquissima de regula Minorum. 
de stigmatibus s. patris, de Sancto euiusque societate testimonia, m. e. 
Einleitg. u. Register z. Gesch. d. Franeiscus u. d. Franeiscaner. Tüb. O4. 


36. St. Francis of Assisi. According to Brother Thomas of 


Celano. His Descriptions of the Seraphie Father, A. D. 1226--1257. 
With Intro. by Rev. H. G. Rosedale. London. 04. 

37. (zasquet, English monastie life. Lond. 04. 

38. Duhr, Z. (iesch. d. Jesuitenordens. Aus Münchner Archiven 
und Bibliotheken. Hist. Jahrb. 25, 126. 

39. Hamy, Les jesuites anglais expulses de Boulogne en 1752. 
Projets anterieurs pour etablir Ja Compasnie de Jesus dans cette ville. 


Par. 04. 
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40. Boudinhon, Les congregat. relig. A voeux simples. Le 
Can. cont. 27, 257. 353. 478. 

41. Arndt, Die kirchl. u. weltlichen Rechtsbestimmungen f. Or- 
den u. Kongregation. Paderb. 04. (Seelsorger-Praxis 12.) 

42. Erythropel, D. Recht d. weltl. Vereine u. geistl. Orden 
in Frankreich u. d. Ges. v. 1. VII. 1901. Unter Berücksichtirung der 
Vereinsgesetzgebung Deutschlands. Mit e. Vorwort v. Kahl. Berl. 04. 

43. Descotes, Les religieux secularises devant la justice. Etude 
de jurisprud. Par. 03. (32 8.) 

44. Sturel, La condition juridique du congregationiste. Par. O4. 

45. Heiner, D. Marianischen Kongregationen an d. höheren 
Jiehranstalten in Preussen. A. f. K. Kl. 84, 313. 


46. Bozike, Ilssi ararrstpınseng novasıyzıazdv Azıvyzov. Athen 04. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 

14. Müller, Die Kirchen- u. Schulvisitationen im Kreise Belzig 
1530 u. 34 u. Nachrichten über die K.- u. Schuldiener in d. Stadt u. 
d. Amt Belzig während d. Reformationszeit. Berl. 04. (Aus Jahrb. 
f. Brandenb. K.Gesch.). 

15. Holtze, Die Brandenburg. Konsistorialordnung v. 1573 u. 
ihre Kirchenbaupflicht. Berl. 1904. (Schrift. d. Vereins f. d. Gesch. 
Berlins, Heft 39). 

16. Jüngst, D. Wild- u. Rheingräfl. Censur- u. Gemeindeord- 
nungen d. 16.—1S. Jahrh. Tüb. 04. (Theol. Teb. a. d. Rhein. wissen- 
schaftl. Predigerverein. N. F. 6, 117—97. 

17. Strenge, Entw. einer Ordnung d. Gemeindekirchenräte u. 
des Landeskirchenvorstandes 1. Herzogt. S.-Gotha. Vorlage d. Landes- 
kirchenvorstandes, auf dessen Ersuchen rechtsgeschichtlich begründet 
u. erläutert. Gotha O4. 

18. Heim, Ueb. d. Zusammenschluss d. deutsch. ev. Landeskirchen. 
Rev. internat. de Th. 1904, 305. 

19. Lamb, @. Gesch. d. Konfirmation in d. Pfalz. Beitr. z. 
Bayer. K.Gesch. 10, 97. 

20. Free Church Year Book and Official Report of the 9tlı Na- 
tional Council of the Evangelical Free Churches, Held in Newcastle- 


on-Tyne, March 7—10, 1904. 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


18. Linsenmayer, D. Stellung d. flavischen Kaiser z. Christen- 
tum. Hist. Jahrb. 25, 447. 
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19. Carayon, YInquisition au XIIIe et au XIVe siecle. Maza- 
riset 03. 

20. Vidal, Menet de Robecourt commissaire de V’Inquisition de 
Carcassonne 1320—1340. De Moyen Age 16, 425. 

21. Kalkoff, Zu Luthers römischen Prozess II. (vgl. S. 90). 
71. f. K.@esch. 25, 273. 399. 

22. Schulte, Die römischen Verhandlungen über Luther. Quell. 
u. Forschungen a. ital. Arch. 6, 32. 

23. Mayer, D. Konz. v. Trient u. die Gegenreformat. in d. 
Schweiz. 2. Stans 09. 

24. Der Reichshofrat und Georg Eder. Eine F. Briefsammlg. als Beitr. 
z. Gesch. d. Gegenreformat. in Nieder-Oesterreich. Her. v. Schraufl. 
(1573— 78). Wien 04. 

25. Meyer, Zur Geschichte der Gegenreformation in Schlesien. 
Aus vatikanischen Quellen. Z. d. V. f. Gesch. Schlesiens 04. 

26. La Briere, Comment fut adopte et accepte Pedit de Nantes. 
Paris O4. 

27. Hymnen, D. erste preuss. König u. d. Gegenreformat. in 
d. Pfalz. Götting. 04. Diss. 

28. Choisy, Le proces et le bucher de Michel Servet. Par. 04. 
(Extrait de la Rev. chret.) 

29. Bangert, D. Oldesloer Kerkswarenboek. Beitr. z. Sekten- 
gesch. u. Gesch. d. Toleranz im XVII. Jahrh. Schr. d. Ver. f. Schlesw.- 
Holst. K.Gesch. II. Reihe III. H. 2. 

30. Zweite u. dritte Beratung des von dem Abg. Dr. Lieber u. 
Gen. eingebrachten Eutwurfes eines Reichsgesetzes betr. d. Freiheit d. 


Religionsübung. (Stenogr. Ber. d. Reichstags.) A. f.K.K.R. 84 H.3. 


XI. Eherecht. 


38. Di Luca, Summa Praelectionum. Commentarii in lib. IV. 
seu de sponsalib. et matrimonio. Prato 04. 

39. Bortolucci, Il matr. nell’ Egitto greco-romano (Nota a 
proposito dell opera di Rob. de Ruggiero. Arch. giur. 72, 148, 

40. Sägmüller, Eine Dispens päpstl. Legaten z. Verehelichung 
eines Siebenjährigen mit einer Dreijährigen j. J. 1160. Theol. Qu.- 
Schr. 86, 556. 

41. Rockwell*, Die Doppelehe des Landgrafen Philipp von 
Hessen. Marburg, Elwert. 04. Mk. 7. 

Das Buch, die erweiterte Licentiatenschrift eines Amerikaners, 
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erschöpft seinen Stoff so vollständig, dass damit die Untersuchung der 
Frage als abgeschlossen erscheint. Nicht bloss das gesamte gedruckte, 
sondern auch zahlreiches archivalisches Material ist seitens des Verf. 
benutzt, das letztere zum Teil auch im Anhange publiziert worden. Von 
den drei Abschnitten, in welche das Buch zerfällt, interessiert der erste 
die Geschichte der Doppelehe mehr den Historiker. Dagegen ist der 
zweite die Stellung der Wittenberger Reformatoren zur Doppelehe und 
der dritte: Zur Beurteilung der Polygamie im Reformationszeitalter 
von spezifisch kanonistischem Interesse, wie denn auch namentlich der 
Hinweis bedeutungsvoll ist, dass die Frage über die Zulässigkeit der 
Polygamie zuerst bei Gelegenheit der Ehescheidung Heinrichs VIIL 
von England ventiliert worden ist, und dass der Papst selbst bezüglich 
ihrer einen sehr schwankenden Standpunkt eingenommen hat: Grund 
genug für die katholischen Schriftsteller nicht beständig auf Tuuther 
mit Steinen zu werfen, zumal die Auffassungen Cajetans und Luthers 
die grösste Verwandtschaft aufweisen. Mit der juristischen Begriffs- 
bestimmung des Verf. können wir uns nicht überall einverstanden er- 
klären. Wenn er z. B. von der Dispensation spricht, die der Land- 
graf erbeten habe, so kann von einer solchen gar nicht gesprochen 
werden, da Luther und Melanchthon doch gar keine Dispensationsge- 
walt besessen haben, und ihr Gutachten rechtlich nichts anderes war 
als die Meinungsäusserung eines Beichtvaters. Auf 8. 204 ist der Be- 
griff der dispensatio in contractis und contrahendis verkannt u. s. w. 
— Auch für die Stellung der Reformatoren zum ius divinum und zum 
Naturrecht bietet das Buch reiches Material. E. Fr. 

42. Müller, 7. Digamie d. Landgrafen Philipp v. Hessen. Arch. 
f. Ref. Gesch. I. H. 4. 

43. Hörmann, D. tridentin. Trauungsform in rechtshistor. Be- 
ziehung. Rede Uzernowitz 04. 

44. Stocquard, Les origines de la secularisation du mariage 
en France. Rev. de !’Univ. de Bruxelles 1902—3. 

45. Soleri, Nuovamente dell’ errore e del dolo nel matrimonio. 
Archiv. giurid. 72, 98. 

46. Arbois de Jubainville, le mariage avec la sveur con- 
sanguine. Nouv. R. hist. 28, H. 1. 

47. Ahrens, D. Rechıtsstellg. d. Kinder aus nichtigen Ehen n. 
d. B.G.B. Diss. Leipz. 03. 

48. Bassibey, De la clandestinite dans le mariage. Bordeaux 04. 

49. Stölzel, Deutsches Eheschliessungsrecht, als Anleitung f. 
d. Standesbeamten bearb. 4. Aufl. auf der Grundlage des seit 1900 
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geltenden Rechts neu bearbeitet v. Dr. Otto Stölzel. Auh.: Auslän- 
disches Eheschliessungsrecht. Berl. 04. 

50. Köhne, D. materiellen Voraussetzungen für einen Dispens 
von der zehnmonatlichen Wartefrist der Frauen. D. Jur.Z. 1904, 493. 

5l. Glaser, D. rechtl. Natur d. Verlöbnisses n. d. BGB. Halle O4. 

52. Behr, Zwei Streitfragen aus dem materiellen u. prozessualen 
Eherecht. 1. Die Aufhebung der ehel. Kemeinschaft. (Verf. verkennt 
das Kanonische und das Recht des BGB. in gleicher Weise). 2. Schei- 
dungs- bezw. Aufhebungsklage u. Klage auf Herstellung der häuslichen 
(Gemeinschaft. Arch. f. bürgerl. Recht 25, 11. 

53. Hellwig, Gültigkeit der zweiten Ehe trotz Aufhebung des 
Scheidungsurteils. D. Jur. Zeitg. 1904, 834. 

54. Aillet, Le divorce par consentement mutuel. Rennes 1903. 
These. 

55. De Riberolles, Du divorce par consentement mutuel et 
la repudiation en droit franc. Et. hist. et crit., & ce point de vue, 
de la legislation sur le divorce a partir de la loi de 20/9 1792 jusqu’a 
nos jours. (These). Par. 04. 

56. Besler, D. Rechtspraxis d. Ehescheidung bei Geisteskrank- 
heit u. Trunksucht seit Inkrafttreten des BGB. Halle 03. 

57. @iachetti, La questione del divorzio. Firenze 03. (360 p). 

58. Iwasaki, D. japanische Eherecht. Leipz. 04. (Diss.). 

59. Niemeyr, Die Haager Familienrechtskonvention. D. Jur. 
Jıeitg. 1904, 513. 


XI. Schule. 


13. Schulmann, D. Volksschule vor u. nach Luther. Eine 
histor. Studie. Trier 03. 

14. Meyer, D. Ursprung d. jesuitischen Schulwesens, ein Beitr. 
2. Lebensgesch. d. hl. Ignatius. Diss. Berl. 04, 

15. Jones and Sykes, The law of Publie Education in Engl, 
and Wales. Lond. 04. 
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Ill. Aktenstücke. 


Mitgeteilt von Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


16. Leo XIIT. Motu proprio über die den Conclavisten der letzten 
Papstwahl erteilten Privilegien. 1901 XIX. Kal. Jau. Le Can. cont. 
27, 384. 

17. Ders., Breve 15./l. 02. Errichtung der neuen Diözese 
Stioux-City in d. V. St. v. N.-A. Le Can. cont. 27, 493. 

18. Pius X. Motu proprio 17./12. 03. Die Besetzung d. bischöfl. 
Stühle in Italien wird der Congreg. Inquisitionis unterstellt. A. f. K. 
K.R. 84, 340. 

19. Ders., Motu proprio 28./1. 04. Die Ablass- u. Reliquien- 
kongregation wird für immer mit der Ritenkongregat. vereinigt. A. f. 
K. K.R. 84, 342. 

20. Ders., Bulle 30./1. 04. Eine Kommission für die apostol. Vi- 
sitation Roms wird eingesetzt. Le Can. cont. 27, 388. 

21. Ders., Breve durch welches die dazu erforderlichen Voll- 
machten übertragen werden. 25./3. 04. Ib. 391. 

22. Ders., Brief an den Vicarius Urbis v. Fest d. h. Pius V. 1904. 
Priester u. Kleriker, welche der Studien wegen nach Rom kommen 
sollen in die kirchlichen Seminarien oder Collegia sich aufnehmen lassen. 
Acta 8. Sed. 36, 655. 

23. Ders., Breve 16./4. 04. AEpo Coloniensi datur facultas 
indicandi in tertio gradu causas judicatas in primo a Curia Fribur- 
gensl et in secundo a (!uria Rottemburgensi. Acta 8. Sed. 36, 659. 

24. Ders., Breve 16./4. 04. Ep. Rottemburgensi conceditur fa- 
cultas iudicandi in secundo gradn causas iudicatas in primo a Curia 


Friburgensi. Acta S. Sed. 36, 660. 
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25. Ders., Breve 23./2. 04. Die Bibelkommission erhält die Er- 
laubnis akademische Grade in der heil. Schrift zu verleihen. A.f.K. 
K.R. 34, 344. 

26. Ders., Motu proprio über die Codification d. kanon. Rechts 
19./3. 04. Le Can. cont. 27, 297— 300. 

Motu proprio 
de Ecclesiae legibus in unum redigendis 

Arduum sane munus universae Ecclesiae regendae ubi primum, 
arcano divinae Providentiae consilio, suscepimus, praecipua Nobis mens 
fuit et quasi lex constituta, quantum sinerent vires, instaurare omnia 
in Christo. Hanc voluntatem vel primis eneyclicis Litteris ad catho- 
lici orbis Antistites datis patefecimus; ad hanc veluti metam omnes 
animi Nostri vires hactenus intendimus; huic prineipio coepta Nostra 
conformanda euravimus. Probe autem intelligentes ad instaurationem 
in Christo ecclesiasticam disciplinam conferre maxime, qua recte ordi- 
nata et florente uberrimi fructus deesse non possunt, ad ipsam singu- 
ları quadam sollieitudine studia Nostra animumque convertimus. 

Equidem Apostolica Sedes sive in oecumenieis Conciliis sive extra 
Coneilia nunquam intermisit ecelesiasticam disciplinam optimis legibus 
instruere pro variis temporum conditionibus hominumque necessitati- 
bus. At leges, vel sapientissimae, si dispersae maneant, facile igno- 
rantur ab iis qui eisdem obstringuntur, nec proinde, uti par est, in 
usum deduci possunt. Hoc ut incommodum vitaretur, atque ita eccle- 
siasticae disciplinae melius consultum esset, variae sacrorum canonum 
Collectiones confectae sunt. Antiquiores praetereuntes, commemoran- 
dum heic dueimus Gratianum, qui celebri Decreto voluit sacros ca- 
nones non modo in unum colligere, sed inter se conciliare atque com- 
ponere. Post ipsum Innocentius III, Honorius III, Gregorius IX, 
Bonifacius VIII, Clemens V cum Joanne XXII, Decessores Nostri, Ju- 
stinianeum opus imitati pro Jure romano, Üollectiones authenticas De- 
cretalium confecerunt ac promulgarunt, quibus postremis tribus cum 
(zratiani Decreto vel hodie Corpus quod dieitur Juris canonici prae- 
sertim coalescit. Quod quum Tridentina Synodus et novarum lerum 
promulgatio impar reddiderint, Pontifices Romani Gregorius XIII, Xy- 
stus V, Clemens VIII, Benedietns XIV, anımum adjecerunt sive ador- 
nandis novis corporis juris canoniei editionibus, sive aliis sacrorum 


canonum Collectionibus parandis; quibus novissime Collectiones authen- 
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ticae decretorum accesserunt Sacrarum quarumdam Congregationum 
Romanarum. 

Verum per haec si quid allatum est quo pro temporum adjunetis 
diffieultates minuerentur, rei tamen haud satis prospicitur. Ipsa nam- 
que Collectionum congeries non levem diffieultatem parit; saeculorum 
decursu leges prodiere quamplurimae, in multa congestae volumina; 
non paucae, suis olim aptae temporibus, aut abrogatae sunt aut obso- 
leverunt; denique nonnullae, ob immutata temporum adjuncta, aut dif- 
ficıles ad exequendum evaserunt, aut communi animorum bono minus 
utiles. 

His incommodis pro nonnullis juris partibus quae urgentioris erant 
necessitatis, occurrere curarunt ex Decessoribus Nostris praecipue 
Pius IX et Leo XIII sa. me., quorum alter per Constitutionem Apo- 
stolicae Sedis censuras coarctavit latae sententiae, alter leges de publi- 
catione ac censura librorum temperavit per Constitutionem Officiorum 
ei munerum; et normas constituit Congregationibus religiosis cum 
votis simplieibus per Constitutionem Condilae a Christo. At illu- 
stres Ecclesiae Praesules, iique non pauci etiam e S. R. E. Cardinali- 
bus, magnopere flagitarunt ut universae Ecclesiae leges, ad haec usque 
tempora editae, lucido ordine digestae, in unum colligerentur, amotis 
inde quae abrogatae essent aut obsoletae, aliis, ubi opus fuerit ad no- 
strorum temporum conditionem propius aptatis; quod idem plures in 
Vatieano Concilio Antistites postularunt. 

Haec Nos justa sane vota probantes ac libenter excipientes, consi- 
lium cepimus eadem in rem tandem deducendi. Cujus quidem coepti 
quia Nos minime fugit quanta sit amplitudo et moles, ideirco motu 
proprio, certa scientia et matura deliberatione decernimus et perficienda 
mandamus quae sequuntur: 

I. Consilium, sive, ut aiunt, Commissionem Pontificiam consti- 
tuimus, quam penes erit totius negotii moderatio et cura, eaque con- 
stabit ex nonnullis S. R. E. Cardinalibus, a Pontifice nominatim de si- 
enandis?. 

ı Die schon ermannte Kardinalkommission besteht aus den Kard.: S. 
Vannutelli, Agliardi, V. Vannutelli, Satolli, Rampolla, Gotti, Ferrata, Cas- 
setta, Mathieu, Gennari, Caviechioni, Merry del Val, Steinhuber, Segna, Vives 
und Cavagnis. Als Sekretär fungiert: Ez. Gasparri v. Cesarea, Sekretär der 
Congr. degli affari straord. 
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II. Huie Consilio ipse Pontifex praeerit, et Pontifice absente, Car- 
dinalis decanus inter adstantes. 

III. Erunt praeterea justo numero Consultores, quos Patres Car- 
linales e viris canonici juris ac theologiae peritissimis eligent, Ponti- 
fice probante. 

IV. Volumus autem universum episcopatum, Juxta normas oPpor- 
tune tradendas, in gravissimum hoc opus conspirare atque concurrere. 

V, Ubi fuerit constituta ratio in hujusmodi studio sectanda, Con- 
sultores materiam parabunt suamque de ipsa sententiam in conventibus 
edent, praeside illo, cui Pontifex mandarverit Consilu Cardinalium esse 
ab actis. In eorum deinde studia et sententias PP. Cardinales matura 
deliberatione inquirent. Omnia denique ad Pontificem deferantur, le- 
gitima approbatione munienda. 

(Juae per has litteras a Nobis decreta sunt, ea rata et firma vo- 
lumus, contrariis quibusvis etiam speciali aut specialissima mentione 
dignis minime obstantibus. 

Datum Romae, apud S. Petrum, XIV Kal. April. die festo S. ‚Jose- 
phi, Sponsi B. M. V. MDCCCCIV, Pontificatus Nostri anno primo. 

PIUS PP. X. 

97, Cireular des Kard. Staatssekretärs an den Episkopat über 
die Kodifikation des kanonischen Rechts. 25./3. 04. Le Can. cont. 
27, 422—424. 

Illme ac Revme Domine, : 

Pergratum mihi est Amplitudini Tuae mittere Litteras, quas Bea- 
tissimus Pater nuper, Motu proprio, edidit de Ecelesiae legibus in unum 
redigendis. 

Ad norınam autem tertiae ipsarum paragraphi, inter Consultores 
a Patribus Cardinalibus, Pontifice probante, hi, Romae commorantes. 


adnumerati sunt, quibus alii postea adjungentur!: 


1 Nach dem Can. contemp. sind durch Schreiben des Staatssekretariates 
v. 15./4. hinzugekommen: Mgr J. Befani, auditeur de Rote. — R. P. C. Bene- 
detti, C.SS.R. — Mgr H. Binzecher. — R. P. J. Bucceroni, S.J. — Mgr L. 
Budini. — Le comte Capogrossi-Guarna, Doyen des avocats consistoriaux. — 
Mer P. Cheecsi — Mgr J. B. Costa. — R.P. M. De Luca, S. J. — Mgr J. De 
Montel, Doyen de la Rote. — Mgr O. Giorgi. — Mgr J. Latini. — Mgr M. 
Lega. — R. P. A. Lepidi. O.P. — Mar E. Lucidi. — Mgr J. B. Lugari. asses- 
seur du $. Oftiee. — Mgr D. Mannaioli. — Mgr B. Melata. — Mar J. Ner- 
vegna. — R. P. J. Naval, O.P. — R.P. B. Ojetti, 8. J, — R.P.D. Palimieri. 
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Albertus Pille. — Alexius Lepicier. — Aloisius Veccia. — Al- 


phonsus Eschbach. — Bernardinus Klumper. — Cajetanus De Lai. — 
Carolus Lombardi. — Franeiscus Xav. Wernz. — Guillelmus Sebastia- 
nelli. — Guillelmus Van Rossum. — Laurentius Janssens. — Maurus 
Kaiser. — Petrus Armengaudius Valenzuela. — Philippus Giustini. — 
Pius a Langonio. — Thomas Esser. — Vincentius Fernandez y Villa. 


Cum autem, ut in quarta paragrapho edieitur, ea Sanctitatis Suae 
inens sit, ut universus episcopatus in gravissimum hoc opus, quod to- 
tius catholicae Ecclesiae bonum utilitatemque summopere spectat, con- 
eurrat atque conspiret, ideirco Beatissimus Pater mandat, ut singuli 
Archiepiscopi, auditis suffraganeis suis aliisque, si qui sint, Ordinariis 
qui Synodo provinciali interesse deberent, quamprimum, id est non ul- 
tra quatuor menses a receptis his Litteris, huie Sanctae Sedi paucis 
referant, an et quaenam in vigenti jure canonico, sua eorumqyue sen- 
tentia, immutatione vel emendatione aliqua prae caeteris indigeant. 

Insuper Summus Pontifex sixngularıum nalionum Episcopis facul- 
tatem tribuit ut unum vel alium virum sacrorum canonum ac theolo- 
giae scientia praestantem, ab eisdem Episcopis eleetum, atque ipsorum 
sumptibus alendum, Romam mittant, qui Consultorum coetui adsecribi 
possit. Quod si eis magis libuerit, poterunt item Episcopi singularum 
nationum unum ex illis designare, qui jam a Patribus Cardinalibus 
Consultores, uti supra, electi sint, eique sua desideria transmittere cum 
Consultorum coetu communicanda; vel etiam aliquem e sua natione 
nominare, qui, licet extra Urbem commorans, per epistolas Consultori- 
bus adjutricem operam aliqua ratione praestet. 

Ut igitur hujusmodi Beatissimi Patris jJussa perfieiantur, singuli 
Archiepiscopi consilia conferant cum suis suffraganeis aliisque Ordina- 
viis, si qui sint, qui Concilio provinciali interesse deberent, tum postea 
eum caeteris Archiepiscopis ejusdem nationis ut quam citius Sancta 
Sedes certior reddatur quid hac de re communi consensu statutum 
tuerit. 

Dum haee tibi nuntio, interim praecipuae erga Te existimationis 
meae sensus testor, meque profiteor, 

Amplitudini Tuae, 

Romae, die 25 Martii 1904. 


S.J. — Mgr H. Pezzani. — Mgr. B. Pompili. — D. A. Sıli. — Die Gesamt- 
zahl der in Rom residierenden Konsultoren betrügt daher 42. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIV. 3. 29 
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28. Deer. Congr. de Prop. 21./04. Errichtung einer Prä- 
fektur in Benadir. Le Can. cont. 27, 532. 

29. Ders. 27.11. 04. Errichtung einer ap. Präfektur auf der 
Insel Schikoku, welche den Dominikanern anvertraut wird. Le Can. 
cont. 27, 533. 

30. Poenitent. ap. 20./1. 04. Wer gilt als pauper für Ehe- 
dispense. Le Can. cont. 27, 432. 

3l. Deer. Congreg. Indulgent. Uebersicht über die Ab- 
lässe und Privilegien für die Tertiarier des Prämonstrateuser Ordens 
1./3. 04. Le Can. cont. 27, 429. 

32. Deer. Congr. Rituum 9./3. 04. Ueber die Privilegien 
der protonotari apost. Le Can. cont. 27, 316. 

33. Deer. Congreg. eppor. et regular 26.3. 04. Deoxs 
sanctimonialis defunetae, nondum completo triennio votorum simplicium. 
cedit monasterio. Für unbeschuhte Karmeliterinnen. Acta S. Sed. 
36, 664. 

34. Decr. Congreg. Concilii. Decr. und Reglement für 
die Visitation der italienischen Diözesen 7./3. 04. Le Can. cont. 27, 409. 

35. Ders., 11./5. 04. De observandis et evitandis in missarum 
manualium satisfactione. Le Can, cont. 27, 450—454. 

Ut debita sollieitudine missarum manualium celebratio impleatur, 
eleemosynarum dispersiones et assumptarum obligationum obliviones 
vitentur, plura etiam novissimo tempore 8. Concilii Congregatio con- 
stituit. Sed in tanta nostrae aetatis rerum ac fortunarum mobilitate 
et erescente hominum malitia, experientia docuit cautelas vel ma)ores 
esse adhibendas, ut piae fidelium voluntates non fraudentur, resqu« 
inter omnes gravissima studiose ac sancte custodiatur. Qua de causu 
Emi 8. C. Patres semel et iterum collatis consiliis, nonnulla statuenda 
censuerunt, quae SSmus D. N. Pius PP. X accurate perpendit, pro- 
bavit, vulgarique jussit, prout sequitur. 

Declarat in primis Sacra Congregatio manuales missas praesenti 
decreto intelligi et haberi eas omnes quas fideles oblata manuali stipe 
celebrari postulant, euilibet vel quomodocumque, sive brevi manu, sive 
in testanientis, hanc stipem tradant, dummodo perpetuam fundationem 
non constituant, vel talem ac tam diuturnam ut tamquam perpetua 
haberi debeat. 


Pariter inter manuales missas accenseri illas, quae privatae ali- 
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ceujus familiae patrimonium gravant quidem in perpetuum, sed in nulla 
ecclesia sunt constitutae, quibus missis ubivis a quibuslibet sacerldoti- 
bus, patrisfamilias arbitrio, satisfieri potest. 

Ad instar manualium vero esse, quae in aliqua ecclesia constitutae, 
ve] beneficiis adnexae, a proprio beneficiario vel in propria ecclesia 
hac illave de causa applicari non possunt; et ideo aut de jure, aut 
cum 8. Sedis indulto, aliis sacerdotibus tradi debent ut iisdem satisfat. 

‚Jamvero de his omnibus S. C. decernit: 1° Neminem posse plus 
missarum quaerere et accipere quam celebrare probabiliter valeat intra 
temporis terminos inferius statutos, et per se ipsum, vel per sacerdotes 
sibi subditos, si agatur de Ordinario dioecesano, aut Praelato reguları. 

2° Utile tempus ad manualium missarum obligationes implendas 
esse mensem pro missa una, semestre pro centun missis, et aliud lon- 
rius vel brevius temporis spatium plus minusve, juxta majorem vel mi- 
norem numerum missarum. 

3° Nemini licere tot missas assumere quibus intra annum a die 
susceptae obligationis satisfacere probabiliter ipse nequeat; salva tamen 
semper contraria offerentium voluntate, qui aut brevius tempus pro 
missarum celebratione sive explicite sive implieite ob urgentem aliquam 
causam deposcant, aut longius tempus concedant, aut majorem missa- 
rum numerum sponte sua tribuant. 

4° Cum in decreto Figelanti diei 25 mensis Maii 1893 statutum 
fuerit „ut in posterum omnes et singuli ubique locorum beneficiati et 
administratores piarum causarum, aut utcumque ad missarum oner: 
implenda obligati, sive ecclesiastici sive laici, in fine cujuslibet anni 
missarum onera, quae reliqua sunt, et quibus nondum satisfecerint pro- 
priis Ordinariis tradant juxta modum ab ijis definiendum*; ad tollen- 
das ambiguitates Emi Patres declarant ac statuunt, tempus his verbis 
praefinitum ita esse accipiendum, ut pro missis fundatis aut alieui be- 
neficio adnexis obligatio eas deponendi decurrat a fine illius annı tra 
(em onera impleri debuissent: pro missis vero manualibus obligatio 
eas deponendi incipiat post annum a die suscepti oneris, si agatur de 
inagno missarum numero; salvis praescriptionibus praecedentis articuli 
pro minori missarum numero, aut diversa voluntate oflferentiun. 

Super integra autem et perfeeta observantia praecriptionum quae 
tum in hoc articulo, tum in praecedentibus statutae sunt, ommium ad 


uos spectat conscientia graviter oneratur. 


29 * 


450 Aktenstücke. 


5° Qui exuberantem missarum numerum habent, de quibus sibı 
liceat libere disponere (quin fundatorum vel oblatorum voluntati quoad 
tempus et locum celebrationis missarum detrahatur), posse eas tribuere 
praeterquam proprio Ordinario aut S. Sedi, sacerdotibus quoque sibi 
benevisis, dummodo certe ac personaliter sibi notis et omni exceptione 
majoribus. 

6° Qui missas cum sua eleemosyna proprio Ordinario aut S. Sedi 
tradiderint ab omni obligatione coram Deo et Ecclesia relevari. 

Qui vero missas, a fidelibus susceptas, aut utcumque suae fidei 
comnuissas, aliis celebrandas tradiderint, obligatione teneri usque dum 
peractae celebrationis fidem non sint assequuti; adeo ut si ex eleemo- 
synae dispersione, ex morte sacerdotis, aut ex alia qualibet etiaın for- 
tuita causa in irritum res cesserit, committens de suo supplere debeat, 
et missis satisfacere teneatur. 

7° Ordinarii dioecesani missas, quas ex praecedentium articulorum 
dispositione coacervabunt, statim ex ordine in librum cum respectiva 
eleemosyna referent, et curabunt pro viribus ut quamprimum celebren- 
tur, ita tamen ut prius manualibus satisfiat, deinde iis quae ad instar 
manualium sunt. In distributione autem servabunt regulam decreti 
Vigilanti, seilicet: „missarum intentiones primum distribuent inter sa- 
cerdotes sibi subjectos, qui eis indigere noverint; alias deinde aut S, 
Sedi, aut aliis Ordinarıis committent, aut etiam si velint, sacerdotibus 
extra-dioecesanis, dummodo sibı noti sint omnique exceptione majores*, 
firma semper regula art. 6 de obligatione, donec a sacerdotibus actae 
celebrationis fidem exegerint. 

8° Vetitum cuique omnino esse missarum obligationes et ipsarum 
eleemosynas a fidelibus vel locis piis acceptas tradere bibliopolis et 
mercatoribus, diariorum et epliemeridum administratoribus, etiamsi re- 
ligiosi viri sint, nec non venditoribus sacrorum utensilium et indumen- 
torumn, quamvis pia et religiosa instituta, et generatim quibuslibet, etiamı 
ecclesiasticis viris, qui missas requirant, non taxative ut eas celebrent 
sive per se sive per sacerdotes sibi subditos, sed ob alium quemlibet, 
yuamvis optimum, finem. Constitit enim id effici non posse nisi ali- 
quod commercii genus cum eleemosynis missarum agendo, aut eleemo- 
synas ipsas imminuendo: quod utrumque omnino praecaveri debere 8. 
Congregatio censuit. Quapropter in posterum quilibet hanc legem vieo- 
lare praesumpserit aut scienter tradendo missas ut supra, aut eas ac- 
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ceptando, praeter grave peccatum quod patrabit, in poenas infra sta- 
tutas incurret. 

9° Juxta ea quae in superiore artieulo constituta sunt decernitur, 
pro missis manualibus stipem a fidelibus assignatam, et pro missis fun- 
datis aut alicui beneficio adnexis (quae ad instar manualium celebran- 


tur) eleemosynam juxta sequentes articulos propriam, numquam separari 
posse a missae celebratione, zeque in alias res commulari aut im- 
minui, sed celebranti ex integro et in specie sua esse tradendam, sub- 
latis declarationibus, indultis, privilegiis, rescriptis sive perpetuis sive 
ad tempus, ubivis, quovis titulo, forma vel a qualibet auctoritate con- 
cessis et huic legi contrariis. 

10 Ideoque libros, sacra utensilia vel quaslibet alias res vendere 
aut emere, et associationes (uti vocant) cum diariis et epliemeridibus 
inire ope missarum, nefas esse atque ommino prohiberi. Hoc autem 
valere non modo si agatur de missis celebrandis, sed etiam si de ce- 
lebratis, quoties id in usum et habitudinem cedat et in subsidium ali- 
cujus commercii vergat. 

11° Item sine nova et speciali S. Sedis venia (quae non dabitur 
nisi ante constiterit de vera necessitate, et cum debitis et opportunis 
cautelis), ex eleemosynis missarum, quas fideles celebrioribus Sanctua- 
riis tradere solent, non licere quidquam detrahere ut ipsorum decori 
et ornamento consulatur. 

12° Qui autem statuta in praecedentibus artieulis 8, 9, 10 et 11, 
quomodolibet aut quovis praetextu perfringere ausus fuerit, si ex or- 
dine sacerdotali sit, suspensioni @ dirinis S. Sedi reservatae et ipso 
facto incurrendae obnoxius erit; si elericus sacerdotio nondum initiatus, 
suspensioni a susceptis ordinibus pariter subjacebit, et insuper inhabilis 
fiet ad superiores ordines assequendos ; si vero laicus, excommunicatione 
latae sententiae Episcopo reservata obstringetur. 

13° Et enm in const. Apostolicae Sedis statutum sit excommuni- 
cationem latae sententiae Summi Pontifiei reservatae subjacere „colli- 
gentes eleemosynas majoris pretii, et ex iis Jucrum captantes, faciendo 
eas celebrare in locis ubi missarum stipendia minoris pretil esse s0- 
lent“, S.C. declarat, huie legi et sanctioni per praesens decretum nihil 
esse detractum. 

14° Attamen ne subita innovatio piis aliquibus causis et religiosis 


ublieationibus noxta sit, induleetur ut associationes ope missarum jam 
pP ) g 
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initae usque ad exitum anni a quo institutae sunt protrahantur. Item- 
que conceditur ut indulta reductionis eleemosynae missarum, quae in 
beneficium Sanctnariorum aliarumve piarum causarum aliquibus con- 
cessa reperiuntur, usque ad currentis anni exitum vigeant. 

15° Denique quod spectat missas beneficiis adnexas, quoties aliis 
sacerdotibus celebrandae traduntur, Eminentissimi Patres declarant ae 
statuunt, eleemosynam non aliam esse debere quam synodalem loci in 
quo beneficia erecta sunt. 

Pro missis vero in paroeciis aliisque ecclesiis fundatis eleemiosy- 
nam quae tribuitur, non aliam esse debere quam quae in fundatione 
ve] in successivo reductionis indulto reperitur in perpetuum taxata, sal- 
vis tamen semper juribus, si quae sint, legitime recognitis sive pro 
fabricis ecclesiarum, sive pro earum rectoribus, juxta declarationes a 
S. ©. exhibitas in Monacen. 25 Julii 1874 et Hildesien. 11. Januarii 
1898. 

In Monacen. enim „attento quod eleemosynae missarum quorun- 
dam legatorum pro parte locum tenerent congruae parochialis, Emi 
Patres censuerunt lieitum esse parocho, si per se satisfacere non pos- 
sit, eas missas alteri sacerdoti committere, attributa eleemosyna ordi- 
naria loci sive pro missis lectis sive cantatis“. Et in Hldesien. decla- 
ratum est, „in legatis missarum aliqua in ecclesia fundatis retineri posse 
favore ministrorum et ecelesiarum inservientium eam redituum portio- 
nem quae in limine fundationis, vel alio legitimo modo, ipsis assignata 
fuit independenter ab opere speciali praestando pro legati adimple- 
mento*®. 

Denique offieii singulorum Ordinariorum erit curare ut in singulis 
ecelesiis, praeter tabellam onerum perpetuorum et librum in quo ma- 
nuales missae quae a fidelibus traduntur ex ordine cum sua eleemo- 
syna recenseantur, insuper habeantur libri in quibus dietorum onerum 
et missarum satisfactio signetur. 

Ipsorum pariter erit vigilare super plena et omni moda executione 
praesentis decreti: quod Sanctitas Sua ab omnibus inviolabiliter ser- 
vari Jubet, contrariis quibuslibet minime obstantibus. 

Datum Romae ex Sacra Congregatione Coneilii, die 11 Maii 1904. 

Vincentius Card. Ep. Praenestinus, Praetectus. 
C. de Lai, Secretarius. 
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Gerichtssprüche. 
22. E. d. R.Ger. V. (S. 19./11. 03. Ist für Klagen auf Unter- 


lassung des Läutens mit Kirchenglocken der Rechtsweg zulässsig ? 


Entsch. 56, Nr. 6. 8. 25. 
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sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 


4., Convention pour regler les con- 
flits de lois en matiere de ma- 
riage. Du 12 ‚Juin 1902. 

Sa Majeste V’Empereur d’Alle- 
ınagne, Roi de Prusse, au nom de 
Empire Allemand, Sa Majeste 
’Empereur d’Autriche, Roi de Bo- 
heme, etc., etc., et Roi Apostoliqne 


de Hongrie, Sa Majeste le Roi des 


Belges, Sa Majeste leRoi d’Espagne, 
le President de la Republique Fran- 
caise, Sa Majeste le Roi d’Italie, 
Son Altesse Royale le Grand-Duc 
de Luxembourg, Dnc de Nassau, 
Sa Majeste la Reine des Pays-Bas, 
Sa Majeste le Roi de Portugal et 
des Algarves, ete., etc., Sa Majeste 
le Roi de Roumanie, Sa Majeste 
le Roi de Suede et de Norvege, au 
nom de la Suede, et le Conseil 
Federal Suisse: 


(Vebersetzung.) 
Abkommen zur Regelung des 
(teltungsbereichs der Gesetze auf 
dem Gebiete der Eheschliessung. 
Vom 12. Juni 1902. 

Seine Majestät der Deutsche Kai- 
ser, König von Preussen, im Namen 
desDeutschenReichs, Seine Majestät 
der Kaiser von Oesterreich, König 
von Böhmen u. s. w. und Aposto- 
lischer König von Ungarn, Seine 
Majestät der König der Belgier, 
Seine Majestät der König von Spa- 
nien, der Präsident der Französi- 
schen Republik. Seine Majestät der 
König von Italien, Seine König- 
liche Hoheit der Grossherzog von 
Luxemburg, Herzog zu Nassau, Ihre 
Majestät die Königin der Nieder- 
lande, Seine Majestät der König 
von Portugal und Algarvien u. s. w., 
Seine Majestät der König von Ru- 
mänien, Seine Majestät der König 


von Schweden und Norwegen, im 


| Namen Schwedens, und der Schwei- 
ehr 
| zerische Bundesrat: 

Desirant etablir des dispositions! von dem Wunsche geleitet, ge- 


eommunes pour regler les contlits meinsame Bestimmungen zur Re- 


454 Aktenstücke. 


de lois concernant les conditions gelung des Geltungsbereichs der 

pour la validite du mariage, ' Gesetze in Ansehung der Erfor- 
‚ dernisse für die Gültigkeit der Ehe- 
'schliessung zu treffen, 

Ont resolu de conclure une (on- sind übereingekommen, zu diesem 
vention A cet effet et ont nomme Zwecke ein Abkommen zu schlies- 
pour Leurs plenipotentiaires, a, und haben zu Ihren Bevoll- 
voir: ‚mächtigten ernannt: 

(folgen die Namen) 

Lesquels, apres s’ötre communi-| welche, nachdem sie sich ihre 
que leurs pleins pouvoirs, trouves | Vollmachten mitgeteilt und sie in 
en bonne et due forme, sont con- | guter und gehöriger Form befunden 
venus des dispositions suivantes: haben, über folgende Bestimmungen 

übereingekommen sind: 
Article. Artikell. 

Le droit de contracter mariage| Das Recht zur Eingehung der 
est regle par la loi nationale de| Ehe bestimmt sich in Ansehung 
chacun des futurs &poux, ä moins | eines jeden der Verlobten nach dem 
qwune disposition de cette loi ne, Gesetze des Staates, dem er ange- 
se refere expressement A une autre "hört (Gesetz des Heimatstaats), so- 
loi. eilt nicht eine Vorschrift dieses 
(zesetzes ausdrücklich auf ein an- 


Pe (Gesetz verweist. 

Article 2. Artikel 2. 

La loı du lieu de la ee Das (Gesetz des Ortes der Ehe- 
‚schliessung kann die Ehe von Aus- 
| 


ländern untersagen, wenn sie ver- 


peut interdire le mariage des etran- 
gers qui serait contraire A ses dis- 


positions concermant: stossen würde gegen seine Vor- 


schriften über 
l. les degrös de parente ou d’al-| 1. die Grade der Verwandtschaft 


liance pour lesquels il ya une und Schwägerschaft, für die ein 
prohibition absolue; absolutes Eheverbot besteht ; 
2. la prohibition absolue de se| 2. das absolute Verbot der Ehe- 
marier, edietee contre les cou- schliessung zwischen den des 
pables de l’adultere A raison Ehebruchs Schuldigen, wenn 
duquel le mariage de l’un d’eux auf Grund dieses Ehebruchs 


a ete dissous; die Ehe eines von ihnen auf- 
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3. la prohibition absolue de se 
marier, edietee contre des per- 
sonnes condamnees pour avoir 
(de concert attente A la vie du 


conjoint de l’une d’elles. 


! 


lae mariage celebre contrairement 
! 


a une des prohibitions mentionnees 


ei-dessus ne sera pas frappe de 


} 


nullite, pourvu qu'il soit valable 


d’apres la loi indiquee par lar- 
ticle 1er. 

Sous la reserve de Vapplication 
(lu premier alinea de V’article 6 de 
la presente Convention, aucun Etat 
contractant ne s’oblige A faire ce- 
lebrer un mariage qui, & raison 
d’un mariage anterieur ou d’un ob- 
stacle d’ordre religieux, serait con- 
traire ü ses lois. 
empechement de cette nature ne 
pourrait pas entrainer la nullite 
du mariage dans les pays autres 
que celui oü le mariage a ete ce- 
lebre. 

Article 3. 

La loi du lieu de la celebration 
peut permettre le mariage des etran- 
gers nonobstant les prohibitions de 
la loi indiquee par l’artiele 1er, 
lorsque ces prohibitions sont ex- 
elusivement fondees sur des motifs 
d’ordre religieux. 

Les autres Etats ont le droit de 


La violation d’un , 
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gelöst worden ist; 
3. das absolute Verbot der Ehe- 
schliessung zwischen Personen. 
die wegen gemeinsamer Nach- 
stellung nach dem Leben des 
Ehegatten eins von ihnen ver- 
urteilt worden sind. 

Ist die Ehe ungeachtet eines der 
vorstehend aufgeführten Verbote ge- 
schlossen, so kann sie nicht als 
nichtig behandelt werden, falls sie 
im Artikel 1 bezeich- 


nach dem 


‚neten (sesetze gültig ist. 


Unbeschadet der Bestimmungen 
des Artikel 6 Abs. 1 dieses Ab- 
kommens ist kein Vertragsstaat ver- 
pflichtet, eine Ehe schliessen zu 
lassen, die mit Rücksicht auf eine 
vormalige Ehe oder auf ein Hin- 
dernis religiöser Natur gegen seine 


(tesetze verstossen würde. Die Ver- 


letzung eines derartigen Ehehinder- 


nisses kann jedoch die Nichtigkeit 
der Ehe in 


als in dem, wo die Elhie geschlossen 


einem anderen Lande 


wurde, nicht zur Folge haben. 
Artikel3. 
Das Gesetz des Ortes der Ehe- 
schliessung kann ungeachtet der 


Verbote des ım Artikel 1 bezeich- 


'neten Gesetzes die Ehe von Aus- 


ländern gestatten, wenn diese Ver- 
bote ausschliesslich auf Gründen 
religiöser Natur beruhen. 


Die auderen Staaten sind berech- 


ne pas reconnaitre comme valable | tigt, einer unter solchen Umständen 


le mariage celebre& dans ces eircon- geschlossenen Ehe die Anerkeunung 
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stances. 'als einer gültigen Ehe zu versagen. 
Article 4. | Artikel 4. 

les etrangers doivent, pour se, Die Ausländer müssen zum Zwecke 
marier, etablir quils remplissent ihrer Eheschliessung nachweisen. 
les conditions necessaires d’apres dass sie den Bedingungen genügen, 
la loi indiquee par Varticle 1. die nach dem im Artikel 1 bezeich- 
neten Gesetz erforderlich sind. 
(!ette justification se fera, soit| Dieser Nachweis kann durch ein 
par un certificat des agents diplo-| Zeugnis der diplomatischen oder 
matiques ou consnlaires autorises | konsularischen Vertreter des Staa- 
par l’Etat dont les contractants | tes, dem die Verlobten angehören. 
sont les ressortissants, soit par tout |oder durch irgend ein anderes Be- 
autre mode de preuve, pourvu que; weismittel geführt werden, je nach- 
lex conventions internationales ou | dem die Staatsvertäze oder die Be- 
les autorites du pays de la cele- hörden des Landes, in welchem die 
bration reeonnaissent la justification | Elıe geschlossen wird, den Nach- 
comme suffisante. 


Article. 


Sera reconnu partout comme va- 


weis als genügend anerkennen. 
Artikel 5. 


In Ansehung der Form ist die 
lable, quant ala forme, le mariage | Ehe überall als gültig anzuerkennen. 
celebre suivant la loi du pays oü | wenn die Eheschliessung dem Ge- 
ıl a eu lieu. setze des Landes, in welchem sie 
erfolgt ist, entspricht. 

Il est toutefois entendu que les| Doch brauchen die Länder, deren 
pays dont la legislation exige une Gesetzgebung eine religiöse Trau- 


celebration religieuse, pourront ne| ung vorschreibt, die von ihren An- 


nn nn Un nm 


pas reconnaitre comme valables les | gehörigen unter Nichtbeachtung die- 
mariages contractes par leurs na-|ser Vorschrift im Ausland einge- 
tionaux a l’etranger sans que cette  gangenen Ehen nicht als gültig an- 
preseription ait ete observee, zuerkennen. 

Les dispositions de la loi natio-| Die Vorschriften des Gesetzes des 
nale, en matiere de publications, | Heimatstaats über das Aufgebot 
devront etre respectees; mais le| müssen beachtet werden; doch kann 
defant de ces publieations ne pourra |das Unterlassen dieses Aufgebots 
pas entrainer la nullite du mariage | die Nichtigkeit der Ehe nur in dem 
ılans les pays autres que celui dont Lande zur Folge haben, dessen 


la loı aurait ete vıolee, Gesetz übertreten worden ist. 
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Une copie authentique de l’acte 
de mariage sera trausmise aux au- 


torites du pays de chacun 


epoux. 
Article 6. 

Sera reconnu partout comme va- 
lable, quant A la forme, le mariage 
eelebre devant un agent diploma- 
tique ou consulaire, conformement 
a sa legislation, si aucune des par- 
ties contractantes n’est ressortis- 
sante de l’Etat oü le mariage a 
ete celebre et si cet Etat ne s’y 
oppose pas. Il ne peut pas s’y 
opposer quand il s’agit d’un ma- 
riage qui, A raison d’un mariage 
anterieur ou d’un obstacle d’ordre 


religieux, serait contraire ä ses lois. 


La reserve du scond alinea de 
V’article 5 est applicable aux ma- 


riage diplomatiques ou consulaires. 


Article 7. 

Le mariage, nul quant a la forme 
dans le pays oü il a ete celebre, 
pourra neanmoins etre reconnu 
comme valable dans les autres pays, 
si la forme prescrite par la loi na- 
tionale de chacune des parties a 


ete observee. 


Article 8. 


La presente Convention ne s’ap- 


des 
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Eine beglaubigte Abschrift der 
Eheschliessungsurkunde ist den Be- 
hörden des Heimatlandes eines je- 
den der Ehegatten zu übersenden. 

Artikel 6. 

In Ansehung der Form ist die 
Ehe überall als gültig anzuerkennen, 
wenn sie vor einem diplomatischen 
oder konsularischen Vertreter ge- 
mäss seiner Gesetzgebung geschlos- 
sen wird, vorausgesetzt dass keiner 
der Verlobten dem Staate, wo die 
Ehe geschlossen wird, angehört und 
dieser Staat der Eheschliessung nicht 
Wider- 


spruch kann nicht erhoben werden, 


widerspricht. Ein solcher 
wenn es sich um eine Ehe handelt, 
die mit Rücksicht auf eine vorma- 
lige Ehe oder eim Hindernis reli- 
siöser Natur gegen seine (fesetze 
verstossen würde. 

Der Vorbehalt des Artikel 5 
Abs. 2 findet auf die diplomatischen 
oder konsularischen Eheschliessun- 
sen Anwendung. 

Artikel 7. 

Eine Elıe, die in dem Lande, in 
welchem sie geschlossen wurde, in 
Ansehung der Form nichtig ist, 
kann gleichwohl in den anderen 
Ländern als gültig anerkannt wer- 
den, wenn die durch das Gesetz des 
Heimatstaats eines jeden der Ver- 
lobten vorgeschriebene Form beob- 
achtet worden ist. 

Artikel®. 
Dieses Abkommen findet nur auf 
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plique qu’aux mariages celebres sur solche Ehen Anwendung, welche im 
le territoire des Etats contractants Gebiete der Vertragsstaaten zwi- 
entre personnes dont une au moims ‘schen Personen geschlossen sind, 
est ressortissante d’un de ces Etats. von denen mindestens eine Ange- 
‚höriger eines dieser Staaten ist. 
Aucun Etat ne s’oblige, par la’ Kein Staat verpflichtet sich durch 
presente Convention, A appliquer dieses Abkommen zur Anwendung 
une Joi qui ne serait pas celle d’un eines Gesetzes, welches nicht das- 
Etat contractant. 'jenige eines Vertragsstaats ist. 


Ast zierd | Artikel 9. 


‚ 
i 


Ta preseute Convention, qui ne‘ Dieses Abkommen, das nur auf 
s’applique qu’aux territoires euro- die europäischen Gebiete der Ver- 
peens des Etats contractants, sera , tragsstaaten Anwendung findet, soll 
ratifice et les ratifications en seront ratifiziert und die Ratifikationsur- 
deposees a la Haye, des que la'kunden sollen im Haag hinterlegt 
majorit@ des Hautes Parties con- | werden, sobald die Mehrzahl der 
tractantes sera en mesure de le Hohen vertragschliessenden Teile 
faire. hierzu in der Lage ist. 

Il sera dresse de ce depöt un Ueber die Hinterlegung soll ein 
proces-verbal, dont une copie, cer- Protokoll aufgenommen werden; von 
tifiee conforme, sera remise par la diesem soll eine beglaubigte Ab- 
voie diplomatique A chacun des schrift auf diplomatischem Wege 
Etats contractants. einem jeden der Vertragsstaaten 

‚mitgeteilt werden. 
Article 10. Ä Artikel 1. 

lies Etats non signataires qui  Denjenigen Staaten, welche auf 
ont ete representes A la troisieme ' der dritten Konferenz über inter- 
Conference de Droit International nationales Privatrecht vertreten wa- 
Prive sont admis A adherer pure- ren, dieses Abkommen aber nicht 
ment et simplement A la presente gezeichnet haben, soll der vorbe- 
Convention. haltlose Beitritt zu dem Abkommen 

freistehen. 


lL’Etat qui desire adherer noti-| Der Staat, welcher beizutreten 


fiera, au plus tard le 31 Decembre | wünscht, hat spätestens am 31. De- 
1904, son intention par un acte | zember 1904 seine Absicht in einer 
qui sera depose dans les archives Urkunde anzuzeigen, dieim Archive 
du Gouvernement des Pays-Bas. der Regierung der Niederlande hin- 
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Celui-ci en euverra une copie, cer-|terlegt wird. Diese wird eine be- 
tifiee conforme, par la voie diplo- glaubigte Abschrift davon auf di- 


matique & chacun des Etats con- | plomatischen Wege einem jeden 


tractants. der Vertragsstaaten übersenden. 
Article ll. | Artikel ll. 


La presente Convention entrera Dieses Abkommen tritt am sech- 
en vigueur le soixantieme jour a zigsten Tage nach der Hinterlegung 
partir du depöt des ratifications ou der Ratifikationsurkunden oder nach 
de la date de la notification des dem Zeitpunkte der Anzeige von 
einem Beitritt in Kraft. 
Article 12. ' Artikel 12. 

: Dieses Abkommen gilt für die 


adlhesions. 


La presente Convention aura une 
duree de cingq ans A partir de la Dauer von fünf Jahren, gerechnet 
date du depöt des ratifications. von dem Zeitpunkte der Hinterle- 

Kae der Ratifikationsurkunden. 

Ce terme commencera A conrir! Mit diesem Zeitpunkte beginnt 
de cette date, m&me pour les Etats der Lauf der Frist auch für die- 
qui auront fait le depöt apres cette | jenigen Staaten, welche die Hinter- 


date ou qui auraient adlıere plus‘ legung erst nach diesem Zeitpunkte 
tard. bewirken oder erst später beitreten. 


La Convention sera renouvelee, In Ermangelung einer Kündigung 


tacitement de cing ans en cinq ans, gilt das Abkommen als stillschwei- 
sauf denonciation. ‚gend von fünf zu fünf Jahren er- 
Ä neuert. 


La denonciation devra etre noti- Die Kündigung muss wenigstens 


fiee, au moins six mois avant Vex- | sechs Monate vor dem Ablaufe des 
piration du terme vise aux alineas , Zeitraums, der in den vorstehenden 
precedents, au Gouvernement des | Absätzen bezeichnet ist, der Re- 
Pays-Bas, qui en donnera connais- | gierung der Niederlande zugestellt 
sance A tous les autres Etats con-' werden, die hiervon allen anderen 
tractants. ' Vertragsstaaten Kenntnis geben 


wird. 


La denonciation ne produira son Die Kündigung soll nur in An- 
effet qu’aä legard de l’Etat qui sehung des Staates wirksam sein, 
’aura notifiee. La Convention re- der sie erklärt hat. Für die übri- 
stera executoire pour les autres gen Staaten bleibt das Abkommen 


ütats. | in Kraft. 
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En foi de quoi les plenipotenti-) Zu Urkund dessen haben die Be- 
aires respectifs ont signe la pr&- vollmächtigten dieses Abkommen 
sente Convention et lV’ont revetue unterzeichnet und mit ihren Sie- 
de leurs sceaux. geln versehen. 

Fait a la Haye, le douze Juin; Geschehen im Haag am zwölften 
Mil Neuf Cent Deux, en un seul Juni neunzehnhundertundzwei in 
exemplaire, qui sera depose dans einem einzigen Exemplare, das im 
les archives du Gouvernement des Archive der Regierung der Nie- 
Pays-Bas et dont une copie, cer- derlande hinterlegt wird, und wo- 
tifiee conforme, sera remise par la von eine beglaubigte Abschrift auf 


voie diplomatique A chacun des diplomatischem Wege einem jeden 


Etats qui ont ete representes A la der Staaten übergeben werden soll. 
troisieme (Conference de Droit In- welche auf der dritten Konferenz 
ternational Prive. | über internationales Privatrecht ver- 
treten waren, 
(Unterschriften.) 


(Uebersetzung.) 


5. Convention pour regler les con- Abkommen zur Regelung des 
flits de lois et de juridietions Geltungsbereichs der Gesetze 
en matiere de divorce et de se- und der Gerichtsbarkeit auf dem 
paration de Corps. Du 12 Juin (sebiete der Ehescheidung und 
1902. | der Trennung von Tisch und 


Bett. Vom 12. Juni 1902. 


Sa Majeste ’Empereur d’Alle- Seine Majestät der Deutsche 
magne, Roi de Prusse, au nom de| Kaiser, König von Preussen, im 
"Empire Allemand, Sa Majeste Namen des Deutschen Reichs, Seine 
l’Empereur d’Autriche, Roi de Bo- | Majestät der Kaiser von Oester- 
heme, etc., ete., et Roi Apostolique reich, König von Böhmen u. s. w. 
de Hongrie, Sa Majeste le Roi des und Apostolischer König von Un- 
Belges, Sa Majeste le Roi dB ini, Seine Majestät der König 


pagne, le President de la Repu-|der Belgier, Seine Majestät der 


! . . “ss . 
blique Francaise, Sa Majeste le!’ König von Spanien, der Präsident 
Roi d’Italie, Son Altesse Royale le der Französischen Republik, Seine 
(rand-Due de Luxembourg, Duc Majestät der König von Italien, 
de Nassau, Sa Majeste la Reine des Seine Königliche Hoheit der Gross- 


Be e 
Pays-Bas, Sa Majeste le Roi de herzog von Luxemburg, Herzog zu 
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Portugal et des Algarves, etc., etc., 


Sa Majeste le Roi de Roumanie, 


Sa Majeste le Roi de Suede et de, 


Norvege, au nom de la Suede, et 
le Conseil Federal Suisse: 


Desiraut etablir des dispositions 


communes pour regler les conflits 


de lois et de juridietions en ma- 


tiere de divorce et de separation 
de corps, 


Ont resolu de eonclure une Con- | 
vention A cet effet et ont nomme. 


pour Leurs plenipotentiaires, sa- 
voir: 
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Nassau, Ihre Majestät die Königin 
der Niederlande, Seine Majestät 
der König von Portugal und Al- 
garvien 


u. 5. w., Seine Majestät 


der König von Rumänien, Seine 


Majestät der König von Schweden 


und Norwegen, im Namen Schwe- 


dens, und der Schweizerische Bun- 
desrat: 


von dem Wunsche geleitet, ge- 


meinsame Bestimmung zur Rege- 


lung des Geltungsbereichs der Ge- 
setze und der Gerichtsbarkeit auf 


dem Gebiete der Ehescheidung und 


der Trennung von Tisch und Bett 


zu treffen, 

sind übereingekommen, zu die- 
sem Zwecke ein Abkommen zu 
schliessen und haben zu Ihren Be- 


vollmächtigten ernannt: 


(folgen die Namen.) 


Lesquels, apres s’etre communi- 
ue leurs pleius pouvoirs, trouves 
en bonne et due forme, sont con- 


venus des dispositions suivantes: 


welche, nachdem sie sich ihre 


Vollmachten mitgeteilt und sie in 


' guter und gehöriger Forın befunden 
haben, über folgende Bestimmungen 
 übereingekommen sind: 


Artikell. 


Articlel. | 
Les epoux ne peuvent former une| Die Ehegatten können eine Schei- 
demande en divorce que si leur loi dungsklage nur dann erheben, wenn 
nationale et la loi du lieu oü la sowohl das (Fesetz des Staates, dem 
demande est formee admettent le |sie angehören ((tesetz des Heimat- 
divorce !’une et l’autre. staats), als auch das Gesetz des 
Ortes, wo geklagt wird, die Schei- 
dung zulassen. 
Il en est de meme de la die Tren- 


sepa-| Das Gleiche gilt für 


ration de corps. Inung von Tisch und Bett. 
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Article 2. Artikel 2. 

Le divorce ne peut etre demande| Auf Scheidung kann nur dann 
que si, dans le cas dont il s’agit, geklagt werden, wenn sie in dem 
il est admis äA la fois par la loi zu beurteilenden Falle sowohl nach 
nationale des eEpoux et par la loi dem (fesetze des Heimatstaats der 


dı lien oü la demande est formee, Ehegatten als auch nach dem Ge- 
encore que ce soit pour des causes setze des Ortes, wo geklagt wird. 


_ differentes. | sei es auch aus verschiedenen Grünı- 
den, zulässig ist. 
Il en est de möme de la sepa-' Das Gleiche gilt für die Tren- 
ration de corps. ;nung von Tisch und Bett. 
Article 3. Artikel 3. 


Nonobstant les dispositions des| Ungeachtet der Bestimmungen der 
articles 1° et 2, la loi nationale | Artikel 1, 2 ist das Gesetz des 
sera seule observee, si la loı du | Heimatstants allein massgebend. 
lien oü la demande est formee le wenn das Gesetz des Ortes, wo 
prescrit ou le permet. geklagt wird, dies vorschreibt oder 

gestattet. 
Article 4. | Artikel 4. 

Ja loi nationale indiquee par les: Das in den vorstehenden Artikeln 
articles precedents ne peut etre in-' bezeichnete Gesetz des Heimat- 
voquee pour donner & un fait qui | staats kann nicht angerufen wer- 
s’est passe alors que les epoux ou | den, um einer Tatsache, die sich 
un d’eux etaient d’une autre na- | ereignet hat, während die Ehe- 
tionalite, le caractere d’une cause gatten oder einer von ihnen einen 
de divorce ou de separation de | anderen Staate angehörten, die Wir- 
Corps. kung eines Scheidungs- oder Tren- 
nungsgrundes zu verleihen. 

Artikel 5. 
Die Klage auf Scheidung oder 


auf Trennung von Tisch und Bett 


Article5. 


La demande en divorce ou en 


separation de corps peut &tre for- 


mee: kann erhoben werden: 

l. devant la juridietion compe-| 1. vor der nach dem Gesetze des 
tente d’apres la loı nationale | Heimatstaats der Ehegatten zu- 
des epoux; | ständigen Gerichtsbarkeit; 

2. devant la juridietion compe-., 2. vor der zuständigen Gerichts- 


tente du lien oü les Er barkeit des Ortes, wo die Ehe- 
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sont domicilies. Si, d’apres 
leur legislation nationale, les 
epoux n’ont pas le m&me do- 
micile, la juridietion compe- 
tente est celle du domicile du 
defendeur. Dans le cas d’a- 
bandon et dans le cas d’un 
changement de domicile opere 
apres que la cause de divorce 
ou de separation est inter- 
venue, la demande peut aussi 
etre formee devant la juridic- 
tion competente du dernier do- 
micile commun. — Toutefois 
la juridiction nationale est re- 
servee dans la mesure oü cette 
Juridiction est seule compe- 
tente pour la demande en di- 
vorce ou en separation de 
corps. La juridiction etran- 
gere reste competente pour un 
mariage qui ne peut donner 
lieu & une demande en divorce 
ou en separation de corps de- 
vant la juridietion nationale 
competente. 


Article 6. 

Dans le cas oü des epoux ne sont 
pas autorises A former une demande 
en divorce ou en separation de 
corps dans le pays oü ils sont do- 
micilies, ils peuvent neanmoins ’un 
et l’autre s’adresser A la juridietion 
competente de ce pays pour solli- 


citer les mesures provisoires que 


gatten ihren Wohnsitz haben. 
Wenn die Ehegatten nach der 
Gesetzgebung ihres Heimat- 
staats nicht denselben Wohn- 
sitz haben, so ist die Gerichts- 
barkeit des Wohnsitzes des 
Beklagten zuständig. Im Falle 
der böslichen Verlassung oder 
im Falle einer Verlegung des 
Wohnsitzes nach dem Ein- 
tritte des Scheidungs- oder 
Trennungsgrundes kann die 
Klage auch vor der zustän- 
digen Gerichtsbarkeit des letz- 
ten gemeinsamen Wohnsitzes 
erhoben werden. — Die Ge- 
richtsbarkeit des Heimatstaats 
ist allein berufen, soweit sie 
für die Scheidungs- oder Tren- 
nungsklage ausschliesslich zu- 
ständig ist. Doch bleibt die 
fremde Gerichtsbarkeit zustän- 
dig für eine Ehe, in Ansehung 
deren die Scheidungs- oder 
Trennungsklage vor der zu- 
ständigen Gerichtsbarkeit des 
Heimatstaats nicht erhoben 
werden kann. 
Artikel 6. 

Falls die Ehegatten nicht be- 
rechtigt sind, eine Scheidungs- oder 
Trennungsklage in dem Lande ihres 
Wohnsitzes zu erheben, kann sich 
gleichwohl jeder von ihnen an die 
zuständige Gerichtsbarkeit dieses 
Jaandes wenden, um die vorläufigen 
Massnahmen zu erwirken, die in 
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prevoit sa legislation en vue de la 
cessation de la vue en commun. 
Ccs mesures seront maintenues si, 
dans le delaı d’un an, elles sont 
confirm&es par la juridiction natio- 
nale; elles ne dureront pas plus 
longtemps que ne le permet la loi 
du domicile. 


Article 7. 

Le divorce et la separation de 
corps, prononces par un tribunal 
competent aux termes de l’article 5, 
seront reconnus partout, sous la 
condition que les clauses de la pre- 
sente Convention aient ete obser- 
v6es et que, dans le cas oü la de- 
cision aurait &t@ rendue par defaut, 
le defendeur ait ete cite conforme- 
ment aux dispositions speciales exi- 
gees par sa loi nationale pour re- 
connaitre les jugements etrangers. 


Seront reconnus €egalement par- 
tout le divorce et la separation de 
corps prononces par une juridietion 
administrative, si la loi de chacun 
des epoux reconnait ce divorce et 
cette separation. 


Article 8. 
Si les &poux n’ont pas la m&me 
nationalite, leur derniere legislation 


< Aktenstücke. 


dessen Gesetzgebung für die Auf- 
hebung der ehelichen Lebensge- 
meinschaft vorgesehen sind. Diese 
Massnahmen bleiben aufrecht er- 
halten, wenn sie innerhalb eines 
Jahres durch die Gerichtsbarkeit 
des Heimatstaats bestätigt werden; 
sie bleiben nicht länger bestehen, 
als es das Gesetz des Wohnsitzes 
gestattet. 
Artikel 7. 

Die Scheidung und die Trennung 
von Tisch und Bett, die durch ein 
nach Art. 5 zuständiges Gericht 
ausgesprochen werden, sind überall 
anzuerkennen, vorausgesetzt dass 
die Bestimmungen dieses Abkom- 
mens beobachtet worden sind, und 
dass im Falle eines Versäumnis- 
urteils die Ladung des Beklagten 
entsprechend den besonderen Vor- 
schriften erfolgt ist, die das Gesetz 
seines Heimatstaats für die Äner- 
kennung ausländischer Urteile er- 
fordert. 

In gleicher Weise sind überall 
anzuerkennen die Scheidung und 
die Trennung von Tisch und Bett, 
die von einer Verwaltungsgerichts- 
barkeit ausgesprochen werden, vor- 
ausgesetzt dass das Gesetz eines 
jeden der Ehegatten eine solche 
Scheidung oder Trennung aner- 
kennt. 

Artikel®8. 

Wenn die Ehegatten nicht die- 

selbe Staatsangehörigkeit besitzen, 
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commune devra, pour l’application |so ist ihr letztes gemeinsames Ge- 


des articles precedents, &tre con- | setz als das Gesetz ihres Heimat- | 


sideree comme leur loi nationale. |staats ım Sinne der vorstehenden 


Article 9. 

La presente Convention ne s’ap- 
plique qu’aux demandes en divorce 
ou en separation de corps formees 
dans l’un des Etats contractants, 
si ’un des plaideurs au moins est 
ressortissant d’un de ces Etats. 


Aucun Etat ne s’oblige, par la 
presente Convention, & appliquer 
une loi qui ne serait pas celle d’un 
Etat contractant. 

Article 10. 

La presente Convention, qui ne 
s’applique qu’aux territoires euro- 
peens des Etats contractants, sera 
ratifiee et les ratifications en se- 
ront deposees ä la Haye, des que 
la majorite des Hautes Parties con- 
tractantes sera en mesure de le 
faire. 

Il sera dresse de ce depöt un 
proces-verbal, dont une copie, cer- 
tifiee conforme, sera remise par la 
voie diplomatique A chacun des 
Etats contractants. 


Article 11. 

Les Etats non signataires qui 
ont ete representes a la troisieme 
Conference de Droit International 
Prive sont admis a adherer pure- 
ment et simplement & la presente 


Artikel anzusehen. 
Artikel. 

Dieses Abkommen findet nur auf 
solche Scheidungs- und Trennungs- 
klagen Anwendung, welche in einem 
der Vertragsstaaten erhoben wer- 
den, und zwar nur dann, wenn 
mindestens eine der Parteien einem 
dieser Staaten angehört. 

Kein Staat verpflichtet sich durch 
dieses Abkommen zur Anwendung 
eines Gesetzes, welches nicht das- 
jenige eines Vertragsstaats ist. 

Artikel 10. 

Dieses Abkommen, das nur auf 
die europäischen Gebiete der Ver- 
tragsstaaten Anwendung findet, soll 
ratifiziert und Ratifikationsurkun- 
den sollen im Haag hinterlegt wer- 
den, sobald die Mehrzahl der Hohen 
vertragschliessenden Teile hierzu in 
der Lage ist. 

Ueber die Hinterlegung soll ein 
Protokoll aufgenommen werden ; 
von diesem soll eine beglaubigte 
Abschrift auf diplomatischem Wege 
einem jeden der Vertragsstaaten 
mitgeteilt werden. 

Artikelll. 

Denjenigen Staaten, welche auf 
der dritten Konferenz über inter- 
nationales Privatrecht vertreten wa- 
ren, dieses Abkommen aber nicht 
gezeichnet haben, soll der vorbe- 
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Convention. haltlose Beitritt zu dem Abkommen 
freistehen. 
J’Etat qui desire adherer noti-| Der Staat, welcher beizutreten 


fiera, au plus tard le 31 Decembre : wünscht, hat spätestens am 31. De- 
1904, son intention par un acte zember 1904 seine Absicht in einer 
qui sera depose dans les archives | Urkunde anzuzeigen, die im AÄr- 
du Gouvernement des Pays-Bas. |chive der Regierung der Nieder- 
Celui-ci en enverra une copie, cer- |lande hinterlegt wird. Diese wird 
tifiee conforme, par la voie diplo- eine beglaubigte Abschrift davon 
matique & chacun des Etats con- | auf diplomatischem Wege einem je- 
tractants. den der Vertragsstaaten übersenden. 
Article 12. Artikel 12. 


La presente Convention entrera| Dieses Abkommen tritt am sech- 


— 


en vigueur le soixantieme jour A| zigsten Tage nach der Hinterlegung 
partir du depöt des ratifications ou | der Ratifikationsurkunden oder ach 
de la date de la notification des| dem Zeitpunkte der Anzeige von 
adhesions. einem Beitritt in Kraft. 

Article 13. Artikel 13. 

La presente Convention aura une| Dieses Abkommen gilt für die 
duree de cinq ans A partir de la | Dauer von fünf Jahren, gerechnet 
date du depöt des ratifications. von dem Zeitpunkte der Hinter- 

legung der Ratifikationsurkunden. 

Ce terme commencera & courir| Mit diesem Zeitpunkte beginnt 
de cette date, m&me pour les Etats der Lauf der Frist auch für die- 
qui auront fait le depöt apres cette jenigen Staaten, welche die Hinter- 
date ou qui auraient adhere plus legung erst nach diesem Zeitpunkte 
tard. bewirken oder erst später beitreten. 

La Convention sera renouvelee' In Ermanglung einer Kündigung 
tacitement de cinq ans en cinq ans, | gilt das Abkommen als stillschwei- 


sauf denonciation. gend von fünf zu fünf Jahren er- 
neuert. 
La denoneiation devra etre noti-| Die Kündigung muss wenigstens 


fiee, au moins six mois avant l’ex- |sechs Monate vor dem Ablaufe des 
piration du terme vise aux alineas Zeitraums, der in den vorstehenden 
Absätzen bezeichnet ist, der Re- 
gierung der Niederlande zugestellt 
sance A tous les autres Etats con- | werden, die hiervon allen anderen 


precedents, au (ouvernement des 


Pays-Bas, qui en donnera connais- 
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tractants. | Vertragsstaaten Kenntnis geben 
| wird. 

T,a denoneiation ne produira son] Die Kündigung soll nur in An- 

effet qu’a Vegard de VEtat quiigehung des Staates wirksam sein, 

V’aura notifiee. La Convention re-| der sie erklärt hat. Für die übri- 


stera executoire pour les autres gen Staaten bleibt das Abkommen 


Etats. in Kraft. 
En foi de quoi les plenipotenti-) Zu Urkund dessen haben die Be- 


aires respectifs ont signe la pre- | vollnächtigten dieses Abkommen 
sente Convention et l’ont revetue | unterzeichnet und mit ihren Siegeln 
de leurs sceaux. versehen. 

Fait a la Haye, le douze Juin | Geschehen im Haag am zwölften 
Mil Neuf Cent Deux, en un seul 


exemplaire, qui sera depose dans 


Juni neunzehnhundertundzwei in ei- 


nenieinzigen Exemplare, das im Ar- 
les archives du Gouvernement des | chiveder Regierung der Niederlande 
Pays-Bas et dont une copie, cer- | hinterlegt wird, und wovon eine be- 
tifiee conforme, sera remise par la'glaubigte Abschrift auf diplomati- 
voie diplomatique & chacun des. schem Wege einem jeden der Staa- 
Etats qui ont &t& representes A la ten übergeben werden soll, welche 
troisieme Conference de Droit In- |auf der dritten Konferenz über in- 
ternational Prive. teruationales Privatrecht vertreten 
waren. 
(Unuterschriften.) 
6. Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation der am 12. Juni 1902 
im Haag abgeschlossenen Abkommen über das internationale Privatrecht 
und die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden. Vom 24. Juni 1904. 
Die vorstehend abgedruckten, am 12. Juni 1902 im Haag abge- 
schlossenen Abkommen, nämlich: 

1. Abkommen zur Regelung des Geltungsbereichs der Gesetze auf 
dem Gebiete der Eheschliessung, 

2. Abkommen zur Regelung des Geltungsbereichs der Gesetze und 
der Gerichtsbarkeit auf dem Gebiete der Ehescheidung und der 
Trennung von Tisch und Bett, 

3. Abkommen zur Regelung der Vormundschaft über Minderjährige, 
sind von Deutschland, Belgien, Frankreich, Luxemburg, den Nieder- 
landen, Rumänien und Schweden ratifiziert und die Ratifikationsurkun- 
den sind am 1. Juni 1904 im Haag hinterlegt worden. 

(Unterschritt.) 
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7. Baden V. 8./10. 03. Verwendung von Geistl. als Lehrer an 
höheren Lehranstalten. A. f. K. K.R. 84, 373—375. 

Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog 
von Zähringen. 

Auf Antrag Unseres Ministeriums der Justiz, des Kultus und 
Unterrichts und nach Anhörung Unseres Staatsministeriums verord- 
nen Wir im Anschluss an Unsere Verordnung vom 21. März 1903, 
die Ordnung der Prüfung für das Lehramt an höheren Schulen betreffend, 
unter Aufhebung Unserer Verordnung vom 23. Mai 1891, was folgt: 


81. 


Kandidaten des geistlichen Standes und Geistliche der christlichen 
Kirchen, welche 
a. nach Massgabe des Gesetzes vom 5. März 1880, betreffend die 
allgemein wissenschaftliche Vorbildung der Kandidaten des geist- 
lichen Standes, und der zu diesem Gesetze erlassenen Vollzugs- 
vorschriften zur ständigen öffentlichen Ausübung kirchlicher Funk- 
tionen iin Gebiete des Grossherzogtums staatlich zugelassen, 
ausserdem 

b. von der obersten im Grossherzogtum befindlichen oder für das 
Grossherzogtum anerkannten kirchlichen Behörde ihres Bekennt- 
nisses als befähigt zur Erteilung des Religionsunterrichtes für 

alle Klassen von Mittelschulen erklärt sind, 

können in der Eigenschaft als wissenschaftliche Lehrer an höheren 
Schulen angestellt werden, sofern sie durch eine von der zuständigen 

Prüfungsbehörde — 8 2 der Prüfungsordnung — abgelegte Prüfung 
1. in der hebräischen Sprache sichere, in wissenschaftlichem 
Zusammenhang stehende Kenntnis der hebräischen Formenlehre und 
Syntax und eine Lektüre historischer, poetischer und propheti- 
scher Schriften des alten Testaments in einigem Umfang mit Ver- 
ständnis in grammatischer, syntaktischer und lexikalischer Hin- 

sicht nachgewiesen und 

2. in zwei weiteren, dem gleichen Gebiet des Unterrichts angehörigen 
Prüfungsfächern ($ 8 Ziffer 1 BI und II der Prüfungsordnung) 
— unter Beschränkung auf Deutsch, Lateinisch, Griechisch, Fran- 
zösisch, Englisch, Mathematik, Chemie und Mineralogie, Botanik 
und Zoologie — mindestens diejenigen Kenntnisse dargelegt ha- 
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ben, welche für solche nach der Prüfungsordnung als Nebenfächer 
angefordert werden. 
82. 
Für die im vorhergehenden Paragraphen bezeichnete Prüfung gelten 
folgende besondere Bestimmungen: 

1. Nachweis der erteilten staatlichen Zulassung zur ständigen öffent- 
lichen Ausübung kirchlicher Funktionen, ferner Nachweis darüber, 
dass der Prüfungsbewerber während des dreijährigen Studiums 
an einer deutschen Universität oder nach dessen Beendigung wäh- 
rend mindestens vier Halbjahren an einer deutschen Hochschule 
Vorlesungen und Uebungen über die im vorhergehenden Para- 
graphen unter Ziffer 1 und 2 benannten Prüfungsfächer besucht 
hat, ist der Meldung ($ 5 der Prüfungsordnung) beizufügen. 

2. Als schriftliche Hausarbeit ($ 21 der Prüfungsordnung) ist nur 
eine Aufgabe aus dem pädagogischen Gebiet zu stellen. 

3. In den unter Ziffer 1 und 2 des vorhergehenden Paragraphen 
bezeichneten Prüfungsfächern ist je eine schriftliche Klausurarbeit 
zu verlangen. 

Im übrigen finden die Bestimmungen der Prüfungsordnung für das 
Lehramt an höheren Schulen auch auf die nach $ 1 dieser Verordnung 
vorzunehmende Prüfung sinngemässe Anwendung. 


S 3. 

Der Oberschulrat wird vor der Entscheidung über die Zulassung 
zur Prüfung die Meldung nebst Belegen der in $ 1b bezeichneten 
Kirchenbehörde mitteilen zur Erklärung, ob der Prüfungsbewerber zur 
Erteilung des Religionsunterrichts seines Bekenutnisses für alle Klassen 
der Mittelschulen mit neunjährigem Lehrkurs befähigt sei. 

Nur wenn diese Erklärung vorbehaltslos erteilt ist, darf bei Vor- 
handensein der übrigen Voraussetzungen die Zulassung ausgesprochen 


werden. 
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20. Preussen*! St.G. über die Bildung von Parochialver- 
bänden im Geltungsbereiche der ev. K.O. f. Westfalen u. d. Rhein- 


! Die mit * versehenen Gesetze werden später im Wortlaute abgedruckt 
werden. ; 
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provinz. 4./7. 04. G.S. 146. 

21. K.G.* dazu vom 4./7. 04. ıb. 147. 

22, Preussen* K.G. betr. d. Verstärkung des Hilfsfonds für 
landeskirchl. Zwecke. 24./4. 04. K.G. u. V.Bl. 15. 

23. Preussen* V. wegen Abänderung u. Ergänzung d. V. üb. 
d. Rechte des Staates gerenüber d. ev. Landeskirche der acht älteren 
Provinzen d. Monarchie v. 9./9. 76 (G.S. 395) u. der V. betr. d. Ueber- 
sang d. Verwaltung der Angelegenheiten d. ev. Landeskirche auf d. 
ev. Oberkirchenrat u. d. Konsistorien der acht älteren Provinzen d. 
Monarchie v. 5./9. 77 (G.S. 215). Vom 20./7. 1904. G.S. S. 190. 

24. Verf. d. Kons. zu Kiel betr. Verweigerung der Zulassung 
einer in der Landeskirche nicht konfirmierten Person zum Patenamt 
19./2. 04. K.G. u. V.Bl. 65. 

25. Braunschweig. Frl. d. Konsist. an die Geistlichen betr. 
ihr amtliches Verhalten zu Fällen der Feuerbestattung. 8./3. 04. A. 
K.Bl. 255. 

26. Braunschweig* H. Erl. z. Neuordnung der Verhält- 
nisse der im westl. und nordwestl. Teil der Stadt Braunschweig be- 
legenen ev.-luth. Kirchengemeinden St. Michaelis, St. Martini u. St. 
Petri v. 30./7. 04. Amtsbl. S. 75. 
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